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AlB-Aktuell: Zimbabwe und Namibia 
1m Prazeß der Installierung schwarzer Marionencnregimes in 
Zimbabwe und Namibia ist ein Einschnin erreicht. Mit der 
Wahl von Josiah Gumende zum "Präsidenten" und yon Abcl 
Muzorewa zum "Premierminister", mit der anschließend vor­
genommenen Einsetzung eines "Kabinetts" aus Männern von 
Muzorewas Unabhängigem Afrikanischen Nationalrat (UANC) 
und Vertretern der alten Smith·Administration wurde Ende 
Mai d.J. vollzogen, was nach der Wahlfarce vom April (siehe 
AlB 6/ 1979) zu erwarten war. 
Auch in Namibia ist mit der Einsetzung einer "Nationalver­
sammlung" am 21. Mai aus korrupten Stammcshauptlingen 
und Vertretern der weißen Minderheit um Dirk Mudge ein wei­
terer Schritt auf die Veliol'irklichung der geplanten imernen 
"Lösung" getan worden. Zielstrebig steuert der von Pretoria 
eingesetzte Generaladminisuator Marthinus Steyn auf eine ein­
seitige .. Unab.hängigkeitserklärung" hin. 
Die gleichlaufenden Entwicklungen in Namibia und Zimbabwe 
sind nicht sensationell; sie waren vor dem Himergrund der süd­
afrikanischen Pläne absehbar. Gleichwohl wäre nichts verkehr­
ter als hieraus den Schluß zu ziehen, dies alles sei ein "läppi­
sches Theater", nichts weiter als ein makabres SChauspiel von 
Ewiggestrigen. Die Gefährlichkeit des Manövers mit den .. in­
ternen Lösungen" liegt darin, daß die rassistischen Regimes auf 
diese Weise vollendete Tatsachen schaffen in der Hoffnung, 
Anerkennung bei den Westmächten zu finden. 
Tatsächlich - auch dies ein Beweis der Gefährlichkeit der ak· 
tuellen Emwicklungen im Südlichen Afrika - verstärken sich 
die Kräfte in den westlichen Hauptstädten, die auf eine völker­
recht liche Anerkennung der bestehenden oder anvisienen Ma· 
rionettenregierungen drängen. Der US-Senat verabschiedete be· 
reits zweimal eine entsprechende Aufforderung an die Carter­
Ad ministration. Nach dem Wahlsieg der Konservat iven Panei 
in Großbri tannien verstärken sich auch hier die Anerkennungs· 
bestrebungen. Im Rapport ihres Wahlbeobachters Lord Boyd 
z. B. werden die unter Terrorbedingungen abgehaltenen Wah· 
len als "den Umstä nden emsprechend durchaus fair" bezeich· 
net - ein Hohn angesichts der kürzlich bekanmgewordenen 
Ermiltlungen der Patriotischen Front, wonach die Rassistenar­
mee allein im Wahlmonat April 3647 Zivilisten ermordete. 
Auch in der Bundesrepublik fo rdern CDU/ CSU - gestützt auf 
die gezinkten Berichte ihrer Beobachter Todenhöfer und Voss 
(beide Mitglieder des Bundestags) - massiv die Anerkennung 
des neuen Regimes in Salisbury und die unverzügliche Aulbe­
bung der UN-Sanktionen. 

UNO: Wahlen " null und nichl.ig" 

WenngleiCh die west lichen Regierungen die Marionen enregimes 
lieber heute als morgen anerkennen wUrden, müssen sie jedoch 
vorerst starke Gegenkräfte in ihr Kalkül mit einbeziehen . Nach· 
dem bereits unmittelbar nach der Walhfarce der UNo 
Sicherheitsrat das Manöver (bei Enthaltung der Westmächte) 
für "null und nichtig" erk lärt und die Fortführung der Sanktio­
nen beschlossen hatte, appellierten Anfang J uni d. J. die Front· 
staaten Angola, M~ambique, Botswana, Sambia und Tansan· 
sia gemeinsam mit Nigeria an alle Länder, der Regierung Muzo­
rewas keinesfalls auch nur "irgendeine Form der Anerken· 
nung" zu ge~ähren. 
Die konsequent· positive Hailung Nigerias zum Befreiungs­
kampf könnte in der gegenWärtigen Situation zur AchilIesverse 
der USA werden: Als einer der wiChtigsten Erdölexponeure in 
die USA erklärte seine Regierung, daß sie bereit zum Stopp des 
Ö lhandels sei, falls die Carter·Administration Muzorewa aner­
kenne. Da ein Ausfall der etwa I S GJo des Ölimports der Verei­
nigten Staaten, die auf Nigeria entfallen, bereits zum Energie­
notstand in den USA fUhren kann, hält Caner (zumindest vor-

Ne"",Gesp.nn in Z;mbobvre : M"""e"'. ur><! Sm;lh 

läufig) noch - trOtZ des Drucks im Senat - an den Rhodesien­
aktionen fest. 
Auch in der Namibiafrage steht der Westen vor einem äh nli­
chen Dilemma, das der Leitartikler der Frankfurter Allgemei­
nen Zeitung, Klaus Natorp, am 19. 4. 1979 so kennzeichnete: 
"Nur sollte niemand so naiv sein, anzunehmen, die SWAPO sei 
besiegt, wenn der Westen die ,imerne Lösung' anerkenne. 
Wahrscheinlich ginge der Kampf dann erst richtig los." 

Tatsächlich ist der Kampf der nat ionalen Befreiungsbewegu n­
gen in Namibia und Zimbabwe der wichtigste Garam dafür, 
daß die imperialistischen Manöver letztlich zum Scheitern ver­
urteilt sind. Auf Dauer werden selbst die Westmächte nicht dar­
um herumkommen, die Südwestafrikanische Volksorganisation 
(SWA PO) und die Patriot ische Front als einzige legitime Ver­
tretungen der Völker Namibias und Zimbabwes anzuerkennen. 
Von besonderer Bedeutung für den Fortgang des Kampfes auch 
nach der Inthronisierung des Mozorewa.Regimes ist in Zimbab­
we die verstärkte Tendenz zur Vereinheitlichung der beiden FIO­
gel der Patriotischen Front, ZAPU (Nkomo) und ZANU (Mu­
gabe). Nachdem das Exekutivkomitee der Patriotischen Front 
Mitte Mai in Addis Abeba die Bildung eines Koordinierungs­
und Verteidigungsrates, die Schaffung eines gemeinsamen mili­
tärischen Oberkommandos und die Ausarbeitung eines einheit­
lichen poHtischen und mili tärischen Programms beschlossen 
hatte, wurde Anfang Juni is Daressalam ein gemeinsames mili­
tärisches Opcrationskommando geschaffen. Damit sind wichli· 
ge Voraussetzungen vorhanden, die nach langen Ausei nander­
setzungen die Basis fü r die organisatorische Einheit und das Zu· 
sammenwirken im bewaffneten Befreiungskampf werden kön· 
nen. 

3 



Nikaragua 
In den Landern der mitte/amerikanischen Landbrücke (Guatemala, HondurU$, EI Sah-odor, NikaraguaJ, in denen ca. /7 Mio Men ­
schen (3/4 sind Indianer und Mesti~en) leben, sind die prowesllichen MiliUJ,dikfoluren augenblicklich mit einer explosiven Situation 
kOn/rontiert: Genera/streiks, MassenproteSle und Guerif/aaklionen reißen insbesondere im Srurmzentrum N ikarogua, aber auch in 
Guatemala und EI Sah'odor nicht ab, wie unsere nachstehenden Bei/ritge bezeugen. 
In Nikaragua wurde mit der bewaffneten Vofksoffensive und der Ausrufung einer breiten ontidikfOlorischen Gegenregierung Mitle Ju­
ni d. J. der Endkampf gegen das Somoza-Regime eingeleitet. In LUfeil/amerika lOg die Diskredilienmg des VtJ/kermordregimesernst. 
hafle politisc;h-diplomarische Konsequen zen nach sich: Dem Beispiel des Abbruchs der Beziehungen seitens Mexiko und Kostarikas 
folgten im luni d. 1. Panama sowie mir einer Absichtserk/Urung auch die Mitglieder des Andenpaktes (Venezuela, Kolumbien, Peru, 
Ekuador lind Bolivien). Die Sandinistische Front der NOIionalen Befreiung (FSLN) kannten sie als im Sinne des V61kerrechts krieg­
fUhrende Partei an. Dem von Somoza bedrohten Koslariko sicherten sie militUrischen Beistand zu. Internalionale Brigaden aus Pana­
ma, Kolumbien u. a. 100einamerikanischen Löndern griffen auf der Seite der Sandinistas in die Kömpfeein. Kuba hat die Provisorische 
Regierung unverzüglich anerkannt und die USA nachdnkklich Mr einer direkten Inlervention gewarnt, die z wangsläufig in ein neues 
Vietnam münden werde. 
In der gegenwörtigen Situation sind es wiedenu1I al/eine die USA, die Somoza massive Rückendeckung geben. Im Februar d. 1. halle 
die Carter-Administration zwar offiziell die Einstellung der Militärhilfefür das Regime in Managua verkündei, aber über Drille insge­
heim weiter geliefert. Ein desertierrer Bombenpilot der Nationalgarde enthüllte Milleluni, daß die US-Luftwaffe Napalm an SOll/oza 
liefere. US- Außenminister Cyrus Val/ce . .- " Wir haben Präsident Somoza gesagt, daß wir eine politische L6sung brauchen, 
um das Problem zu 16sen. " Andernfalls werde sich "die Polarisierung fortsetzen, und die Chancen für eine radikale Lösung lies Pro­
blems sind groß. " (International Herold Tribune, ZUrich, /5. 6. 1979) 
Dem nikaraguanischen Volk aber hilfl nur eine Radikalkur, der Sturz Somozas und die Beendigung der neokolonialen Abhlingigkeil 
vom Yankee-Imperialismus. Den USA gill es durch internationalen Druck gerade jetzt die Hände zu binden. 

Ulrich Rupp 

Die Volksoffensive STIlLER 
OlEAN 

, 500k'!' 

Mitte Juni 1979, auf dem Höhepunkt der Großoffensive der 
Sandinistischell Front der Nationalen Befreiung (FS LN), 
scheint der St urz der Somoza- Diktatur unausweichlich. Beim 
Volk verhaßt, international disk retiert, ist selbst Somozas Kon­
trolle über die 15000 Mann starke Nationalgarde fragwürdig 
geworden. 
Diese existenzielle Krise des Somoza.Regimes zeichnete sich be­
reits deutlich im Vorjahr ab. Sie resultierte aus dem außeror­
dentlichen Erstarken der antiiperialistischen Volksbewegung· 
und der tiefsten wirtschafllich-sozialen Krise des Landes. 
Nikaraguas Auslandsverschuldung hat fast die Höhe seines 
Bruttosozialproduktes von 1,4 Mrd Dollar erreicht. Folglich 
wird der Schuldendienst Nikaraguas von 7 OJ~ der Exporterlöse 
1965 auf Ober 20 1170 im laufenden Jahr steigen. 
Die soziale Lage der Mehrheit des nikaraguanischen Volkes hat 
sich im laufenden Jahr weiter verschlechtert (vgl. auch AlB 
4/ 1978, S. 2S). Rund 1/6 der Bevölkerung haust in ElendsQuar. 
t ieren. Die Arbeitslosenrate st ieg seit Anfang 1978 von ca. 2S OJo 
auf 40 070 an. Arbeitslosenunterstützung aber ist so gut wie 
nicht vorhanden. Die Inflationsrate von nun weit über 20 070 
zehrt ebenso am - ohnedies niedrigen - Realeinkommen der 
Werktätigen wie auch ein dramatischer Sozialabbau des 
Somoza-Regi mes. I 

Die Haushahsposlen im Budget 1979 fOr Erziehung, öffentliche 
Dienste und Gesundheit wurden um 20 Mio DM gekOrzt, wo­
hingegen man· den Militärhaushah um lOS Mio DM aufstockte. 
Den Unternehmern, die sich den Aufstandsbewegungen des 
Jahres 1978 angeschlossen hatten, wurden Investitionsanreize, 
Steuervergünstigungen sowie Exporterleichterungen gestrichen. 
In der Folge schlossen mehrere Fabri ken. Weitere 20000 Arbei · 
ter lagen auf der Straße.2 
Die Polit ik des nationalen Ausverkaufs seitens des Somoza­
ClansJ haI überdies im Zuge der 70er Jahre zu einer erhöhten 
Abhängigkeit von den USA geführt. Ein um 70 1170 niedrigeres 
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Lohnnilleau , Steuerfreiheit rur die US-Konzerne u. a. m. veran­
laßten sie zu Kapitalinvestitionen lIon schätzungsweise I Mrd 
Dollar und brachten folgende Besit zverhältnisse in Nikaragua 
hervor: US·Firmen konnten 90 0J0 des Holzeinschlages, der 
Bergbauproduktion und der Fischerei, 50 070 des Binnenhandels 
sowie 1/3 der KonsumgOterproduktion an sich reißen. Der 
Konzern United Brands (früher United Fruit) kontrolliert fast 
ausnahmslos die Bananenproduktion . Jährlich übersteigen die 
unbesteuert transferierten Profite der US-Konzerne die 20·Mio· 
Dollar-Grenze. 4 

Somozas Halt : die USA 

Die neokoloniale Abhängigkeit von den USA schlägt sich auch 
in der Außenhandclsstruktur Nikaraguas nieder: 35 OJo der Im­
porte und 25 070 der Exporte des Landes entfallen auf die USA. 
Doch die US-Oberlebenshilfe für Somoza erk lärt sich auch aus 
handfesten strategischen Interessen Washingtons in Mitlelame· 
rika. 
Beschworen wird immer wieder der kubanische " Bazillus", der 
mit dem Sieg der Aufständischen in Nikaragua auf dem Fest· 
land Wurzeln zu schlagen drohe. Angesichts dieser "Gefahr" 
gibt es seit langem Planungen, daß die Nationalgarde Nikara­
guas den Kern einer im Rahmen des Militärbündnisses CON­
DECA (gegrOndet 1965, Mitgliedsländer Nikaragua, EI Sallla­
dor, Guatemala, Honduras) operierenden Eingreifstreitrnacht 
abgeben soll. 
Um die Nationalgarde zur Erfüllung dieses Auftrages in die La­
ge zu versetzen, pumpten die USA in den letzten 15 Jahren 80 
Mio Dollar an Militärhilfe nach Nikaragua. 6 
Den USA muß künftig umso mehr an der Unterstützung Somo­
zas gelegen sein, als die Einigungsbewegung der Opposition in 
Nikaragua den Bestand des treuesten Vasallen· Regimes der 



USA ernsthaft gefährdet. Höchstwahrscheinlich könnten sich 
im Falle des Sturzes Somozas die weitaus schwächeren Regimes 
in EI Salvador und Guatemala, wo der Befreiungskampf eben­
falls beeindruckende Ausmaße angenommen hat, nicht mehr 
halten. 
Seit Anfang 1918 hat der nikaraguanische Volkswiderstand eine 
besondere Breite und Schlagkraft erreicht. Aus dem Zusam­
menwirken von Guerillaaktionen und politischem Massen­
kampf schöpft er seine Stärke . 
Die 1961 gegründete Sandinistische Front der Nat ionalen Be­
freiung (FSLN) entwickelte, gestützt auf Arbeiter und Bauern, 
den Guerillakampf. Beschränkte sie sich anfangs noch in ihren 
Aktionen auf den gebirgigen Norden, so ging sie ab 1911 zu Ak­
tivitäten im ganzen Land über. In ihrem Regierungsprogramm 
von 1918 (Wortlaut in AlB 1/ 1919) votierte sie fUr eine vollstän­
dige Beseitigung der Somoza-Diktatur, fOr eine umfassende Na­
tionalisierung der nationalen ReichtUmer, fOr die Bildung einer 
Volksarmee und demokratische Freiheitcn. 
Eine gewichtige Rolle im antidiktatorischen Kampf spielte auch 
die 1914 gegründete Demokratische Front für Befreiung 
(U DEL), die sich aus sieben politischen Parteien, darunter der 
Unabhängigen Liberalen Partei (PLI), der Sozialchristlichen 
Partei (PSL), der Sozialistischen Partei (PSN), der Konservati­
ven Partei sowie den Gewerkschaftsverbänden CfN und GGT 
(I) zusammensetze. 
Die Ermordung ihres FOhrers Pedro Joaquin Chamorro am 10. 
i. 1918 (siehe detailliert in AlB 4/ 1978, S. 23 ff.) durch 
Somoza-Schergen, brachte den Volkswiderstand erstmals zum 
Siedepunkt. Ein Generalstreik aus Protest gegen den feigen 
Mord lähmte 3/ 4 des Wirtschaftslebens. 80 O!O der Wahlberech­
tigten unterstrichen kurz darauf diese Haltung durch ihren Boy­
kott der Kommunalwahlen vom 5. 2. 1978. 
Unter dem Eindruck der Massenbewegungen und der verstärk­
ten Repression Somozas zur Niederschlagung des General­
streiks bildete sich im März 1978 die Breite Oppositionelle 
Front (FAO) zur Ablösung Somozas, die neben der UDEL auch 
Unternehmerverbände, die Demokratische Bewegung Nikara­
guas sowie die als politischen Arm der FSLN fungierende Grup­
pe der 12 umfaßte. 
Allerdings gaben die bürgerlichen Gruppen in diesem Bündnis 
von Anfang an den Ton an. Sie favorisierten die Errichtung ei­
nes bürgerlich-parlamentarischen Systems, traten nicht für eine 
VO llständige Nationalisierung der Reichtümer Somozas ein (sie 
wollten. sie lieber unter ihre eigene Kontrolle bringen), und sie 
befUrworteten auch nicht die völlige Auflösung der National­
garde. Da sie sich auch gegenüber der US-Nikaraguapolitik zu­
nehmend kompromißbereiter zeigten, bildete sich im Juli 1978 
innerhalb der FAO die Linksallianz Vereinigte Volksbewegung 
(MPU) als Gegengewicht (GrUndungsmanifcst und Programm 
in AlB 2/1979). 
Die 22 MPU -Mitgliedsorganisat ionen, darunter die Kommuni­
stische Partei (peN), die Sozialistische Partei (PSN), 
Studenten-, Schüler-, Frauen- und Gewerkschaftsorganisatio­
nen, stellten die "Entwick lung der Aktionseinheit" der Arbei­
terklasse, Bauern und anderer sozialer Kräfte obenan. Als 

Kampfziele formulierte die MPU die MObilisierung des Volkes 
für den SlUrz Somozas, die Anhebung des Organisationsgrades 
der Massen sowie die Förderung der Einhei t unter den revolu­
tionären Kräften. Ihre politischen Forderungen sind weitgehend 
identisch mit denen der Sandinistas. 
Seinen bisherigen Höhepunkt erfuhr der Volkswiderstand im 
Septemberaufstand 1978. Mit der Eroberung des Nationalpala­
stes in Managua durch ein FSLN-Kommando konnte die Frei­
lassung von S9 polit ischen Gefangenen erreicht werden . 
Im Anschluß an die Aktion rief die FAO zum Generalstreik 
auf. Die FSLN setzte sich an die Spitze der sich spontan erhe­
benden Bevölkerung und besetzte in einer Großoffensive fünf 
Städte . Die Nationalgarde SChlug brutal zurück, hinterließ SOOO 
Tote, 7000 Verletzte und vertrieb 3S 000 Menschen_ 
Als nach der Niederschlagung des Aufstandes Teile der Konser­
vativen Partei und FAO-Verlfeter über den "kontrOllierten 
Wandel von der Diktatur zur relativen Demokratie" 7 unter Be­
teiligung der USA verhandelten, kam es innerhalb der FAO 
zum Bruch. Nach dem Austritt der Gruppe der 12 und der Ver­
einigten Volksbewegung rief die FSLN dazu auf, daß nun alle 
wahrhaften Pat rioten die FAO verlassen müßten, um sich am 
Kampf für die wirkliche Befreiung von der Somoza- DiktalUf zu 
beteiligen. 
Aus dem Septemberaufstand 1978 wurden entscheidende Leh­
ren für die Zukunft gezogen. So schätzte die MPU in einem Do­
kument vom 6. 10. 1978 ein, daß verschiedene Faktoren zum er­
folgreichen Abschluß des Aufstandes nicht gegeben gewesen 
wären: Trotz der spontanen Beteiligung der Bevölkerung sei 
diese nicht genügend in den Kampf einbezogen worden. Zum 
anderen habe es an einer Koordination zwischen den verschie­
denen Fronten gefehlt und seien die bewaffneten Aktionen 
nicht nach einem einheitlichen Aufstandsplan verlaufen. 8 

Offensive zu r Vo lkseinheit 

Auf der Grundlage des Bemühens, diese feh lende Einheitl ich­
keit herzustellen und um dem Kompromißlertum der FAO ent­
gegenzuwirken, formierte sich im Februar 1979 die Nationale 
Patriotische Front (FPN). Dieser antisomozistisch-antiimpe­
rialislischen Einheitsfront gehören die MPU, die Gruppe der 
12, die Sozialchristliche Partei, die Unabhängige Liberale Par­
tei sowie Gewerkschaftsorganisationen an. 
In ihrem Programm (siehe Wortlaut) erteilte die Front einem 
sog. "Somozismus ohne Somoza", d. h. jeglicher Kollabora­
tion mit dem Somoza-Regime, eine unmißverständliche Absa­
ge. Zu ihren Kernforderungen zählen: 

• die Auflösung des von der Somozapartei beherrschten Na­
lionalkongresses und seine Ersetzung durch eine demokratische 
Volksversammlung, 
• die Bildung einer neuen Regierung, 
• die Auflösung der Nationalgarde durch eine neue Armee, 
• die völlige Enteignung des großbourgeoisen Somoza-Clans, 

• die Durchführung einer Agrarreform. 

Die FPN orientiert auf die Koordinierung aller Formen des 
Kampfes und auf die ürganisierung der Aktionseinheit gegen 
die Somoza-Diktatur. Kurz darauf vereinigten sich die drei FIO­
gel der FSLN (siehe Vereinigungsdokument und Interview mit 
G. Belli) unter einem einheitlichen politischen und militärischen 
Oberkommando. 
FSLN, MPU und FPN haben in jüngster Zeit überdies ein stra­
tegisches Offensivkonzept entwickelt, das mehr Gewicht auf die 
pOlitische Massenmobilisierung legt . 
So hat die FPN damit begonnen, ihre Organisation auf die De­
partements (Landkreise) auszuweiten. Auch dort wird wie auf 
nationaler Ebene die Struktur aus dem höchsten FPN-Organ 
der Patriotischen Versammlung, mit 12 Mitgliedern (sie werden 
\'on den Mitgliedsorganisationen ernannt) sowie einem Exeku­
tivsekrctariat mit 6 Mitgliedern bestehen. Auf der Basisebene 
ermöglicht die Einheit der FSLN die Organisierung der Bevöl­
kerung an ihren Arbeitsplätzen und in ihren Wohngebielcn. 
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r----Kommunique-----, 
zur FSLN-Vereinigung 

0;. Vettial;flC N.,oonaJk" ... da ~'" (~_ III , ): J"_ 1''''''''Iod;. Do .... ' On.,.. 
n.oma. 8o<tt"."clW)' Ru ... v ...... n r»d<.> I..opu. H ......... oOr1~p 

An: Die Arbf:oi'I,'T in Stadt und Land, Studenten, [nt(]lcktucllcn, pa­
triotischen Frau~n, Künstler, örrentlichen und privaten Angestellten, 
Priester, Mönche, christ lichen Gemeinden, demokratischen Handler, 
und Industriellen, ehrlichen Solda,cn, die der Nationalgarde angehö­
ren. 
An alle Völker der Weil . 
Brildcr Nikarquas: Mit rcvolulionärcr Freude verkünden wir der 
Wel t die unzerbrechliche Einheit der Sandinistischen Fron. der Natio­
nalen Befreiung (FSLN). Die FSLN ist der historisch-notwendige 
Ausdruck des lang!:'" und 5Chwicrigen Kampft!;. der I'om Volk Nika· 
raguas gegen die fremde Un,crdrtlckung und dil' innere TyraOßci ge­
flIhrt wird. 
Die FSLN ist R(Sultat des Kampfes gegen den spanischen Kolonialis· 
mus, des Krielles von 1856 leIen die nordamerikanischen Söldner, 
des mutigen Aufstands von Benjamin Zeledbn im Jahre 1912, des hi · 
storischen Moments, in dem sich AUILUStO Cesar Sandino im Jahre 
1927 mutig der bewaffneten Intervention der nordamerikanischen 
Regierung entgegenstellte, 
Die Tyrannei von Somoza, die mithilfe der nordamerikanischen Ma, 
rine ins Leben gerufen wurde, hat mit noch nicht dagt\!o'esener Grau· 
samkeit beinahe.ro Jahre lang das Volk \'on Nikaragua umerdrtlckt 
und ausge\)(ute! . Dieses Volk und die FSLN haben in einem schwieri· 
gen und blutigen Pr<utß rar Freiheit und nationale Unabhängigkeit 
gekAmpf!. Heute hat der Pronß des re\'olutionlren Kampfes eine 
qualitativ höhere Etappe erreicht. 
Mit Unterstüt:l:ung der reaktionarsten Kreise der Regierung der Verci· 
niglen Staaten fIIhren Somota und die an tinationalen, verräterischen 
Kreise unseres Volkes ihre aggressive und brutale Unterdrtlckung 
durch. Sie beabsichtigen, die FSLN militllrisch niederzuschlagen und 
durch einen Staatsstreich - der mit der Zustimmung Somozas und 
der reaktionllrsten Kreise des Landes organisiert wird - eine Lösung 
der gegenwlrtigen Krise auf dem Rücken dn Volkes durchzusetzen. 
Als das Volk noch unler großen Opfern klImpfte, als uß$('r Grtlnder 
Carlos Fonseca Amador sowie Carlos Aguero, Pedro Arauz, Roberto 
Huembes, Camilo Ortega und Gaspar Garcia Laviana im Kampfe fie­
len, konnte Somoza noch lachen ... Jedoch rechneten diean tinati0-
nalen Sektoren und Somoza nicht mit der revolutionären Ausdauer 
der Sandinistas. Seit dem Septemberaufstand (im Jahr 1978; d. Red.) 
wurden die internen Differenzen, die ein Hindernis fIIr den endglllti · 
gen Sieg darstellten, Schrill fIIr Schrill Ilberwunden. 
Als Antwort auf die neuen Machenschaften Somozas, als Antwort 
auf die UncrttsChlossenheit einiger niedertrachtiger und \'errlterischer 
opposi tioneller Sektoren, die daran interessiert sind, die Spielregeln 
des Unterdrllckungssystems aufrechtzuerhalten, gelingt der FSLN 
heute mi t der Integration in einen einzigen Organismus und unler ei· 
ner Führung und Strategie ein historischer Schrilt von entscheidender 
Bedeutung. 
Die Einheit der Sandinisuu ist ein Schlag gegen die Tyrannei Somo~as 

und l:ugleich der erSte Schritt um aufrechten Gana eines Volkes, das 
sieh das Recht erkampft hat, seine Zukunft selbst ~u gestalten. 
Nein l:um StaatsstreichI Ja zum sandinistischen Aufstand! 
Die sandinistische Volksrevolution wird siegen! 
Freies Vaterland oder Tod! 
Vereinigte Nationalle1tung der FSLN 

Ein Ort in Nikar.lua, 22. M.l.n 1979 

(Quelle: Frente Sandinist. Ik Liberation Nacional, Comunieado, 
0.0., Män 1979, leicht geklln!) 
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Neben einer großen A nzahl von Arbei terkomitecs bestehen in 
den Fabriken schon eine Reihe von Komitees fü r zivile Verteidi­
gung, die von der MPU initi iert wurden . In ihnen schließen sich 
die Bewo hner eines Straßenblocks zusammen , die a u ßerhaJb 
der mililärischen Organisation d er FSLN ihre Akt ionen d urch 
d ie Lagerung von Lebensmitteln, Wasservorrä ten , Barrikaden­
bau usw. unterstützen sollen . Diese Komitees sind auf Stadt· 
teilebene zusammengdaßt . 
Nachdem die Gespr3che zwischen der FAO und den USA einer· 
seits, Somoza andererseits, über einen eventuellen ROcktrill 50-
mozas in einem zwei ten Anlauf gescheitert waren, zeichneten 
sich Annäherungstendenzen zwischen d er FAO u nd d er FPN 
ab. Teile der FAO, vertreten durch den Industriellen Alfonso 
Robelo, deuteten die Möglichkeit ihrer UnterstOtzung eines 
neuer lichen Generalstreiks an. Sie ist wichtig, da die FAO im 
privaten Sektor der Wirtschaft Ober erheblichen Einnuß ver­
fügt. Zum anderen muß die FAO an einer Zusammenarbeit mit 
de r FPN deshalb interessiert sein, da sie bei weitem nicht Ober 
die Massenkonlakte bzw. Verankeru ng unter d en Werktätigen 
wie die F P N verfUgt. 9 

Bis zum 15. 6. 1979 konnle die FSLN, unterstützt von Volksmi­
lizen, 27 Städte und Ortschaften besetzen, darunter die zweit­
größte Stadt Lw n, wo nach zweiwöchiger Belagerung die Gar­
nison der Nationalgarde fiel, bis hin zu großen Teilen der 
H auplsladt Managua. Der am 4. Juni ausgerufene General­
streik wird zu SOg/o befolgt, hat das ganze Land eTfaßt und in 
den großen Städten das Wirtschaftsleben zum Erliegen ge­
bracht. 
Die Nationalgarde wurde allein der Lage nieht mehr Herr. In al· 
ler Eile dienstverpnichtete Somoza seine Regierungsangestell· 
ten, die in speziellen T rainingslagern von Söldnern aus den 
USA, Israel. Honduras und Guatemala ausgebildet werden. 
Mit der Verordnung d es Belagerungszustandes, des Kriegs- und 
Standrl:chts gab Somoza Feuer frl:i auf alles was sich bewegte. 
Nach Angaben des Roten Kreuzes waren bis Mitte J uni minde· 
stens 1500 Tote und 45000 Verwundete zu beklagen, Ober 
30000 Menschen drängten sich in den Flilchllingslagern. 
In den befreiten Gebieten wurde am 17. 6. 1979 die Bildung ei­
ner Provisorischen Regierung bekanntgegeben, die ihren Sitz in 
Rivas haben soll . Ihre filnf Mitglieder repräsentieren das gesam­
te Spektrum der antidiktatorischen Opposition: Sergio Rami· 
rcz Mercado von der Gruppe der 12, Violeta Barrios de C ha­
mono, Witwe des ermordeten Opposi tionspolitikers C ha mor· 
ro, Alfonso Robelo CaIlejas von d er FAO, der Uni\'ersi tätspro­
fessor Moises Hassan von der MPU sowie Daniel Ortega Saa\'t'­
dra \'on der nationalen Leilung der FSLN. 
Die P rovisorische Regierung nahm die Ausarbeitung eines alter­
nativen Regierungsprogramms in Angriff, das u. a. die Ver­
staatlichung der Reich tümer Somozas, d ie Auflösung der Na· 
tionalgarde sowie die DurchfUhru ng einer Agrarreform bein­
halten soll. 10 

Anmerkungen: 
I) Lalin America Eeonomie Report (LAER), Lendon, 4. 5. 1979; 

Handelsblatt, 24. 8. 1978 
2) Frankfurter Rundschau, 9. 4 . 1979: Deutsches Allgemeines Sonn. 

tagsblau, 18.2. 1979 
3) Der Somoza·Clatl sel bst besitzt allein 117 na tionale tndustridi r· 

men, kontrollierl 30 ~ des bebauten Grund und BodeM, fast das 
gesamte Verkehrswesen, die Infrastruktur sowie SO ~ des Außen· 
handels . 

4) D. Nohlen/ F. Nuscheler (Hr!g.) , Handbuch der Dritten Welt, Bd . 
3, Hamburg 1976, S. 344-3H; Die Zc:it, 2. 3. 1979; Horizonl, Bcr· 
lin, Nr. 3411976 

S) International Herald Tribune, Paris, 12.113. S. 1979; LAER, 4. S. 
1979; Prensa Latina, Havanna, 25. 4. 1979 

6) Der Spiegel, Nr. 39/ 1978 
7) Süddeutsche lei tung (SZ), 3. 10. 1978 
8) Vgl. Probleme des Friedens und des Sozialism us, Prag, Nr. 311979, 

S.40 t 
9) Latin America Political Report (LAPR), London, 4. S. 1919 
]0) LAER, 8. 6. 1979; LAPR, 8.6. 1979; International Herald Tribu. 

ne, Zürich, 18. 6. 1979; L' Humanite, Paris, 18.6. t979 



Interview mit Giaconda Relli 

Nikaraguas hohes 
Lied der Befreiung 

Gioconda Belli, Dichierin und K(Jmp!erin der Sandinislischffl 
front der Na/iona/en Befreiung (FSLN), gewahrte dieses Ge­
spr4ch dem Herausgeber der Zeitschrift Claridod. Gor/os Rive­
tU Lugo. G. Belli ist Mitglied der Sandinistos seit /970 und heu­
le Reprasenromin der AujJenpolitischen Kommission der 
FSLN. 
(. .) FRAGE: Man hai gesagt, daß die Aktion der Sandinist i­
sehen Front 1974 eine neue Etappe des Kampfes in Nikaragua 
eröffnet hat. Könntest Du uns eine Einschätzung dieser Aktion 
geben, des Erfolges und der Bedeutung, die sie hatle1 
G. BELl!: Dazu müssen wir ein bißchen weiter in die Geschich­
te der Front zurückgreifen , genauer, bis unmittelbar nach dem 
bewaffneten Anschlag yon Ballasar 1967, was zwar militärisch 
eine Niederlage, politisch jedoch ein Triumph über die Wahl­
farce war, die zu jener Zeit (vom Somoza-Regime; d. Red .) ar­
rangiert wurde. 
Die Sandinistisehe Front, die sich für die Massenarbeit mit der 
Sozialistisehen Partei verbündet halle, brach mit dieser Panei , 
die an den Wahlen im Rahmen der UNO-Koalition teilnehmen 
wollte, welches eine Koalit ion oppositioneller Krafte war, die 
sich zu jener Zeit gebildet halle. Die FSLN entsehied, daß es zu 
diesem Zeitpunkt notwendig sei, den bewaffneten Kampf als 
einzige mögliche Alternative anzusehen, die Nikaragua fOr sei­
ne nationale Befreiung gegeben ist. 

AltcrnaliYc bewarrneler Kampr 

Oie Tatsache, daß die Wahlen scheiterten, daß sie ein Belrug 
waren, brachte der Sandinist ischen Front trotz der militärischen 
Niederlage, die sie erlitt, großes polit isches Ansehen. Diese mili· 
Ulrische Niederlage zog für die FSLN eine Neuorientierung ih· 
rer politischen Linie nach sich , ihrer Massenlinie , ihrer Strate· 
gie, und dieser neuen Bewertung ihrer Aktivitllten entsprang die 
Konzeption vom langandauemden Volkskrieg. Ihr zu folge soll­
te ein Prozeß der Sammlung der Kräfte stattfinden, der engen 
Verbindung mit den Massen auf dem Land wie in der Stadt, um 
zu höheren Etappen im Kampfvoranschreiten zu können. Dazu 
mußten wir unsere geheime Infrastruktur entfalten. 
Somit traten wir 1967 mit der Planung aJl dessen in eine neue 
Etappe der Sammlung der Kräfte ein. Diese Etappe wird 1974 
unterbrochen mit der Aktion des 26. Dezember (FSLN· 
Besetzung der Residenz des Exministers von Somoza, Jos( Ma­
ria Castil10 Quant, während einer ranghohen Festivität, womit 
14 politische Gefangene freigekämpft wurden; d . Red.) 
Zu diesem Zeitpunkt betrachtete es die Organisation einerseits 
fOr notwendig, an das Licht der ÖHentlichkeit zu treten, denn 
Somoza verkUndete, wir seien zerschlagen, die Sandinistas gabe 
es nicht mehr. Andererseits war eine Aktion notwendig, die den 
Protest gegen die Massaker an den Bauern zum Ausdruck 
brachte. Sie halle die Diktatur verübt wegen der Guerillatätig­
keit der Kräfte, die sich in den Bergen zu organisieren begonnen 
hotten, eine Aktion, die diese zugleich entlastete. Damit sollte 
auch eine neue, offensivere Etappe im Kampf gegen Somoza 
und den Imperialismus erreicht werden. 
Allerdings, was diese Aktion markieren solhe, gelang nicht. 
{knn was diese Aktion erreichen sollte, war der Aufschwung 
der Offensive der Front (mit Front ist die FSLN gemeint; d. 

Red.) gegen die Diktatur. Dank dieser Aktion erhielt die Front 
aber immerhin eine große Menge an Waffen und verbreiterte ih­
re soziale Basis. 
Eben diese Verbreiterung der sozialen Basis war aber auch der 
Ursprung der Spaltung und dieser Prozeß der Spaltung verhin­
derte, daß die Pläne bis zum Schluß durchgefUhrt werden konn­
ten, welche mit dem 26. Dezember 1974 in Angriff genommen 
worden waren. 
FRAGE: Seit damals also existierten Fraktionen innerhalb der 
Front? 
G. BELLI : Damals begann der Prozeß und es wurden eine Rei­
he von Fragen diskutiert hinsicht lich der Strategie und Taktik, 
eine Reihe von Vorhaben, die verschiedene Genossen hOllen. 
1975 zeichnete sich tatsächlich eine Spaltung der Front ab; auf 
der einen Seite entstand die ursprüngliche Richtung des langan­
dauernden Volkskriegs (GPP), auf der anderen Seite die prole­
tarische Richtung. Die drille Richtung (der sog. Terceristas; 
d. Red .) entstand später. 
FRAGE: Kön ntest du uns über diese Debatte berichten? 
G. BELU : Dies ist nicht bloß eine Diskussion über den Zeit· 
punkt, sondern eine Diskussion, der unterschiedliche politische 
Auffassungen zugrunde liegen. Wir unsererseits meinen, daß 
der Prozeß langfristig bestimmt sei n muß von der Emsprechung 
der Kränge im Innern, von der politischen Entwicklung der 
Massen, von der Entfaltung ihres Bewußtseins, von der Ent­
wicklung unserer eigenen Kräfte angesichts der Kräfle des Fein· 
d,,_ 
Im Krieg gibt es bestimmte Phasen, die man nicht überspringen 
kann. Das hat sich in der Praxis gezeigt. Die Tatsache, daß man 
eine große Menge modernen Kriegsmaterials beschlagnahmen 
konnte, bedeutet nicht notwendigerweise, daß wir einen quali­
tativen Sprung in der Entwicklung des Krieges vollzogen haben, 
weil dieses moderne Kriegsmaterial einer bestimmten Phase des 
Krieges entSprechen muß. 
BezUglich der These vom Aufstand glauben wir, daß sie zutref­
fend ist. Wir sind nicht gegen den Aufstand, allerdings meinen 
wir, daß ein Aufstand erst re if ist, wenn bestimmte Minimalbe· 
dingungen im organisatorischen wie im militärischen Bereich er­
füllt sind. Zum Beispiel erachten wir es für den Erfolg eines 
Aufstandes als erforderlich, zunächst den Feind zu zermllrben, 
den Feind zerstreut zu haben, fähig zu sein, seine Kräfte aufzu · 
splittern, den Krieg an verschiedenen Fronten zur gleichen Zeit 
zu führen und diesen Krieg an der Guerillafront in einen Auf­
stand der Stadte, besser gesagt, einen Prozeß rings um die Stad­
te ausgehend von den Gebieten, in denen die Entwicklung des 
Krieges günstiger für uns ist auch vom Standpunkt des Kräfte­
verhaJtnisses. zu verwandeln. Wir haben also eine bestimmte 
militärische Stärke, aber es ist keine militärische Macht , mit der 
wir uns in einem Stellungskrieg mit dem Heer Somozas messen 
könnten. ( ... ) 
Jetzt sprechen wir bereits davon, daß sich uns massiv Leute an· 
schließen, daß das Bewußt.sein der Menge in kurzer Zeit mehr 
vorangekommen ist als in den vielen Jahren zuvor, daß die ei· 
gentliche Entwicklung der GueriUa in letzter Zeit auf günstigere 
Bedingungen getroffen ist eben durch die Unterstützung der Be­
völkerung. Wenn wir daher von .. langandauernd" reden, mei­
nen wir . daß man sich die Zeit lassen muß, die nötig ist ; wir 
können nicht bestimmte Erfordernisse vernachlässigen, um zu 
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einer gegebenen Situation zu kommen . 
Genau dies war der FaJl bei den Ereignissen im September 1978. 
Wir haben der Situation Gewalt angetan, man unterschätzte 
den Feind und lIbersc:hätzte die eigene Kraft. ( ... ) 
Die Septemberereignisse sind insofern positiv zu sehen, als sie 
den Teilen der Sandinistisc:hen Front, die noch nicht von der 
Not ..... endigkeit lIberzeugt ..... aren, sich allen Problemen der Ent­
faltung des Krieges zu stellen , gezeigt haben, daß es nötig war, 
dies im Hinblick.auf die Erhebung erneut zu reflektieren und es 
in der Dimension zu sehen, in der es gesehen ..... erden muß . In 
diesem Sinne kOnnen wir sagen, daß inz ..... ischen ein bestimmter 
Grad der Koordination in Bezug auf die militärische Planung 
zwischen den drei Richtungen erreicht ist. 
FRAGE: Welches ist der Unterschied z ..... ischen den " Proleta­
riern", den Genossen der dritten Richtung, den Terceristas, 
und Euch? 
G. BELL! : Durch die Entwicklung des Kampfes selbst sind die 
" Proletarier" und wir gegenwärtig einig im Hinblick auf die 
politischen und militarischen Pläne. Was uns anfangs unter­
schied, war, daß die " Proletarier" davon ausgingen, daß pri­
mar in Nikaragua die Schaffung einer Partei der Arbeiterklasse 
anstand. 

Die 3 Rich tungen der SandiniSllIS 

Folglich widmeten sie sich der Schaffung dieser Partei, ver­
stärkten die organisatorischen Strukturen und entwickdten eine 
polit ische Arbeit in den Städten, die positiv unter den Massen 
von Nikaragua gewirkt hat. Sie hatten im Sinn, daß man wegen 
der Konzentration der Bevölkerung Nikaraguas in der Region 
am Pazifik dort arbei ten mllsse mit dem Ziel, die Partei au fzu­
bauen, und von dort zu r Aktion Obergehen mOsse. Sie verfoch­
ten auch die These vom Aufstand, die eigentlich von ihnen 
stammt. Sie gingen davon aus, daß der Aufbau der Partei sowie 
der Kampf in den Stadten statt finden mOsse, weil sich dort die 
BevOlkerung konzentriert. 
In diesem Sinne sind wir der "Bergkrankheit " angeklagt wor­
den, nämlich nur von den Bergen und den Bauern zu reden . Es 
ist richtig, daß wir zu ei ner bestimmten Zeit vor einigen Jahren 
die Bauernfrage sehr betont haben. Aber man muß auch sehen, 
daß es in Nikaragua etwa 700 000 ökonomisch aktive Personen 
gibt, davon 60 % Bauern. Wir haben allerdings schnell durch 
die Praxis gelernt, daß das Proletariat berufen ist, Avantgarde 
zu sein . Nicht nur, weil es so in den BUchern steht , sondern ..... eil 
die Genossen Arbeiter die Vorhut bei der Entfaltung der Gueril­
la waren. So sind wir zu dem Schlu ß gekommen, daß der Mo· 
tor, der die Revolution in Nikaragua vorantreiben muß, das 
BOndnis der Arbeiter und Bauern ist. 
Die Guerilla in den Bergen versteht sich als Einheit , die poli ti­
sche Arbeit in der Bevölkerung leistet, die sich auf die Bevölke­
rung stlltzt , die Nachschubbasen anlegt und die nach und nach 
eine Annee aufstellt . FOr die Einheiten in der Stadt kann man 
nicht das gleiche konzipieren. 
Was wir derzeit ror notwendig erachten, ist eine Zusammenfas­
sung des Krieges in allen seinen Aspekten . Wir treiben den Auf­
bau von Einheiten in der Stadt voran. Wir treiben die Organi­
sierung in den Stadtteilen Block fü r Block voran. Die BlOcke 
sollen ihre eigenen Brigaden haben, und ihre Volksbrigaden der 
Selbstverteidigung. Komitees der Aktion des Volkes. 
FRAGE: Und wie war die Reakt ion des Volkes? 
G. BELL I: Sie war hervorragend. Die Aktionen, die in den lelz­
ten Monaten .seit dem September in den Städten gelaufen sind, 
haben mit der breiten Teilnahme von Genossen stattgefunden , 
die sich ganz frisch der Organisation angeschlossen haben, die 
in kleinen Operationen der Nadelstiche und Waffenbeschaf­
fung , zur Beschaffung von Geld und bei der Begleichung von 
" Rechnungen", wie Immer man das nennl, mitgemacht haben . 
Breite Kreise der Bevölkerung haben sich angeschlossen. 
FRAGE: Das ist wichtig, denn aufgrund der Offensive vom 
September sowie der Verbreitung einer Reihe von Erklärungen 
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von führenden Köpfen der Terceristas, daß die Gegenoffensive 
bevorstOnde, verharrte Lateinamerika in einem Zustand der Er­
wartung mit der Frage, was weiter geschehen wOrde. Dann kam 
das VermiUlungsmanöver der USA und es bestand Besorgnis 
darllber, was geschehen wllrde angesichts des 8emühens der 
Vereinigten Staaten, einen politischen Ausweg aus der Krise zu 
finden. Wie stellt sich nun in dieser Hinsicht die aktuelle Situa­
tion im Lande dar und welches sind die Perspektiven? 
G. BELL! : Unsere Perspektiven bestehen darin, zur kurzfristi­
gen Aktion überzugehen, wobei wir die Aktion als Offensive 
betrachten, als landesweite Entfesselung der Guerilla unter Ak­
zentuierung des militärischen Aspektes in den ländlichen und 
gebi rgigen Zonen sowie zugJeich verbunden mit einer Offensive 
der politischen Organisierung im städtischen Bereich. Die Per­
spektiven sind , Oberzugehen zu besser koordinierten und orga· 
nisierten Operationen der Kräfle, die sich in den Städten sam· 
mein und vorbereiten. um erneut eine Situation der Erhebung 
herbeizuführen. Dies allerdings mit anderem Konzept, dem 
Plan nämlich, daß es ein Prozeß wird währenddessen sich ein 
immer höherer Grad an Übereinstimmung der Kräfte entfaltet, 
so daß es zum Aufstand und zur Niederringung der Diktat ur 
kommt. 
Im Hinblick auf die Manöver der USA kann man sagen , daß die 
Vermittlung, die sie nach dem Septemberaufstand versucht ha· 
ben, für sie nicht das erhoffte Resultat zeit igte. Einerseits klam­
merte sich Somoza mit einer Kraft an die Macht , die nicht ein­
mal die Vereinigten Staaten erwartet hauen. Außerdem besle­
hen im Inneren der nordamerikanischen Führung die gleichen 
Widersprüche. wo es nämlich Sektoren gibt, die Somoza unter­
stützen. 
Die Persönlichkeit Somozas ist ein weiterer Faktor. Er ist ein 
befeh lsgewohnter Mensch, der sich stark fühlt. der eine riesige 
wirtschaftliche Macht besitzt und zudem weiß. daß die USA. 
um ihn kaltzustellen, eine lokale Figur brauchen, die ihre Inter­
essen veneidigt, daß diese Alternative zur Zeit jedoch nicht exi­
stiert . Die einzige Alternative, die es gibt, ist eine Alternative 
des Volkes, der revolutionären Bewegung und selbstverständ­
lich wollen sie genau das nicht. 
Insofern war die Vermittlung erfolglos. die vorgab, Somoza zu 
liquidieren und ein Somoza. Regime ohne Somoza zu hinterlas­
sen und auf der anderen Seite die bürgerliche Opposition zu 
stärken, die sich in der Breiten Oppositionellen Front (FAO) or­
ganisiert hat. Ja , gerade die Teil nahme der FAO an der Ver­
mittlung, die als ein interventionistisches Manöver betrachtet 
und angezeigt wurde, hinterließ sie angeschlagen und trug zu ih­
rer Desintegration bei. Die repräsentativs ten Organisationen 
schieden aus. Wir glauben, daß jeder, der wirklich an der polil i­
schen Entwicklung in Nikaragua im Rahmen einer Front teil­
nehmen will, sich der Nationalen Patriotischen Front (FPN) an­
schließen muß, denn die FAO hat an Bedeutung verloren, aUein 
schon durch die Tatsache, daß sie an der Vermitt lung leilge­
nommen hat und dabei sehr zweideutige und versöhnlerische 
Haltungen bewiesen hat, wobei sie vor den Pressionen Somozas 
zurockgewichen ist. Das Volk erlebte ganz eindeulig, daß dort 
keine konsequente Position mit Standvermögen eingenommen 
wurde. So hat die FAO an Prestige eingebOßt. 
Ausgehend von der Initiat ive der Vereinigten Volksbewegung 
(M P U) - einer Koalition von Volkskraften, welche die reprä­
sentativsten Organisationen aus dem politiSChen und gewerk. 
schaftlichen Bereich , von Studenten, der Frauenbewegung und 
BOrgerrechtsbewegung umfaßt - wurde zur Bildung der FPN 
aufgerufen. Diese Front ist auf einer nationalen, antiimperiali­
stischen und antisomozistischen Grundlage konzipiert worden 
sowie auf der Übereink un ft, an keinen Manövern wie Vermiu ­
lungsversuchen teilzunehmen . Die Tatsache, daß die MPU die 
Hauptkraft innerhalb der FPN darstellt, ist Garantie dafUr, daß 
es die Interessen des Volkes sind, die wirklich zählen in Aktio­
nen und politischen Entscheidungen, welche die Front trifft. 
Die Sandinisten unterstUtzen die FPN. C ... ) 

(Quelle: En ROjo, o. O. (Mittelamerika), 9.-15. 2. 1979, S. 
2-5) 
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Programmatische Grundlagen 
der Sandinistas 

I. 18 Jahre harter Kämpfe gegen die Somoza-Diktatur, die die 
Sandinist ische Front zur Nationalen Befreiung (FS LN) fUh rle, 
in deren Reihen die besten Söhne Nikaraguas sich mit grenzen­
losem Heldentum der Befreiung und der nationalen Erlösung­
filr die $andino (Augusto Cesar Sandino, geb. 1985, (ühne 
1927- 33 die eme Guerillaarmee des Kontinents im Kampf ge­
gen die US-Invasorcn an und wurde 1934 von Somoza-Schergen 
ermordet; d. Red.) kämpfte - hingaben, haben die Sandinisli­
sehe Front zur unbeslrittenen Avantgarde des Volkes von Nika­
ragua gemacht. 
Die tiefe politische Krise, in der sich die Diktatur befindet, WUT­

de in erster Linie durch den von der Sandinistischen Front ange­
führten, ausgeweiteten bewaffneten Kampf verursacht, Der er­
ste bewaffnete Widerstand in den Bergen, von Socay und Pan­
casan, Zinica bis Cuscawäs, bereitete die Krise des Somoza­
Regimes vor, das Hotz der Eskalierung der mörderischen Re­
pression unfähig war, den Vormarsch des Sandinismus aufzu­
halten, Ab 1977 wird der Kampf gegen die Diktatur durch eine 
neue politische und militärische Qualität gefestigt: Die wagemu­
tige und offensive Aktion in den Städten verbindet sich mit der 
organisierten Bewegung der Massen und öffnet so den Weg zur 
Entfesselung von Teilaufständen', landesweiten Streiks, leiden­
schaftlicher Volksagitation, einer kolossalen Volkserhebung im 
September 1978, und, als Synthese dessen, zur kämpferischen 
Einheit aller Nikaraguaner gegen das Unterdrllckerregime, 
4S Jahre brutaler Unterdrückung charakterisieren die lange Ty­
rannei der Somozas, eine Diktatur, die kraft der Waffen und 
des Terrors regiert und die dem ausschließlichen Interesse einer 
Familie und ihrer Anhänger dient, während die große Mehrheit 
der Bilrger unter zunehmender Armut, Analphabetentum und 
unwllrdigen Lebens- und Gesundheitsbcdingungen leidet, Die 
politische Korruption, die moralische Zersetzung und die Bru­
talität des Regimes haben die zivilen Institutionen, die nat ionale 
Wirtschaft und die grundlegendsten Menschenrechte herunter-

gewirtschaftet und das l and in einen Zustand unerhörter politi­
scher, wirtschaftlicher und moralischer Zersetzung gestUrzt. 
Aber das ni karaguanische Volk resigniert nicht; mit wachsender 
Kraft und heldenhafter Bereitschaft äußert es seinen Willen, um 
Freiheit und Demokratie zu kämpfen, die es braucht, um vor­
anzukommen und das Vaterland zu erlösen, Die Berge und das 
Flachland, die Siedlungen und die Schulzentren, die Werkstät­
ten und die Fabriken, die Indianergemeinden, sind zu Schützen­
gräben der Freiheit geworden, während das nikaraguanische 
Volk mit beispielhafter politischer und staatsbürgerlicher Reife 
bereits das große demokratische BUndnis begrundet hat: die 
Nationale Patriotische Front (siehe Wortlaut ihrer Plattform in 
diesem Heft; d. Red.), seine legitime Allernative gegen das 
schändliche Regime der Somozas. 
Der heldenhafte Kampf unseres ganzen Volkes, seine wachsen­
de Einheit und die Notwendigkeit, mit allen zur Verfügung ste­
henden Kräften gegen die Tyrannei zu kämpfen, haben die gro­
ße und historische Einheit der Sandinistas vorangetrieben, Die 
FSlN ist heute nur eine Kraft, die sich vereinigt hat, um alle 
Kreise zu vereinigen, die in konsequenter Weise gegen die Dik­
tatur und fUr die Demok ratisierung und den Wiederautbau Ni­
karaguas kämpfen, Die Einheit des Sandinismus ist die festeste 
und solideste Garantie, um die dringenden Aufgaben der be· 
drohten Nation in Angriff zu nehmen: Sturz der Somoza­
Diktatur, die ein Hindernis fü r den Frieden und Ursache fUr 
Konflikte und Unsicherheit in der Region ist, und Wiederauf­
bau des Landes, um den sozialen Fortschritt und die historische 
Unabhängigkeit unseres Vaterlandes zu festigen , 
2, Demzufolge, angesichts der historischen Verpflichtung, Ni­
karagua vor der Vernichtung und Zerstörung, denen sie der 
hart näckige Diklator unterwirft, zu retten, rufen wir zur nat io­
nalen Einheit auf, auf der Grundlage unserer demokratischen 
Ziele , deren dringende programmatischen Punkte fo lgende 
sind: 
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• Provisorische Regierung der Nationalen Einheit 
Die Sandinistische FrOn! zur Nationalen Befreiung (f$LN) wird 
sich nach dem Sturz der Somoza-Tyrannei für eine Provisori­
sche Regierung der Nationalen Einheit einsetzten, an der alle 
politischen und sozialen Kräfe unseres Landes, die in konse­
quenter Weise eine Haltung unnachgiebigen Kampfes gegen die 
Diktatur einnehmen, real und dfektiv beteiligt sind . 
• Programm zum Nationalen Wiederaufbau 
Zentrale Aufgabe der Provisorischen Regierung der Nationalen 
Einheit wird es sein, ein Programm zum Nationalen Wiederauf­
bau durchzufUhren, das ermöglicht, Nikaragua vor der sozia­
len, wirtschaftlichen, politischen und moralischen Katastrophe 
zu retten, in die die Diktatur unser Vaterland stürzte. Dieses 
Programm wird eine feste Grundlage abgeben, um unser Land 
aus Rückständigkeit und wirtschaft licher Misere zu fUhren, und 
es wird gleichzeitig die volle und effektive Ausübung eines Sy­
stems breiter demokratischer Freiheiten erlaubt . 
• Nationale Streitkräfte 
Es müssen neue, wirklich demokratische und nat ionale Streit­
kräfte organisiert werden, deren wichtigste Prinzipien die Ver­
teidigung des demokrat ischen Prozesses und der nationalen 
Souveränität sein werden. In diesen neuen Nationalen Streit­
kräften werden die Militärs, die sich der Korruption und der 
Verbrechen gegen das Volk schuldig machten, keinen Platz ha­
ben. Dagegen werden sich alle jene Militärs und Soldaten an 
den St reit kräften beteiligen können, die eine ak.live Haltung ge­
gen die Verbrechen und Vergehen des Somozismus einnehmen. 
Die neuen Nationalen Streitkräfte werden sich direkt an den 
Aufgaben des Wiederaufbaus des Landes beteiligen. 
• Nichtpaktgebundene AußenpOlitik 
Eine unabhängige und nichtpaktgebundene AußenpQlitik, dit 
unser Land mit allen Nationen Verbindungen aufnehmen läßt , 

die die Selbstbestimmung achten und gleichberechtigte, gegen­
seitig vorteilhafte wirtschaftliche Beziehungen anstreben; Aus­
bau der wirtschafllichen, politischen, kulturellen und freu nd ­
schaftlichen Beziehungen mit den ländern der mittelamerikani­
sehen und karibischen StaatengemeinschafI, um die demokrat i- . 
schen Strömungen, die sich fOr die nationale Souveränität aus­
sprechen, zu festigen. 
• Fonds zum nationalen Wiederaufbau 

GrOndung eine Fonds zum nationalen Wiederaufbau auf der 
Grundlage der Enteignung aller Güter, die von der Familie So­
moza usurpiert wurden und die gemäß dem Wiederaufbau plan 
in erster Linie eingesetzt werden so1Jen, um die ROckstäJldig­
keit, das Elend und die ArbeitSlosigkeit, unter denen die große 
Mehrheit leidet, zu beheben. Der Wicderaufbaufonds wird 
auch die dringendsten BedOrfnisse aller Familien , die vom Krieg 
betroffen wurden, der Geschädigten, der Flüchtlinge und der 
Emigranten ohne jegliche Diskriminierung decken. 

Für die nat.ionale Einheit gegen die Diktatur! 
Es lebe die Einheit des Sandinismus! 
Putsch nein, sandinistischer Aufstand ja! 
Freies Vaterland oder Tod! 
Gemeinsame Nationale Leilung der 
Sandinistischen Front der Nat ionalen Befreiung 
Daniel Ortega S. Henry Ruiz H. Jaime Wheelock R . 
Humberto Ortega S. Tomas Borge M. Luis Carrion C. 
Victor Tirado Lopez Bayardo Arce C. Carlos Nuilez 
Ein On in Nikaragua, April 1979 

(Quelle: BASES P ROGRAMMATICAS DEL fR ENTE SAN­
DINISTA DEL LlBERA CION NAT IONAL PARA LA DE· 
MOCRAC IA Y LA RECONSTRUCfION OE NICARAGUA, 
0 . 0., Mai 1979) 

Verfassungsakte 
der Patriotischen Front 

Durch die Erfolge, die unser heroisches Volk im Kampf um die 
Freiheit erzielt hat, sind wir jetzt an einem Punkt angekommen, 
den man als entscheidendes Stadium zum Sturz von Somozas 
Diktatur ansehen kann. Mehr denn je verlangt diese Situation 
jetzt die größtmögliche Gemeinsamkeit zwischen den demok ra­
tischen und patriotischen Kräften Nikaraguas und außerdem 
vermehrte Solidarität der Völker der Erde mit dem Kampf des 
nikaraguanischen Volkes fü r seine Freiheit. 
Die Unterzeichneten schließen sich der Verfassungsakte als offi­
zielle Repräsenta nten ihrer jeweiligen Organisationen, der Ver­
einigten Volksbewegung (MPU) mi t ihren 20 Organisationen, 
der Gruppe der Zwöl f, der Nikaraguanischen Gewerkschafts­
zentrale (CfN), der Unabhängigen liberalen Partei (PLI), der 
Sozial-Christlichen Volkspartei (posq, der Gewerkschaft der 
Rundfunkjournalisten Managuas (SRPM), der Arbeiterfront 
(FO) und der Nikaraguanischen Konservat iven Partei an, wel­
che sich entschlossen haben, sich in einer Nationalen Patrioti­
schen Front zu vereinigen, um gemeinsam für den Sturz von So­
mozas Diktatur zu kämpfen und um auf politischem, ökonomi­
schem und sozialem Gebiet folgende fundame malen Prinzipien 
zu verwirklichen: 
1. nationale Souveränität 
2. effektive Demokratie 
3. Gerechtigkeit und sozialer Fortschritt. 
Im Zusammenhang mit der momentanen Realität fOhren diese 
drei Prinzipien notwendigerweise zum folgenden Aktionspro­
gramm, welches a lle Organisationen, die in der Patriotischen 
Front vereinigt sind, akzeptieren und respektieren wollen. 
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Prognlmmatische Prinzipien 
A. Nationale Sou."erinilit 
I. Forderung und Verteidigung der politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Selbstbestimmung des nikaraguanischen Vol­
kes. 
Deshalb: 
a) Ablehnung jeglicher ausländischer Intervent ion, die darauf 

abzielt, uns ihre Formeln für das politische, wirtschaftliche 
und soziale Leben aufzuzwingen . 

b) Jegliche Kollaboration mit der illegitimen, verfassungswidri­
gen und massenmOrderischc:ß Somoza-Regierung, die die 
Diktatur festigen und erhahen helfen wUrde, gilt als krimi­
nelle Intervention. 

H. Effekth 'C' Demokratie 
2. Sturz der Somoza-Diktatur und Ausrottung all ihrer Spuren; 
Ablehnung aller Vorschläge. die auf einen "Somozismus ohne 
Somoza" abzielen, und Öffnung des Weges rur eine demokrati­
sche Veränderung der nikaraguanischen Gesellschaft. 
3. Auflösung des Nationalkongresses und GrUndung einer de­
mokratischen Versammlung mit gesetzgebender Punktion. um 
die neue Regierung zu wählen, die aus Vertretern derjenigen Or­
ganisat ionen bestehen wird, die am Kampf ror Somozas Sturz 
tei lgenommen haben. 
4. Bildung einer Regierung der nalionalen demokratischen Ein­
heit. zusammengeselZt aus den politischen und sozialen KrM­
ten, die wirkungsvoll an der Ausrollung der Diktatur mitge. 
wirkt haben, um die Basis rur eine neue demokratische Ord­
nung im Land zu bilden. 
S. Aufstellung und Organisation einer neuen demokratischen 
Armee mit patriotischem Charakter, um die Souveränität und 
Integrität des Landes zu ."erteidigen. Sie wird gebildet aus Sol­
daten und Offizieren, die angesiChts der Korruption, Unter­
drUckung und des Kriechertums der Diktatur aufrichtiges und 
patriotisches Verhalten demonsuien haben und dem Kampf 
zum Sturz von Somozas Diktatur beigetreten sind. Außerdem 
werden alle die dazugehören, die die DiktalUr bekämpft haben 
und der neuen Armee beitrete:n wollen, sowie qualiriziene BUr­
ger. die den obligatorischen Militärdienst ableisten ..... ollen, 
wenn ein Gesetz dies verlangen wü rde. 
6. Abschaffung aller repressiven Institutionen, wie z. B. des 
BUros ftJr nationale Sicherheit (OSN), des militärischen Ge­
heimdienstes (S IM), welche der Dikttltur durch politische Re­
pression gedient haben. 
7. Aufste llung eines Polizeikorps unter direkler ziviler Auf­
sicht. 
8. Gerichtsverfahren gegen alle Mililärs und Zivil isten, die in 
Verbrechen gegen das Volk \'erwickelt sind. 
9. Ausschaltung des Terrors als Regierungssystem und Annu­
lierung aller repressiven Geselze. um die Achtung der physi­
schen und moralischen Integrität aller Nikaraguaner zu garan­
tieren, was ihre staatsbürgerlichen und sozialen Rechte anbe­
trifft; Freiheit ftir politische und gewerkschaftliche Betätigung, 
Freiheit ftlr bäuerliche und kommunale Organisationen usw. 
sowie Recht auf Information und frei e Meinungsäußerung etc .. 
10. Volle politische, wirtschaftliche und Verwaltungsfreiheit 
ror die Stadtverwaltungen. deren Oberhäupter vom Volk frei 
geWählt werden. und Wiederaufbau der Stadt verwaltung vonf 
Managua. 
11 . Umslruktu rierung der GerichtSgewalt, um Korruption in 
der Gerichtsverwahung auszurOllen. 
12. Errichtung einer demokratischen Ordnung, die allen Bo,­
gern das volle Recht auf Teilnahme am politiSChen Leben ga­
rantiert, ohne ideologische Diskriminierung und ohne Ein­
schränkungen, sich frei ei ner politischen Partei anzuschließen, 
ausgenommen Parteien und Organisationen, die die Wieder­
kehr des Somozismus begünstigen wUrden. 

C. Gtrei:hligkt il und sozialer . 'o rtschri ll 
13. Konfiszierung aller BesilztOmer der Familie Somoza und al­
ler Reichtümer. die sich durch Repression. Ermordung und je­
glicher Art willkürlichen Machtmißbrauchs gegen das Volk von 

Nikaragua angesammelt haben, sowie Wiedereinbringung länd­
licher BesitztUmer. 
14 . Durchführung einer vollständigen Agrarreform, die den 
Landarbeitern nich t nur den Zugang zum Boden und seinen 
Fruchten sichern, sondern ihnen auch d ie nötige technische, 
schulische und finanzielle Hilfe geWähren sollte. Zur Realisie­
rung dieser Agrarreform werden zonlichst die Ländereien und 
landwirtschaftlichen Betriebe dienen, d ie von der Familie So­
moza und ihrer Clique, ."on den unbewirtschafteten Ländereien 
der bestehenden Grußgrundbesitze und von den brachliegenden 
Lä ndereien des Staates zurUekgewonnen wurden. 
15. Besitz. Kontrolle und Nutzung der natUrlichen Reichtümer 
des Landes liegen in den Händen des Staates: Minen, Wälder, 
Fischerei und Energiequellen. 
16. Schaffu ng eines Arbeitsgesetzes, das Arbeitern, Bauern 
(und anderen Arbeitenden) wirklichen Schuu bietet; Schaffung 
eines Arbeitsgerichts; Streikrecht. 
17. Bekanntmachung eines ß eamtengesetzes, das den Schutz 
der Staatsangestellten garantiert. 
18. Förderung der nat ionalen Entwicklung in geplanter und 
koordinierler Form, bei der die Privatinteressen den allgemei. 
nen Interessen der Nation unterstellt werden durch ei nen Plan 
auf nationaler Ebene. der uns von der Unterentwicklung und 
Abhängigkeit ."om Ausland befreien soll . Die nationalen Unter­
nehmen, hauptsächlich die kleineren und mittleren, sollen vom 
Staat gegenüber den multinationalen Konzernen geschützt wer­
den gemäß einem nationalen Entwick lungsplan. Dieser EOI­
wicklungsplan wird als SCh ..... erpunkt ein Industrialisierungspro­
gramm haben, das die Rohstoffe des Landes als Basis hat. Das 
Sparen und der Kredit werden an der Ausfilhrung des nationa­
len Entwicklungsplans orientiert sein. 
19. Initiierung einer wirklichen Stadtreform, die die Probleme 
der Siumgebiete. der illegalen Entwicklungsprojekte, Umwelt­
verschmutzung, Mietspekulalionen etc. lösen wird, sowie 
Schaffun g von angemessenen Wohnungen für d ie unteren Klas­

"'0. 
20. Reform des SteuersYSlems in einer Weise, daß die Besteue­
rungsgleichheit gesichert und mit der Willkilr sowie der Steuer· 
hinterziehung aufgehört wird. Diejenigen Steuern. die direkt 
auf die lebenswichtigen und hauptsächlich von den Massen 
konsumierten Artikel ent fa llen, werden gesenkt oder abge· 
schaffe. 
2 1. Jede Art von Frauen· und Jugenddiskriminierung wird ein 
Ende haben, und sie alle werden in die Produktion und in die 
Arbeitswelt eingegliedert sowie zu politischen. sozialen und kul· 
IUrelien Aufgaben herangezogen. 
22. Öffnung der realen MögliCh keiten zur Verbesserung der 
Lebensqualität rur alle Nikaraguaner durch Garantie des 
Rechts auf Arbeit, der Vollbesch!l.fligung, des Rech tS auf Woh· 
nung, des Rechts auf Gesundheit, auf soziale Sicherheit. des 
Verkehrswesens, des Rechts auf Bildung. auf Zugang zur Kul· 
tur, des Rechts auf sport liche Betätigung und des Rechts auf ge­
sunde Unterhaltung. 
23. Beginn einer Bildungsreform. die das Analphabetentum eli­
minieren soll, die Erwachsenenbildung vorantreibt und ein neu­
es kostenloses Schu lpflichtsystem o rganisiert, das das Volk 1.U 

einer kritischen Einstellung befähigt und als Grundlage dienen 
soll für andere Veränderungen. die das Programm vorsieht. Die 
Schulprogramme und Lehrplä ne werden einen wissenschaftli­
chen Charakter haben, und sie sollen den Entwicklungsbedürf­
nissen des Landes angepaßt werden. 

Die Zustimmung zu den genannten Punkten. wie die MinimalO­
bereinkunft Uber den Kampf für die Ausrottung des Smozis­
mus' und die Punkte, die d ie Demok rat isierung Nikaraguas be­
Hcfren. bedeutet keineswegs, daß die nationalen politiSChen Or· 
ganisationen und die Gewerkschaftszentralen, die die Patriot i­
sche Front bilden. von ihren eigenen politischen Programmen 
oder sozialen Porderungen Abstand nehmen müssen. 

(Quelle: Acta ConstilUtiva del Frente Patriotico National, 
o.O.,o.J.) 

11 



Guatemala 

Massenwiderstand 
gegen das Lucas-Regime 

In Guatemala wie in den anderen Ländern Mittelamerikas, in 
denen täglich die elementarsten Freiheiten und Rechte des Men­
schen schamlos verletzt werden, wurde während der Präsident­
schaftswahlen vom März. 1978 ausführlich ober die "politische 
Öffnung" gesprochen. Sie war der Licblingsslogan der Kandi-

daten dieser" Wahlshow" in ihrem Wettlauf um die Macht . Sie 
a lle vertraten verschiedene Gruppen der nationalen Oligarchie, 
und fOlglic h bOI keiner von ihnen eine roT das Volk annehmbare 
Alternative an. 
Ja, das System \Ion Militärdiktaturen steckt in der Krise, und 
ein bedeutender Teil der Bourgeoisie von Guatemala teih diese 
Ansicht , war aber nicht fähig, eine poli tisChe Partei der Ablö­
sung zu bilden, die auf eine mehr oder weniger solide Basis im 
Volk zählen könnte. So waren die Wahlen vom März nur eine 
Maskerade, der 700Jn der Wähler ferngeblieben sind. Infolge­
dessen teilten sich die gleichen Fraktionen die verschiedenen of­
fiziellen Ä mter, und das System bestand weiter mit Unterstüt­
zung des Vizepräsidenten der Republik, Vilagran Kramer, der 
d iese ökonomisch starke Gruppe der guatemallekischen Unter­
nehmer vertritt. 

" Benutzt Eure automatischen Waffen!" 

U nter der uneingeschrankten Herrschaft von General Romeo 
Lucas Garcia, dem neuen Präsidenten der Republik, wird heute 
die Sirategie der Gewalt gnadenlos d urchgesetzt. Seit 24 Jahren 
hat sich nichts gelind ert. 
Der Unterdrückungsapparat der Regierung, der von Oberst 
German Chupina befehligt wird, die parallel dazu tatige Polizei 
und die fasch istischen Mordbanden (siehe Kasten zur Repres­
sion; d. Red .) treiben weiter ihr Unwesen. " Benutzt eure auto­
matischen Waffen!" befieh lt Chupina seinen Mä nnern. Er muß 
die Befehle seines Ministers, des Generals 0110 SpiegIer , aus-

,------Dem "revolutionären Stunn" entgegen ------, 
Guillermo Toriello, Außenminister unter der 1954 vom CIA gestürz­
ten progressiven Regierung Arbenz (vgl. AlB 5/1977). erklarte im 
März d.J., daß in Guatemala trotz der extremen Unterdrockung der 
Volkswiderstand "geduldig den revolutionären Sturm organisiert. 

Ihn zur Selbstverteidigung zu entfesseln hat jedes Volk das Recht, 
wenn die Ungerechtigkeiten größer sind als das althergebrachte Er­
dulden der Massen." Toriello kennzeichnete die gegenwärtige Situa· 
tioll als die eines ,. wahren Klassenkrieges" , der seit 1976 an Intensität 
hinzugewonnen habe. Er hob dabei die besondere Rolle der seit 1954 
im Umergrund agierenden Guatemaltekischen Partei der Arbei t 
{PGn im Kampf gegen die Militärdiktatur hervor. Er würdigte fer­
ner die Guerillabewegung. angeführt von der Guerillaarmce der Ar­
men (EGP), die an der Seite der PGT und anderer revolutionärer 
Kräfte wirke. 

Neben ihn~n profilierte sich die im März 1976 gegrUndete Gc ..... erk­
schaftszentrale Nationalkommission der Gewerkschaftlichen Einheit 
(CNUS) zum Motor ulld Koordinator der Masscnaktioncn. Seitdem 
die CNUS aUeine im Zeitraum April-Juni 197625 Arbei tsklImpfe or­
ganisierte, hat die Arbeiterbewegung einen ~Ilormen Aufschwung er· 
lebt. Seit der antidikiatorischen Massendemonstration der 60000 im 
August 1977 hat der Grad Volksmobilisierung, von Arbeitern, Ange­
stellten. Studenten, Bauern u. a. Schichten, ein neues Ausmaß er­
reicht. 
Das signalisierte der von Barrikadenkämpf~n beglelt~t~ Generalstreik 
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im Oktober 1978. Und das zeigt die zu nehmede GueriUaaktivität in 
Guatemala an. Beispiels ..... eise griffen im Oktober 1978 in Fraijane:i 
EG P·GueriUas gemeinsam mit Demonstranten die Kaserne und das 
Rathaus der Stadt an, .wobei die Gebäude in Brand gesteckt und 5 Po­
lizistcll außer Gt'fecht gesetzt wurden. Im 81eichen Monat überfielen 
bewaffnete EinheiteIl der PGT in Guatemala-City das Hauptquartier 
des Ständigen Komitees des ZClltralamerikallischen VertcidungSraleS 
(COPECONDECA), was die Partei der Arbeit als eine Aktion der 
Solidarität mit dem Volk Nikaraguas und gegen die "konterrevolu­
tionäre Unterdrückung in Zentralamerika" deklarierte. Am 21. Ja­
nuar 1979 besetzten rulld ISO EG P-GueriJlas gemeinsam mit bewaff­
neten Bauern die Stadt Nebaj. 
Umgekehrt haben die fortgesetzten jI.·lorde an Gewerkschafts- und 
Studentellfilhrern oder an deli promillentesien sozialdemokratischen 
Politikern Alberto FuentC"li Mohr und Manuel Colom Argueta (im Ja· 
nuar bzw. März 1979) den Trend zur Einheit der Opposition bestärkt. 
Im März d. J. schlossen sich rund 150 Parte ien, GewerkschafteIl, Stu­
dentenvereinigungen und religiöse-Gruppierungen des Landes zur De­
mokratischen Front gegen Gewalt ulld Unterdrückung zusammen. 
Ziel der Demokratischen Front ist zum eillen die Organisierung des 
Protestes gegen die an demokratischen Kräften verobten Gewaltakte 
und die Unterstützung betroffener Familiell. Zum anderen will sie 
den antidiktatorischen Kampf zum Sturz des Lucas-Regimes und die 
Solidarität mit den anderen unterdrocktell Völkern Lateinamerikas 
stärken helfen. 



fUhren. Spiegier war der Urheber des Blutbades von Panzos, 
mit dem die Bauern von ihren Ländereien vertrieben werden 
sollten, unter denen reiche Erdöl- und Nickelvorkommen la­
gern (hier ermordete die Armee am 29. 5. 1978 Uber 100 Bau­
ern , darunter Frauen und Kinder; d. Red.). 
Die Wirtschaft des Landes ist am Ende ihrer Kraft. Das Erdbe­
ben von 1976, dessen Schäden sich auf 1 Milliarde Quetzal (I 
Quetzal = I Dollar) belaufen, war fUr die schon mitten in der 
Krise steckende Wirtschaft der Todesstoß. Nach Meldung der 
Zeitung Nuevo Diario vom 11. Oktober 1978 "verdienen 501110 

,----Mordkommandos----. 
In Guatemala vergeht kein Tag ohlll~ Mord. In den letzten zwei Jahr· 
zehnten gab es 40000-70000 politiSChe Mordfllie und 20000 Ver· 
schleppte. Betroffene sind fast ausnahmlos Vertreter von Gewerk­
schaftsorganisationen, StudentenverblInden sowie der Arbeiterpartei­
en. Am 26. 9. 1972 wurde die gesamte PolitiSChe Kommission der 
Guatemaltekischen Partei der Arbeit (PGl), 1974 ihr Generalsekre­
tär Humbeno Alvarado und 19 Mitglieder des Zentralkomitees um­
gebracht. 
Gegen protestierende Bauern werden nicht selten von den Latifundi­
sten gedunge Mörderbanden eingesetzt. Neben der Armee treten mit 
Duldung der Regierung folgende paramilitärischen Organisationen 
auf: 
• die Antikommunistische Geheimarmee (ESA), die wiederholt To­
desl isten veröffentlichte, in denen sie mit der Ermordung von Wissen· 
schaftlern, Gewerkschaftern und StudentenfUhrern drohte. Ende 
1978 wurde von ihr der Generalsekretär des Studentenverbandes OIi­
vero Castaneda umgebracht. Er stand auf Platz 36 einer 38 Personen 
umfassenden Todesliste; 
• das Todessch\\'adron, das sich vornehmlich aus Angehörigen der 
Armee, des Geheimdienstes und der Polil:ei rekrutiert. Auf ihr Konto 
gehen 5-10 Ermordungen pro Tag. Sein bekanmestes Opfer des Jah· 
res 1979 ist Manue1 Colom Arzuela, Präsident der sozialdemokrati· 
schen Vereinigten Revolution.llren From (FUR); 
• die Organisierte Nationale Antikommunistische Bewegung (MA· 
NO), die "on dem ehemaligen Staatsprasident Carlos Arana - wegen 
der Ermordung von 6000 Bauern während seiner Amtszeit der 
Schlächter genannt - kommandiert wird; 
• die Neue Antikommunistische Organisation (NOA), die vom Vi· 
~eDrIIsidenten unter der Regierung Laugerud. Mario Sandoral Alar­
can, geleitet wird. 

der Bevölkerung von Guatemala - mehr als 3 Mio Menschen 
- pro Kopf im Monat nur 6 Quetzal. 30'10 der werktätigen Be­
völkerung in Stadt und Land haben ein Monatseinkommen von 
12,50 Quetzal". H insichtlich der Unterernähru ng, des Anal­
phabetentums, der Arbeitslosigkeit, der Krankheiten und des 
Wohnungsmangels stehen Haiti , Nikaragua und Guatemala auf 
dem Kontinent an erster Stelle. 
Trotz des Terrors (seit 1964 ermordeten die Militärdiktatoren 
von Guatemala 70000 Demokraten, darunter eine große Zahl 
von Gewerkschaftern) und der Fallen des Regimes unter Gene­
ral Romeo lucas haben die Volks-, Arbeiter- und Studentenbe­
wegungen mit unerwarteter Initiative und Stärke aufs neue be­
gonnen. Sie sind durch die politische Entschlossenheit gekenn· 
zeichnet, dem Regime entgegenzutreten, ihre l ebensbedingu n­
gen und ihre Rechte auf Freiheil und Demokratie zu verteidi­
gen. 

Sireiks und Barrikadenkämpfe 

Ermutigt durch die Streikbewegungen der letzten vier Jahre, 
bildeten die Gewerkschaften ein Nationalkomitee fü r Gewerk· 
schaftscinheit (CNUS, gegründet im März 1976; d. Red.) , das 
zusammen mit dem Inita tivkomitee der staatlichen Beamten 
(CETE) den Generalstreik vom 3. Oktober 1978 gegen die An­
hebung der Tarife der öffentlichen Verkehrsmittel einleitete. 
Die Unzufriedenheit wurde sichtbar durch die totale Stillegung 
der Transportmittel und durch Massendemonstrationen. Die 

Zusammenstöße mit den Kräften der Unterdruckung waren der 
Beginn einer Erhebung mit Barrikaden, von den Volkskräften 
beset~ten Gebäuden und in Brand gesteckten Bussen. Zehntau­
sende von Werktätigen aus der Industrie und dem öffentlichen 
Dienst waren auf den Straßen der Hauptstadt. DUlZende VOn 
ihnen wurden von den Unlerdrilckungskräften erschossen. 
Sofort entstanden in den Städten Quezaitenango und Escuintla 
Solidarit.lltsbewegungen. Nachdem es Todesopfer, Hunderte 
von Verhaftungen und zahlreiche "verschwundene Menschen" 
gab, mußte die Regierung nachgeben, und d ie Tariferhöhung 
wurde aufgehoben. Der Vizepräsident der Republik erließ einen 
Aufruf zum "Dialog", um einen "Vertrag über sozialen Frie­
den" ~u schließen. 
Wie sollte aber der "Dialog" ~wischen den Henkern und ihren 
Opfern beginnen, während es ~u einer neuen Eskalation des 
Terrors kam? Ein "sozialer Frieden" ist nicht möglich. Das 
Ziel dieses Manövers besteht darin, "die Gewerkschaften und 
die Volksorganisationen zu schwächen", erklären die zuständi­
gen Sprecher des CNUS. Der Graben zwischen Regierung und 
Volk soll also zugeschüttet werden. 
Aber die professionellen Mörder ermordeten den Leiter der Ge­
werkschaft der BeSChäftigten in der Telegrafie und im Rund­
funk, Arnulfo Cifuentes, und den Generalsekretär des Verban­
des der Universitätsstudenten, Oliverio Castafteda. Rene de l e­
on, christlich-demokratischer Führer, und Israel Marquez, lei­
ter der nationalen Zentrale der Werktätigen, fielen Attentalen 
zum Opfer. Die Gewerkschaften der Werktätigen im Post- und 
Fernmeldewesen wurden verboten. Die Gewerk schaftssit~e wer­
den von der Polizei streng bewacht. Mehrere Persönlichkeiten 
aus dem kulturellen Leben, Journalisten, Gewerkschaftsführer 
und Demokr3len sind in Lebensgefahr. Die Armee hat das 
Land besetzt und schützt dadurch die Machenschaften der pa­
rallel operierenden bewaffneten Banden , die die Aufgabe ha­
ben , eine " spezielle Bestrafung" vorzunehmen. Das heißt, die 
Kader, aktiven Mitglieder und führenden Vertreter der Opposi­
tion insgesamt mUssen \'erschwinden , damit ihre Aktion lahm­
gelegt und der "soziale Frieden" wieder hergestellt wird. 

(Quelle: Weltgewerkschaftsbewegung, Berlin, Nr. 1/ 1979, S. 
27- 28) 
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EI Salvador 

Alfons I. Bresche/Jutta von Freyberg 

"Nur eine Antwort-die Kugel" 

Ende Mai 1979 verhängte Präsident General Humberto Romero 
in EI Salvador den Ausnahmezustand . Vorangegangen war die 
Besetzung der französische n und venezolanischen Botschaften 
durch von bürgerlichen KommcOlatoren als "Terroristen" beli­
(dIen Angehörigen des Revolutionären Volksblocks (BPR). 
"Terroristen" - so das Selbstverständnis unserer Med ien -
sind fOr den Einsatz von Polizei und Armee, fUr Massaker und 
Folterungen verantwortlich. 
Unmittelbar vor der Verhängung des Ausnahmezustandes hatte 
die Polizei Romeros 14 Min neT, Frauen und Kinder mit Ma­
schinenpislOlengarben niedergemähl. Sie hatten kein schlimme­
res Verbrtthen auf sich geladen, als den "Terroristen". die die 
Botschaft besetzt hielten, Essen und Trinken bringen zu wollen. 
Was sind das für "Terroristen", die so offensichtlich von der 
Bevölkerung unterstützt werden? 

Der Revolutionäre Volksblock sieht nicht allein 

Der Revolutionäre Volksblock (BPR), der zu diesen spektaku­
lären Aktionen griff, entstand 1975 als ein Bündnis demokrati­
scher Organisationen. In ihm sind die verbotenen Gewerk· 
schafIsverbände Vereinigung der Landarbeiter (UTC) und 
Christliche Föderation Salvadorenischer Bauern (FECCAS) so· 
wie die Nationale Vereinigung Revolutionärer Erzieher 21. Juli 
(AN DES), die Vereinigung der Siumbewohner (UPT), die Re· 
volutionäre Studentenbewegung fME R) und das ?:omitee der 
Eltern politischer Gefangener vertreten. Der BPR kämpft u. a. 
für eine Senkung des Pachtzinses, fordert bessere SozialleiSlUn­
gen und Lohnerhohungen für die Arbeiter, die Freilassung der 
politischen Gefangenen und die Aul1clärung des Schicksals von 
Hunderten verschwundener Oppositioneller. 
Schon ein Jahr zuvor, im April 1978, hattt! der BPR die Bot­
schaften Venezuelas, Panamas wie die Kathedrale in der Haupt · 
stadt San Salvador gewaltlos beselZt, um auf die Unter­
drückungspolilik des Romero-Regimes aufmerksam zu ma· 
ehen. Vorausgegangen waren mehrere Wochen dauernde Bau­
ernunruhen, da Kaffeepnanzer den Bauern höhere LOhne ver­
weigen en, um angesichts steigender Weltmarkt preise fUr Kaf­
fee ihre Profite zu erhöhen. Bei dem Einsatz von Armee und 
paramilitärischen Einheiten der ultrarechten Nationalistischen 
Demokratischen Organisation (ORDEN) starben über 20 Men­
schen . 1 

Die Oppositionskräfte des Revolutionllren Volksblocks stehen 
nicht allein. Die zweite große Massenorganisation ist die 1974 
gegrUndete Einheitliche Volksaktion (FAPU), die sich vor­
nehmlich aus der Industriearbeiterschaft rekrutiert. Die 1930 
gegrUndete Kommunislische Partei EI Salvadors (PCES), die 
sich seit 1948 in der JIIegalitllt befi ndet und starker Verfolgung 
unterliegt, stellt sich nach Aussage ihres Generalsekretärs Jorge 
Chafic-Jandal die Aufgabe, "alle Gegner des Faschismus in ei­
nem um fassenden Bündnis zu vereinigen".l Aktuell orientien 
sie namentlich au f die Herstellung der Aktionseinheit zwischen 
den - Bauern und Arbei ter repräsentierenden - Bündnissen 
BPR und FAPU. 

Aur der parlamentarischen Ebene existiert ein breites BUndnis 
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aus nationalistisch-antiimperialistischen Parteien, die Nationale 
Union der Opposition (UNO). Sie besteht aus der Christdemo­
kratischen Partei (PDC), der National-Demokratischen Union 
(UDN), der Nationalen Erneuerungsbewegung, der Nationa­
len Revolutionären Bewegung (MNR) sowie der PCES. Das 
Bondnis, in dem die nationale Bourgeoisie und kleinburgerliehe 
Krärte dominieren, wird von reformfreudigen Teilen des Offi· 
zierskorps der Streitkrärte unterstützt. 

In ihrem Wahlprogramm des Jahres 1977 rorderte die UNO ei­
ne längst fällige Agrarreform und die Demokratisierung des öf· 
fentlichen Lebens, trat sie gegen die Korruption und die Armee 
als Besatzungsmacht im eigenen Land auf. Die Oppositions­
kräfte erhalten 'Ion der katholischen Kirche uneingeschränkte 
Unterstützung. thr Erzbischof Oscar Arnulfo Romero erklärte 
an läßlich der Besetzung der Kathedrale im Mai d. J. , in seinem 
Land seien Verhaftungen, Kidnapping und Folterungen von 
Mitgliedern ;:ler Opposition an der Tagesordnung. Nicht zwi­
schen Regierung und Kirche, sondern zwischen Regierung und 
Volk bestehe der KonOikt. Es gebe eine deutliche Kluft zwi-



schen der großen Majorität derer, die nicht genug zu essen ha­
ben und einer kleinen Minderheit, die allen Reichtum besitz!. 
Mit großem Mut hat Romero immer wieder die Öffentlichkeit 
auf Willkür und Terror des herrschenden Regimes aufmerksam 
gemach!. Die Forderungen des BPR stien berechtigt und in je­
dem Rechtsstaat wäre der BPR eine normale legale Organisa­
tion . Doch die Regierung von EI Salvador kenne auf gerechte 
ForderunKen nur eine Antwort, die Kugel. J 

Neben diesen Organisationen existieren noch drei Guerillagrup­
pen . die in der Presst meist nur dann auftauchen, wenn es um 
spektakuläre Entrohru ngsfaIle und die Freikämpfung von poli­
tischen Gefangenen oder Löstgeldforderungen geht. 
Die wohl größte Gruppe sind die 1970 gegründeten Volksbefrei­
ungskrarte (FPL), die den größten Teil ihrer Mitglieder aus der 
PCES und von den Universitäten rekrutieren . Sie richtet ihren 
Kampf hauptSächlich gegen Vertreter der 14 Familien, die die 
Landwirtschaft beherrschen, sowie gegen die Banden der O R­
DEN, die Fabrikbesitzer und Manager ausländischer Firmen, 
die versuchen, Gewerkschaft sorganisat ionen zu zerschlagen. 
Die zweite Gruppe ist das 1972 gegrundete Revolutionäre 
Volksheer (ERP) , das seine Aktionen vornehmlich gegen 
Armee- und Polizeieinheiten richtet. 
Die 1975 formierten Nationalen Kräfte ror Nationalen Wider· 
stand (FARN) konzentrieren ihren Kampf gegen die lTansnatio­
nalen Firmen und dies solange "die Repression der Regierung 
andauert und Garantien fO r Volksorganisationen fehlen" . In 
einem Kommunique, das als Bedingung ror die Freilassung des 
Managers Kjell ausgestrahlt wurde, drohte die FARN an . eine 
Kriegssteuer von den transnationalen Konzernen zu erheben, da 
sie nur Hungerlöhne an die Arbeiter zahlten . Sie klagte darüber 
hinaus die Wirtschaftsassoziation ANEP an, einen gegen das 
Volk gerichteten Krieg mit Unterstützung der Regieru ng zu fUh· 
ren .• 
Die Ursachen des seit Jahren immer weiter anwachsenden Wi­
derstandskampfes werden bei einem Blick auf typische sozial­
ökonomische Kennziffern deutlich: 
• diC' Arbeitslosenrate beträgt 33 "., 
• 93 'l, der Schulkinder sind untC'rerltährt , 
• 48 'I. der 8e\'Ölkerung haben keine ausrC'ichende Trinkwasser· 
versorgung, 
• der tägliche Kalorienverbrauch liegt beim Durchschnin der Be­
vö lkerung 15 % unter dem Mindestbedarf, 
• 40 '1G der Bevölkerung haben nur 17 Dollar als Monatseinkom­
men, 
• 50 '10 der Bevölkerung sind Analphabeten. 
• der Index der Lebenshaltungskostenslieg von 1970-1977 auf 
171,8fJ •. 
Die zunehmende Ausschalt ung demokratischer RechtC' und die 
krassen sozialen UngC'rechtigkeiten sind Ausflu ß einer 
Wirtschafts- und Machts truk tur, in der rund 400 Familien (frü­
her waren es die berüchtigten 14 Familien) 2/3 des Landes sowie 
die meisten Bank en und Betriebe in ihrem Besitz haben. 

Massenaktionen nach dem Wah lbelrug 1977 

Diese OligarChie kontrolllert die Erzeugung und den Vertrieb 
von Kaffu. BaumwoUe, Zucker und anderen Agrarprodukten. 
Die LaüfundienbesilZer herrschen mit HilfC' der Armu und der 
1961 gegrundeten Partei der Nationalen Versöhnung (peN). 
Zwar ist die herrschC'nde Clique EI Salvadors mit Waffen und 
KriC'gsmaterial aus Israel und Westeuropa ausgerüstet. doch er­
hält sie aus den USA, deren Konzerninteresse sie vertrin, den 
Haupttei l der Unterstützung. 

Um sich an der Macht zu behaupten. hat diese Clique bisher 
noch kein Minel gescheut. Das bei weitem folgenschwerste Er· 
eignis war die Wahlfälschung vom Februar 1977 durch die herr· 
schendC' PCN. Durch sie wurde die oppositionelle UNO um den 
Sieg gebracht. 
PCES-Generalsekretär Jorge Chafic·Jandal erklärte, daß An­
gehörige der faschis tischen Organisation ORDEN schwerbe-

wa ffnet die Wahlbilros abgeschirmt hatten, "währC'nd drinnen 
die Lakaien der RechlSkrafte die Wahlscheine hUschten und 
selbst die Namen verstorbener Bürger verwendeten".' 
In nur 920 von den insgesamt 3500 Wahllokalen wurden llber· 
haupt Wahlbeobachter der Opposition zugelassen. Die Fal­
schung von 300000 Wahlzellein konnte nachgewieSC'n werden. 
Nach Bekanntwerden dieser Fälschung rief die Opposition zu 
Demonstrationen. an denen sich bis zu 100000 Menschen betC'i­
ligten, sowie zum Generalmeik auf. Bei diesen Aktionen wur· 
den über 100 Menschen getötet und 600 verletzt. Zahlreiche Op­
positionspolitiker wurden verhaftet oder zur Emigration ge­
zwungen. 
Seither hat sich die blutige Unterdrückung des Widerstandes 
spilrbar verschärf!. Im Mänl978 ~tzte die Armee Romeros 
die Ortschaft San Pedro Perulapan, um einen Bauernaufstand 
im Blute zu ersticken. Hunderte von Bauern wurden inhaftiert. 
viele starben unter der Folter. Der Landarbeiterführer Transito 
Vasquez wurde mit GewC'hrkolben erschlagen. Sein Kopf wurde 
auf einen Pfahl gesteckt, darunter ein Schild angebracht auf 
dem jedem, der einer fortschritllichen Organisation beitritt. das 
gleiche angedroht wurde. Oie Privat armeen der Grundbe:sitzC'r 
verbreiten Angst und Schrecken unter den Bauern. Rechte Ter­
rororganisationen machen selbst vor Morden an Priestern nicht 
halt . Ober 1.000 Demokraten wurden 1978 eingekerkert, hun­
derte verschwandC'n. 
Die Aktionen des Volkswiderstandes im Jahr 1979 allerdings 
zeigten. daß sich das Volk EI Salvadors dem Terror nicht beu· 
gen wird. 

Anmerkungen: 
I) Prensa Latina (PL), Havanna, Ja. J . und LJ. 4. 1978 
2) Horizont. Berlin, Nr. 26/ 1977. Zur christlichen Opposition siehe­

auch A. Krims in Al B 21 1978 
1) Frankfurter Altgemeinc ZeilUnll. 16. 5. 1979 
4) PL, 24. 8. 1978; Latin America Political Report. London, 25. ,. 

t979 
5) Horizont , Bn"lin, Nr. 26/ 1977 

AlB -Übersetzer gesucht ! 

Liebe AIB-Abonnenten und -leser, 

dlc AI B-Redllktion ist sc1t ihrer Grtlndunll im Jahre 1970 eme ..... ei­
teStlehend ehrenamtliche l ebliebe" , die auf die unentlelttiche Mit­
arbeit von Autoren und Ober~lZern angewiesen iSI. 
ßedauerl icher ..... ei~ untertiegt gerade un~r fIlr dic Dokumentenwi­
dergabe $0 wichtiger Obersetterkreis einer hohen Fluktuation und 
bedarf dringend der Erweiterung _ und sei cs auch nur mi t IIcle­
gentl icher Mitarbeit. Insbesondere Übersetztr aus dem spanischen. 
französischen und enillischen Bercich sind gesucht. 
Bille schreiben Sie uns gCllebenenfalls mit Angabe von Anschrift. 
Sprache{n), Ober.setzunll5kapazitll t und Hauplinteres~ngebiclen 
(Themen, Länder der Driucn Weil), und t War an: Al B, Uebill5 tra­
Be 46, 15'0 Marburg I. 
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Haiti 

Gerard Pierre-Charles 

Duvalieristen nicht 
mehr unangefochten 

In dem folgenden Gesprllch nimmt der aus Haiti stammende 
und in Mexiko im Exil lebende Professor JOr Soziologie Gerard 
Pierre-Charles zu neuen Aspekten der (jkonomischen und poli­
tischen Entwicklungen in Haiti Sleflung. 

FRAGE: Im allgemeinen wird die Situation in Haiti als statisch 
bezeichnet, als eine Situation, die sich mit allen ihren bekannten 
Elementen seit Fran~ois Duvalier (Papa Doc genannt und Prä­
sident 1957-71; d. Red.) bis heule, nach langen Jahren der 
Diktatur seines Sohnes (Jcan Claude Duvalier, durch Verfas­
sungsänderung 1971 Präsident auf Lebenszeit; d. Red .) nicht 
geändert hat. Wie sehen Sie die aktuelle Situation? 
G. PIERRE-CHARLES: Heute können wir sagen, daß es neue 
Elemente in der haitischen Situation gibt, die zum Teil von der 
Regierung, zum Teil von der Opposition ausgehen. 
Vom Standpunkt der Regierung aus ist das erste Element die 
Stärkung des Regimes mit nordamerikaniseher Hilfe. Während 
zu Zeiten Fran"ois Duvaliers die Tatsache, daß seine Regie­
rung als Diktatur bekannt war, als Regime, das repressive Me­
thoden benulZte, den Vereinigten Staaten ein gewisses Unbeha­
gen verursachte, bestehen derlei Bedenken gegen seinen Sohn 
nicht mehr. 
Seit dem Tode Fran"ois Duvaliers begannen die Vereinigten 
Staaten, an der Aufpolierung des öffentlichen Ansehens des 
Regimes zu arbeiten. Diese Veränderung des öffentlichen Anse­
hens erlaubte es, die uneingeschränkte Unterstützung der Verei­
nigten Staaten zu erhalten. Diese grenzenlose Unterstützung, 
besonders in den internationalen Gremien, äußerte sich in einer 
größeren wirtschaft lichen Unterstützung, die heute massiv ist. 

G rößere Durchdringung 

Bis zum Tode Fram;:ois Duvaliers (197 1; d. Red.) äußene sich 
diese Hilfe hauptsächlich in Schenkungen, die eine Höhe von 
30-40 Mio Dollar pro Jahr erreichten. Heute handelt es sich 
um Darlehen, da sich die wirtschaftliche Situation verbessert 
hat. Das letzte ist ein Plan von 125 Mio Dollar, der normaler­
weise eine Hilfe der Internationalen Entwicklungsagentur 
(!DA) sein sollte, einer Inst itution, die prakt isch das Land re­
giert. Haiti ist ein Land, das unter internationaler Aufsicht 
steht , einer internationalen Aufsicht, die von der !DA koordi­
niert wird. 

FRAGE: Diese Darlehen werden von größeren ausländischen 
Investitionen begleitet. Wie ist die Tendenz dieser Investititio­
nen? 
G. P IERRE-CHARLES: Diese Unterstützung fällt auch mit 
der größeren winschaftlichen Durchdringung zusammen, die 
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schon 1968 , also noch zu Zeiten Papa Docs, begann und in der 
sich eine neue Tendenz der nordamerikanischen Investitionen 
auf der Insel für MUhlen offenbarte. Verschiedene Firmen lie­
ßen sich nieder, die die billigen Arbeitskräfle ausnutzen und vor 
allem drei Produktionszweigen angehören: in erster Linie der 
Herstellung von Teilen für die elektronische Produktion - Ka­
selten, Computerteile, Rechner usw. -, dann die Spielzeugfa· 
briken - von Baseballbällen bis zu Puppen -, und schließlich 
die Textilfabriken. In dieser Zeit ließ sich u. a. der multinatio­
nale Burrough-Konzern nieder. 
Diese Produktionszweige haben natürlich 25000 neue Arbeits­
plätze geschaffen, aber sie förderte n auch auf ungeheure Weise 
die imperialistische Durchdringung. Ein deutliches Beipiel ist 
die Expansion des Bankensystems. Bis 1968 gab es zwei auslän­
dische Banken in Haiti: die First National City Bank und die 
Royal Bank von Kanada. Danach kamen die Chase Manhatten 
City Bank , die Banque de Paris und andere, während sich die 
BankzweigSleUen mit 50 multiplizierten. 

Eine weitere Folge war die größere wirtschaftliche Durchdrin­
gung. Einige Bergbaubetriebe, die sich schon niedergelassen 
hatten, wie Reynolds, erhielten enorme Minenkonzessionen, 
Bodenkonzessionen, Handelsplätze usw. Außerdem bildeten 
sich natürlich neue Formen der Ausbeutung, wie die Akkordar­
beit, die Ausbeutung der weiblichen Arbeitskraft usw. 

FRAGE: Diese wirtscha ftlichen Veränderungen müssen not­
wendigerweise Neuanpassungen anderer nationaler Sektoren 
nach sich ziehen , z. B. der Bourgeoisie. 
G. P IER RE-CHARl..:ES: Da liegt sicher ein anderes Element 
der Veränderung. Die Bourgeoisie, die eine eiserne Opposition 
gegen Fran"ois Duvalier vom Beginn der Diktatur 1957 an bil­
dete. begann in den Jahren 1965 und 1967 ihm ihr Vertrauen zu 
geben. Selbstverständlich kann man von diesem Zeitpunkt an 
eine Annäherung zwischen der traditionellen Bourgeoisie und 
der polit ischen Macht beobachten. 

Duvalierislen und Freibeuler 

Mit Jean Claude Duvalier kam das große BUndnis um ein Regi­
me, daß das Recht auf Rückforderung nicht anerkennt. Die 
Folge ist, das zu diesem Zeitpunkt der größten wirtschaftlichen 
Durchdringung durch Nordamerika die BourgeoiSie als Ver­
bündeter, als Teilhaber des ausländischen Kapitals beteiligt ist, 
das nicht nur das Kapital des großen Investors ist - der auslän­
dischen Firmen -, sondern auch des nordamerikanischen Inve­
stors, des Freibeuters der Finanzen, auf der Suche nach sch nel· 
lern Gewinn. 



Die Klassengrundlage des Jean Claude Duvalier Regimes hat 
sich erweitert, und Jean Claude Duvalier, der die gesamte Oli­
garchie und einen ganzen Sektor des Duvalierismus vertrin , der 
stärker geworden ist und schon mit der Bourgeoisie verwechselt 
wird, benutzt nicht mehr den " schwarzen" Wortschwall, den 
sein Vater noch verwendete. Man kann sagen. daß die weiße 
und die Mulallen-Bourgeoisie heute an der Macht ist, was auf 
der anderen Seite die Unzufriedenheit einiger Sektoren des 
KleinbOrgertums nach sich zieht, die zu Zeilen des Vaters Duva­
Iieristen waren und heute die ganz Macht in den Händen einer 
anderen Klasse sehen. 

FRAGE: Das bedeuleI, daß diese Bourgeoisie in die politische 
Macht und auch beispielsweise in die Streitkrafte hineingewach­
sen ist . 
G. PIERRE-CHA RLES: Sie teih die politische Mach!. Was die 
SlTeitk räfte angeht, so hat Frant;ois Duvalier sie nicht nur von 
Vertretern der Bourgeoisie, sondern auch von Mulatten sowie 
allen alten Offizieren, die Einnuß und Prestige in Militärver­
bänden genossen, .. gesäubert". 
Das OffizierSkorps setzt sich aus erprobten Duvalieristen zu­
sammen. Es ist ein junges Offizierskorps, das Durchsch nittsal-

ter im Generalstab liegt bei 40 J ahren. 

FRAGE: Dies bisherigen AusHl hrungen beziehen sich auf die 
Industrie-, Finanz- und Handelsbou rgeoisie. Und auf dem Lan­
de, entsteht ein beherrschender Sektor ... 
G. PIERRE-CHARLES: Man kann nicht sagen, daß es auf 
Haiti eine Agrarbourgeoisie gegeben hat, aber in den letzten 
zehn Jahren, mit dieser neuen ausländischen Kapitalisierung, 
die jetzt 170 Mio Dotlarerreicht hat, d. h. sich verHlnffacht hat, 
ist eine gewisse Entwicklung des Kapitalismus auf dem Lande 
entstanden. Noch ist es ein eben erst einsetzendes Phänomen, 
aber es stellt eine Tendenz dar, die es wert ist, aufgezeigt zu wer­
den, da sie nicht nur die Entwicklung der imperialistischen 
DUN:hdringung Haitis kennzeichnet, sondern auch die Entwick­
lung der Bourgeoisie und des Kapitalismus auf Haiti. ( ... ) 

FRAGE: KOnnen wir von einer EntwiCklung der Arbeiterk lasse 

sprechen, die den Auswirkungen dieser wirtschaftlichen Verän­
derung entspricht? 
G. PIERRE-CHARLES: Quantitativ ist die Arbeiterklasse seit 
1968 gewachsen. Bis zu diesem Zeitpunkt beschäftigten die Fa­
briken durchschniulich 200 Arbeiter. heute gibt es mehr nieder­
gelassene Fabriken und Fabriken mit bis zu 2000 Arbeitern 
oder mehr. Diese Arbeiter leben unter denselben Bedingungen 
der Unterdrückung wie frUher, ohne Streikre<:ht und unter 
enormer Ausbeutung. 

Arbei lenlklionen wieder seil 1976 

Nun, die größte Entwicklung der Arbeiterklasse Hailis entsteht 
genau unter diesen Umständen der überausbeutung. Der duva­
lieristische Faschismus stand schon im Dienst dieser neuen Spiel­
art der Kapitalakkumulation. Als Jean Claude Duvalier 1971 
die Macht Obernahm, beschloß er, als demagogische Maß nah­
me, die Mindestlöhne auf I Dollar, später auf 1. 30 Dollar und 
schließlich auf 1,60 Dollar anzuheben. Diese Lohnerhöhungen 
stell ten dieGrundlage der Ausbeutung in keiner Weise in Frage. 
Die überausbeutung ließ Unzufriede nheit entstehen. 
Im Mai 1976 brach im Land der erste Streik seit langen Jahren 
aus. Er fand in der Zementindustrie statt und wurde mit Gewalt 
niedergeschlagen. Die Repression betraf die Arbeiter, die Ge­
werkschaftsführung und sogar den Journalisten Gasner Ra}'­
mond vom Samedi Soir, der ober den Konflikt informiert hatte 
und ermordet wurde. Während der letzten Jahre entwickelten 
sich langsam Demonstrationen gegen die korru pten Gewerk­
schaftsvorstände und gegen den Duvalierismus in den größten 
Fabriken des Landes. unter denen Ciment d' Haiti als die kämp­
ferischste hervort rat, sowie in den Zuckersiedereien und den 
Bergbaubetrieben wie z. B. Reynolds. 

FRAGE: Ist der Charakter dieser Bewegung vor allem ein zu­
rückfordernder? 
G. PIERRE-CHARLES: Ja, aber es ist der Anfang einer viel 
breiteren Bewegung. Allein die Tatsache, daß die korrupten Ge­
werkschaftsvorstände in Frage gestellt .... erden, ist an sich schon 
bedeutsam. Die neue Tatsache ist. daß sich die Arbeiterbewe­
gung zu aktivieren beginnt. 

FRAGE: Wie ist die Lage der Bauern? 
G. PI ERRE-CGARLES: Das Charakteristikum der Lage auf 
dem Lande ist noch immer die Krisensi tuation, die in den Jah­
ren 1975- 1976, als eine Hungersnot aufkam, katastrophale 
Ausmaße annahm, die 1/2 Mio Menschen vor allem im Nord· 
osten des Landes, gegenOber von Kuba, bedrohte. Tausende 
von Menschen starben. 
Es findet ein außerordentlich schneller Niedergang des land­
wirtschaftlichen Bereichs statt. Die internationalen Gremien 
"ervielfachen ihre HilfspUlne, aber die Tendenz ist nicht um­
kehrbar, denn es gibt Eigenlumsentzug im Gefolge der verspä­
telen Entwicklung des Kapitalismus. 
Vor 10 Jahren waren die haitischen Emigranten Professoren, 
seit 10 Jahren sind es die Bauern, die in Barkassen niehen und 
in Guadeloupe, Martinique und auf den Bahamas unterzukom­
men versuchen. Dort werden sie von neuem ausgebeutet. Der 
Haitianer auf Guadeloupe und Martinique wird als Streikbre­
cher betrachtet, er stellt fOr die ört liche Arbeiterklasse ein spal­
terisches Element dar. 

FRAGE: Zu Beginn des I nterview$ sprachen Sie von einer Reihe 
neuer Elemente. Wir wirken sie sich auf die Stärkung des Regi­
mes und die Alaivierung der Arbeiterklasse aus? 
G. PI ERRE-C HARLES: Ein wichtiges Element ist das Auftau­
chen einer unabhängigen Presse. Diese Tatsache ist zu einem 
großen Teil das Resultat der BemUhungen des Petit Samedi Soi­
ir, der Zeitung, die von Dieudonne Fardin geleitet wird und 
ku rz nach dem Tode Papa Docs als Literaturzeitschrift zum er­
sten Male erschien. Allmählich fOhrte diese Zeitung die The­
menkreise Menschenrechte, Kampf gegen die Ungerechtigkei­
ten und Forderung eines Rechtsstaates ein. Als Carter auftauch-
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te, wuchs die Bedeutung dieser Zeitung, sie wurde mutiger, ge­
wann an Popularität und der Aktion Fardins schlossen sich an­
dere Journalisten an wie Luc Neree und Jean Dominique. 
Die Anklage gegen die Ungerechtigkeiten der Diktatur, die mit 
viel Wagemut vorgetragen wurde, stell t einen Beitrag zum Er­
wachen einiger politischer Kreise aus der langen Nacht der Dik­
tatur dar, vor allem der ganzen Jugend und sie hilft, ein Be­
wußtsein für die Bürgerrechte zu schaffen, eine öffentliche Mei­
nung, die während der Regierung Papa Docs und während der 
ersten Jahre der Regierung sei nes Sohnes verschwunden war. 

Opposition im Untergrund 

FRAGE: Diese Presse druckt eine Opposition aus, aber ist sie 
auch Reflex einer strukturierten politischen Opposition? 
G. PIERRE-CHARLES: Das ist ein anderes Element der Ver­
änderung, das ich aufzeigen möchte. Dem Regime des Papa 
Doc war es gelungen, die rechte wie die linke Opposition zu 
neutralisieren. eine Opposition, die zu einem bestimmten Zeil­
punkt ein hohes Organisations niveau erreicht halte. 
Es genügt , sich der Repression gegen die Kommunist ische Par­
tei im Jahre 1969 zu erinnern, die mehr als SOO Menschenleben 
forderte. Die OpPositionellen wurden eingesperrt, ermordet 
oder ins Exil vertrieben, eine Tatsache, die die Machtübernah­
me durch Jean Claude Duvalier erst ermöglichte und es ihm er­
laubte, diese Verfolgungen fortzuführen. Ein Klima des Terrors 
kam in Haiti auf und machte eine politisch~ Opposition unmög­
lich. 
Aber langsam organisierte sich diese Opposition wieder im Un­
tergrund. Es ist richtig, daß sie in dieser Zeit nicht denselben 
Charakter hatte wie in den 60er Jahren, als sie einen Kampf auf 

Leben und Tod gegen das Regime fü hrte. Heute versucht sie als 
ersten SChritt, demokratische Rechte zurUckzufordern. 

FRAGE: Welche Strömungen oder Tendenzen kann man inner­
halb dieser Opposition unterscheiden? 
G. PIERRE-CHARLES: Bevor wir auf die einzelnen Sektoren 
der Opposition eingehen, ist es wichtig, Sektoren zu berücksich­
tigen, die nicht zur Opposition gehören und an der Regierung 
teilhaben und sich jeder noch so kleinen Öffnung seitens der 
Regierung widersetzen. Es sind die widerspenstigsten Duvalieri­
sten konservativer Tendenz. Außerdem gibt es noch einen Sek­
tor, auch innerhalb der Regierung selbst, der technokratischer 
ausgerichtet ist und eine größere Effektivität und sogar eine be­
stimmte Modernisierung des Systems anstrebt. 
Nun, innerhalb der OppoSition als solcher gibt es zwei Sekto­
ren. Zum einen eine christdemokratisch beeinflußte Strömung, 
oder mit anderen Worten, christliche Sektoren, die sich im Hin­
blick auf eine größere Dcmokratisierung organisieren, die Ver­
besserung der Lebensbedingungen des Volkes anstreben. Zum 
anderen der Sektor der Linken, \lor allem die Vereinigte Partei 
der Kommunisten Haitis. Außerdem gibt es noch andere Ten­
denzen, die sich vor allem im Exil wiederfinden lassen. 

FRAGE: Wie äußert sich diese Oppostition? 
G. PIERRE-C HARLES: Der Kampf äußert sich nicht nur in ei­
ner enormen organisatorischen Anstrengung, sondern auch in 
einer ideologischen Bewegung. In den Ictzten Jahren hat es eine 
große Diskussion gegeben, eine Diskussion, die sich auf The­
menkreise wie die Präsidentschaft auf Lebenszeit konzentriert, 
einen Knotenpunk t der heutigen Diskussion, die Notwendigkeit 
allgemeiner Wahlen und die persönlichen Freiheiten. 

(Quelle: Presenica Universit aria, Honduras, No. 491 Januar 
1979) 
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konsequent antiinperialistisch, 
parteiisch für de Befreiungsbewegungem 
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Uruguay 

Willi Israel 

Das Regime zeigt Schwäche 
Eine neue vom fasch istischen Regime in Uruguay ausgelöste 
Terrorwelle brachte seit Mitte Januar d.]' mehr als 350 Antifa­
schisten in die Kerker des Regimes. Wie immer sind die inhaf­
tierten Patrioten in speziell rUr Folterzwecke eingerichteten 
Zentren und Kasernen von der Umwelt isoliert und wochen-und 
monatelang den unmenschlichsten Quälereien ausgesetzt. In 
vielen Fällen werden die Verhaftungen ei nfach geleugnet, was 
oft bedeutet, daß die Schergen Zeit gewinnen wollen und die 
Gefangenen foltern. um aus ihnen Aussagen herauszupressen. 
Unter den Inhaftierten befinden sich standhafte Patrioten, Ge­
werkschaftsfunktionäre, Mitglieder der Volksbewegung Frente 
Amptio (Breite Fron!), der KP Uruguays und des Kommunisti­
schen Jugendverbandes. deren Leben in großer Gefahr 
schwebt . 
Drei Monate nach dem Einsetzen der Terrorwelle hat die Dikta­
tur im Mai d.J. in allen Massenmedien mitge!eill, daß 48 füh­
rende Mitglieder der KP Uruguays, die als .• illegales" Netz der 
Ende November 1973 von der Diktatur aufgelösten Partei be­
zeichnet wurden, verhaftet worden sind. 

In den ,.Folterhöllen" der Mililärs 

Bereits im Februar 1979 hat die KPU in Montevideo diese Re­
pressalien scharf verurteilt. "Viele der Verhafteten wurden ent­
rührt. Ihre Angehörigen wissen nicht. wo sie festgehalten wer­
den. Mit Sicherheit wissen wir, daß sich viele von ihnen in den 
.Folterhö llen' der uruguayischen Streitkr!l.fte befinden" . wird 
in der Erk lärung betont. 
Die KPU charakterisiert diesen neuen Angriffauf die demokra­
tischen Freiheiten und Bürgerrechte als Teil eines niederträchti· 
gen Plans, um die immer stärker anwachsende Opposition und 
Massenmobilisierung aufzuhalten. Auch der ständig zunehmen­
de Widerstand gegen die fa schistische Barbarei. die sich in den 

mehr als 6000 politischen Gefangenen und den grausamen Fol· 
terpraktiken der Diktatur ausdrückt. hat die inneren Wider­
sprüche und die Schwäche des Regimes verdeutlicht. 
Sechs Jahre nach Errichtung der Diktatur kann festgestellt wer­
den, daß keine politische Kraft des Landes für die Kollabora­
tion mit dem Faschismus gewonnen worden ist. So hat die Na­
lionalpartei (Konservative Blancos; d.Red.), eine der beiden 
sog. "großen traditionellen" Parteien vor kurzem erklärt, daß 
als .,erstes zu erreichen sei, daß die politischen Parteien normal, 
öffentlich und regelmäßig arbeiten können". Die Nationalpar­
tei hat die Absicht der Diktatur verurteilt, den politischen Par­
teien Vorschriften aufzuerlegen und 1981 "Wahlen" unter der 
Beteiligung der beiden sog. traditionellen Parteien (neben den 
Blancos si nd dies die liberalen Colorados; d.Red.) durchzufüh­
ren. womit die Tätigkeit der anderen Parteien weiter verboten 
bleiben soll. 
Die wirtschaft liche Lage der Bevölkeru ng ist von Jahr zu Jahr 

~------Weltfriedensrat Amnestie für Uruguay! ------, 
Angesichts der Tats.athe. daß 
• die systematischen Menschenrechtsverletzungen in Uruguay fort­
gesetzt werden, wie von Gewerkschaften. von Organisationen des 
Kultur-, Bildungs- und religiösen Bereichs sowie politisc llen und in· 
ternationalen Organisationen bestätigt wi rd. und daß dies die Empö· 
rung der öffentlichen Meinung der ganzen Welt hervorruft; 
. ulllrekhe politische Gefangene und Gewerkschafter eingekerkert 
sind (jed('r 4OO.Einwohner des Landes) und zu scllweren Gerangois­
st rafen verur!('ilt wurden (bis zu 40 Jahr('n). die noch durch eine un­
gewöhnliche Maßnahme verschll rft werden. IIl1mlkh dadurch daß d;(' 
Regierung si(' fOr die KosteIl ihrer G('fängoishaft bezahlen läßt; 
• ständig Folterung('n und systematische, ausgedehnte Quälereien 
stanfinden. den('n die G('fangen(,11 - Männer wie Frauen jeden Al­
ters - unterzogen werden, und di('s in GefängnisS<'n . die nur den Na­
mell Konzentrationslager und HöHe auf Erden v('rdienen; 
• mehr als 100 Personen verschwunden sind. nachdem sie von der 
PoJiui und paramilitärischen Kräftell im In- und Ausland ver­
schleppt wurden, darunter ~ Kinder. di(' zum Zeitpullkt der Ver­
schleppung lIur 5 Jahre alt waren; 
• die politischen Rechte von 15000 B(lrgeTII aus allen polit ischen 
Parteien des Landes sus~ndiert wurden; 
• schwarz(' Listen l usamm('ngeste1Jt wurden mit dem Zweck . Ange­
hörigen akademischer B('Tufe die Ausübung ihres B('Tufes zu ver ..... ei-
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gern. Arbeiter, Angest('Ute, L('hrer und Professoren w entlassen und 
b<'stimmten Personen den Zugang zu Bildungs(';nrichtungen zu ver­
weigern; 
• d('r Ant('il der Emigranten und Exilierten sehr hoch ist. nämlich 
20 117. der Gesamtbevö lkerung, und 
• all diese Unterdrückung und Gewahanwendung dazu geFührt hat, 
daß hundemausende Uruguayer außerhalb des Gesetzes g('stellt, aUe 
Bereiche des gese llschaftlkhen Lebens in Mi tleidenschaft gezogen 
wurden, und in dieser völlig schiffbrüchigen Gesellschaft ein Zustand 
kollektiver Angst herrscht, ruft d('r Weltfriedensrat alle demokrati­
schen Kräfte in der ganzen Weh auf. ihre Unterstlltzung und Solidari· 
tät mi t dem Volk Uruguays zum Ausdruck. zu bringen und die völlige 
Res~ktierung der Menschenrechte zu fordern. insbesondere eine 
~ollst.iindillf ArnntSlie. und 
• die Frei tassung der politischen und gewerkschaft lichen Gefange· 
nen und die Rllckkehr aUer Verschleppten; 
• Schluß mit der politischen Unterdrückung. Ge ..... äh rung des 
Rech ts auf volle demokratische Mitwirkung am national<'n l eben; 
• Rllckk('hr aller im Exil Lebenden. 

(Quelle: In the namf of life: Stop the Arms Race. S~ciaJ Session of 
the World P('ace Coullcil, Berlin, February 2-5, 1979, Helsinki 1979, 
S. 5 t -~2) 



schlechter ge ..... orden. Obwohl die MilitArs erkllnen, sie ..... ollten 
die Inflation beenden, waren zum Abschluß des vergangenen 
Jahres mehr als SO o/e Preissteigerung und ein Währungsverfall 
von fas t 17 0'/0 zu verzeichnen. In den ersten drei Monaten die­
ses Jahres erreichte die Inflation mehr als I I 0'/0. Die Arbeitslo­
sigkeit wird mit J3 % angegeben, obwohl mehr als 1/2 Mio. 
Uruguayer im Ausland leben. Die Diktatur hat allen Bereichen 
des Lebens Uruguays geschadet, wenn man von einer kleinen 
mit dem Imperialismus liierten Gruppe von Großgrundbesit­
zern und Industriellen absieht. 
Die in Uruguay regierenden Militärs haben alle bewAhrten For· 
OIen des demokrat ischen Lebens des Landes auackiert, stellte 

U"" ... ylOdloo FoI,~ Lont ",1.-1", 1_ .. ......,'" l~", "" dtm a",al>C'tlcol ,n 
.. lieft Bol' .... Il10' Filalirft ~r><I Untt 

der I . Sekretär des ZK der KPU, Rodney Arismendi, vor kur­
zem fest. Das beschrankt sieh nicht auf die Schließung des Par­
lamemes, das Verbot der Parteien , die IIlegalisierung, die Re-

pression, die Lahmlegung der Presse, sondern erfaßt auch die 
Justiz. Jedes Verfahren, das als polit isches bezeichnet wird, 
wird an die Militärj ustiz Ube'rgeben. Auch die Kirche wird vom 
Regime angegriffen und der Subversion beschuldigt. 
Diese innere Situat ion, die immer stärker werdende Krise und 
der zunehmende Protest des Volkes, fließt zusammen mit der 
hdtigen imernationalen Verurteilung des faschist ischen Regi­
mes. 

Forderung uneingeK hränkte Amnestie 

Nur so ist die neue Terrorwelle zu erklären. Die ~aktionären 

Militärs versuchen, die Widersprüche mit verstärkter Verfol­
gung besonders der ReprAsemamen der Arbe'iterbewegung zu 
lösen. Deshalb gilt es heute mehr denn je, die weltweite Solida· 
rität mit den uruguayischen Patrioten zu stärken (siehe auch Er­
klärungen der Frente Amplio und des Weltfriedensrates). Das 
Leben von Leon Lev, Tomils Rivero, Adolfo Drescher, Juan 
Diakaki, Juan Santini und aller Opfer der neuen Terrorwelle 
muß durch noch stärkere Solidari tätsaktionen gereuet werden. 
Aber auch die Freiheit des PrAsidemen der Ftente Amplio, Ge­
neral tiber Seregni , der ehemaligen Abgeordneten Jaime Perez, 
Jose Luis Masscra. H«lOr Rodriguez und Alber!Q Altesor, s0-

wie der Gewerkschaftsfunktionäre Gerardo Cuesta, Wladimir 
Turiansky. Rosario Pietraroia und vieler anderer und aller 6000 
Eingekerkerten muß erkämpft werden. 
Die in vielen Ländern bereits begonnene Kampagne ror eine uno 
eingeschrAnkte Amnestie für alte von der Diktatur verfolgten 
Menschen bedeutet Freilassung der Gefangenen, Annulierung 
der willkürlichen Beraubung der BOrgerrechte von mehr als 
10000 Menschen und ROckkehr der im Exil lebenden Uruguay-

" . 

Deklaration der Frente Amplio 

Einheit für den 
Sturz der Diktatur 

Das Koordi nierungskomitee der Frente Amplio im Ausland -
eine Organisation. die sich zur Aufgabe stellt, die Frente Am­
plio im Ausland zu vertreten, zur Solidtlrität beizutragen und 
das Regime zu entlarven und in der Parteien, Persönlichkeiten 
und Mitglieder der Frente Amplio im Exil vert reten sind - ana­
lysierte auf seiner Tagung im März 1979 die polit iSChe, soziale 
und wirtschaftliche Situation in Uruguay nach fast sechs Jahren 
Militärdiktatur sowie die Maßnahmen, die zu ihrem Sturz bei­
tragen können. 
Dtls diktatorische Regime hat in der langen Zeit seiner Herr­
schaft die Unterdrückung immer mehr verschärft und bewiesen. 
daß es sich nur an der Macht halten kann, wenn es diejenigen, 
die im Lande selbst oder außerhalb der Grenzen das etablierte 
Regime bekämpfen. verfolgt. ins Gefängnis wirft. folten oder 
ermordet. Die uruguayische Mili tärdiktatur gehört zu den re­
pressivsten der Welt, wenn man die Anzahl der Gefangenen, 
Gefollenen und Verfolgten betrachtet. 
Sie hat in den Jahren ihrer Herrschaft eine Emigration ohne­
gleichen \·erursacht. Um ihre Absichten leichter zu verwirldj· 
ehen, hat sie die Kompetenzen der Militärgerichte bedeutend er· 
weitert und die Unabhängigkeit der Justiz abgeschafft . Im Ge­
gensatz zu ihrer früheren Stellung in der Hierarchie des Staates 
ist die Justiz nunmehr der Exekutive untergeord nel. 

In all den Jahren regierte das diktatorische Regime in Uruguay 
völlig nach eigenem Ermessen, dennoch vermochte es nicht. 
auch nur ei nes der grundlegenden Probleme des Landes zu lö­
sen und die soziale Grundlage zu schaffen , die von Anfang an 
fe hlte. Trotz der harten Repression konnte es den mutigen Wi­
derstand des uruguayischen Volkes, der weiter anhält, nicht 
brechen. 
Eine Analyse der Situation des Landes weist folgende Ergebnis­
se aus: 
I . Auf wirtschaftlichem Gebiet hat die Diktatur das Land in ei­
ne Krise gestOTZt, die noch schwerwiegender ist als zum Zeit­
punkt des Staatsstreiches. Das vom Faschismus unter der Lo­
sung "Stabilisierung und Öffnung" aufgezwungene Wirt· 
schaftsmodell ist gescheitert. Agrarproduktion und Industrie 
befinden sich in einer Krise. Das Regime ist bei der Förderung 
der sog. nichttraditionellen Exporte auf ernste Schwierigkeiten 
gestoßen , obwohl es zu diesem Zeitpunkt den Reallohn stark 
herabgesetzt hatte. 
Dem Regime ist es noch nicht ei nmal gelungen. ftlr das Aus­
landskapital - auf das es so gebaut hatte, um aus der wirt­
schaftlichen Stagnation herauszukommen - attraktiv zu wer­
den. Die Auslandsschulden sind gestiegen, und die kOnftigen 
Generationen werden mit Schulden belastet sein. die doppelt so 
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hoch sind wie Mitte 1973. Obwohl das diktatorische Regime die 
große Mehrheit der Bevölkerung auf einem äußerst niedrigen 
L.ebensniveau hall, steigt die Inflation stark an. 
2. A ur Sozialf.m Gebiet hat die Militärdiktatur - die die Ge­
werkschaften auf brutale Weise unterdrückt - einen deutlichen 
Rückgang im Lebensniveau der Bevölkerung verursacht. Sie be­
wirkte di.e Emigration von Hundertt3uSenden von Menschen 
und ,veränderte die St ruktur der uruguayischen Gesellschaft, in­
dem sie einen Teil der BeVÖlk erung ins Elend stürzte und die 
Verarmung der Mittelschichten herbeifllhrte. Einige konkrete 
Angaben - viele davon wurden offiziellen Statistiken entnom· 
men - beweisen das: 
2.1. Seit "1970 sind 20 '10 der Bevölkerung ausgewanden, weil 
sie im Ausland Sicherheit - die im Lande aufgrund der politi­
scheo Verfolgung durch das Regime nicht mehr gewährleistet 
war - oder Arbeit suchten, um den Mindestunterhalt flir die 
Familie zu sichern. 
2.2. Trotz dieser überaus starken Abwanderung ist die Arbeits· 
losigkeit in Qedeu~endem Maß gestiegen, sie betrifft 13 070 der 
ar:bei tenden BeVölkeru ng. 
2.3 . Die Einkommen der Bevölkerung sind ernorm gesunken. 
Zu dieser Tatsache, daß sich der Anteil der Lohnabhängigen am 
Nationaleinkommen verringert hat , was sich im Absinken des 
Reallohnes auf 51 t;. des Wertes von 1971 außert, kommt eine 
regelrechte Zerstörung des Sozialversicherungswesens und in· 
folgedessen ein Absinken der Renten und Pensionen auf ein 
verschwindend geringes Niveau. 
204. Das Niveau der Sozialrorsorge ist gesu nken. Dies äußert 
sich in·einer eindeutigen Verschlechterung der sozialen Bedin­
gungen der Volksmassen. 
2.5. Immer weniger Schü ler können eine Grundschule besu­
chen. Dadurch erhöht sich die Zahl der Analphabeten, und der 
Prozenisatz der Schiller und Studenten an Mittel·, Fach· und 
Hochschulen verringert sich drastisch. 
3. ,Auf politischem Gebiet spricht die MilitärdiktalUr zwar von 
"Öffnung" oder "Institutionalisierung". Sie betreibt jedoch 
weiterhin die härteste Unterdrückung. Ihr fehlt jegliche soziale 
Grundlage, weil sie von den politischen Parteien, der Kirche 
und den übrigen gesellschaftlichen Kräften nicht unterstützt 
wir~. 

Insbesondere SJellt die Tagung fest: 
3.1. ' Die Repression ist unvermindert stark. Die Gefangenen, 
Versch l~ppten und Geiseln werden weiterhin grausam gefoltert. 
In letzter Zeit si nd viele Personen infolge von Polizeimaßnah· 
men innerhalb des Landes bzw. der Kollaboration zwischen den 
SicherheitskrMten Argentiniens, Brasiliens und Uruguays ver­
schwunden. 
3.2. Die angeblichen Veränderungen, von denen die Militärdik­
talUr sprach, als sie den Beginn der systematischen "lnstitUlio­
nalisierung" verkündete, sind ein Vo ...... ·and, den das Regime be­
nutz.t, um sich noch 1981 mit einem Image der Erneuerung zu 
schmOcke~. Aus diesem Grund sollen Wahlen, die allerdings 
stän~ ig aufgeschoben werden. stattfinden, bei denen nur ein 
einziger Kandidat aufgestellt wi rd , der noch dazu von den 
Streitkräften ernannt wird . Dieser Kandidat wurde forma l von 
zwei politische~ Gremien vorgeschlagen, die jedoch von der Mi­
lilttirdiktatur beherrscht werden, und auf die man völlig zu Un­
r«ht Namen und Traditionen der Colorado-Partei und der 
Blanco-Partei übertragen will. 
3.3. Die erste Maßnahme bei dieser "lnstitutionalisierung", 
die d.ie Militlirdiktatur realisieren will, ist der "Entwurf für die 
Statuten der politischen Parteien" , mit denen ihre Tätigkeit bei 
den "Wahlen" von 1981 geregelt werden soll. Für diese Wahlen 
wird man die Mehrheit der Parteien weiterhin für illegal erklä­
ren u'nd die politischen Rechte von mehr als 15000 Parteiange­
hörigen unterdrücken, und zwar einzig und allein deshalb, weil 
jene zli de'n Nationalwahlen von 1966 und 1971 kandidiert hat­
ten. 
304. Trotz .der brutalen Unterdrückung gelingt es nicht, den 
WideTSland im Lande zu ersticken. Die Volksrnassen und ihre 
OrganiSationen kämpfen heldenhaft gegen das Regime, das es 
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n[cht vermochte, irgendeine Unterstützung rur seine Militärdik­
tatur zu finden. 
3.5. Zu dieser Isolierung der Militärdiktatur im Innern kommt 
ihre völlige ISOlierung im internationalen Maßstab. Sie wird le· 
diglich vom Imperialismus und den übrigen DiktalUren in La­
teinamerika sowie dem südafrikanischen Apartheid· Regime un­
terstützt. Die Solidarität aller demokratischen Kräfte in der 
Welt ist eine äußerst wert volte Hilfe für den Kampf des uru· 
guayischen Volkes gegen die MilitArdik tatur. 
3.6. Das Regime ist zum Untergang verurteilt. Seine innen· und 
außenpolitiSChe Isolierung führt unweigerliCh dazu, zumal es 
auch keine positiven Alternativen oder Lösungen anzubieten 
hat. Es ist innerlich schwach und Stützt sich nur auf die Gewalt. 
Es war noch nicht einmal in der Lage, die Streitkräfte um eine 
Doktrin und einen Mann zu scharen, den sie unterstützen soll· 
ten, und täglich nehmen die Kämpfe im Inneren zu. Wenn es 
auch blind an seiner unbeweglichen Politik der " Institutionali­
sierung" fest hält, so zeigen diese Tatsachen im Zusammenhang 
mit der Öffnung, zu der - wenn auch in begrenztem Umfang 
- die Realisierung der " Institut ionalisierung" notgedrungcn 
fü hren wird, jedoch Risse in seiner Politik der UnbewegliChkeit 
auf, die sein Ende beschleunigen werden. 
3.7. Doch dieses Regime wird nicht von allein zusammenbre­
chen. Der Zeitpunkt seines Sturzes hangt in zunehmendem Ma­
ße von der Einheit, der Initiative und dem Kampfgeist der 
Volkskrtfte in ihrem Kampf gegen das Regime ab. 
Zu aU diesen Problemen wurde auf der Tagung erklärt: 
Der Wiederaufbau des Landes und die Wiederherstellung der 
allgemeinen Freiheiten machen den Sturz der Diktatur erforder­
lich, der ..... iederum nur durch die Mitwirkung aUer Demokralen 
Uruguays, ei nschließlich der polit ischen Gefangenen und der 
Menschen, die das Land verlassen mußten, möglich ist. 
In diesem Zusammenhang gelangten die Teilnehmer der Ta­
gung zu der Ansicht: 
1. Daß der fortschreitende Prozeß, der zum Sturz der Diktatur 
fIIhren wird, auf der Einheit und Geschlossenheit aller Opposi~ 

tionsparteien - der Frente Amplio, der anderen linksgerichte­
ten Kreise. der traditionellen Ulanco- und Colorado-Parteien 
und aller sozialen Kräfte, die gegen die Diktatur sind - untcr 
Ausschaltung jeglichen Sektierertums beruht, sowie darauf. 
daß die Aktion auf Grundprinzipien beruht, die uns, abgesehen 
von gelegentlichen oder prinZipiellen Meinungsverschiedenhei· 
ten zur Verwirklichung des gemeinsamen Ziels - Sturzder Dik­
talUr - vereinen müssen. 
2. Daß es unbedingt notwendig ist, weiterhin ror die Menschen· 
rechte. die grundlegenden demokratischen Freiheiten, die Frei· 
lassung aller polit ischen Gefangenen zu kämpfen sowie eine 
Volksbefragung durchzuführen und diejenigen erforderlichen 
ö konomischen Maßnahmen zu ergreifen, die der dramatischen 
Verschlechterung des Lebensniveaus der Bevölkerung ein Ende 
setzen können. 
3. Daß wir die weltweit erhobcne Forderung nach Generalam· 
nestie als ein grundlegendes Zicl betrachten müssen. und zwar 
als unmittelbaren Schritt. der uns die -r:ore zur Zukunft öffnen 
wird. 
Die Frente Amplio ruft a11e solidarischen Kräfte auf, die An· 
strengungen darauf zu konzentriercn, die Freilassung des PrAsi­
detnen der Frente Amplio. General Liber Seregni, zu fordern , 
dieses großen Patrioten, dessen Entschlossenheit und Würde 
den Kampf aller Uruguayer inspiriert, und die Kampagne fIIr 
die Freilassung aUer politischen Gefangenen und Gewerkschaf· 
ter zu intensivieren. 
(Quelle: Desde Uruguay, Edicib Europea, Nr. 9/ Mai 1979) 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig bei der Redaktion 

(AlB, Liebigstr. 46, 3550 Marburg 1), 
nicht bei der Post, bekanntgeben! 



Argentinien 

Erklärung 
argentinischer Parteien 

A U$ Anlaß des 1. )ahrerruge$ des rechten M ililtirpursches in Ar­
gentinien einigten sich Ende Män. d. J. die bedeutendsten de­
mokratischen Parteien auf ein gemeinsames Dokument, das auf 
eine demokra /ische Offnung zieft. Von den im Dokument for­
mulierten Kemjordenlflgen rlJckte im April/ Mai d. J, die Ge­
werkschafts/rage in den Mitlefpunkt lIer AuseinanderseW/f/­
gen. Obvwohl PrI1sidenr Jorge R. Videla um I. Mai ankündigte, 
das" Gewerksc:ha!rsproblem einer verniirifligen l.Osung ;zuzu­
führen, deutet die Regierungspraxis nicht auf die Bereitschaft 
zur Wiederherstellung der gewerkschaftlichen Freiheiten hin. 
Schon um 27. April hatle das Regime die AIISrujun8 eines 24-
standfgen Generalstreiks mit der Verhaftung von über 10 Ge­
werkschaftsführern beuntwOrlef. Im Wiclersprllch ;:u der Bot­
schaft Videlas steht auch die Vorlage VOll ;:wei weiteren gewerk. 
schof(sfeindfichen Sondergeset;:en (über die BerufsverlXinde 
b;:w. So;:ialwerke) noch im Mai d. J. Mit diesen Entwürfen 
suchl man die Vereinheitlichung der GewerkSC"hafts~'erlXinde;:u 
blockieren und die Arbeiterorganisotionen ihrer so;:ialen Ein· 
richtungen zu berauben. Fast affe Gewerkschaften haben doge· 
gen an das Videla-Regime die Minima!jorderungen gerichtet: 
LohnerhtJhungen als Irif!ationsausglei('h (Inflationsrate 1978: 
/75o/G), unw!rz.ügliche Wiederz.ulassung nationaler Gewerk­
schaften, Schaffung einer einheir fichen Dachorganisation und 
Auskunft über dar Verbleiben der verschwundenen Gewerk­
schafter. An der EinllJsung der übereinslimmenden Forderun­
gen der Gewerkschaften lind der sechs Parleil!n sind die Demo­
krolieverheißungen des argeminischen Prlisidemen ;:u messen. 

Als Staatsbürger verschiedener Denkst römungen wenden wir 
uns an die öffentliche Meinung, um die volle Gü ltigkeit des im 
NO\'ember 1978 von uns beschlossenen Dokuments zu bekräfti­
gen. in dem wir unseren kollektiven Beitrag zur nationalen Be­
friedung und zur Zuku nft formuliert haben, die wir alle ftlr un­
ser Land erstreben. 
Die seitdem vernossene Zeit und die Ankündigung, daß derje­
nige, der das Amt des Präsidenten der Republik ausObt, sich an­
läßlich des dritten Jahrestages der Bildung der Militärregierung 
an das Volk wenden wird. machen diesen Beitrag notwendig, 
um die (im November 1978 erhobenen: d. Red .) Forderungen 
zu bekräftigen und die politischen, ökonomischen und sozialen 
Bestrebungen des argentinischen Volkes zu unteT.Sneichen . 
Das Land ist in den lelZten Tagen von z ..... ei Faklen Oberraschl 
worden, die eine Richligstellung du rch den Präsidemen der Na­
tion dringend erforderlich machen. ETSlens ist ein Repräsentant 
des ausländischen Wirtschafts- und Finanzkapitals, der sich als 
Beobachter un~rer Ökonomie bezeichnet, ins Land gebracht 
word~n, um einem rezessiven, inflationistischen Plan des natio­
nalen Ausverkaufs seinen Segen zu geben, gegen den sich die 
V~rlreter fast a[[~r Bcr~iche ausgesprochen haben. Zw~itens 

werden die BOrger von einem hohen Regierungsamt aus unt~r 
politische Vormundschaft gestellt und damit in eine unzulässi­
ge, untergeordnete Rolle gedrängt - und das in einem Augen­
blick, da behauptet wird, daß es einen politischen Demokrati-
sierungsprozeß geben wird ...... sobald sich die Mentalität des 
argentinischen Volkes ändert ... ". Das ist Ausdruck des rei· 
nen Totalitarismus und in ~inem demokratischen Land unzuläs­
sig. 
Di~se beiden Gesichtspunkt~, der ökonomische und der politi-

sche, machen es drei J ahre nach der Machtergreifung durch die 
bewaffnet en Krä ft e dringend notwendig, daß die Botschaft der 
Exekutivgewalt und di~ sich aus ihr ergebenden Konsequenzen 
eine riChtige Orientierung erhalten. Um der Entwick lu ng Ar­
gentiniens zu nutzen, müßte diese Botschaft folgende Punkte 
ent halten: 
a) einen Modifizierungsvorschlag für den geltenden Wirt­
schaftsplan, der gegenwärtig die Wirtschaft zerstört, indem er 
sie den ausländischen Monopolen ausliefert und gl~ichzeitig das 
Volk immer mehr v~rarmen läßt, weil er die geringen Einkom­
men schmälert und die Lebensbedi ngungen verschlechtert; 
b) eine Mitteilung Ober die Reaktivierung der politischen Par­
teien, deren wes~ntliche Rolle bei der Wiederherstellungder De­
mo kratie in allen Bereichen wiederholt anerkannt wurde, sowie 
über die Gültigkeit des Gesetzes über die Beru fsverbande, das 
die organisierte Normalisierung der nationalen Arbeiterbewe­
gung gewährleistet; 
c) einen konkreten Akt;onsplan der Regierung, der die effekti­
ve Öffnung (zur Demokratie; d. Red.) und den politiSchen Dia­
log in Gang setzt. was die Diskussion über die Vorschl11ge der 
Militärregierung in allen Bereichen des nationalen Lebens ge­
statten und es im Bestreben, die Entwicklung Argentiniens in 
demokratische Bahnen zu lenken, ermöglichen würde, kon­
struktive Veränderungen vorzunehmen; 
d) eine präzi~ Ant ..... ort auf die Situation 
- der ohne Grund Verhafteten; 
- der Verhafteten, deren Motive eine solche Freiheitsberau-
bung nicht rechtfertigen: 
- der aus politischen Motiven Verhafteten, welche ebcnsowe­
nig geeignet sind, eine restriktive Maßnah me gegen ein Verfas­
sungsrecht zu begTÜnden. 
Das Resultat einer solchen Analyse nluß dazu führen, daß ent­
weder die Freilassung angeordnet wird oder die besagten Ver­
hafteten den zusländigen Richtern übersll~lIt werden - all das 
vorbehaltlich einer ernsthaften, verantwortungsvollen, offiziel­
len Erklärung gegenllber dem Volk Ober das schwerwiegende 
Problem der zahlreichen Verschwundenen und Ober die volle 
Gültigkeit der Unabhängigkeit der Just iz und ihrer Res~ktie­

rung. 
Das Volk erwartet und verlangt, daß man seine Forderungen 
anhört. Es gibt keine stabile Regierung ohne eine starke und er­
neuerte Demok ratie, ohne eine Beteiligung des Volkes, wie es 
auch keine Demo kratie gibt ohne die freie und vollständige 
Ausübung der Souveränität des Volkes und der Respcklierung 
der Gesetze und Personen. Und hier ist es angebracht den Aus­
spruch des Heiligen Vaters in seiner letzten Enzyklika " Die 
Souveränität ist im Volke verankert und nicht in den autorita­
ren Regierungen" in Erinnerung zu bringen. 

Deolindo Felipe Bittcl, Justizialistische Partei (Peronisten) 
Vicente Solano Lima, Konservath'e Volkspartei 
Oscar Allende, Intransigente Partei 
Fernando Nadra, Kommunistische Partci 
ViclOr Garcia Costa, Sozialist ische Volkspartei 
Simbn Albcrto U.zara, Sozialistische Einheitspartei 
Buenos Aires. 29. Mä rz 1979 

(Quelle: Clarin, Buenos Aires, 29. 3. 1979) 
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Chile 

Ivan Ljubetic Der 1. Mai 1979 in Chile 

Der 1. Mai 1979 setzte in Chile einen hiSlOrischen Meilenstein. 
" Man kann sagen", wie die Kommunistische Partei Chiles er­
klärt , "daß wir uns in einer Grenzperiode befinden zwischen 
der langen Etappe, in der das Volk mühevoll seine Rechte gegen 
die terroristische Offensive der Tyrannei verteidigte und einer 
neuen Phase, in der es selber in die Offensive geht." I 
Am 4. April 1979 reichten vier der fUnf großen existierenden 
chilenischen Gewerkschaflsorganisationen die Nationale Ge­
werkschaftskoordination (CNS), die Ein~eintsrront der Werk­
tätigen (FUT), die Gruppe der 10 und die Konföderat ion der 
Privatangestellten Chiles (CEPCH) -, die 90 '10 der gewerk. 
schaftlich organisierten Arbeiter vertreten, gemeinsam ein Ge­
such ein. Es ging um die Erteilung einer Genehmigung fUr die 
Durchfllhrung einer Kundgebung am I, Mai in Santiago. 
Nachdem llber ein Woche vergangen war und keine Antwort er· 
folgte, gaben die Leiter der vier Gewerkschaflsorganisationen 
am 19. April eine Pressekonferenz, in der sie erklärten, daß mit 
oder ohne Genehmigung die Einheitskundgebung am 1. Mai 
stattfinden würde. Einen Tag darauf gab der Innenminister be· 
kannt, daß die Kundgebung nicht genehmigt wUrde, da sie 
"eindeutig ein Ziel verfolgt, das den Rahmen der Arbeit als sol· 
che sprengt und sie zu einer politischen Aktion macht, die die 
Regierung nicht akzeptieren kann". l 
Ebenso wurde mit den Gesuchen verfahren, die in llber 20 wei· 
teren Städten des Landes eingereicht worden waren. 
Aber die Junta beschränkte sich nicht nur darauf, die Veran· 
staltungen zu verbieten, sondern versuchte auch mit allen Mit­
teln, sie zu verhindern. Ober Presse, Rundfunk und Fernsehen 
wurde eine .EinschOchterungskampagne gestartet. Eine Woche 
vor dem I. Mai verabschiedete der Diktator noch eine Gesetzes· 
verordnung, in der harte Strafen für alle "terroristischen" Ak· 
tionen, zu denen auch nicht genehmigte Demonstrationen gehö­
ren, vorgesehen werden. 
Pinochet besuchte persönlich zahlreiche Industriebetriebe in 
Santiago. drohte denjenigen, die an den Kundgebungen teilneh· 
men wOrden, mit repressiven Maßnahmen, während er anderer· 
seits die Arbeiter mit neuen Versprechungen lockte. Diese Jndu· 
striebesuche wurden für den Tyrannen jedoch keine leichte 
Aufgabe. 
1m Betrieb Pizarrefto beispielsweise erk lärte ihm ein Gewerk­
scha Ctsflihrer. die Arbeiter seien unzufrieden, "weil sie in kei­
ner Weise an der Ausarbeitung der Gesetze , die sie betreffen, 

24 

beteiligt wurden ... Das ist nicht gerecht, denn wir sind es, die 
die Hauptlast einer fre ien Marktwirtschaft, die uns nicht begOn­
stigt, zu tragen hatten," Empört schrie Pinochet ihn an: "Ich 
regiere gemeinsam mit niemanden. Dies ist eine autoritäre Re­
gierung". Dann fügte er noch, völlig aus dem Konzept gebracht 
hinzu: "Das ist alles", und verließ den Betrieb . .! 
Die Junta verweigerte auch den Vertretern ausländischer Ge­
werkschaften, die von ihren chilenischen Kollegen eingeladen 
worden waren, die Einreise nach Chile. Nur 8 von ihnen war es 
möglich, nach Santiago zu kommen. 
Doch nichts konnte verhindern, daß in 24 Städten in Chile Tau­
sende und Abertausende von Arbeitern auf die Straße gingen, 
um den Internationalen Tag der Arbeiter würdig zu feiern. Im 
Vorjahr hatte es nur eine Kundgebung in Santiago gegeben. 
Neben der Einheit und Kampfkraft bewiesen die Demonstran· 
ten auch eine beispielhafte Organisiertheit. In Santiago fanden 
mehrere Kundgebungen gleichzeitig statt, was die Repressions· 
kräfte anfangs überraschte und verwirrte. Bemerkenswert war 
in diesem Jahr auch, daß sehr viele Studenten, Arbeitslose, 
Hausfrauen und Intellektuelle Seite an Seite mit den Arbeitern 
an den Maikundgebnngen teilnahmen. 

G rö ßte Manifestationen seit dem Putsch 

Die Beauftragte ror Internationale Beziehungen der Organisa· 
tion Frankreich-Lateinameri ka, Madame Manserd Bernard, die 
am I. Mai in Santiago war, berichtete anschließend auf einer 
Pressekonferenz in Paris llber ihre persönlichen Erfahrungen 
an diesem Tag: "Sehr frUh am Morgen konnte ich bereits fest­
stellen, daß dieser I. Mai ein besonderer Tag war. Man sah ein 
beeindruckendes Polizeiaufgebot .. Wie Tausende anderer 
Menschen ging ich die Straße Huerfanos entlang zur Basilika EI 
Salvador. Je weiter wir kamen, um so mehr Arbeiter rollten die 
Straße. Ich sah, daß die Basili ka praktisch von einer Polizeiket­
te abgeriegelt war und konnte die Provokationen der Polizei ge­
gen die Demonstranten beobachten. Dort sah ich die ersten 
Verhaftungen. Aber da trotz allem die Demonstranten weiter­
gingen und von allen Straßen aus zur Kirche drängten, begann 
die Polizei plötzlich mit feiger Gewalt ihre Aggression ... In 
dem Moment konnte ich die Kampfbereitschaft der Arbeiter 
feststellen. Sie wichen nicht zurück. Laute Rufe erschollen: 
Freiheit ! Mörder! Lonquen! .. Die Polizei stUrmte die Tore 
der Basilika, um innen zu provozieren, anzugreifen und die, die 
don Zuflucht gesucht hatten, zu verhaften". · 

Diese Szene wiederholte sich an vielen Orten in Santiago und im 
ganzen Land. Überall wurden Tausende von Flugblättern ver­
teilt, auf denen man lesen konnte: " I . Mai: Ohne Einheit gibt 
es keine Befreiung", "Nur vereint werden wir die Geschichte 
schmieden" , "Arbeiter: Vereint si nd wir eine befreiende 
Kraft" . 
Neben der Einheit , Kampfkraft und Organisiertheit bewiesen 
die Arbeiter auch eine klare politische Haltung. Die vier Ge· 
werkschaftsorganisationen, die zu den Kundgebungen aufgeru­
fen hatten, gaben am I. Mai ein Dokument mit dem Titel "Die 
Werktätigen im heutigen Chile" heraus, in dem sie erklärten, 
daß sie den I. Mai zu m Anlaß nehmen, um den St reitkräften 
achtungsvoll zu sagen, "daß sie schon ihre Chance hatten und 
daß es Zeit ist, daß sie in ihre Kasernen zurückkehren. Am I J. 
September 1979 werden sie sechs Jahre an der Macht sein und 



da ist es Zeit, daß sie die Macht einer provisorischen Regierung 
übergeben, die das Land auf geregehen Bahnen zur Demokratie 
führ!". J 

Das Ergebnis der Repression waren zahlreiche VerlelZle und 
Hunderte von Verhafteten (u. a. 365 in Santiago , 40 in Valpa. 
raiso). Wie das katholische Informationsbulletin Solidaridad 
bemerkt, h!l.lt damit Chile den Weltrekord an Verhafteten: 
"Von SOO Menschen, die am Tag der Arbeit auf der ganzen 
Welt verhaftet wurden, entfallen 365 auf unser Land. 73 'f, der 
Weltziffer waren unser Beitrag". 6 Und dabei sind nur die in 
Santiago statlgefundenen Verhaftungen berücksichtigt. 
Die Angehörigen der Verhafteten bildeten sofort ein Komitee, 
das die Unterstützung demokratischer Juristen und zahlreicher 
sozialer Organisationen erhielt. Hunderte von Recht schutzein ­
gaben wurden eingereicht, Hungerstreiks fanden stall , an den 
Universitäten wurden Streiks organisiert, aus dem Ausland tra­
fen unzahlige Telegramme ein. Alles mit der Forderung nach 
sofortiger Freilassung der Verhafteten . 

Der nationale und internationale Druck tat sei ne Wirkung. Am 
Abend des 4. Mai wurden die ersten 22 Gefangenen freigelas­
sen. Dies gab Anlaß zu neuen Kampfdemonstrationen. "Die 22 
Freigelassenen verließen das Gerichtsgebäude mit erhobener 
Faust und sangen die Hymne an die Freude (diese Hymne wur­
de nach dem Putsch in alkn Gefängnissen und Konzentrations· 
lagern gesu ngen als Ausdruck dafür, daß man sich nicht unter­
kriegen lassen würde, d. Verf.) . Hunderte von Menschen, die 
sie draußen erwarteten, empfingen sie mit Applaus und den Ru­
fen Freiheit!, Freiheit!". 1 

Diese Szene wiederholte sich mehrmals. Der beauftragte Rich­
ter ließ alle \'on ihm Verhörten frei. Nur 12 Kundgebungsteil­
nehmer, die vor das Milililrgericht kamen, wurden bis Ende 
Mai in Haft gehalten. 
Die Wut der Faschisten entlud sich gegen die Studenten, die 
sich mit den Verhafteten solidarisiert hatten. Der Militärrektor 
der Universidad de Chile wies einen Studentcnführer von der 
Universität und beurlaubte weitere 16. An der Katholischen 
Universität "wurde die Theologische Fakultät fast menschen­
leer. Ober hunden Studenten wurden beurlaubt und kaum 
mehr als eine Handvoll blieb im Unterricht" .1 

Wahrend die Arbeiter auf den Straßen demonstrierten, fand im 
Rcgierungsgebäude Diego Ponales eine VeranstallUng statt, an 
der Pinochet, einige Minister und - nach offiziellen Angaben 
- 2500 Gewerkschafter teilnahmen. Zu den Rednern gehöne 
der stellvertretende Vorsitzende der Vereinigung der Werktäti­
gen Chiles (UNTRACH), eine Organisation die als Folge star­
ker interner WidersprUche in der letzten Zeit eine wechselnde 
Haltung einnahm. Gelegentlich trat sie gemeinsam mit den op­
positionellen GeWerkschaften au f, aber dann stellte sie sich wie­
der, wie an diesem I. Mai, an die Seite Pinochets. Von einer be­
dingungslosen Ergebenheit wie noch vor einem Jahr kann aber 
nicht mehr die Rede sein . So sah sich auch der stellvertretende 
Vorsitzende durch den Druek der Basis gezwungen, in seiner 
Rede die Aufhebung der arbeiterfeindlichen Gesctzesverord­
nungen der Junla und eine Verbesserung der Lebensbedingun . 
gen der Arbeiter zu fordern. 
Die juntafreundliche Arbeitsfront konnte in diesem Jahr nicht 
an der Veranstaltung im Regierungsgebäude teilnehmen, da sie 
sich vor einigen Monaten selbst auflösen mußte, weil sie keiner­
lei UnlerstUtzung von Seiten der Arbeiter hatte. 
Die offizielle Veranstaltung war damit nur ein wei terer klarer 
Beweis ror die wachsende Isolierung der Diktatur. 
Diese Repressionsmaßnahmen schaffen der Junta aber nur neue 
Probleme. Sie muß sich nicht nur mit dem immer stärker wer­
denden Widerstand der SlUdenten auseinandersetzen. Die Vor­
fälle an der Katholischen Universität haben außerdem den bis­
her schwerwiegendsten Konflikt zwischen der Diktatur und der 
Katholischen Universi tät ausgelöst. 

Anmerkungen: 
I) Manifiesto dcl Partido Comunist. de Chile. Santiago, Mai 1979. 

verlesen im Proaramm ~ucha Chile von Radio Moskau am 20. S. 
1979 

2) La T~rcera, Santiago, 21. 4. 1979, S. 2 
3) La Tl'T"eera. 27 . 4. 1979, S. 2 
4) Wicd~rg~ge~n im Programm Escucha Chil~ von Radio Moskau 

am 18.5 . 1979 
5) Zil. in Ho)" Santiago, Nr. 102, 9.-IS. S. 1979. S. Il 
6) Solidaridad, Santiago, NT. 69. erste MaiMlfte 1979, S. 14 
7) Radi~nder CoopeTati\·a. Santiago, S. S. 1979 
8) Radiosender Cooperativa. 12. S. t979 

Das AlB verschenken! 
Liebe AlB-Abonnenten und Leser, 
wenn Sie an Geburutagen. tu Weihnachten oder tu anderen Anlis:sen ein nicht alltägli­
ches Geschenk suchen. empfehlen wtr Ihnen ein A1B-Gesdteakabo. 
Sie machen damit sich und dem Beschenkten eine Frellde. Sie stärken damit das 

Sie können damit der antiimperialistisclIen Solidarilät.sbewegung einen neuen '"'''"''''" ''" .4,~ 
oder Engagierten gewinnen helfen. 
Das Geschenkabo kostet 20.- DM . 
Geben Sie duu Ihre Anschrift wie die des Beschenkten an und Ihre Unterschrift . 
Senden Sie diesen Abschnitt oder ein entsprechendes Anschreiben an uns ein und überwei_ 
sen Sie :zuyor den Abo-8e1r1lg auf das Konto: Postscheck-Konto Ffm., 312093-607 Welt­
kreis Verlags GmbH , Sonderkonto AlB, Donmund. Wir senden dann dem Beschenkten um­
gehend oder zum gcwün5dlten Zeitpunkl ein Geschenkanschreibefl zu. 
Ich verschenke ein AIB-Jahresabo ab Nr .. ... an: 

(1)1'''''') 
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Peru 
General Froncisca MOfa/es Bermudez' Aufstieg zur peruanisehen PrlJsidenlscha/t (29. 8. 1975) und der nachfolgende Beginn der 
"zweiten Phase der Revolution" führte ;:u einer bedeutenden Verlinderung in der politischen Krti/tekonstellotion innerhalb des Mili­
ft1rregimes, charakterisiert durch das Siiubern 1I0n radikafdemokralischen Teilen im MilitIJr. Das neue Regime haI seine Entschlossen­
heit gezeigt, die un(erdet Regierung Genera/ Velascos durchgefiihrten bedeutenden sozialen Reformen, zUfÜckzurolfen, eine arbeiter­
feindliche Wirtschajlspolitik gemaß den Forderungen des Internationalen Wdhrungsjonds (/MF) zU realisieren. Zur gleichen Zeit 
sucht die Regierung, die Macht an einen Block von Parteien, angejührt von der APRA (Vofksallian<.), zu iJbergeben. Dieser Prozeß 
wurde von den peruunischen Massen mit Genera/streiks am 19. 7. 1977 (vgl. AlB /2/1977) und um 22.123. 9. 1977 beantwortet. Der 
Volksprotest dußertesich auch in dem hohen Prozentsatz von Stimmen (ca. 30tlfo), den die Par/eien der Linken in den Wahlen zur ver­
fassunggebenden Versammlung erhielten (verglichen mit 4 % 1962). Die Kampjbereitschaft der Arbeiterklasse zeigte sich erneut im nu­
tionalen Streik vom 9.110. /. 1979, dessen Erfolg uflerdings durch brutale Unterdrückung und durch den uktll'en Boykoll der APRA 
geschmälert wurde. 
Para"el volfwg sich eine Differenzierung innerhalb der Basis der militärischen UmerstUtzung des Regimes, begleilet I'on der SOuf;e­
rung radikaler Offizieren aus der Regierung Ende 1975 und 1976. Sie gn"indeten am 12. 7. 1976 die Revolutionäre Sozialistische Partei 
(PSR). General Jorge Fernandez Maldonado Solari, ein Offizier des Geheimdienstes der Armee, spiellI' eine zentrale politische Rolle 
so wohl während der nationa/demokratischen Periode der Militlirregierung als auch W(ihrend der nachfolgenden internen K onj7ikte uno 
ter General Mora/es Bermudez. Er war einer aus der kleinen Gruppe von 9 Verschwtirern, die unter FUhrung von General Velasco den 
Linkspulsch vom 3. 10. 1968 organisierten. Von 1969-/975 war er Minister für Energie und Bergbau. Als designierter Ministerprlisi­
dem war er gezwungen, am /2. 7. 1976 sein Amt niederzulegen. 
Das folgende Interview, das General Maldonado A1B·Mitherausgeber Erich Rudoljgewähr/e, beschafligl sich mil der Friedensproble· 
",alik wie dem Verhlilmis Militärs und revolutiol/lirer Pro1.eß. 

Jorge Fernändez Maldonado 

Frieden durch Befreiung 

AlB: Was veranlaßt einen Menschen, der seinen Beruf in der 
Militärkunst fand, sich an der Arbeit des Weltfriedensrates zu 
beteiligen? 
J. F. MALDONADO: Seitdem wir in die Militärschule eintra­
ten und während unserer berunichen Laufbahn, bis zu einem 
gewissen Moment, sind unsere Ausbildung und unsere Schu· 
lung ausschließlich auf Krieg, innerhalb der klassischen kon· 
ventionellcn Muster ausgerichtet gewesen, ohne daß wir Gele­
genheit gehabt hälCen, über den streng militärischen Bereich 
hinauszusehen. So war ich z. B. als Leutnant, als Hauptmann 
geschuil, hinsichtlich der Anwendung der Waffen, der Ausru· 
slUng, des Materials, für den taktischen Gebrauch des Auf­
trags, der Kompanie, des Bataillons und war bereit, einen Krieg 
zu fOhren. Aber es war mir unbekannt, welche Interessen es 
über einen lokalen Konflikt mit einem unserer Nachbarn hinaus 
gab. Wir wurden fOr den Krieg geschult, ohne irgendwelche po­
litischen Hinweise - weder über Innen· noch über Außenpoli­
tik - und ohne Jegliche Ausbildung bezüglich der konkreten 
Realität, der Realität unseres Landes. 

Erweilerles Gesichtsfeld der Mililärs 

Aber im Laufe der Zeit, besonders in den letzten 15 Jahren, gab 
es in unseren Streitkräften eine Entwicklung, die zu einer Ände­
rung fUhrte. Die st reng militärische Ausbildung, die wir in den 
ersten Jahren unserer Laufbahn erhielten, wurde rellidiert, um 
das Feld unserer humanist ischen Kenntnisse und über die natio­
nale Wirklichkeit, der internationalen lateinamerikanischen Re­
alität und der weltweiten Lage sehr stark zu erweitern. 
In der Schule für Nachrichtendienst des Heeres beispielsweise, 
deren Leiter ich gewesen bin, haben wir Offiziere hoher Ränge 

2& 

ausgebildet - Majore, Oberste - um sie als Offiziere filr den 
strategischen NachriChtendienst, d. h. für hohe Posten in der 
Regierung und in den Streitkräften vorzubereiten. Um sie als 
Offiziere für den strategischen Nachrichtendienst zu qualifizie­
ren , mußten wir notwendigerweise alles behandeln, was mit 
strategischem Nachrichtendienst in den verschiedenen Berei­
chen zu tun hat: ö konomisch, politisch, sozial, geographisch, 
biographisch, technisch, wissenschaftlich. Das hat uns erlaubt, 
zuerst die Probleme unseres Landes theoretisch kennenzuler· 
nen, die natürlich ihren Platz innerhalb der lateinamerikani· 
sehen und weltweiten Realität haben . 
Dabei lernten wir die Wirklichkeit unseres Landes kennen, das 
Drama unseres Landes, das darin bestand, daß unser Land von 
einer Minderheit, die die wirtschaftliche und politische Macht 
in Händen hielt, ausgebeutet und an ausländische Unternehmen 
lIerkauft wurde. 
Dies alles war natürlich kein isoliertes Phänomen. Die rechten, 
reaktionären, oligarchischen Kräfte handelten nicht nur in ih­
rem eigenen Interesse. Diese Kräfte waren und sind immer 
noch einfach notwendige Elemente, die der Imperialismus -
und wenn wir von Imperialismus in Lateinamerika sprechen, so 
gibt es nichts anderes als den US·lmperial ismus - benutzte, um 
Ubcr diese nationalen Gruppen unser Volk in den Zustand zu 
versetzen, in dem wir es am 3. Oktober 1%8 vorfanden. 
Bei einer Gruppe \'on Offizieren des Heeres fand eine Änderung 
ihrer Haltung statt, die dazu fUhrte, daß wir mit aller Klarheit 
erkannten, welche Rolle die Streitkräfte in Ländern wie dem 
unseren, die von der nationalen Oligarchie und dem Imperialis­
mus unterdrückt werden, spielen. Um dieser Situation sozialer 
Ungerechtigkeit, Armut und Unwissenheit, die typisch für eine 
kapitalistiSCh beherrschte Gesellschaft ist, ein Ende zu bereiten. 
ist der Kampf um die Befreiung unseres Volkes von grundlegen· 



der Bedeutung. 
Ich persönlich bin überzeugt, daß die Hauplllltigkeit der Slreit­
kräfte in Lateinamerika, in Afrika und in allen Ländern der 
Welt, wo es imperialistische Herrschaft gibt, darin bestehen 
muß, am Kampf um die Befreiung unserer Völker teilzuneh­
men. 

AI B: Könnten Sie in konkreter Form erklären, was die größte 
Gefahr für den Frieden in Lateinamerika ist? 
J . F. MALDONADO: Ich sagte Ihnen anfangs, daß unsere 
Ausbildung streng auf eine militärische begrenzt war, für den 
Fall eines konventionelles Krieges mit irgendeinem unserer 
Nachbarn oder einem anderen äußeren Feind. Diese Ausbil· 
dung taugt nichts. Warum? Weil, wie unsere eigene Erfahrung 
zeigt, wir im Laufe unserer Geschichte mehrere Kriege durchge­
macht haben und dabei Territorium, besonders an Chile, verlo­
ren haben. Diese Kriege wurden vom Imperialismus geschürt. 

Lokale Kriege: im US-Interesse 

Der Krieg, der vor einem Jahrhundert mit Chile geführt wurde, 
war ein Aggressionskrieg Chiles gegen uns, der vom englischen 
Imperialismus geschürt wurde. 
Aber heute ist es der US·lmperialismus, der an verschiedenen 
Orten der Welt auch in Lateinamerika, lokale Kriege schOrt, die 
eben den Zweck verfolgen, die revolution!tren Prozesse oder die 
Befreiungskampfe aufzuhalten, zu vereiteln, zu beh.indern oder 
zu beenden. Wir wollen mittds unseres Heeres, mittels unserer 
StreikrlHte, keine Offensive gegen irgendein Nachbarland star­
ten. Aber wir wissen, daß der Imperialismus lokale Kriege schO­
ren kann, was er auch tut (Chile gegen Argenlinien, Chile gegen 
uns). 
Wir haben keine offensh'e Haltung, nein . Es sind die faschisti­
schen Länder wie Chile die getrieben vom Imperialismus und 
von allen L!tndem, die sie unterstützen, wie Israel und SOdafri· 
ka, lokale Kriege entfesseln können; und zwar weil das fOr ihre 
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wirtschaftlichen Interessen und auch hinsichtlich des Verkaufs 
von Waffen, die in den milit!trisch-industriellen Unternehmen 
hergestellt werden, von Vorteil ist. D. h. wir müssen immer vor­
bereitet und immer in der Lage sein, Aggrcssionsversuchen, ge­
schürt vom U$- Imperialismus, zu begegnen. 
Wir wünschen uns keinen Krieg. Wir haben keine offensiven 
Absichten. Es sind sie, die Kapitalisten, die ständig eine kriegs· 
treibende, aggressive Haltung einnehmen. 

AlB: Sie haben die Neutronenbombe in ihrer Rede auf der 
Weltfriedensratstagu ng als eine natürliche Folge dessen be­
zeichnet, was ein so unmenschliches Regime, wie es das kapita­
listische ist, im Bewußtsein der. Menschen bewirken kann. 
Könnten Sie diese Behauptung etwas n!ther erklären? 
J . F. MALDONADO: Beim Kapitalismus ist der Ant rieb aller 
Tätigkeiten auf allen Gebieten der Gewinn. Der Mensch hat 
keinerlei Wert fO r den Kapitalismus. Er ist eine Maschine mehr, 
ein Werkzeug, ein Kostenpunkt mehr bei der Erzeugung des 
P rodukts. 
Der Kapital ismus ist somit unmenschlich, verkennt den Men· 
schen als fundamentalen Faktor, als Erzeuger des Reichtums. 
Dieses System verkennt, negiert, akzeptiert nicht die Arbeit als 
Ursprung5quelle des Reichtums. Der Mensch ist ein Mittel , das 
er benutzt, um im gesamten Produktionszyklus Gewinn zu ma· 
ehen. Es ist somit ein System. in dem der Mensch - trotz aller 
Predigten über Freiheit, Werte des Menschen und Verteidigung 
der Menschenrechte - nicht geachtet wird. 

Neulro nenbo mbe - W affe gegen Befreier 

Den Kapitalismus interessiert mehr das, was ihm vom wirt­
schaftlichen GesiChtspunkt aus Gewinn einbring!. Andererseits 
ist das kapitalistische System eminent kriegstreibend und ag· 
gressiv. Diese Kriegstreiberei wird nicht nur in seiner Kriegsin­
dustrie deutlich, die einen wichtigen Teil seiner Wirtschaft aus­
macht, sondern er ist auch im weitesten Sinn des Wortes krieg­
streibend , weil er immer eine aggressive Haltung einnimmt, da 
er immer die ersten Schrille tut bei allem was negativ für die 
Menschheit ist, wie der Besitz konventioneller oder nuklearer 
Waffen, die immer raffinierter werden, wie das Beispiel der 
Neutronenbombe zeig!. 
Ich glaube, daß die Neutronenbombe in ihrem ganzen Ausmaß 
auf klarste Weise zeigt, was der Kapitalismus philosophiSCh ge­
sehen darstellt. Die Neutronenbombe vernichtet die Menschen, 
während sie die Zerstörung der materiellen GUter zu verhindern 
sucht. Sie gibt ein deutliches Bild des Kapitalismus: Seine Ver· 
achtung des Menschen und seine Bemühungen, daß alle Werke 
der Infrastruktur nicht zerstört werden. 

AlB: Sind Sie der Meinung, daß die Neutronenbombe auch eine 
Gefahr fUr die Drille Weh darstellt? 
J . F. MALDONADO: Ich glaube, daß die Neutronenbombe 
gegen die Befreiungsbewegungen in Afrika und auf anderen 
Kontinenten eingesetzt werden kö nnte. Die USA setzten die 
Atombombe in Hiroshima und Nagasaki ein, als der Krieg be­
reits entschieden war. Es war aber. meine ich, für sie notwen­
dig, sie auszuprobieren. Sie hat nattirlich die Frist fO r den Sieg 
über Japan verkUrzt, aber die USA hatten auch, bei alJ ihrer 
Verachtung des Menschenlebens, die Möglichkeit. sie zu erpro­
ben und sie warfen sie. 
Es ist keine Neuigkeit, daß bei allen lokalen Kriegen neue Waf­
fen erprobt werden. Diese lokalen Konnikte sind Experimen­
tierfehler fUr neue Waffen. Wenn man bedenkt, .daß der US­
Imperialismus vom philosophischen und vom ideologischen 
Standpunkt aus keinerlei Skrupel hat, daß er das Menschenle­
ben verachtet, daß er eine kriegstreibende und aggressive Hal­
tung einnimmt und daß er so die Möglichkeit hätte, die Neutro­
nenbombe auszuprobieren, oh ne das Risiko einzugehen , sie im 
Kampf zwischen den Großmltchten einzusetzen, so glaube ich, 
daß nichts unmOglich ist. Es ist etwas, was in einem Moment, 
wo es seinen Interessen dienlich ist, geschehen kann. 
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Vietnam -China 
Günther Ritter 

Verhandlungen mit zweierlei Maß 

Hände weU va 

Wer ausschließlich auf die Informationen der bürgerlichen Me-­
dien angewiesen ist, hat es sehr schwer bei der Meinungsbildung 
über den aktuellen Stand des vietnamesisch-chinesischen Kon­
nikts: Unter Schlagzeilen wie "Propagandakrieg China­
Vietnam" I versuchen Berichterstauer und Kommentawren mit 
Hilfe von aus dem Zusammenhang gerissenen Äußerungen den 
Eindruck zu erwecken, es handele sich bei den Verhandlungen 
zwischen der Sozialistischen Republi k Vietnam (S RV) und der 
Volksrepublik China (VRCh) um ein undurchschaubares Poli!­
spektakel. 
Dabei wäre eine sachliche Analyse und Darstellung der Ver-

handlungen, ihres Zustandekommens und ihrer Aussichten 
durchaus möglich, jedoch passen die politischen SChlußfOlge­
rungen aus einer solchen Umersuchung nicht in ein Konzept, 
welches grundsätzlich von einer unterstellten "Aggressivität" 
und einem " Hegemoniestreben" Vietnams ausgeht. 
Anders ist es ja wohl nicht zu erk lären, daß sich keine bürgerli­
che Zeitung in der BRD bisher die Mühe gemacht hat, den viet­
namesischen 3·Punkte- Plan und den chinesischen 8-Punkle­
Vorschlag auf ihre Effektivität hinsichtlich einer friedlichen Lö­
sung der bestehenden Probleme zu überprüfen. Außerdem hü­
tet man sich tunlichst, die Frage zu beantworten, wer denn für 

,--------3-Punkte-Vorschlag der SR Vietnam--------, 
I. Dringende MIlßnahmen , die da rauf abzielen, den Frieden und die 
Sicherheit in den Grenzgebieten der beiden Under und die sofortige 
Rückkehr zu ihren Famil ien für jene Personen zu sichern, die wäh­
rend des Krieges gefangengenommen wurden. 
a) Verzicht darauf, Truppen in der Nähe der Grenze zu massieren, 
Trennung der bewaffneten Kräfte heider Seiten: die bewaffneten 
Kräfte aller Art beider Seiten auf der ganzen Länge der Grenze sollen 
sich in das Innere ihres Territoriums in einer Entfernung ~on 3-5 km 
jenseits der effektiven Kontrollinie vor dem 17. Februar 1919 zurück· 
ziehen. 
b) Einstellung aller Akte der KriegsprO\'okation und aller Formen 
fei ndlicher Aktivitäten, die die Souver.lnität und territoriale Integri­
tät der anderen Seite verletzen und ihre Sicherheit bedrohen. 
c) Die Zone. die entlang der heiden Seiten der ohen genannten effek­
tiven Kontrollinie gelegen ist, und an der die Streitkräfte beider Seiten 
nicht mehr präsent sein werden, wird demilitarisierte Zone. Die bei· 
den Seiten werden sich Ober den Status dieser demilitarisierten Zone 
verständigen. 
d) Die heiden Seiten schreiten sofort zu einem Austausch von Listen 
der Personen, die während des Kriegs von heiden Seiten gefangenge­
nommen wurden, damit sich ihre Auslieferung so frtlh wie möglich 
vollziehen kann. 
e) Bildung einer gemischten Kommission beider Seiten zur Oberwa· 
,chung und Kontrolle der Anwendung der oben angemerkten Maß-

21 

nahmen. 
2. Wiederhers tellung normaler Bu iehungen zwischen den heiden 
Uindern auf der Grundlage der friedlichen KoeJlistenz: 
Achtung der Unabh!il1gigkeit. der Souver.lnität und der territorialen 
Integrität - keine Aggressionen, kein ROckgriff auf Ge .... alt oder auf 
die Androhung des ROckgriffs au f Gewalt -, Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten der anderen Seite - Regelung der Diffe­
renzen und Meinungsverschiedenheiten in den Beziehungen zwischen 
den beiden Seiten auf dem Verhandlungsweg -, Ent .... icklung der 
wi rtschaftlichen und kulturellen Beziehungen im Geist gegenseitigen 
Respekts und des gegenseitigen Vorteils. 
Auf dieser Grundlage Wiederherstellung der BeziehungeIl auf den 
Gebieten des Schienenverkehrs, der zivilen Luftfahrt. der Post usw. 
Lösung der Frage der Kriegsfolgen. 
J. Regelung der Probleme der Grenze und des Terriloriums z .... ischen 
den beidcn Ländern gemäß dem Prinzip der Respektierung des Status 
quo der Grenze, so wie sie durch die Geschichte geschaffen und abge­
grenzt wurde durch die Konventionen von 1887 und 1895, unterzeich­
net zwischen der französischen Regierung und der Regierung der 
Tsing, und so wie es zwischen der vietnamesisehen und der chinesi­
schen Seite vereinbart wurde - gemäß der Respektierung der Unab­
hängigkeit, der Souveränität und der territorialen Integri tät. 
(Quelle: Bulletin du viet nam, Paris, Sondernummer vom 15:-30. 
April 1979. S. 4) 



die immer wieder konstat ierle "vergiftete Atmosphäre" und die 
fehlenden Fortschritte am Verhandlungstisch verantwortlich zu 
machen ist. 
Als am 18. April 1979 die erste Ve rhandlungsrunde zwischen 
den Delegationen der S R Viemam und der VR China begann, 
legte der s tellvert retender Außenminister der S R V, Phan Hien, 
einen 3-Punk te-Plan (Wortlaut siehe Kasten) seiner Regierung 
vor, der folgende konkrete Schrille zum Abbau der gegenwä rti­
gen Spannungen und zur Normalisieru ng der zwischenstaatl i­
chen Beziehungen enthält: 
I. Schaffung einer entmilita risien en Zone enllang der Grenze. 
2. WiederheTSIellung no rmaler Beziehungen auf der Grundlage 
der P rinzipien der friedlic hen Koexistenz. 3. Endgüllige Kill­
rung der terri toria len Fragen auf der Grundlage der histori­
scJ!en Grenzen, wie sie im 19. Jahrhundert zwischen der franzö­
sischen Kolonialmacht und der chinesischen Quing- Dynastie 
vereinbart worden ist. 
Diese Vorschläge wurden vom Leiter der chinesischen Delega­
tion, dem Vizea ußenminister Han Nianlong, von vorneherein 
als DiskuSSionsgrundlage abgelehnt . Stalldessen legte er Fo rde­
ru ngen vor , die in g Punk ten zusammengefaßt waren (Wortlaut 
siehe Kasten). Besondere Aufmerksamkeit soll te man den 
Punkten 2, 5 und 7 widmen, deren Verwirk lichung einen massi­
ven Eingri ff in das Recht des vietnamesischen Staates bedeuten 
würden, seine Entscheidungen souverän zu treffen. 
Eine demaskierende Erilluterung zum Punkt 2 (Kampf gegen 
den Hegemonismus) gab die Beijing Rundschau am 15. 5. 1979: 
" Der Hegemonismus ist d ie Wurzel fü r d ie Verschlechterung 
der ch inesisch-viet namesischen Beziehungen und fü r d ie Ver­
schärfung der Spannungen in Indochina und Sodoslasien. Will 
man die Probleme der chinesisch-vielnamesischen Beziehungen 
von Gru nd auf lOsen, muß man den Hegemonismus bekämp­
fe n. Das ist der Kernpunkt. "z 
Dazu bedarf es einiger Erläuterungen: Das neueste ideologische 
Konstrukt der Pekinger Führung bezeichnet die SowjelUnion 
als den "großen Hegemonisten" und Vietnam als den " kleinen 
Hegemonisten". Demzufolge sei Vietnam der Statt halter Mos­
kaus in SOdostasien und versuche im Auftrag der SowjelUnion 
zunächst Indochina und dann ganz SUdostasien unter Kontrolle 
zu bekommen. In diesem Sinne bedeutet der in Punkt 2 aufge­
füh rte "Kampf gegen den Hegemonismus" nichts anderes, als 
daß Vietnam seine freundschaft lichen Beziehungen zur Sowjet· 
union aufgeben und den Brudervö lkem von Laos und Kampu­
ehea d ie solidarische Unterstützung gegen die massive chinesi­
sche Bedrohung aufkOndigen soll . 

Hang zum Dikla lrrieden 

Diese unverschä mte Forderung stellt die außenpolitische Souve­
rä nität Vietnams in Frage. Pek ing maßt sich an , der SRV künf­
tig zu dik t ieren, mil welchem Land sie freundschaft liche und 
brüderliche Beziehungen unterhalten darf! 
Punkt S enthält einen ebenso unglaublichen Angriff auf d ie ter­
ritoriale Integrität Vietnams. Wenn China verlangt, Vietnam 
solle die Xisha- und Nansha- Inseln (Pa racei· und Spratley­
Inseln) a ls chinesisches Hoheitsgebiet anerkennen, dann h ieße 
das nich t weniger, a ls daß die S RV sich mi t der gewaltsamen Be­
setzung d ieser Inselgruppen durch chinesische Truppen ein ver­
standen erklä rte! Die Pekinger Machthaber hatten d ie Inseln zu 
einer Zei t annektie rt, in der das vietnamesische Volk im End­
kampf gegen den US- Imperialismu$ und das südvietnamesische 
Thieu-Regime stand ( 1974). 
Abgesehen davon, daß Punkt 7 d ie freche LOge enthält , die 
vietnamesischen Behö rden hä tten die Vietnamesen chinesischer 
Abstammung (Hoas) gewaltsam verl riebenl , wird da rin ver­
langt, daß diese Auswanderer als fü nfte Kolonne Pekings wie· 
der nach Vielnam zurtlckkehren dOrfen. Damit häue d ie chine­
sische FOhrung jederzeit die Möglichkeit , über jene Hoas, d ie 
- wie sich gezeigt hat - tei lweise recht anfä llig ror die maoisti· 
sche Propaganda sind, konterrevolutionä re Aktionen innerhalb 

Vietnams zu o rganisieren. 
Der chinesische 8-Punkle- Vorschlag zielt also keineswegs dar­
auf a b, d ie bestehenden Probleme konstruktiv und auf der Ba­
sis der G leichberechtigung und Souveränität zu lOsen. Vielmehr 
stellt er einen Versuch dar, Vietnam einen Diktatfrieden au fzu­
zwingen. Er zielt darauf, am Verhandlungstisch das nachzuho­
len, was auf dem Schlachtfeld nicht gelungen ist, nämlich den 
unabhllngigen und fortschri ttlichen Kurs des soTjalistischen 

r-- 8-Punkte-Vorschlag------, 
der VR China 

I. Seide Seiten sollen auf der Grundlage der fIInf Prinzipien legen­
seitige Achtung der Souveränitlt und territorialen Integrität, Iqten­
se it iger Nichtangriff, gegensei tige Nichtein mischung in die inneren 
Angelegenheiten, Gleichberechtigunl und gegenseitige,.- Nutzen sowie 
friedliche Kouhotenz die freundschaftlichen und IUlOachbarlichen 
Be;dt'hunlt'n zwischen China und VielOam wiederherstellen. Alle Dif­
feren-tt'n und Probleme in den Beziehungen zwischen beiden Ländern 
soll\t' 1I \'on beiden Seiten auf dem Verhandlungsweg in vernOnfl iger 
und gerechter Weise lelOst werden. 
2. Keine Seite soll in Indochina, SlIdostuien oder in anderen Teilen 
der Weh nach Hegemonie- streben. und jede Seite I"ird de-m Bntre-ben 
einn drillen Landes oder einer Gruppe von Lindern, eine solche- He· 
gemonie zu errichten, e-ntllelle-ntreten. 
Keine von ihnen soll Stre-itkrlfte in anderell Ländern stationieren, 
und diejenigen, die im Ausland stationiert sind, müssen auf das eile­
ne- Territorium zurtlckgezogen werde-n. Keine Seite wird einem Mili· 
tärblock beitreten, der gegen die andere jt'riehtet ist, Militärbasc-n an 
andere Länder vergeben oder das Territorium oder Basen anderer 
Länder benutzen, um die andere Seite oder andcre Länder ~u bedro­
hen, Sub"eTSion gegen sie 7.U treiben oder sie mili tärisch anzujreifen. 
3. Beide Seilen rnpektieren die chinesisch-vietnamesische Grenzli­
nie, wie sie durch chinesisch· französische Grenz\'e-re-i llbarungen fest­
gelegt wurde. Diese Linie soll als Grundlaie roT Verhandlungen zur 
LOsung der Grenz- und TerritorialstTeitigke-iten dienen. Vor der LO' 
sung der Grenzfralt' sollen sich beide- Seiten strikt an jenen Status 
quo hahe-n. der zu der Zeit existierte, als die ZentralkomitCC$ de-r chi· 
nesischen ulld der vietnamesische-n Partei t957· 1938 Briefe aus­
tauschten. Keine der beiden Sei ten soll in irle-ndeiner Form oder un­
ter irjendeinem Vorwand einseiti, und mit Gewalt den le,enwArtigen 
Bere-ich ihres Hoheiugebiets emlang der Grenze- ve-rAndern. 
4. Jede Seite soll die Sou.'erAnitlt der anderen Seite Ober ihre- 12-
Seemeilen-Territorialjel"ässc-r respel(lieren. und beide Seiten sollen 
ihre jeweilige-n WirlSChaftSlonen und ihren Festlandsockel im Be-ibu­
Golf und in andere-n MCt'resteilen in gerechter und vernUnftilcr Weise 
entsprtl;he-nd den Prinzipien des gegenwln ilen internationalen See­
rechl5 abgre-nzen. 
.s. Die Xisha- und Nansha-Inseln sind von jeher ein unabtrennbarer 
Bestandteil des chinesischen Territoriums. Die vietnamesische Seite­
soll zu ihrer ursprlln, lichen Position zurllckkehren, d. h. dieS(' Tatsa­
che anerkennen, Chinas SouveränitAt llber diese beiden Insc-lgruppen 
respdaiere-II und sich von allen Inseln der Nansha·Gruppc zurllckzie­
hen, die sie besetZ( halt. 
6. Alle Landsleute- des einen Landes, die in dem anderen Land leben, 
sollen die Geset~e ihres Aufenthaltslandes und die Sitten und Gebräu­
che der dortigen BevOlkeru", respektieren und ~um wirt:.;cha ft lichen 
und kuhurelle ll Aufbau jenes Landes beitragen; die Rt'gierunj des 
Aufenthalulandn soll deren le-gitime Rechte und Interessen in Bezug 
auf Aufenthalt, Reisen. Lebensunterhalt und Arbeit sowie- ihre per· 
sönliche Sicherheit und ihr rechtmAßiges Eigentum in jenem Lalld ga-
rant ieren. 
Jede Seite soll alle in ihrem Land lebenden Landsleute der anderen 
Seite freundschaftlich behandeln und darf sie nicht .. erfolgen oder il­
lejitim vertreiben. 
,. Um den Ie-gi timen Wunsch de-r von de-n vietnamesischen Behörden 
mit Gewalt auf chinesisches Territorium \'eruiebene-n vie-tnamesi· 
sehen Staau.anae-hörigen nach Repauiierulll zu erfllllen, soll te die­
\'ietnamesische RqierUllg diese Mensche-n so schnell wie mOjlich zu· 
rIIckholen und anjemessc-n un te-rbrilllen; die chinesische Relierung 
ist bereit, ihre schnellt' Rllckkehr auf jede- Weise zu erleichtern. 
8. Die Wiederaufnahmt' des Bahnverkehrs, des Handels, dei Zivil· 
luftfahrt, dt'r PO$t- und Fernmeldednrichtungcn sowie ande-re- r bila­
teraler VerbindulIge-n soll durch Beratungen der zuständigen Abtei­
lungen beider U llder gelOst I'·e-rden. 

(Quelle: Bei;in, Rundschau. Pekinl , Nr. t8/8.5. 1979, 5.17/18) 
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Vietnam zum Scheitern zu bringen (siehe AlB 4 und 5/1979). 
Wenn man sich vor Augen hält, mit welchen Mitteln die chinesi· 
sehe Seite ei ner Verhandlungslösung in ihrem Sinne "nachzu­
helfen" versucht, dann ist es nicht sonderlich überraschend, 
daß bisher keine wesentlichen Fortschritte erzielt worden sind . 
Als die Verhandlungen am 18. April in Hanoi begannen, befan­
den sich chinesische Truppen noch an zehn Stellen auf vietna­
mesischem Gebiet (vgl. auch nachstehende SRV·Erklärungen 
vom März d . J.). Die Truppenkonzentration entlang der Grenze 
und der Ausbau militärischer Anlagen wurden verstärkt und 
schließlich häuften sich die provokativen Verletzungen des vict­
namesischen Luftraumes durch chinesische Flugzeuge. wobei 
wenige Tage vor Verhandlungsbcgi nn eine chinesische Militär· 
maschine 70 km südlich von Hanoi abstUrzte. 

Auch das. was zunächst als erster Erfolg der offiziellen Gesprä­
che erschien, nämlich das Zustandekommen eines Gefangenen­
austauschs, beruhte auf einem Täuschungsmanöver Pekings; 
Während die yietnamesische Delegation den Gefangenenaus­
tausch bei den Verhandlungen auf die Tagesordnung ~tzen 
wollte, erk lärte die VR China überraschend, sie werde mit der 
Freilassung von Kriegsgefangenen beginnen und erwane von 
Vietnam das gleiche. Dies war nun keineswegs von humanem 
Denken inspiriert, sondern diente lediglich dem Zweck. der 
Verhandlungsrunde einen Gesprächsgegenstand zu neh men und 
den Anschein gar nicht erst aufkommen zu lassen, es kö nne 
konkrete Ergebnisse geben. Um ihren guten Willen zu bewei­
sen, willige die SRV dann in den Gefangenenaustausch ein. 

Ungeweinle Tränen 

Hä u e ich Hä nde 
groß wie dei n Land 

dir nur allein. 
Weil dein Friede 

Und schließlich schaffte es die Pekinger Führung, auch noch 
den letzten davon zu Dberzeugen, wer in Südost asien wirklich 
nach Hegemonie strebt: WAhrend ihre Abgesandten in Hanoi 
ei frig gegen den angeblichen Hegemonismus anderer wetterten, 
wurden die bewaffneten Provokationen gegen Kampuchea und 
Laos intensiviert. Nach chinesischer Logik handelt es sich dabei 
jedoch keineswegs um Aggressionen, ebensowenig wie der 
übcrfall auf Vietnam eine Aggression war: "Chinas Gegenan­
griff zwecks Selbstverteidigung war eine gerechte Aktion, und 
sie war zugleich ein schwerer Schlag gegen die hegemonistische 
Poli tik der Aggression und Expansion und trug zur Sicherheit 
und Stabili tät im asiatisch-pazifischen Raum bei.'" 

C hin as Beharren aur neuem "Gegenangriff" 

Kurt Waldheim, der vor kurzem nach Peking gereist war, um 
einen Beitrag zur friedlichen Beilegung des yietnamesisch­
chinesischen Konflikts zu leisten, mußte sich denn auch in sei­
ner Eigenschaft als UNQ-Generalsekretär von dem "chinesi­
schen John Foster Dulles'" Deng Xiaoping belehren lassen. 
daß die VR China auch in Zukunft Probleme mit der Methode 
des .. Gegenangriffs zwecks Selbstyerteid igung" zu lösen ge­
dankt. Peking behalte sich das Recht vor, so Deng, die SR Viet­
nam erneut anzugreifen und zu bestrafen. 
Bleibt zu horfen, daß Kurt Waldheim dem chinesischen Macht­
politiker eine Lektion darüber erteilt hat, wie die UN-Charta 
den Begriff der "Aggression" definiert. Eines müßte der chine­
sischen Führung inzwischen klar geworden sein: Vietnam ist 
weder durch Drohungen und Erpressungen noch durch bewaff­
nete Aggressioncn von seinem unabhängigen, fortsc hritt lichen 
und auf den Aufbau des Sozialismus gerichteten Kurs abzubrin­
gen. Verhandlungen auf gleiChberechtigter Basis sind der ei nzi­
ge Weg. die bestehenden Probleme zu lösen und zu normalen 
zwischenstaat lichen Beziehungen zurückzufinden. 

Anmerkungen: 
I) FranUurter Allgemeine Zei tung (FAZ). 21. 4. 1979 
2) Beijing Rundschau, Peting. 15. S. 1979 
J) Zur detailliencn Widerlegung skhe AtB tO und t1112·1978 
4) ßcijini Rundschau. 8. S. 1979 
S) Jotm Foster Oulll's. der das Konzept der " Eindämmung (Contain· 

ment) des Kommunismus" entwickelte. war während der Zeit des 
Kaltes Krieges US·Außenminister. Als "chinesischer John Foster 
Dulles" wird O('1lg Xiaoping von der Time bezeichnet. Time, New 
Vork. t4. S. 1979 

- Vielnam -
Ich wolhe dich bergen 

der Friede der Welt ist 
auch unser Friede. 

dich schUt zen, dir Ruhe 
verschaffen zum Aufatmen 
end lich --
Doch b lutend geht weiter dein Kampf 
unaufhaltsam 
bis Freiheit und Friede 
dein Land erfüllen. 
Blutend mußt du es wissen 
daß Freunde dir nah si nd 
als Mauer auch 
aus der Ferne sehr nah. 
Freunde deren mit-blutende 
HerZen eS wissen 
daß du unerbitt lich 
sein mußI --
Weil du stolz bist und klug 
weil du nu r Menschen hast 
die das l eben lieben und 
das Land, das d ir gehört 
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Kä mpfe Vietnam im gerechlen Zorn 
weil d u stä rk er b ist 
als schamlose Grausamkeit 
stärker als listige LOge 
aus gemeinen Niederu ngen 
stärker selbst a ls der Tod. 
Noch ist nicht Zeit für Tränen 
d ie steigend ungeweinten 
die hinaus wollen als Schrei - -
Doch einma l werden sie stUrzen 
als brausender Fall der Freude 
herab von den Felsen 
tief in die smaragdgrOnen Ebenen 
deiner Reissaal. 
Wenn endlich der Sieg dir gehört 
unabänderlich - -
dann werden wir si ngen mit dir 
leidgeschütte ltcs Vielna m . 

Gril Weisberg 



SriLanka 

Interview mit Pieter Keuneman 

Wiederkehr der 
Großbourgeoisen 

Die Ablasung der Regierung von Frau Bundoronoike. die meh­
rere Jahre nur noch mit dem Ausnahmezustand regiert hOlte, 
wurde /977 als "Rückkehr zur Demokratie" gepriesen. Diese 
.' Demokratie" entpuppt sich indessen mehr und mehr als M,.. 
ramorphose Sri Lankas zu einem n~koloniQlen Modefland. 
Pief(" Keunernann, Genera/st!kretar der KP Sr; Lankas und 
ehemaliger Wohf/ungsbauminister nimmt in diesem AIB­
Interview Stellung zu den Ursachen des Regierongs ... -echsels 
wie dem sich gegen diese Politik formierenden Widerstand. 

AlB: Di~ Regierung Bandaranaike erlin 1977 eine Niederlage 
Irotl eines verheißungsvollen Reformprogramms. Worin sehen 
Sie die Ursachen? 
P. KEUNEMAN: Es gab mehrere Gründe roT das Scheitern der 
Regierung, die bekanntlich 1970 gebildet wurde. 
Zum einen fiel die Periode 1970-1977 mit der Vertiefung der 
allgemeinen Krise des Kapitalismus zusammen. Sie erreichte ih­
ren Höhepunk t Mitte der 70er Jahre und in ihrem Ergebnis kam 
es zu einer abhängigen Wirtschaft in Sri Lanka. Zudem kamen 
zwei Jahre schlechten Klimas auf uns zu, so daß es zu Mißern­
ten und einer Menge Schwierigkeiten rur die Bevölkerung in 
materieller Hinsicht kam. 
So war die Regieru ng gezwungen, im Inneren strukturelle Re­
formen durchzuführen. In der Außenpolitik entwickelte man 
engere Beziehungen zu den krisen freien sozialistischen län­
dern, besonders mit der Sowjetunion. 

Der Schiffbruch der Bandar-anaike-Regierung 

In diesen Punkten tauchten Widersprüche in der Regierung auf. 
Die bourgeoisen Kräfte in der Partei von Regierungschefin Frau 
Bandaranaike stellten die größere Kraft dar. Demgegenüber 
waren die linken Kräfte in dem Regierungsbündnis nur schwach 
vert reten. Zwar gelang es der Sozialistischen und der Kommuni­
stischen Partei progressive Entwicklungen auf sozioökonomi­
schem, innen- und außenpolitischem Gebiet zu verankern, aber 
ein fundamentaler Wandel war nicht mOglich. Wir waren nicht 
einig und nicht stark genug, diesen Wechsel zu erzwingen. 
Zum anderen sah sich die Regierung zur vollständigen übervo'in­
dung der Krise mit zwei Problemen konfrontiert. Einmal ist Sri 
Lanka ein kleines Land, das einen sehr begrenzten einheimi­
schen Markl besilZl und deswegen in der Lage sein muß, seine 
Güter zu exportieren. Daneben bestand ein sehr niedriges tech­
nisches Niveau. Um neue Technologien zu erhalten. gingen die 
bourgeoisen Kräfte in der Regierung eine Zusammenarbeit mit 
ausländischem Kapital ein und begannen sich von den Verspre­
chen wegzuentwickeln, die 1970 gemacht wurden. 
Sri Lanka wurde schließlich mehr und mehr vom Auslandskapi­
tal abhängig, im besonderen von der Weltbank und dem Inter­
nationalen Währungsfonds (IMf), da sich Sri Lanka im Falle 
von KreditwUnschen bestimmten Bedingu ngen nach Garantien 
für das Auslandskapital beugen mußte. 
NatÜrlich gab es auch Errungenschaften. Eine neue Verfassung 

' verwirklichte politische Unabhängigkeit und beinhaltete auch 
ei ne Art von sozialistischer Orientierung im Hinblick auf die 
EntwiCklung einer nationalen Wirtschaft und des sozialen Le­
bens. Der öffentliche Sektor dehnte sich aus und umfaßte bald 
6OOfo der Wirtschaft. Aber die Regierung sah sich nicht in der 
Lage, die vielen Reformen , die Platz gegriffen hatten, zu festi­
gen und abzusichern. Wegen Objektiver Klassenverhältnisse 
konnte die Linke den Durchbruch nicht schaffen. So gelang den 
Rechten ihre Wiederkehr. 
AlB: Anfang 1977 verließ ihre Partei die Regierung Bandara-
naike. Welche Grunde außer ihrem Rechtssch ..... enk gab es? 
P. KEUNEMAN: Zusammen mit der Rechts ..... ende verstärkte 
sich die Zusammenarbeit mit dem Auslandskapital. Die Regie­
rung Bandaranaike versuchte, ihre Politik zu mäßigen. 
Sie balancierte mehr und mehr zwischen Imperialismus und So­
zialismus und wollte plötzliCh zwei Gesetze durchdrücken. Das 
eine betraf die EinrichlUng von Freihandelszonen, das andere 
die Garantierung bestimmter Rechte für ausländische Investo­
ren. Aktionen gegen die Arbeiterklasse wurden unternommen. 
um die Politik der Weltbank umzusetzen. Streiks wurden nie­
dergeschlagen, Sludentendemonstrationen aufgelöst. Schließ.. 
lieh verlor die Regierung vollständig die Kontrolle Ober ihre 
Handlungen. Sie bekämpfte einen Eisenbahnerstreik und recht­
fertigte, daß die Polizei auf Studenten das Feuer eröffente usw. 
AlB: Wie läßt sich die neue Regierung Jajawardene charakteri­
sieren? 
P. KEUNEMAN: Zuerst einmal muß gesagt werden, daß die 
Partei Jajawardenes eine Partei der Großbourgeoisie ist. Sie 
versucht. die Politik von Frau Bandaranaike fortzusetzen . Nur 
ist sie viel unbannherziger und viel entschiedener. 
Die Großbourgeoisie mag ein neokolonialistisches Modell und 
sie hofft, daß die imperialistischen Firmen Sri Lanka dazu ma· 
ehen - soweit das bei ei nem so kleinen Land nur eben möglich 
ist. 
AlB: Können Sie konkrete Verfassungsbestimmungen nennen? 
P. KEUNEMAN: Es ist in einer sehr geschickten Art festgelegt. 
Die Verfassu ng besagt, daß jegliche übereinkunft zwischen der 
Regierung und einer ausländischen Firma so behandelt wird. als 
wäre diese übereinkunft Teil der Verfassung. Das einzige ist, 
daß man zu einer übereinkunft kommt - und schon ist sie 
grundlegendes Recht. 
In der neuen Verfassung ist dem relativ erfolgreichen Funktio­
nieren des bOrgerlichen Parlamentarismus nach britischem Vor­
bild ein Ende gesetzt (Sri Lanka hat heute eine Präsidialverfas­
sung nach französischem Vorbild, d. Red.) . Die meisten Ent­
scheidungen ·Iiegen alleine in der Hand des Staatspräsidenten 
Jajawardene, der bei der Regierungsbildung selbst nicht nur das 
Ministerium ror Verteidigung, sondern auch das ror Plan­
durchfOhrung Obernahm. Der Präsident hat erstmals die Ent­
scheidungsbefugnis Ober Exekutive und Regierung. Er ist zwar 
dem Parlament rechenSChaftspnichtig, kann selbst aber nicht 
zur Rechenschaft gezogen und nicht durch ein Mißtrauensvo­
tum gestürzt werden. 
Das Parlament ist nur noch ein Debattierklub. 
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AlB: Also tint Ein-Mann-Rtgitrung? 
P. KEUNEMAN: Vollkommtn richtig, nur arbeitet der Präsi­
dtnt stellvertrettnd fUr tine KlasK und natürlich sind bedtuten­
dt Recht~ der Ikvölkerung attak.itrt worden, wie z. B. dit Of­
ftntlicht Versammlungsfrtihtit, das Demonstrationsrecht. Der 
Präsidtnt kann sogar alleine jeglicht Organisation verbieten. 
Dartlber hinaus hat die Regierung gegenüber der Weltbank eint 
Verpflichtung übernommtn, binntn drei Jahrtn dit Subvtntio­
ntn für Güter des täglichen Bedarfs abzuschafftn. Auf diestr 
Grundlagt wurdeGtid versprochen. Man folgt dem Beispitl dtr 
Bundesrtpublik Deutschland mit ihrer "freien Marktwirt­
schaft" , der Zurtlckdrängung allu Planwirtschaft und dtm 
frtien Spiel dtr kapitalistischen K,-aftt als der LOsung für alle 
Probkmt. 
Es ist tin großangclegter Angriff auf den öffentlichen Sektor 
festzustellen und er geschieht auf mchren~ Art und Weise. Zum 
einen in der Form. daß man Privatlirmen in Bereichen mit 
staatlichem Management zuläßt, wodurch der private Sektor 
immer mehr in Staatsbetriebe vordringt; zum anderen dadurch, 
dam man Teile des Staatssektors einfach schließt mit der Be­
grUndung, daß sie nicht wirtschaftlich genug arbeiten oder nicht 
genug Gewinn abwerfen. auch wenn sie nicht prolitabel sein 
können, wie z. B. der Bereich der sozialen Dienstleistungen. 
Das ist der Grund, warum große Kämpfe der ArbeiterklasK 
und unserer Partei stattgefunden haben , so z. B. in Form von 
Demonstrationen, Slreiks, besonders gegen die antidemokrati­
schen Aktionen in Verteidigung der demokratischen Rechte, 
um die Angriffe auf den Lebensstandard zu stoppen. 
A lB: Wie stark ist der Volkswiderstand gegen diesen Demokra­
tieabbau? Haben sich die Linkskräfte seit der Wahlschlappe 
wieder "erholt"? 
P. KEUNEMAN: Nach dtm Regitrungswechsd wurde ein poli­
tischer Terrorismus angefacht. Menschtn wurden gefangen ge­
nommen und einfach verurteilt, ja es gab sogar physiSChe Ge­
waltanwendung gegenüber einer Menge von Menschen. Große 
Teile der oppositionellen Bewegung wurden demoralisiert. 
Es dauerte eine gewisse Zeit, die Bewegung wieder aufzurich­
ten . Zuerst mußten wir den Menschen wieder Mut machen und 
wir mußten ihnen zeigen. daß die an den Tag gelegte Stabilität 
der Regierung mehr illusionär denn real war. Langsam aber si­
cher sehen sie dies ein. Wir mußlen Aktionen entwickeln. bei 
denen wir die Bevölkerung mitreißen konnten. Dabei sei auf 
unseren X. Kongreß der KP im März 1978 hingewiesen, wo 
gS3gt wurde, daß es wichtig is t. an dem augenblicklichen Be­
wußtsein der Bevölkerung und an ihrer augenblick lichen 
Kampfbereitschaft anzuknüpfen. 
Es gab sehr gute Kilmpfe. Wir zwangen die Regierung, ein Ge­
selZ fallen zu lassen, daß die Abschaffung jeglicher gewerk­
schaftlicher Rechte vorsah. 
Wir versuchten tine Front aufzubauen und diese Front ist noch 
sehr jung, sit besteht seit Ende 1977. Es gibt viele linke Gru~ 
pen, die wir zu Diskussionen einladen. Mit der Sozialistischen 
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Partei (LSSP) gibt es in der Tat eine Zusammenarbeit, denn 
von Anbeginn befinden wir uns mil dieser Partei in einer Ein­
heitsfront. In vieler Hinsicht versuchen wir diese Zusammenar­
beit programmatisch zu formulieren. Im Bereich der Gewerk­
schaften ist ein breites Einheitsfrontkomitcc auf regionaler Ebe­
ne gegrUndet worden. Das BOndnis zwischen unseren Parteien 

r-----:Sri-Lanka-Daten----, 
Turitorium und 1k"6Ikeruna: Auf 65 600 qkm (GrOße Bayerns) !e­
ben 14 Mio Menschen. Von ihnen sind 7J rr. Singhalesen. 20 rr. Tami. 
len und 6.7 rr. Mauren, daneben existieren kleinere Gruppen von 
Nachfahren eurOpliseher Kotonisaloren. 
Das BcvOlkerungswachstum betr2gt 2 .,. . 
Relilion: 67.,. Buddhisten. 17.,. Hindu, 7 "1. Moslem. 8'" Christen. 
Sprache: Singhalesisch und Englisch. 
Wi hrun/t: I Rupie . 0.27 DM. 
Wirtschaft: Sri Lanka iSI ein Agrarland. 48,6 '7. der Erwerbstäligen 
arbeiten in der Landwirtschaft und erwirtschaften 45 "'/. des Brunoso­
zia lproduku (BSP). Dagegen arbeiten nur 12'7. in der Industrie (in­
klusive Baugewerbe) und erwimchaflen 18 ~D des BSP. 
Die Landwirtschaft ist stark von der Plantagenwirtschaft gepr2gt, die 
unter der holUIndischen und englischen Kolonisation aufgebaut wur­
de. Allein 58"" der landwirtschaftlichen Nutzfläche nehmen Planea­
gen ein. Davon ent fallen 14,3 'l, auf Tee, 16 "1. auf Kautschuk und 
27,5 IV. auf Kokospalmen. Diese Produkte machen zusammengenom_ 
men fa5190"1, des ExportS aus. Trotz großer Fruchtbarkeit muß Sri 
unh noch 40', des Reisbedarfs aus dem Ausland decken. Soweit 
Industrie vorhanden ist. dient sie hauptsllchlich der Wei terverarbei­
tung land .... irtS<:haftlicher Produkte. Es gibt aber auch bedeutende 
Graphitminen und Textilfabriken. Sri Lankas Auslands~'erschuldu", 
liegt bei 600 Mio Dollar. 
So~ille l.IKe: Das ,ilhrliche Prokopf-Einkommen liegt bei 450 DM 
und sehOrt damit zu den niedripten in der Welt. Es .... ird noch zusatz­
lich durth die Slarke Verteuerung bei Lebensmitteln nach Aufhebung 
der Subventionen geschmalert. 
Die Arbeitslosiakeit ist besonders hoch. Sie liegt bei 20 "" der 4.4 Mio 
Beschäftigten. Besonders betroffen sind die Jugendlichen im Alter 
von 15-24 Jahren. Den jährlich geschaffenen 70000 Arbeitsplätzen 
Stehen im Augenblick 200000 &:hulabglnger gegenüber. 
Die Analphabetenquote liegt bei t9 .,.. Auf6400 Ein"·ohner kommt 
ein Art!. 
Gl'SChlrht ~: 

1550 Beginn der portugie:sischcn Kolonialherrschaft 
1640 Beginn der holl~ndischcn Kolonialherrschaft 
1782 Beginn der britischen Eroberung 
1820 Anschluß an das britisch besetzte Indien 
1948 Unabh!lngigkei!. aber Verbleib im Common .... ealth 
ab 1948 tUrnusmllßiger Wechsel in der Regierung zwischen der Verei­
nigten NatiOllalpartei (UNP) und der Sri Lanb Freiheiupartei 
(SLFP) 
1970 Amtsantriu der Regieruns von Frau Bandaranaike 
1972 Sri Lanka wird Republik mit Annahme der Verfassung 
1977 Sieg der UNP unter J . R. Jljawardene 

arbeitet auf allen Ebenen. Wir arbeiten zusammen in Agitation 
und Propaganda sowie in der Organisierung von Versammlun­
gen. 
Es gab Vorstellungen über eintn Generalstreik . Die LSSP, die 
Gewerkschaften und unsere Partei kamen zu seiner Vorberei­
tung zusammen, doch der Generalstreik fand nicht statt, weil 
die Regierung ein Schlichtungsangebot machte. 
Zu allererSI iSI es wichtig, die Einheit aller linken Kräne herzu­
stellen . um dann die Einheit der breiten demokratischen Krllfte 
um die Partei von Frau Bandaranaike zu realisieren und es gibt 
viele solcher Gruppierungen innerhalb des Landes. Wir glau­
ben, daß die Führung dieser Partei wirklich etwas tun will und 
von unserem X. Kongreß gingen Perspektiven ror eine Einheit 
der linken und demokratischen Kräfte unter Führung der Lin­
ken aus. 
Das ist bedeutsam, weil die Partei von Frau Bandaranaike sagt: 
" Ja wir sind bereit auf die alten Positionen zurückzugehen, die 
auch schon niedergelegt waren." Aber in einem solchen BUnd­
nis dominieren ihre Führer und jedermann hai zu akzeptieren, 
was sie sagen. Eine solche Front wird von niemanden mehr ak­
zeptiert. 



Fritz Seiler Jayawardenes 
"Liberalisierung~ ~ 

Den seit der politischen Unabhängigkeit ~riodisch üblichen 
Wechsel von Regierungen zwischen der Vereinigten National­
partei (UNP) und der Sri Lanka Freiheilspanei (SLFP) konnte 
die UNP 1977 vor altem deshalb witderherslcllen, da sie ge­
schickt die Spaltung der Bandaranaike-Regierung nutzte, hohe 
Versprechungen machte und sich im Wahlkampr errolgreich ein 
demokratisches Image umhängte. t 
Die Regierungsziele der UNP-Regierung unter Jajawardene 
werden von ihm selbst als "demokratischer Sozialismus" beti­
telt. Die Wahlversprechungen der UNP enthielten neben sol­
chen Punkten wie der Beendigung der Arbeitslosigkeit und Sen­
kung der Lebenshaltungskosten auch die Ankündigung, beste­
hende sozialistische WohlfahrlSmaßnahmen zu beseitigen, eine 
Freihandelszone einzurichten, um das kapitalistische Win­
schaftswunder Singapurs zu kopieren. Der außenpolitischen 
Bündnisfreiheit steht gegen .... 'ärtig eine zunehmende Koopera­
tion mit den kapitalistischen Ländern gegenüber. 
Mit der Verkündung der neuen Verfassung im September 1975, 
welche die von 1972 kurzerhand abschaffte, erhielt Jajawarde-­
ne weitreichende ExekUlivbefugnisse. um die neue Ära abzusi· 
ehern. Als Ziel nenn! er. über die seit der Unabhängigkeit per­
mancn!e politische Labilität. lIerbunden mit haufigen Regie-­
rungswcchseln und Streiks. hinwegzukommen. So sind in der 
Verfassung nicht nur umfassende InlleSlitionsgarantien enthal· 
ten. sondern es werden auch oppositionelle polilische Betäti­
gung und politisch motivierte gewerkSChaftliche Streiks krimi­
nalisiert - alles im Zeichen des zu schaffenden Inlle5titionskli· 
mas mit dem Ziel, die Freihandelskonkurren!en Singapur und 
Hongkong noch zu übertrumpren. 2 Kritiker der Freihan­
delszonenpolitik fOhren neben der Erwanung lIon erheblichen 
Inflationssteigerungen die Vermutung an, daß Sri Lanka nie ei­
ne derartig stürmische Kapitalinllestition wie Singapur erfahren 
wird. 
So drOckten sich bislang nur die WirtSchaftsdelegationen die 
Klinken in die Hand. Der Bonner Wirtschaftsminister Lambs­
dorH mein!e nach seinem Besuch im \'ergangenen August schon 
lIoreiliS, daß Sri Lanka die Chance hat. ein Musterfall fOr er­
folgreiche En!wicklungshilre - spriCh: Inllestition und Ausbeu-

Projekt Freihandelszone 
Die Freihandclszone $011 im Zuge der ~ Jahre auf einem 2.3 
qkm sroßen Terrain 40 km IlÖrdtieh der Haupmadt Colombo enmc­
hen, mit umfangreichen [nfrastruktureinriehtunscn als Anreiz zur 
SchaffunS lIon 50000 qualifizierten Arbeitsplatzen. 
Daneben gewährt die Regierung Sr[ Lankss weitreichende Konzessio­
nen für die ausllI ndischen KapitalinvcSloren: 
• staat liche Zuschüsse zum Erwerb von Grundstücken, 
• ~ Jahre Steuerfreiheit. danach lediglich 2 '" Umsatzsteuer Hlr Ex­

portgUter, 
• freien Handlungsspiel raLlm für aU$lIndische Banken, 
• keine Versteuerung von ins Ausland ulIn,ferierten Dividenden, 

wobei Gewinne bis zu 100 .... als Di"idenden ausgegeben "'C1'den 
können, 

• InvHtitionsgaranlien gegen Verslaatlichungsmaßnahmen durch 
bilaterale Abkommen (ein Doppelbe$leuerungsabkommen mit 
dcr BRD besteht berei ts). 

• als zus:ttzJicher Anreiz gilt ein Scgcnüber dcm Billiglohnland Sin­
gapur um 2/3 niedrigcrH Lohni~eau. Ein Industriearbeiter ver­
dient etwa 2 DM pro Tag in Sri Lanka. 

Die erste Hälfte der Freihandelszone soll bis 1990 in Betrieb genom­
men sein. FUr die dadurch entstehenden 25000 Arbeil5plltze hai Sr! 
Lanka dann pro Arbeil5platz ~80 Dollar an ErschlieOungskoslen als 
Vorleistußi erbracht. 

tung - zu werden. J 

Seit 1977 sind frOhere Importrestriktionen fast völlig liberali· 
siert, Preis- und Dellisenkontrollen weitgehend aufgehoben. 
Diese Politik hat zu einer Schwemme ausländischer Produkte 
geführt und damit zur Schädigung der nationalen Konsumgü. 
terproduktion. Doch an den gigantischen Importgeschäften 
sind eben zu lIiele Poli tiker und Verwaltungsbeamte beteiligt, 
als daß die langfristigen Interessen des Landes noch beachtet 
würden, In 1 1/2 Jahren wurden rund 20000 neue Autos auf die 
Insel importiert, obwohl Sri Lanka zu den ärmsten Ländern der 
Welt gehört (siehe Daten-Kasten). Woche für Woche schleppt 
der lIorwiegend aus Beamten, Händlern. Vermietern und Kre.­
dithaien bestehende Mittelstand ganze lumboladungen 11011 
Elekt rogeräten, elektronischen und sonstigen Gebrauchsgütern 
aus Singapur ins Land. Leidtragende dieser Konsumentwiek· 
lung sind nicht nur die Arbeiter und Bauern. denen Dellisen 
vorenthalten bleiben. sondern auch die relati" teuer produzie­
rende nationale Industrie, deren Weiterentwicklung durch den 
Import von Konsumgütern, Luxusartikeln und Lebensmitteln 
wesentlich behindert wird. 
Da der Handel nun tendenziell die Produktion ersetzt, gehen 
lIiele Handwerker und Facharbeiter in gut zahlende arabische 
Länder und bringen nur Devisen nach Sri Lanka heim. 
Obwohl die Landwirtschaft Sri Lankas alles Nötige selbst pro­
duzieren könnte. mOssen mit Ausnahme des monokulturell her­
gestellten Tees beinahe alle Arten von Nahrungsmitteln zu gro­
ßen Anteilen importiert werden. Zum einjährigen Jubiläum der 
UN P-Regierung im Sommer 1978 wurde mit der Erfolgsmel. 
dung, daß Sn Lanka inzwischen Reis exportiere, geprahlt. 
Doch diese sensationelle Erfolgsmeldung konnte nicht darOber 
hinwegtäuschen, daß ror die willerungsbedingten gOnstigen 
Reisernten der letzten beiden Jahre keine entsprechenden La­
gerkapazitäten im eigenen Land geSChaffen wurden. Still und 
heimlich mußte Ende 1975 wieder Reis importiert werden. 4 

Das Geld fü r prestigebelastete neue Entwicklungsprojekte der 
Regierung Jajawardene (siehe Freihandelszonen-Kasten) kann 
die Regierung nicht aus dem Budget ziehen. So wird Sri Lanka 
durch Kredite des Internationalen Währungsfonds (l MF) und 
der Weltbank weiter lIerschuldet. Die politiSChe Einnußnahm~ 
dieser Organisation bleibt natürlich nicht aus. Vom im~rialisti. 
schen IMF wird die Kürzung d~r staatlichen Sozialleistungen 
gefordert. Der Effekt dieser Kürzungen von kostenlosem Reis 
fOr Erwerbslose, lIon der Verteuerung der medizinischen Ver· 
sorgung auf die arme Bellölkeru ng Sri Lankas läßt sich schon 
heute als eine schwerwiegende Verschlechteru ng ihrer Lebensla­
ge ei nschatzen. 
Auf der anderen Seite werden die Scharfung der Freihandelszo­
ne, das Mahaveliprojekt und die Stadtentwick lung Colombos 
mit Sicherheit nicht die nötise Anzahl der Arbeitsplätze zum 
Ausgleich der weggefallenen Sozialleistungen einbringen. ' Die 
politisch-ökonomische Abhängigkeit der Regierung lIon den 
Leitl inien des IMF, der Weltbank und lIon dem Inllestitionswil­
len der Multis nimmt so stark zu, daß unter diesen nooko10nia­
!en Bedingungen eine national selbstä ndige Politik eines 
demokrat isch-sozialistischen Sri Lan ka zur bloßen Phrase wird. 

Anmerkungen: 
t) Central CommiteC' of CPSL, Sri Lanka General Elcetions. Colom-

00, 14.8. t977 
2) Tribune, ColomOO, 29. 7. 1978 
3) Kölner StadtanzeisCf. 19. g. 1978 
4) SUddeut.sche Zeitung, 20. 12. 1978 
5) Tribune, 12. 8. 1978 
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Iran 
Die hiesige lran-Berichters/ouung haI nach dem Vofksrejerendum zur Islamischen Republik um JO. / 31. Märe. d. J. (siehe AlB 511979, 
S. 151/6) eine bemerkenswerte Verfeinerung erfahren. Die Beschuldigung, der Iran treibe nach dem Sture. des Schah-Regimes " zuriJck 
ins Mittelafte''', war zuvor der Siegreichen Volksbewegung wie der Revo{utionsregiernng in ihrer Gesamtheit angedichtet worden. 
Nunmehr plötzlich belobigte man den Exponenten des rechten, bürgerlichen Regierungsflügels, M. Bazargnn, als " Man der 
Vernunft", während man einem Rückzug der Krti!te um den Aya/ollah Khomein i aus der Politik das Wort redet. Welcher latsachliehe 
Differen;.ienmgsproz.eß innerhalb der ironischen Volkskrli/te sich hiner derartigen Spekulo/ionen verbirgt, untersucht der Beitrag VOn 
W. Ritter. 
Für viefe, auch progressive Beobachter bleibt nicht selten ein gewisses Unbehagen gegenüber der islamischen Bewegung des Iran zu­
rück. Hier steift sich zum einen die Frage nach ihren antiimperialistischen und sozialrevolutiontJren Potenzen. Die Positionen, die ihr 
radikaldemokratischer Flugel um Taleghani und die Demokratische Nationale Front vertritt (siehe auch Interview mit Bani-Sadr zur 
islamischen Wirtschajtspolitik), machen solchen POtenzen ~weifelsahnesichtbar. Zum anderenjreilich bedarjes einer tiejergehenden 
KltJrnng des Charakters wie der sozialen und politischen Implikarionen der islamischen Religion. Dies ist keine rein iranische Angele­
genheil. Denn der Islam ist heute eine der am .... eitesten verbreiteten Religionen überhaupt mil rund 450 MioAnhlingern, und ~war re­
gional konzentriert im vorderasiarisch-nordajrikanischen Raum. Der Beitrag von E. Priester, schildert, welche spezifISchen Zilge es 
bei dem im Iran vorherrschenden Schiitismus zu beachten gilt. 

WoHgang Ritter Das "revolutionäre 
Fieber" hält an 

Schon wenige Wochen nach dem Sturz des Schah-Regimes und 
der AbSChaffung der Monarchie durch das nahezu einhellige 
VOtum des iranischen Volkes vom 31. März d. J. fOr eine islami­
sche Republik (siehe AlB 5/ 1979) zeichnen sich grundlegende 
Änderungen der politischen Orientierung des Landes ab. 
Wichtige Bastionen der im~ria l istischen MachtausObung im 
Iran sind bereits gefallen: Die Armee als Macht- und Unter­
drilckungsinstrument ist vorerst gelähmt; Ober 40000 US­
Berater, die hauptsächliCh auf militärischem Gebiet tätig wa­
ren, verloren ihre seit 1964 bestehende diplomatische Immuni­
tät und mußten das Land verlassen; schließlich wurde das im 
Iran tätige Internationale Konsortium ausländischer Erdölmo­
nopole aufgelÖSt. 

Ringen Khomeini - liberale Bourgeoisie 

Außenpolitisch ging das Bekenntnis zu einer Politik der "posit i· 
ven Neutralität" einher mit dem Austritt aus dem CENTO­
Pakt. dem Abbau der amerikanischen Militär- und Spionage­
stOtzpunkte und dem Anschluß an die Bewegung der Nicht­
paktgebundenen . Gleichzeitig wurde von der neuen Regierung 
unterstrichen, daß man nationale Befreiungsbewegungen unter­
stOtzen woUe. Demonstrativ bekundete sie ihre aktive Unter­
stOtzung ftlr die Palfistinensische Befreiungsorganisation 
(PLO), den Afrikanischen Nationalkongreß Südafrik as (ANC) 
und die Volksfront ftlr die Befreiung von Oman (PFLO). Die 
Beziehungen. zu Israel, Ägypten und SOdafrika wurden abge­
brochen. 
Was die wirtschaftlichen Beziehungen zu den hochentwickelten 
kapitalist ischen Ländern anbetrifft , so sprach der stellvertreten­
de Innenminister S. Tabatabai Anfang Mai d. J . in Bonn Klar­
text. Danach wird der Iran Öl künftig nur noch nach eigenem 
Devisenbedarf liefern , die ROstungseinkäufe des Schah voll­
ständig annullieren und die anderen Wimchaftsabkommen mit 
einem Gesamtauftragsvolumen von 7S Mrd DM Oberprtlfen. 
Äußerst kompliziert stellt sich die innenpoli tische Situation im 
Iran dar. Insbesondere das vom Schah- Regime hinterlassene 
Wirtschaftschaos und die dadurch bedingte verbreitete Arbeits­
losigkeit stellen ein bislang ungelöstes Problem dar. Die provi-
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sorische Regierung unter Mehdi Bazargan hat erst auf massiven 
Druck der Volksbewegung und des Revolutionsrates hin erste 
Verstaatlichungsmaßnahmen wie die Enteignung des Schah be­
si tzes und des Bankwesens eingeleitet. Weiter verftlgte sie erste 
Sozialmaßnahmen wie die kostenlose Abgabe von Wasser und 
Strom ftlr die ärmsten Schichten sowie die Bereitstellung von 
später rückzahlbaren "Ehrenkrediten" ftlr die Arbeitslosen. 
Offenbar findet um die wirtschaftspolitische Gesamtkonzep­
tion der Regierung gegenWärtig ein zähes Ringen zwischen der 
durch Bazargan repräsentierten liberalen Bourgeoisie und dcn 
konsequent antiimperialistischen Anhängern Ayatollah Kho-­
meinis statt. Charakterist isch ftlr die Haltung Bazargans ist sei­
ne Beschwerde, daß das "revolutionäre Fieber" im Iran immer 
noch nicht zurückgegangen sei und die Forderungen der Mas­
sen derart "übertrieben" seien, daß sie den Iran zu ersticken 
drohten. I So stellte sich Bazargan konsequenterweise bei Kon­
flikten bislang auch immer auf die Seite der in-bzw. ausländi­
schen Fabrikbesitzer, wenn von Seiten der Arbeiter weiterge­
hende Forderungen erhoben wurden. Sein Programm zur An­
kurbelung dcr Wirtschaft beinhaltet vor allem Liquiditätshi lfen 
der Zentralbank für die - allerdings inzwischen verstaat lichten 
- privaten Banken, Stundung und Reduzierung der Steuer­
schulden sowie weitere Erleichterungen ftlr Unternehmen, 
Streichung der während der Streiks aufgelaufenen Lagerkosten 
beim Zoll und andere Förderungsmaßnahmen. Ebenso bezieht 
er bislang keine klare Position zum Problem der Lösung aus der 
wirtschaftlichen Abhängigkeit vom Imperialismus. Für die hie­
sige Presse "hat die Regierung schon bisher entgegen den Sozia­
lisierungsforderungen der Unken die Weichen diskret auf 
Marktwirtschaft gestellt." 2 

Auf diese Weise soll die liberale Bourgeoisie freie Hand bei der 
Verwirklichung ihrer Vorstellungen für den Aufbau des neuen 
Iran bekommen. 
Khomeini wirkte dieser Tendenz von Anfang an entgegen. Zu­
nlIchst bildete er ftlr den Fall, daß ihm etwas zustoßen sollte, 
den Rat der Hüter der Revolution. dem 12 Personen angehö­
ren. WiChtige Entscheidungen ftlr die künftige Entwicklung 
werden im 80köpfigen Revolutionsrat getroffen, dessen Mit­
glieder namentlich nicht bekannt sind; wie die Morde und An­
schläge der jüngsten Zeit beweisen, ist dieser oft kritisierte Zu-



stand zum Schutz der Betroffenen d urchaus verständlich. 
Die Bewegung des Ayatollah Khomeini, die von Kreisen der na­
tionalen und Kleinbourgeoisie. den Mittelschichten der Städte, 
(Bazar-) Händlern, Bauern, dem Gros der Geist lich keit, Ange­
stellten und Teilen der Intelligenz getragen wird, strebt danach, 
die Lehren des Islam bei der Gestaltungdes Iran durchzusetzen. 
Die von ihr verfochtenen Grundsätze islamisch-iranischer Wirt­
schaftspolitik (siehe nebenstehendes Interview mit A. Bani­
Sadr) beinhalten dab(i die Beseitigung des imperialistischen 
EinOusses, die Herauslösung aus der internationalen kapitalisti. 
schen Arbeitsteilung (Export von 01- Import von Gebrauchs­
giltern), die Nationalisierung der Naturreichtilmer, der Schwer­
industrie und der Banken sowie die Steigerung der landwirt· 
schaftlichen Produktion. Die Konzeption dieser Kräfte rur die 
kilnftige Staatsform ist die Islamische Republik. 

Gerade hier ergeben sich Widersprtlche zu den in der Nationa· 
len Front um den ehemaligen Außenminister Karim Sandjabi 
vertretenen groß bourgeoisen Kreisen, die die Gründung einer 
Demokratischen Islamischen Republik vorgeschlagen haben. 
Dahinter verbirgt sich die Vorstellung, eine bürgerlich­
parlamentarische Demokratie mit gewissen sozialen Verände­
rungen nach westlichem Muster einzufOhren. 
Da sich dieses Konzept jedoch einerseits mil den Forderungen 
der sich radikalisierenden Volksb(wegung und andererseits mit 
gewissen sozialen und juristischen Doktrinen des Islam. beson­
ders den konservativ. religiösen Vorstellungen eines Teils der 
Geistlichkeit, nicht in Einklang bringen läßt, spi tzen sich die 
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Widerspruche dieses Teils der BourgeoiSie gegenOb(r dem Kurs 
des Ayatollah zu. ReOex dieser Differenzen sind der Rücktritt 
Sandjabis vom Außenministerposten und die Vorwürfe Kho­
meinis an Bazargan, seine Regierung sei .,schwach und verwest­
licht".l Khomeini kllndigte im Ilbrigen an. nach Annahme der 
Verfassung und der Wahl einer Nat ionalversammlu ng .werde 
die jetzige provisorische Regierung einem anderen Kabinett 
Platz machen. 

Dirrerenzierung der Volksbewegung 

Doch auch die Gruppe der Religiösen ist keineswegs ein ge­
schlosscner Block. Grob gesehen kann man dort heute drei 
Richtungen unterscheiden : 
• eine radikaldemokratlsche Richtung, die, vertreten durch die 
Volkskämpfer (Mojahedin e Khalg), am bewaffneten Kampf 
gegen das Schah-Regime beteiligt war und ganz wesemlich zu 
seinem Sturz beigetragen hat. Diese Organisation, innerhalb der 
es wieder verschiedene Tendenzen gibt. beruft sich in ihrer 

Mehrheit sowohl auf den Marxismus als auch auf den 1s1"m 
und tritt fllr den gemeinsamen Kampf der fortschritt lichen 
gläubigen und laizistischen Kräfte ein. Ihre Bedeutung besteht 
vor allem darin, daß sie eine BrOcke zwischen religiösen und 
nichtreligiösen Kreisen der Volksbey,oegung schlagen. 
Zu den konsequentesten Geistlichen im Kampf gegen den Schah 
zählt auch der populäre Teheraner Ayatollah Taleghani, der 
selbst 15 Jahre in den Kerkern des Regimes zubrachte und dort 
mit den anderen oppositionellen Kr-aften zusammenkam. Dieser 
Flilgel der Geistlichkeit stOtzt sich auf die insbesondere 'Ion Ali 
Schariati 4 vorgenommene Auslegung des Korans, die die sozial· 
revolut ionären Aspekte des schiitischen Glaubensbekenntnis 
hervorhebt ; 
• diejenige Khomeinis selbst. Als unerbittlicher Gegener des 

Schah genießt er im ganzen Volk große Achtung. Obwohl er ei­
nigen Aspekten der modemen Wdt gegenOber verschlossen ist. 
resultiert seine füh rende Rolle und integrierende Funktion in 
der Revolution nicht zuletzt daraus, daß er den Forderungen 
des Volkes gegenllber sehr aufgeSChlossen ist. Um seinen Vor­
stellungen auch dann politiSCh und organisatorisch Nachdruck 
zu verleihen. wenn nach Verabschiedung der Verfassu ng ein 
Parlament gebildet wird, gründete er die bislang halboffizielle 
Islamisch-Republikanische Partei; 
• eine ffak ti(mii,-a ntikommunisti$che Tendenz. Diese Richtung 
wird vertreten durch militante Antikommunisten wie den Aya· 
tollah Rohani. der auch vor einer Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten Afghanistans nicht zurlIekscheute und die ira­
nische Regierung aufrief, auf Seiten reaktionärer, vom CIA 
protegierter Moslems im Kampf gegen die antiimperialistische 
afghanische Regierung einzugreifen (siehe Afghanistan­
Kurzinformation in diesem Heft und AlB 611979, S. 18). 
Ein anderer profilierter Vertreter dieser Richtung, der aufgrund 
seiner Haltung allerdings schon viel von seiner fruheren Popu­
larität eingebUßt hat, ist der Ayatollah Schariat-Madari. Er, der 
sich zunächst fOr die Beibehaltung einer konstitutionellen Mo­
narchie ausgesprochen hatte, verlangte vor dem Referendum 
entspre<:hend den Vorstellungen der Großbourgeosie die Mög­
lichkeit der Wahl auch einer .. Demokratischen Republik". 
Gleichzeitig warnte er vor einer Aunösung der Streitkräfte des 
alten Regimes und empfahl den Geistlichen, sich nur in Aus­
nahmesituationen um die Politik zu kümmern. Das hinderte ihn 
aber nicht darall, als Gegengewicht zu Khomeini die Moslemi· 
sche Republikanische Volkspartei ins Leben zu rufen, um -
wie er sagt - "die Gefahr einer Ein-Parteien Diktatur" zu be­
seitigen. ' 
Angesichts derart labiler Verhältnisse, die noch keineswegs 
Aufschluß dartlber geben, welche KrAfte sich schließlich durch­
setzen werden, kommt dem Verhalten der linken Gruppen eine 
entscheidende Bedeutung zu. Ch':lTakteristisch ist hier jedoch 
noch immer eine mangelnde Ei nheit. 

Umgruppierung der Linken 

Als Sammelbecken einer Mille-Links- Bewegung grilndete daher 
der Enkel des schon legendären ehemaligen Ministerpräsidenten 
MO!iS3.degh, Matin Daftari, am 6. März 1979 die Demoknl1lsehe 
Nationale .' ront (ON." der u. a. die Volkskämpfer, die Volks­
fedayin (Fedayin e Khalgh) und die Liga der SozialiSlen~ ange­
hören. Daftari begrtlndete diesen Schritt damit, daß die Massen 
\'on der alten Nationalen Front K. Sandjabis enttäuscht seien, 
weil sie undemokralisch sei und dem Volk keine Rolle im Staat 
zuerkenne; gleichzeitig versteht sich die ONF als Gegengewicht 
zu den 8emilhungen. im Iran einen theokratischen Staat zu er­
richten. 
In einem 'Ion der Front vorgelegten II -Punkte-Programm wird 
die Wahl eines Rates aller progressiven gesellschaftlichen Kräfte 
gefordert , der die provisoriSChe Regierung kontrollieren und die 
Wahlen zur verfassungsgebenden Versammlung vorbereiten 
soll. Den ethnischen Gruppen soll das Recht der Herrschaft in 
ihren Heimatgebieten zugestanden werden und die Armee dOrfe 
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r-- ------Abolhassan Bani-Sadr----------, 

Grundsätze islamischer Wirtschaftspolitik 
FRAGE: Sie haben sich lange Jahre spe1;iell mit ökonomischen Fra· 
gen beschäftigl. Welches sind die GrundslItze einer islamischen Wirt­
schaftspoli tik? 
A. BAN1·5ADR: Der erster Grundsatz ist die Verbindung mit GOII, 
das heißt die Beseitigung der Herrschaft des Men$Chen über den Men­
schen. Die: Macht des Menschen llber den Menschen muß in der Ge­
sellschaft vollständig abgeschafft werden. Das trifft auch f(lT das Ver­
hältnis des Menschen zur Natur zu. FrtHlcr haI man hier die Natur 
zerstört. Heute muß man versuchen, vernUnft;g vorzugehen, um die 
Natur besser zu nUlzen. Unsere: P läne und Gedanken mOssen daJ;u 
dienen, die Bevölkerungsexplosion zu meistern und den gewaltigen 
Ver1indl:'rllngen in der Struktur der Gesellschaft gerecht ~u werden. 
Ferner gilt es, die Energiequellen des Landes vernUnftig zu nu tzen. 
Das Öl ist in unserer Winschafl zu verarbeiten und nicht als Rohma­
terial ~u el!portieren. 
Schließlich gehen die meisten Menschen einer btlrokrarisch­
monOtonen, einer mechanischen Arbeit nach. Dadurch bleibcn die 
schöpferischen Fähigkeiten vieler Menschen ungenlJt~t. In vielen Ge­
se llschaften sind es nur .... enige, die denken, wissenschaftlich tätig 
sind und schöpferisch geforden .... erden. Wir meinen, die WirlS(:haft 
muß so gestaltet werden. daß alle Menschen die Möglichkeit haben, 
schöpferisch tätig ~ u sein. Dies darf nicht einer kleinen Minderheit 
OberlaS5('n werden. 
Durch die langjährige monarchische Herrschaft haben die Iraner das 
Denken verlernt. Darum ist es jet~t schwer, einen Durchbruch .zu er­
zielen. Ich bin der Meinung, daß man in unserer Wirtschaftswissen· 
schaft völlig umdenken muß. 

FRAGE:We1che Schriue fOhren zu einer islamischen Wimchaftsord­
nung in Iran? 
A. BAN I-SADR: Wir haben eine \"Ö llig chaotische Wirtschaft über­
nommen. Diese Winschafl muß von der westlichen Herrschaft be­
freit werden. In einem islamischen Winschaftssystem muß man sich 
nur auf die echten BedOrfnisse der Menschen konzentrieren. sie in 
schöpferische Bahnen lcnken. Das ist die wichtigste Aufgabe dieser 
islamischen Gesellschaft. 
Unsere Wirtschaft war von der westlichen Ökonomie abhängig. Diese 
hat entschi<'den, was in Iran produ~ien wird und was nicht. Diese Ab­
hängigkeit ist zu überwinden. Wenn wir schöpferisch arbeiten, wer· 
den wir - etwa in ~wanzig Jahren - eine wirtschaftliche Situation 
erreicht habt-n, wo die Ökonomie ein Mille! der Befreiung und nicht 
mehr ei n Miud der UnterdrOckung scin wi rd. 

FRAGE: Wenn ich Sie recht verstanden haben, soll der erste Schrill 
die Beseitiung des ausländischen Einnusses sein. Wie soll es danach 
weitergehen? 
A. BAN I-SADR: In dcm neuen Entwurf der islamischen Verfassung 
steht, daß sämtliche Wälder. FlUsse und Naturreichtümer grundsätz­
lich der Gesellschaft gehören und nieht privatisiert werden dOrfen. 
Auch die Schwerindustrie wird vom Staat geführt werden. Dem mUß­
te noch manches hinzugefügt werden. abt-r das ist im Moment nieht 

nicht in ih rer a lten Form wiederbelebt werden. Ein weiterer 
P unkt beinhaltet die Abschaffung des "vom Imperialismus ab­
hängigen Kapita lismus."7 
Eine der wichtigsten Kräfte der Linken sind die Volksfedayin . 
Sie sind gut organisiert und insbesondere seit 197 1 durch A ktio­
nen gegen das Sc.hah- Regime hervorgetreten. Ihre ca. 2000 be­
waffneten Kämpfer spielten ei ne bedeutende Ro lle bei den mili­
tärischen A useinandersetzungen am 9./ 10. Februar d. J., als die 
le tzten Scha h-treuen T ruppenteile besiegt wurden. Dadurch ha t 
sich ihr Renommee wie ihr Einfluß erheblich vergrößert. 
Die Fedayin verstehen sich als marxistisch-leninistisch, wobei 
sie vor allem auf ihre "Unabhängigkeit" pochen und der 
Tudeh-Partei ihr positives Verhältnis zur Sowjet union ankrei­
den . Seit einiger Zeit entwickeln sich auch u m er ihnen ver.s<:h ie­
dene T endenzen, wobei sich eine a usgesprochen ultra linke und 
eine zur Tudeh-Partei neigende Strö mung herauskristallisiert. 
Daß d ie VOlksfedayin Ober erheblichen Ein nuß u nter den ira ni­
schen Intellektuellen verfügen, dokumentierte ihre Massen­
kundgebung vom 24. Februar d. J ., als sich etwa 100000 Men­
schen in d er Teheraner Universität versam melten. Auf dieser 
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so entscheidend. Entscheidend ist, die bisherige orga nische Bindung 
~ur wes tl ichen Wirtschaft zu uTlterbrechen, um eine selbständige ira· 
nische Wimchafl aufzubauen. 
Nehmen Sie das Erdöl: Nach außen ist es vergesellschaftet worden. 
Doch diese Verstaa tlichung hat uns nichts eingebracht. denn die mul­
tinat ionalen Konzerne entscheiden letztlich, was und wieviel produ­
ziert wird und wie hoch der Preis ist. Sie suchen uns Märkte aus und 
so wei ter. Das ist doch keine wahre Nationalisierung, obwohl es nach 
außen so aussicht! Aber so ist die Lage auf vielen Gebieten in diesem 
Land. 
Nicht nur die Ölproduktion muß ganz in die Hände der Iraner gelegt 
werden, sondern auch die Finanzpolitik. Unser Geld muß unabhän­
gig \"on der west lichen Wehbank werden. Die Eindimensionalilät un­
serer Wirtschaft. Öl ~u exportieren und Gebrauchsgüter zu importie­
ren, muß im Interesse der breiten Bevölkerung beseitigt werden. 
Dann sind auch die Wirtschaftsplanung, unsere Budgetpolitik umzu­
gestalten. Das sind die Schrille, die bald unternommen werden mUs­

~". 

FRAGE: Welche Rolle spielt die Land"inschaft im ökonomischen 
System des islamischen Iran? 
A. BAN I-SADR: In der Vergangenheit hat die LandwirtSchaft. ha­
ben die Bauern nur als ein Potential der Machthaber gedient. Dies 
muß \"ÖlJig gandcrt "·erden. Die Bauern sind zu befreien. Wir müs­
sen in erster Linie dafOr sorgen, daß die landwirtschaftliche Produk­
tion gewaltig gesteigert wird, damit "'ir auf diesem Gebiet unabhan­
gig werden und unsere nationale Entscheidungsfreiheit nicht durch 
die Frage der Versorgung mit landwirtschanlichen Produktcn von 
außen eingeschrtlnkt werden kann. Dabei mtlssen wir auch zcitweilig 
überdurchschninliche Produktionskosten in Kauf nehmen, um eine 
gesunde Landwirtschaft auf~ubauen. stan dauernd unsere Bedürfnis­
se von der westlichen Welt bt-friedlgen zu lassen. Ein Verbrechen vom 
Schah, das ihm nicht vergeben werden kann, ist es, daß die iranische 
Landwirtschaft völlig zerstOrt wurde. Früher habt-n die Iraner die Ar· 
beit in der Landwirtschaft stets als eine bt-deutende Aufgabe angese­
hen. Selbst diese moralische Betrachlllngs"'eise hat der Schah völlig 
zerstOrt. 

FRAGE: Wie wird die künftige Außenwirtschaft der Islamischen Re­
publik Iran gestaltet werden? 
A. BANI-SADR: Auch auf diesem Gebiet werden wir mit der alten 
Politik brechen. Wir werden nicht fortfahren. in auslandische Betrie­
be zu invest ieren. Im Außenhandel muß mehr auf Tausch, auf Ware 
gegen Ware, hingearbeitet werden. Dieser Handcl muß ausbalanciert 
sein und im gegenseitigen Interesse betrieben wcrden. Das entspricht 
unserer Ablehnung der Herrschaft über andere und anderer tiber uns. 
Wir werden mi l jedem Handel trciben, der nicht die Herrschaft über 
uns sucht, VOI allem mit denen, die den Menschen ulld die Befreiung 
des Menschen als ihre erste Aufgabe sehen, so auch mit Ihrem Land, 
der Deutschen Demokratischen Republik . 
(QueHe: Horizont, Befl in, Nr. 2011979) 

Veranstal tung, die im allgemeinen a ls großer Erfolg für die Lin· 
ke gewertet wurde, erklärten sie ihr Programm. Es sieht die 
vollständige Auflösung der kaiserlichen A rmee und ihre Erst'"t­
zung durch ein Volksheer vor und ford ert die Schaffung von öf­
fentl ich tagenden Volksgerichten, die Durch fOh rung einer Bo­
d enreform, die Nationalisierung der Ban ken und des Auslands­
kapitals. 
Vor dem Hintergrund der Angriffe reaktionärer Kreise auf die 
E rrungenschaften der Revolution strebt die T udeh-Pa rlei eine 
Einhei tsfront "von der Linken Khomeinis bis zur Tudeh" an, 
um diese Errungenschaften zu schü lzen und a uszubauen. Sie 
betont daher d ie Notwendigkeit eines gemeinsamen P rogramms 
mit fo lgenden Prioritäten: "Gesellschaftlich vorrangig is t die 
Vertiefung der Demokratie im Land. Die demokratischen Ein­
rich tu ngen müssen gefestigt werden . Damit diese im Iran so 
schnell wie möglich eine wirkliche Position bekommen, brau­
chen wir eine Verfassung und die Einberufung der verfassungs­
gebenden Versammlung. Und dann benötigen wir ein Parla­
ment und eine feste Regierung, die das Land auf demokrati­
scher Basis regien."1 



Gerade diesen Prozeß der Erstellung einer fortschrittlichen Ver­
fassung versuchen jedoch die Anhänger des alten Regimes unter 
der Regie amerikanischer Geheimdienstler zu unterlaufen. Sie 
schrecken dabei vor keinem Mittel zurOck und tarnen sich häu­
fig im linken Gewand. 
Durch mehrere Attentate, darunter die Ermordung des ehema­
ligen Generalstabschefs Gharani und des Ayatollah Motahari, 
versuchten sie eine antikommunislische Pogromstimmung un­
ter den religiösen kleinbürgerlichen Kräften zu erzeugen, um 
den Boden auch für eine physische Liquidierung der fortschrin­
lichen Gruppen zu bereiten. Da dies trotz der Beteiligung rech­
ter Geistlicher an der Kampagne nicht gelungen ist, ist auch ein 
Verdienst Khomeinis, der eindeutig Drahtzieher aus den USA 
für die Anentate verantwortlich machte. Wie er enthUllte, steht 
schon seit einiger Zeit der CIA und der ehemalige iranische Ge­
heimdienst SAVAK hinter der Organisation Forghan, die die 
Morde ausfOhrte. 
Die Rechtskräfte haben aber auch zum direkten Angriff auf de­
mokratische und linke Persönlichkeiten und Parteien geblasen. 
Organisierte Banden terrorisieren die Bevölkerung und versu· 
ehen ein Klima der Angst und Einschüchterung zu verbreiten, 
das durch die Herbeibeschaffung künstlicher Engpässe in der 
Wirtschaft (Lebensmiueh'ersorgung) noch gesteigert werden 
soll. 
Wiederholt wurden Angehörige der Volksfedayin auf offener 
Straße niedergemacht, ihr Hauptquartier in Abadan wurde ge­
stü rnll. Mitte April d. J. wurden zwei Söhne und die Schwieger­
tochter des Ayatollah Taleghani von Mitgliedern eines Revolu­
tionskomitees festgenommen und im Gerangnis zusammenge­
schlagen. Nach dieser Provokation verließ Takghani rur einige 
Zeit aus Protest gegen diese .. un\·eranlwortlichen Elemente" in 
den Komitees die Hauptstadt Teheran. Daraurhin unterstellten 
die Mojahedin ihre bewaffneten Kämpfer dem Ayatollah und 
verlangten eine Säuberung und Kontrolle der islamischen Revo­
lutionskomitees, um ei nen drohenden Bürgerkrieg zu vermei­
den. 
Tatsächlich waren es gerade diese Komitees - sie entstanden 
zur Zeit des Verfalls des alten monarchistischen Staatsapparates 
und traten teils an seine Stelle -, die von religiös-fanatischen, 
maoistischen und anarachistischen Kreisen sowie von Anhän­
gern des Schah infihriert wurden. Welche Ziele diese Gruppen 
verfolgen. äußerte freimütig Oberst Tavakoli. der bis zu seiner 
Entlassung Ende Februar d.J. sogar für Militärfragen im Isla· 
mischen Re"olutionsrat zuständig war. Er forderte, daß "die 
Linke blutig unterdrUckt" wUrde, wenn "die Lage im Iran ge­
klArt" und "das Volk darauf vorbereitet sei." Zudem woUe er 
"mit amerikanischer Hilfe die Amee neu aufbauen. "9 

Inzwischen hat Ayatollah Khomeini angeord net. die Komitees 
von .,amirevOlutionll.rcn Elementen" zu säubern. Im ganzen 
Land sollen die spontan entstandenen Komitess abgelöst und 
offizielle Komitees zur Verteidigung der Revolution aufgebaut 
werden, und zwar bewußt als bewaffneter Gegenpol zur Armee. 
Um den Reinigungsprozeß der teilweise von frUheren SAVAK­
Agenten unterwanderten Gruppen zu beschleunigen. wurden in 
Teheran 50000 Erkennungskarten ror Komiteemitglieder ver­
teilt. Dennoch ist die von dieser Seite drohende Gefahr natOr­
lieh noch nicht behoben. 
Ein weiteres objektives Problem, das im KalkQI der Konter' ... ..,.. 
lution eine Rolle spielt, ist die Situation der verschiedenen 
Volksgruppen im Iran, die bislang vom Schah-Regime unter­
drOckt worden waren. Durch die Schürung von religiösem 
Zwist und mittels provokatorischer übergriffe der iranischen 
Armee und vom Ausland gesteuerter Aktionen einzelner Min­
derheiten sollen die Auseinandersetzungen soweit angeheizt 
werden, daß gerade in den rohstoffreichen Gebieten ein direk­
tes Eingreifen von US-Marines ermöglicht werden kann. 
Um eine solche Intervention auch ideologisch abzusichern, wird 
wieder einmal eine US-Menschenrechtskampagne gestartet. 
Auch in der Bundesrepublik malen Zeitungen, die von 50000 
unter dem Schah- Regime allein 1978 ermordeten iranischen De­
mokraten kaum Notiz nahmen, das Bild eines blutgierigen und 

rachsüchtigen Khomeini. Dabei hat dieser bereits eine Gene­
ralamnestie ror alle kleinen MitlAufer des Schahs erlassen und 
angeordnet, daß nur noch solche Personen zum Tode verurteilt 
werden können, denen die persönliche Beteiligung an Folterun­
gen mit Todesfolge und Massenerschießungen nachgewiesen 
wird. Zwar mag man die Form der Revolutionsgerichte, die je­
weils aus einem fünJlcöpfigen Juristengremium des Justizmini­
steriums und einem \'om Revolutionsrat ernannten Vorsitzen­
den bestehen, anzweifeln; der Haß des Volkes auf die MOrder 
und Sicherheitsfragen lassen jedoch oftmals keine Wahl in den 
Milleln. 
So wurde in der kurzen Zeit Ende M:lr1., als die Prozesse ge­
stOppt waren, das Gefängnis in Isfahan geslllrmt und mehrere 
Gefangene gelyncht; anderersei ts hatten viele Ausbruchsversu­
che von Repräsentanten des Schah.Regimes Erfolg, weil das 
neue Gefängnispersonal noch zu unerfahren ist. Wie die jUng­
sten Mordanschlage zeigen, ist die Geheimhahung von Namen 
der verantwort lichen Richter durchaus berechtigt, während die 
Verfahren selbst entgegen den hiesigen Meldungen öffentlich 
sind und in den iranischen Medien dokumentiert werden. 
In Wirklichkeit geht es US-Präsident J . Carter ja auch nicht um 
die Wahrung von Menschenrechten - wie seine bis zuletzt posi­
tive Haltung zur Schah-Diktatur bewies - sondern um die Wie­
derherstellung der militärischen und politischen Positionen der 
USA im Iran. Angesichts dieser Situation ist auch das Hoch­
spielen von zwar real vorhandenen, aber momentan unterge­
ordneten Problemen wie einige die Frauen betreffenden Fragen 
(siehe Danesch- Interview in A [B 5/ 1979) reine AugenwiSCherei. 
Nach den WOrten des Gründers der Partei der Demokratischen 
Volksunion, M . A. Beh·Azin. geht es heute nicht vorrangig um 
das Problem des Schleiers, sondern "um Leben und Tod für die 
iranische Demokratie."10 
An merkungen: 

t) Zil. nach: Sllddeul$the Zeitung tSZ). 16. $. 1979 
2) Ebenda. 2.-4. 6. 1979 
3) Ebenda. 18. ~ . 1979 
4) Ali Schariati starb 1977 im Exil in London an den Nachwirkungen 

von durch den Geheimdienst SAVAK vertlbten Folterungen. 
S) SZ, 9. S. 1979 und Internalional HCTaid Tribune, ZlIrich, 2. ~. 

1979 
6) Die liga der Sozialisten gehörle zu den Hauplorganiutionen der 

allen Nationalen Front und hat die Nachrolge von Khalil Malekis 
sog. DrillCn Macht angetreten. Malc:ki war ursprtlnglich Mitglied 
der Tudeh·l'arlei, trennte sich aber frtlh1.cilig von ihr und ... erfolg­
te einen .. dritten Weg" zum Sozialismus. 

7) VOJWärlS. IS. 3. 1979 
8) Ebenda. 12.4. 1979 und Die Wahrheil, 13. S. 1979 
9) Le Montk. Paris. 11. S. 1979 

10) Frankfurter Rundschau. 6. 4. 1979 
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Eva Priester Islam -
zurück ins Mittelalter? 

Eingangs ~i feslgcsu~t1t. daß der Islam eine Religion ist, genau 
gesagt, die jüngste der monotheistischen (an einen GOII glau­
benden) Religionen, zusammen mit Christentum und Juden­
tum. Als solche steht er im Widerspruch zur Weltanschauung 
und Philosophie des Marxismus. Von dieser Einschränkung je­
doch abgesehen, ist der Islam nicht "finsterer" und nicht "mit­
telalterl icher" als andere Religionen auch. 
Wie alle Religionen hai er heute seine reaktionli ren, aber auch 
seine fO rlschrinlichen St römungen. Wie ein nordafrikanischer 
Publizist kUrztich fesIStelIte, hai " der Islam seine Camillo Tor­
res' und seine Dom Helder Camaras ebenso wie seine Bischöfe 
Lefebres" . 
Der Islam entstand im 7. Jahrhundert ZUnächst im heutigen 
Saudi Arabien (MekkalMedina). Sein Prophet war Moham­
med, ~ine " Heilige Schrift" ist der Koran, die Mohammed von 
GOII , wie er erOffnete, verkündet wurde als Ergebnis von Visio­
nen und Meditationen. 
Der Koran besteht aus fast 100 GesAngen (Suren), in denen vor 
allem das Wesen eines Gottes (als entgegengesetzt dem VielgOt­
terbegriff der damaligen StAmme) als Schöpfer der Erde und 
des Menschen, als höchste moralische und ethnische Instanz 
festgelegt wird. Zugleich ist der Koran (der Übrigens vieles aus 
dem Alten und dem Neuen Testament enthalt. die der Islam als 
Vorläufer seiner Lehre betrachtet) eine Schrift der Gesetze und 
der Verhaltensregeln rur die Gläubigen, angefangen von der 
Pflicht zum Gebet und den WaSChungen vor dem <;lebet bis zum 
den Pflichten gegenüber Waisen, Kranken, Armen, dem lägli­
ehen Verhalten des Angehörigen der "Umrna" (der Gemein­
schaft der Gläubigen) überhaupt. 

Keine mystische Ausd ehnung 

Im Gegensatz zum Christentum ist der Islam eine ethische und 
nicht eine mystische Religion. Er fordert nicht den Glauben 
auch an etwas, was man nicht versteht, sondern das Handeln 
nach klar festgelegten und auch verstAndlichen Grundsätzen. 
Vor allem - und hier lag seine revolutionäre Bedeutung in sei­
ner Zeil - sprengt er den engen Rahmen der auf "Banden des 
Blutes" (d. h. der Familienzugehörigkeit) aufgebauten Stam­
mesgesellschafl und setzt an dessen Stelle den weiten Rahmen 
der Gemeinschaft der Gläubigen, ganz gleiCher welcher Rasse 
oder welcher Volksgruppe sie angehören. 
Es ist daher kein Zufall, daß im Koran verkündet wird, es gabe 
keinen Unterschied zwischen Menschen weißer oder schwaner 
Haut, Menschen der WUsle oder der Stadte, "es sei denn durch 
grOßere FrOmmigkeit'·. 
In seinem Wesen warder Islam im 7. Jahrhundert und auch lan­
ge Zeit danach eine Religion des aufsteigenden Feudalismus, 
der als höhere gesellschaftliche Stufe' die der patriarchalischen 
Stammesgesellschaft überwand und zerschlug. Nun wissen wir 
durch die Betrachtung der bürgerlichen Revolution, daß jede 
aufsteigende Gesellschaftsform in ihrem Beginn allgemeine 
fortsch rittliche, ja revolutionIIre Züge trägt. Wir übersehen 
aber, daß dies auch für den Feudalismus in seiner Aufstiegspe­
riode gi lt . von dem der Islam eine ideologische Erscheinungs­
form ist. 
Ohne diese Erkenntnis könnte man nicht verstehen, warum der 
Islam, schon wenige Jahre nach seinem Entstehen, einen bei­
spiellosen Siegeszug durch einen großen Teil der Welt antrat­
bis nach Indien im Osten und über Gibrallar und Spanien im 
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Westen, bis tief in die Ul.nder Afrikas im Süden und Sizilien im 
Norden. Gewiß, der Herrschaftsbereich des Islam wurde (auch 
nach feudaler Manier) durch seine Krieger und seine Militärroh­
rer ausgedehnt , doch der große Erfolg dieser Züge stand in kei· 
nem Verhalt nis zu der Zahl der an ihnen tei lnehmenden Kämp­
fer (711 wurde z.ß. Gibraltar überquert, 756 das Reich von 
Cordoba in Spanien begtUndet), und war vor allem in der höhe­
ren gesellscha ftlichen Ordnung, die der Islam mit sich brachte, 
begtUndet. 
Mit der Ausdehnung der islamischen Welt ging ihre feuda le po­
litische Entwicklung zusammen, die Bildung einzelner, mitein­
ander nur lose verbundener oder auch einander bekämpfender 
Fürstentümer und dann auch Dynastien, die sich manchmal 
formell einem zentralen Herrscher, sozusagen als Lehnsherren, 
unterstellten, aber in ihrem Gebiet nicht nur unbeschränkt re­
gierten, sondern auch den Anspruch erhoben, sowohl weltliche 
Herrscher als auch Oberhäupter der Glaubensgemeinschaft ih­
res Landes zu sein. Es bildeten sich Dynastien, die der Abassi­
den (in Bagdad), der Omeyaden (in Spanien), der Almoraviden, 
der Aloutiten (im heutigen Aghreb). 
In Marokko ist zum Beispiel noch heute König Hassan 11. als 
Herrscher der Alouiten. Dynastie auch geistliches Oberhaupt. 
Schon im ersten Jahrhundert nach Mohammed kam es zu einer 
der großen Spaltungen im Islam , die auch heute noch eine Rolle 
spielt - in die Richtungen der Sunniten und Schiiten. Sehr ver­
einfacht gesagt, besteht der Hauptunterschied darin, daß die 
Schiiten die Personalunion weltlicher Herrscher-geistliches 
Oberhaupt nicht anerkennen und die geistliche Führung nur 
den Nachkommen ihres BegtUnders, des Propheten Ali, vorbe­
halten. 
In ihrem Kampf gegen die Vormacht der Herrscher, der Kali­
fen, gab es bei den Schiiten zeitweise (auch siegreiche) Strömun­
gen, die an die christlicher Revolutionäre, etwa der Wiedertäu-



fer, erinnerten. So wurde 889 in Arabien von einem Zweig der 
Schiiten eine "Republik der Gleichen" gegründet, die die Frei­
willigkeit der Religion verkO ndete, allen Besitz, "außer den SlI.­
beln", zum Gut der Allgemeinheit erklärle, die Gleichberechti­
gung der Frau gesetzlich \'erwurzelte. Diese Republik wurde erst 
1030 von den Heeren des Kalifen von Bagdad besi~t. 

Eine andere schiitische Gruppierung, die des Schiiten Ali Mo­
hammcd. stellte sich an die Spitze eines Au rstandes von schwarz-
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afrikanischen Sk laven, die in den heuligen Irak verschleppt 
worden waren und ebenfalls eine .. Republik der Gleichen" er­
kämpften, die fast 20 Jahre währte. In dieser Republik wurde 
festgelegt, daß "auch ein Skla\'e oder eine Frau Herrscher wer­
den können". 
Aber auch unter der Herrschaft der Kalifen gab es sowohl rück­
schrittliche als auch große, wir WOrden heute sagen, fortschrin­
liche GestalIen, wie etwa Sataddin, Harun AI Raschid oder die 
Herrscher von Cordoba. Es gab ein sehr entwickeltes geistiges 
Leben, die Universitäten von Kaira, von Khartum waren lange 
vor den Universitäten Europas Stauen, in denen keineswegs nur 
der Koran, sondern auch griechische Philosophie, Medizin, 
Astronomie, Geographie gelehrt wurden. Wer davon spricht , 
~aß der Islam .. ins finstere Mittelalter" fOhrt, vergißt, daß es 
Im Miuelalter gerade die islamische WeIl war, die die Welt Eu­
ropas befruchtete und einen der Anstöße zur Renaissance gab. 
Wie .. modern" manche islamischen Wissenschaftler dachten, 
zeigl das Beispiel des Philosophen Ibn Khaldun (im 14. Jahr­
hundert), der feststellte. der Wert einer Ware wird durch die in 
sie gesteckte Arbeit bestimmt! 
Nach wie vor war in den islamischen Reichen der Koran Gesetz, 
aber ebenso wie in der Welt des Christentums wurde das Grund­
gesetz erganzt oder interpretiert, um den BedOrfnissen der je­
weiligen Gesellschaft zu entsprechen. Das galt natO rlich auch 
ror das koranische Recht. Und wer heute daran Anstoß nimmt, 
daß das koranische Recht in islamischen Staaten als Grundlage 
des Rechtswesens betrachtet wird, vergißt gern, daß in unseren 
europäischen Staaten das noch ältere römische Recht eine der 
Grundlagen unseres Rechts bildet. 
Die Entwicklung der islamischen Welt kam ins Stocken, als es 
ihr nicht gelang, den FC'udalismus zu Oberwinden und den 
Sprung in die folgende Gesdlschaftsordnung zu machen. (Wo­
bei vermerkt werden muß, daß sich der islamische Feudalismus 
in einigen wesentlichen Punkten vom europäischen unterschied: 
er kannte zwar Großgrundbesitzer, aber keine LeibeigelJschaft, 
und die Rcligion hatte keinen eigenen Berufsapparat wie etwa 
die europäische.) Zum Teil wurde die Entwicklung der islami­
schen Staaten von außen gehemmt, zunächst durch die (weit 
rückschrittlichere) tllrkische Herrschaft und dann im 19. Jahr­
hundert durch eine noch zerstörerische Kraft- die eurOpäische 
K olonialherrscha fl. 
Es ist diese europäische Kolonialherrschaft , die sich nicht nur 
bemüht hat, die kulture llC' Tradition der islamischen Welt aus­
zulöschen. ( ... ) 
Die Wiedergeburt oder besser die Belebung des Islam in unserer 
Zeit begann mit dem Kampf der Völker. vor allem der Völker 
der arabischen Welt, gegen die Kolonialherrschaft und wurde 

ein Stück dieses Kampfes. Denn der Islam stand hier für die ei­
gene kulture lle Tradition. ror den eigenen kul ture llen Boden, 
die die KolonialhC'rren zu zerstören suchen. 
Es ist daher logisch. daß die großen BC'wC'gungen des Islam in 
unserer Zeit zugleich antikoloniale, nationale Befreiungsbewe­
gungen warC'n. Das begann mit dem Kampf, den Emir Abdelka­
der nach der Okkupat ion Algeriens 1832 jahrzehntelang gegen 
die französische Fremdherrschaft fü hrte, das setzte sich fort im 
Aufstand des Mahdi im Sudan gegen die britische Herrschaft, 
im Aufstand der Kabylen Abd EI Krims, dC'n Befreiungsbewe­
gungen Ägyptens und Syriens bis zum Befreiungskampf des aI­
gerischen Volkes in unserer Zeit. 
Es ist kein Zufall, daß sich die Befreiungskämpfer in diesen 
Ländern (u nd heute auch im Iran) " Moudjahidin" (etwa 
"KAmpfer fO r eine gerechte Sache") nennen, ein bewußtes 
Anknüpfen an eine nationale und nationalrevolut ionäre Tradi­
tion. (Wobei Ubrigens vermerkt werden soll , daß der " Dschi­
had", der im Wort " Moudjahidin" enthalten ist, keineswegs, 
wie man uns gern erzählt, " Krieg gegen die Ungläubigen" be­
deutet, sondern jeden opferreichen Kampf fOr eine gerechte Sa­
che einschließlich - wie heute in Algerien - des Kampfes um 
eine gute Ernte oder des Kampfes fllr Aufforslung und gegen 
Erosion. Mohammed bezeichnet zum Beispiel auch als "Dschi­
had" den Kampf von Kaufleuten um die Öffnung und Siche­
rung von Karawanenwegen.) 

A nknüpfungspunkl im Befreiungskampf 

Die Bedeutung des Islam als Teil des nationalen Kampfes unter­
strich der Führer der reforrniC'nen algerischen "Ulemas" (Reli­
gionsgesellscharten) , Scheich Ben Badis, in seinC'm berühmten 
"Dreierprinzip": "Der Islam ist unsere Rc1igion, Arabisch ist 
unsere Sprache, Algerien ist unser Vaterland." Scheich Ben Ba­
dis war Ubrigens einer der führenden Teilnehmer an einem anti­
faschistischen Volksfrontkongreß 1936 und vertrat den Stand­
punkt, daß erst die Oktoberrevolution und die Existenz der 
UdSSR einen siegreichen Befreiungskampf der KolonialvOlker 
ermOglichen. 
Ja aber, so werden manche sagen, enthält nicht das islamische 
Recht, die "Scharia", eine Reihe von mittelalterlichen Bestim­
mungen, wie das Abschlagen von Händen bei Dieben, das Stei­
nigen von Ehebrechern, wcrden nicht die Frauen im Islam 
durch den Schleier "in den HarC'm verbannt" und gedemütigt? 
Hier wird eine Reihe von Begriffen dureheinandergeworfen. 
Die "Scharia" hat sicherlich mittelalterliche Elemente, denn sie 
stammt ja aus dem Mittelalter (zum grOßten Teil nicht aus dem 
Koran), aber ihre millC'lalterl ichen Bestimmungen werden cha­
rakteristischerwC'ise auch nur in jenen islamischen Staaten ange­
wendet, die reaktionllre Staaten sind - etwa Saudi Arabien 
oder Pakistan. In andC'ren, wiC' etwa in Algerien, bemüht man 
sich, ein Recht zu schaffen , das sowohl die Grundsätze des Is­
lam als auch die des Sozialismus verkörpert. Der Koran befiehlt 
übrigens nicht, "Ehebrecherinnen zu stC'inigen", C'r empfiehlt 
nur, sie im Hause zu halten. "bis an ihr Lebensende oder bis Al­
lah eine andere Lösung gibt." 
Auch der Schleier stammt nicht aus dem Koran, sondC'rn wurde 
von den nachfolgenden Herrschern, vor allem den türkischen, 
aus ihm abgeleitet. die aus den Bedürfnissen ihrer feudal­
militärischen Herrschafl heraus, bC'i der zehntausendC' Männcr 
auf ZwangsfeldzOgen eingesetzt waren, alles Interesse daran 
hallen, die Frauen sozusagen unter Verschluß zu halten und mit 
der Produktion von (Soldaten-)Nachwuchs zu beschäftigen. 
Der Koran hat im Gegenteil gegenOber der Slammesgesell­
schaft. in der die Frau "eine Sache" war, die Rechte der Frau 
auf Vermögen und Erbe festge legt (und dem t>.-lann verboten, 
das Vermögen der Frau ohne ihre Einwilligung anzurühren) 
und ihre "Gleichheit vor Gott" betont. Übrigens gibt es eine 
Reihe islamischer Völker, etwa die Berber (Kabylen), bei denen 
die Frauen niC' verschleiert waren.( ... ) 

(QuellC': Weg und Ziel, Wien, Nr. 4/ 1919, S. 142-144) 
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Israel- Palästina 
Münchner Palästina-Komitee 

Selbstverwaltung a la Begin 

Mit der israelischen Rückgabe von EI Arish an Agypum im Mai 
d. J. und der A ufnahme der sog. AUlOnomieverhandfungenjür 
das okkupierte Wesljordon- und Gazagebiel um 11. 6. 1979, hat 
die versuchte praktische Durchse/1.ung der Separu(sabkommen 
von Camp Davidl Washinglon ihren Anjang genommen. Die 
"SelbstverwallUng" ci 10 Begin gewinn! konkrete GeStall in ei­
ner noch forcierten zionistischen Siedfungsexpansion und der 
gewaltsamen Absicherung des Besorzerregimes. Der Beitrag des 
Münchner RaltJslina Komitees verdeutlich die Dimension der 
langfristigen K olonisierungsplline des Begin-Regimes. 
Am /6.1/7. Juni zeigten schwere Zusammens/(Jße im westjor­
danischen Nablus jedOCh auch den ungebrochenen Wider­
slandswillen der arabischen Palästinenser an. Aus PrOtest gegen 
die Neuerrichtung der zionistischen Siedlung Elon Moreh zo­
gen, ungeachtet eines Demonstralionsverbotes, Tausende vor 
das Hauptquartier der israelischen M ilitärverwallUng. Esfolgte 
ein von BiJrgermeister Bassom al-Shaka ausgerujener lokaler 
Geschäftsstreik. Zur selben Zeit demonsuierten in Tel A viv 
rund JOOOO AnMnger der Bewegung " Frieden jetzt.!" gleich­
falls gegen die Siedlungspolitik, ein Prolestpotemial, das eben­
sowenig wie die spektokullJren Kampjoklionen der israelischen 
"A raber (siehe Beitrag von B. Sommer) geringzuschätzen ist. 
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Nachdem Anwar al-Sadat am 26. Mai d. J . höchstpersönlich die 
agypt ische Flagge in EI Arish gehißt halte, umso die Rückkehr 
von 2 "10 des Sina; an Ägypten zu dokumentieren, tra f er sich 
am nächsten Tag zu innigen Umarmungen mit seinem Freund 
Menachem Begin. Unter wohlwollender Assistenz des US­
Außenministers versicherten sie sich gerührt, daß es "nie wieder 
Krieg, nie wieder Blutvergießen" geben werde. 
Zumindest der israelische Ministerpräsident schien vergessen zu 
haben, daß seine Luftwaffe gerade wieder einmal dabei war, li­
banesische Dörfer und palästinensische FlOchtlingslager zu 
bombardieren. 
Anschließend bekam Präsiden! Sadat die Schlüssel der Stadt 
Beerscheba überreicht und wurde ebenda von dem israelischen 
Präsidenten Navon in hebräisch und arabisch begrüßt. Aller­
dings erwies sich die Verwendung letzterer Sprache als Luxus, 
denn außer Sadat und seinem Begleitschutz hatte man vorsorg­
lich allen anderen Arabern das Betreten dieser Ställe des "histo­
rischen Wandels zwischen unseren Völkern" - so Navon -
verboten. 
Zugleich wurden die im Separat vertrag vom 26. März 1979 (sie­
he ausführlich AlB 511979; d. Red. ) beschlossenen Verhand­
lungen über die Zukunft der "Einwohner des Westufers und 
des Gaza-Streifens" aufgenommen, worumer nach israelischen 
Vorstellungen nicht nur die "Araber von Eretz Israel" (Begin). 
sondern vor allem auch die jüdischen Kolonisten in diesen Ge­
bieten zu verstehen sind. Trotz intensiver Bemühungen war es 
keinem der beiden "Friedenshelden" gelu ngen, bei ihrem Spek­
takel einen der wohl hauptsäChlich betroffenen Palästinenser zu 
präsentieren, nachdem man deren selbst gewählter und legiti­
mer V~rtretu ng, der Palästinensischen Befreiungsorganisation 
(PLO), die Zuständigkeit abgesprochen hatte. 

Aulonomie - nur für jüdische Kolo niSlen 

Angesichts der den PaläSt inensern von Begin zugedachten Zu­
ku nft, konnte dies auch nicht gerade verwundern. Kurz zuvor 
verlautbarte die israelische Regierung, daß sich die zu schaffen­
de Autonomie nur für die "Einwohner. und nicht fUr die 
Gebiete" verstehe. Ein unabhängiger Paläst inastaat wird kate­
gorisch abgelehnt und die Zionisten gedenken nach Ablauf der 
fünf jährigen Selbstverwaltungsperiode die Souveränität über 
eben diese Gebiete zu \'erlangen. 
In diesem 22-Punkte-Plan wird weiter festgeste ll t, daß die Au­
torität der Autonomie sich ausschließlich von der Militärregie­
rung herleite, daß Israel die öffentlichen Ländereien und Was­
serressourcen für sich beanspruche und für die innere und äuße­
re Sicherheit verantwortlich bleibe. Ebenso wurde zu einer Ver­
stärkung der Siedlungsanstrengungen aufgerufen und sah man 
Verhandlungen über die Rückkehr einiger tausend Flüchtlinge 
von 1967 (insgesamt ca. 1/2 Mio) vor. 
Nachdem sie öffentlich verkündet hallen, daß Privat land nur 
aus Sicherheitsgründen enteignet werden könne, bewiesen die 
Zionisten wieder einmal ihre Glaubwürdigkeit, als sie für die 
Errichtung der städtischen Siedlung Elon Moreh bei Nablus die 
ZwangsverfOgung über 800000 qm Privatland bekanntgaben. 
Eine Entscheidung, die die Jerusalem Post vom 3. 6. 1979 
schreiben ließ: "Wiederholung des Bestehens der Regierung auf 
ei ner eventuellen Annexion dieser Gebiete. " 



Wie sich die zionistische Regierung die Verwirkl ichung d ieser 
Plane vors tellt, wurde durch die Veröffentlichung eines inter­
nen Regierungszirlwlars, dem Ben-Eliezer-Dokuments durch 
die liberale Zeitung Ha'aretz vom 21. 5. 1979 deutlich. Danach 
soll ausschließlich die Armee bevollmächtigt sein, Land zu 
Siedlungs- und strategischen Zwecken zu konfiszieren: sowie 
für die öffentliche Sicherheit verantwortlich bleiben. Der israe­
lische Verfassungsschutz Shin Bet wird die Polizeifunktionen 
organisieren, Rechtsprechung und Haflaufsicht verbleiben bei 
den is raelischen Stellen. Ein a rabisches Bankwesen wird in das 
israelische zu integrieren sein und Kandidaten fUr den Selbst ver­
waltungsrat dUrfen nur mit Zustimmung der Militärverwaltung 
aufgestellt werden. Die Siedler der jüdiSChen Kolonien erhal ten 
das Recht, jederzeit und überall Waffen zu tragen. 
Einen Vorgeschmack dessen, was ihnen besonders letzteres 
bringen kann, haben die Pallistinenser in den besetzten Gebie­
ten in den letzten Wochen bekommen. Nachdem Kinder aus Bir 
Zeit auf das provokatorische Auft reten der klerikalfaschiSli· 
sehen Gush-Emunim-Siedler der benachbarten Kolonie NevC' 
Tzuf mit Steinwürfen reagiert hatten, fuhren dieSe' wild um sich 
schießend durc.h die Stadt, verprügelten und ent führten Bewoh­
ner von Bir Zeit und erzwangen mit Waffengewalt die Sch lies­
sung der Geschäfte an der Straße zu ihrer Kolonie. 

r--- UN-Resolution 446,-----, 
vom 22. 3. 1979 

Der Sicherhei tsrat 
- nach Anhörung der Erkt!l.rung des ständigen Veflrt'ter!i 10rda· 
niens und anderer vor dem Rat abgt'bener Erklärungen, 
- unter Betonung der dringenden Notwendigkeit, einen umfassen· 
den, gerf.'(;hten und daut'rhaften Frieden im Nahen Osten herbeizu, 
führen . 
- erneut erklärend. daß das Genfer Abkommen \'om 12. August 
1949 zum Schutze \'on Zivilpersonen in Kriegszeiten auf alle seit 1967 
\'on Israel besetzten arabischen Gebiete einschließlich Jerusalems an· 
wendbar ist. 
I. siellt fest. daß die ISI'lItlische Politik und PI'lI~ls der Errichtung 
von Siedlungen In den pliliis tinenslS'-'hen und anderen seit 1967 best tz­
len al'llbischen Gebieten ktlne rt'ehllicht Gültigkeit halx-n und ein 
ernsthaftes Hindernis für die Erzielung eines umfassenden. gerechten 
und dauerhaften Friedens im Nahen OSten darstellen; 
2. beklagt lebhaft, daß Israel die Resolutionen des Sicherheitsrats 
237 (1967) vom 14. Juni 1967, 252 (1968) \'010 21. Mai 1968 und 298 
(1971) vom 25. $cptember 197 1 sowie die Konsenserklärung des Prä­
sidenten des SicherheitHats vom 11. November 1976 und die Resolu­
tionen der Generalversammlung 2253 (ES- V) und 2254 (ES-V) vom 4. 
und 14. Juli 1967, 32/5 vom 28. Oktober 1977 und 33/ 113 vom 18. 
Dezember 1978 nicht befolgt hat: 
3. fordert ISl'n l als BesUtIl ngsmaeht erneul auf. das Genfer Ab­
kommen von 1949 peinlich genau zu befolgen, ~ine friiheren Maß­
nahmen rückgängig zu machen und alle Handlungen zu umerlassen, 
die w einer Veränderung des Rechtsstatus und des geographischen 
Charakters der sei t 1967 besetzten arabischen Gebiete einschließlich 
JeruSlilems sowie zu einer fak tischen Verlinderung ihrer Bevölke­
rungszusammenselzung fUhren wUrden, und Insbesondere keine Teile 
~iner eigtnen ZivitbevölJ,:erung in die btsttzten arabischen Gebiete 
umzusiedtin: 
4. setzt eine Kommission aus drei Mitgliedern des Sicherheitsrats ein. 
die vom Präsidenten des Sicherheitsrats nach Absprache mh den 
Ratsmitgliedern zu ernennen sind und die die Lage in bezug auf Sied· 
lungen in den seit 1967 besetzten arabischen Gebieten einschließlich 
Jerusalems überprilfen sollen; 
5. ersucht die Kommission. dem Sicherheitsrat ihren Bericht bis zum 
I. Juli 1979 vorzulegen; 
6. ersuctll den Generalsekretär, die Kommission mit den Einrichtun­
gen und Hilfen zu versorgen, die sie zur Erfüllung ihres Auftrags 
braucht; 
7. beschließt, die Lage in den besetzten Gebieten einer laufenden und 
genauen Prüfung zu unterziehen und im Juli 1979 erneut zusammen­
zutreten. um die Lage unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Kommission zu Uberprtlfen. 
(Quellt: Eurabia. Informationsbultetin. Bonnl Paris, Nr. 6/ Mai 
1979) 

Die Regierung, nach ihren Gegenmaßnahmen gegen solche 
Umtriebe von Privatpersonen befragt, erklä rte: " Die Siedler 
von Neve Tzuf haben sich entsprechend den Weisungen der Mi­
litärverwahung verhalten, da die Siedler ein integraler Teil des 
Sicherheitssystems der befreiten Gebiete darstellen." t 
Im Dorf Halhul erschossen Siedler aus Kiryat Arba eine 
17jährige Schülerin und einen 21jährigen Arbeiter unter ähnli­
chen Umständen. Daraufhin verhängte die Armee zur " Beruhi­
gung" der Einwohner ein zwölftägiges Ausgehverbot und er­
schoß am dritten Tag des Verbotes einen von außerhalb zu sei­
ner Familie zurückkehrenden Bauern. Die Beerdigung der Op­
fer mußte jeweils nachts in engstem Familienkreis unter Auf­
sicht einer Kompanie israelischer Soldaten erfo lgen. ~ 
Ober die Flücht lingslager Jalazun und Ayda wurde wegen stei­
newerfender Kinder ein 12- bzw. l6-tägiges totales Ausgehver. 
bot verhängt. Die Bewoh ner durften weder ihre Unterkilnfte 
verlassen, noch wurde die Lieferung von Lebensmitteln und 
Wasser gestallet. Ein Verantwortlicher der Militärregierung 
meinte hierzu, es sei die Aufgabe der Militärverwahung "den 
Leuten zu helfen. wieder den Boden unter die FUße zu bekom­
men" und die Koexistenz zwischen Arabern und Juden zu ver­
wirklichen.) Eine im Falle von Halhul sehr deutlich gewordene 
Aufgabe. 

Kein Rechl a uf "Eretz Israel" ? 

Die beiden Friedensnobelpreisträger von 1978 lassen den Palä­
Stinensern jedoch auch Trost zukommen. Das israelische Kabi­
nett erklärte am 2. 5. 1979 dem UN-Generalsekretär, daß mit 
der Errichtung der geplanten "vollen AutOnomie'; eine "ge­
rechte Lösung" fü r die a rabischen Einwohner erreicht sei und 
Sadat meinte - laut Süddeutscher Zeitung vom 3. 5. 1979-
daß die Palästinenser "diese Gebiete nicht als ihr Eigentum be­
anspruchen" kOnnten. Somit schloß er sich dem Rechtsaußen 
in Begins Ministerrunde, Ex-General Arik Sharon, an, der in ei­
nem Interview meinte: "Fü r die Araber von Eretz Israel gi bt es 
kein Recht auf Eretz Israel, nur das jüdische Volk s besi tzt die­
ses Recht auf den ganzen Boden, aber fUr die Araber gibt es ein 
Recht in Eretz Israel zu bleiben . . Auf dem histOrischen Eretz 
Israel gibt es derzeit einen Palästina-Staat und der heißt Jorda­
nien .. Transjordanien oder Gala'ad sind Eretz Israel, . 
das ist unser histOrischer Verzicht in dieser Region."~ 
Die Regierungspläne und die zionistischen Provokat ionen stt­
zen die Methoden fort . die von den Zionisten seit 60 Jahren zur 
Vertreibung der einheimischen paJastinensischen Bevölkerung 
angewandt werden, um die Ergebnisse ihrer Poli tik der vollen­
deten Tatsachen schließlich als nicht mehr zu ändern durchzu­
setzen. Wie es Moshe Dajan schon vor Jahren ausdrückte: "Die 
Kolonisation wird nicht mit Kon ferenzen. . durchgeführt 
werden, sondern mit Bolldozern, die leise Felsen beiseite schie­
ben." 
Wer sich nicht als "Galeerensklave" (Uri Avneri, israelischer 
Par lamentsabgeordneter) der Ausbeutung durch das is raelische 
Großkapital unterwerfen will, wurde von Sharon über seine 
Möglichkeiten belehrt: ,. In meinen Augen ist es natUrlich, wenn 
sie die palästinensische Identität, d. h. die jordanische, 
wählen.'" 
Das Organ der Kommunistischen Partei Israels stellt in einem 
Kommentar zu diesen Plänen fest, " ... daß wir es hier mil ei­
nem Plan zur Kolonisation der okkupierten Gebiete, ihrer 
schändlichen Ausbeutung auf dem Weg zur Annexion zu tun 
haben. "6 

Anmerkungen: 

I) Ha'aretZ, Tel Aviv 16. 5. 1979 
2) Vg\. Alluihad, 3 . .s. t979 
3) VIII. Zo Haderckh, )0. 5. L979 und Jerusalem Post (internationale 

Wochenausgabe). 27. 5. 1979 
4) Ha'aretz. 27. 4. 1979 
5) Ebenda 
6) Zo Haderekh, 30. 5. 1979 
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Birgit Sommer Israels Araber 
machen Front 

Seit dem 30. Mlin /976, der Massenerhebung der Araber Is­
raels, wird der 30. Miln als" Tag des Bodens" mil nationalen 
Prolestmonifesrorionen jür die Rechte des arabischen Volkes 
PaltJstinas in- und außerhalb des israelischen Territoriums be­
gangen. In diesem Jahr standen die M assenaklionen im Zeichen 
auch der Kritik um Separolhandef von Camp Davidl Washing­
ton und einer Ausweitung des arabischen WiderSlandspOlen­
tiols in Israel. Hiervon zeugen die Beispiele Dei, Halma und des 
Aktivwerdens auch der Beduinen in der Wüsle Negel'. Sie be­
schreibt der gfeichzeilig im Groenen Amsferdamer erscheinende 
Beitrag von Birgit Sommer (ehemalige Redakteurin des 3. WeIl 
Magazins). 

" Die wahre Situation in Israel ist wirklich ganz einfach: Israel istlr.ein 
,israelischer' Staat oder ein Staat seiner Bllrger, sondern es ist ein ,J lldi­
scher Staat'." 
"In Israel gibt es keine Israelis. Offiziell gibt es nur ,Juden' und ,Nicht­
juden'." 
Prof. israel Shahak, Vorsitzender der 
Israelischen Liga fIlr Menschen- und Bllrgerrechte 
"Gemeinden sind in jlldische und nicht-jlldische unterschieden, je nach 
Mehrheit. in den meisten Gemeinden gibt es eine große Mehrheit ent­
..... eder von Juden oder von Nicht-Juden. 
Es gibt sieben gemischte Stadtgemeinden mit einer großen Mehrheit 
von Juden, aber einer beträchtlichen Zahl von Nicht-Juden: Jerusalem, 
Tel Aviv-Yafo, Haifa, Akko, Ramla. Lod und Ma'alot-Tarshiha." 
Statistical Abstract of Israel 1918 S. (11) 

Deir Hanna, ein "nicht-jüdisches" Dorf in Galiläa, auf halben 
Weg zwischen Nazareth und Safad gelegen. Von den knapp 
4000 Einwohnern sind mehr als die Hä lfte Kinder unter 14, 
78070 der Einwohner sind jünger als 30, im Landesdurchschnitt 
liegen die Zahlen etwas niedriger: 4911]0 der Araber in Israel sind 
jünger a ls 14, 75070 jünger als 30. 
Raja Khateeb, der Bürgermeister von Deir Hanna, ist 29 Jahre 
a lt. Vor vier Jahren hatte Deir Hanna eine eigene Gemeindever­
wahung bekommen, der erste Gemeinderat wurde vom israeli­
schen Inneniminsterium eingesetzt, im November 1978 fanden 
zum ersten Male Kommunalwahlen Slatt. Raja Khateeb hat d ie 
Zahlen parat: von 1630 Wahlberechtigten über 18 wählten 
1600. 2/3 stimmten fOr " Die Front", 1/3 fü r eine lokale Liste. 

Front-Erfolg von Deir Hanna 

Oe "Front fü Frieden und Gleichheit" ist ein Wahlbündnis aus 
der KP Israels (Rakach) , der Organisation der orientalischen 
Juden, Black Panther, und Unabhängigen. Raja Khaleeb hat 
als Unabhängiger für die From kandidiert. Ich frage ihn nach 
seinem Wahlprogramm: "Also erstens Einheit, d.h. Mitarbeit 
im Nationalen Komitee zur Verteidigung der arabischen Böden, 
sowie Mitarbeit im Komitee der arabischen Bürgermeister; 
zweitens gegen die Hauszerstörungen und drittens für die Ver­
besserung der sozialen Dienst~ insbesondere im Schul- und Ge­
sundh~ilwesen. Und schließlich die allgemeinen Forderungen 
der Front, Anerkennung unserer Rechte als nationale Minder­
heit, Gleichberechtigung als arabische BUrger des Staates Israel, 
Gleichberechtigung der arabischen Gemeinden, und im Zusam­
menhang mit dem sog. Frieden, der da unterschrieben wurde, 
die Forderung, daß die Anerkennung der Rechte des paläSlinen­
sischen Volkes der erste Schritt einer globalen Friedenslösung 
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sein muß." 
In Deir Hanna war es im letzten Herbst zu Auseinandersetzun­
gen mit dem israelischen Militär gekommen, als ein ohne Bau­
genehmigung gebautes Haus von Bulldozern eingerissen wurde. 
22 weitere Häuser in der Nachbarschaft sind ebenfalls vom Ab­
riß bedroht. 
Warum bauen die Leute ohne Genehmigung? "Zum einen, weil 
die Gewährung von Baugenehmigungen oft Jahre dauert, und 
unsere Bevölkerung wächst sehr schnell. Irgendwann fa ngen sie 
dann eben an zu bauen." Ein anderer Grund aber, so der BUr­
germeister , ist die Tatsache, daß die als Bauland ausgewiesene 
Fläche nicht der Bevölkerungsentwicklung entsprechend ausge­
dehnt wird. 1972 halle die Gemeinde 395 dunum (I dunum = 
0,1 ha; d.Red.), davon 110 dunum staatliches, nicht für die ara­
bische Bevölkerung nutzbares Land . Seitdem sind weitere 250 
dunum als Bauland freigegeben worden, davon jedoch \00 du­
num Staatsland und \05 von "absentees" , von Abwesenden al­
so. D.h. daß nur 45 dunum an zusätzlichem Baugrund für die 
Bevölkerung zur VerfUgung stehen. 
Ein Effekt der Sache ist, daß Bauern anfangen, Agrarland ge­
gen Bauland zu tauschen, un"d das geschieht zu einem sehr 
schlechten Verhältnis - etwa 5 : I. "Das ist eine weitere Me­
thode unser Land in die Hände zu bekommen. In unserem Dorf 
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sind nur noch 1/3 der Bevölkerung Bauern, die anderen arbei­
ten in den jlldischen StAdten." 
Der Protest gegen die Verweigerung von Baugenehmigungen 
hat noch einen anderen Grund. Von dem HOgel aus, der das 
Zentrum von Deir Hanna bildet, erkll n mir der BürgeT{lleister 
die Lage: Alle 22 Häuser, die vom Abriß bedroht sind, liegen im 
Tal jenseits der Straße. Auf dem gegenUberliegenden Hügel ist 
ein Kibbutz, daneben ein Nahal, eine Wehesiedlu ng. " Die Be­
hörden sagen, daß dies ein industrieller Kibbutz is t, aber wir 
wi~n, daß es Pläne gibt, ihn in einen landwinschaftlichen Kib­
butz umzuwandeln. Und das fruchtbare Land liegt halt in dem 
Tal." 

Das RinKen um den Boden 

Die Enteignungspllne im Rahmen der Politik der " Judaisie­
runs" Galiläas seien zwar nach den heftigen Protesten am Tag 
des Bodens 1976 - sechs Tote hatte es damals gegeben - zu­
nächst einmal zurückgestell t worden. Aber die Verweigerung 
von Baugenehmigungen folge genau diesen Besiedlungsplä­
nen. 
Von den 3 Mio dunum Land in Galilla seien 300.000, also 
10'7_, den Arabern verblieben, die die Hilf te der Bevölkerung 
in der Region stellen. In Israel insgesamt sind 750:. des Bodens 
Staatsland, 14'1. sind in den Händen des JUdischen National· 
fonds und der Rest hat verschiedene Eigentumsformen. Das 
Staatsland wird von der Land Development Authority, einer 
LandbehOrde, verwaltet, die 1961 aufgrund eines Abkommens 
zwischen dem JOdischen Nationalfonds (J NF) und der israeli· 
schen Regierung vom INF gegril ndet wurde. "Damit" , so 
schreibt Noam Chomsky in einem Artikel 1975, "sind 900'/0 des 
Bodens im israelischen Staat unter der Kontrolle einer Behörde, 
die nicht die Bürger Israels, sondern die Juden in Israel und in 
der Diaspora vertritt." 
22 neue Siedlungen - jOdische Sittllungen versteht sich - sind 
in Galiläa geplant, weiterhin 20 "outPOSI5" (Vorposten, 
d. Red.), die bis Juli gebaut sein sollen. Alle jüdischen Siedlun­
gen in der Region sind als "Entwicklungsgebiete" klassifiziert; 
Familien, die dort hinziehen. bekommen einen einmaligen ver­
lorenen Zuschuß von 30.000 israelische Pfund - IL (etwa 
DM3.000), Lthrer, die in Entwicklungsgebiete ziehen, bekom­
men monatlich 600 lL extra, das ist immerhi n 1/5 des Anfangs­
gehalts eines Lehrers. "Wir sind zwar alle gleich vor dem israeli· 
schen Gesetz", sagt mir ein Lehrer der Schule von Deir Hanna, 
"aber trotzdem kriegen die jÜdiSChen Lehrer mehr Gehalt, be­
kommen jüdische Eltern mehr Kindergeld, ..... eil es ein zusätzli· 
ches Kindergeld fUr alle gibt, die in der Armee gedient haben. 
Und das schließt uns Araber eben aus." 
Die Schule in Deir Hanna fU r 700 Kinder in der Primarstufe ist 
in einem unglaubliCh schlechten Zustand. Nur in drei der 18 
RAume, die die Schule insgesamt hat, gibt es elektrisches Licht, 
es gibt keine Heizung, obwohl es im Winter in Galiläa empfind· 
lich kalt ist, der Putz brökelt von den Winden, das einzige Klo 
liegt außerhalb des Gebäudes. Es gibt keine Sportgeräte. es 
fehlt an Unterrichtsmaterial. In einem der Klassenräume hängt 
eine uralte Palilstinakarte, vor 1948 gedruckt. AUe arabischen 
DOrfer, die inzwischen ausradiert sind, sind auf dieser Karte 
verzeichnet - auch Deir Yassin. Ich blicke den Lehrer etwas 
verwundert an: " Wenn sie uns kein Geld für neuts Material ge­
ben". sagt er grinsend, " dann benutzen wir eben das Alte." 
Wir besuchen eine der Familien im Tal, deren Haus vom Ab­
bruch bedroht ist. Im Flur hAngen zwei schöne bunte Madon­
nenbilder - und in der Mitte, etwas erhöht, ein Bild von Gamal 
Abdel Nasser. "Was hast Du denn gewählt", fragt Raja Kha­
tecb einen vielleicht vierjährigen J ungen. "AI Dschaba" - die 
Front, sagt er, wie aus der PislOle geschossen. 
Bei den letzten Kommunalwahlen konnte die Front die Zahl ih­
rer Sitze in den Gemeindeverwaltungen von 54 auf 109 erhöhen, 
in 17 der SI arabischen Gemeinden in Israel haI sie die Mehrheit 
und stellt damit den BOrgermeister . Zum er!ilen Mal errang sie 

Israels Anber und J uden im Zahlenvergleich 
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auch die Mehrheit in einem Überwiegend drusischen Dorf, in 
Mughar in Galiläa. 
Zwei Tage spater bin ich bei den Beduinen im Negev. In Tel Sa· 
ba bei Beersheba findet eine der zentralen Veranstaltungen zum 
Tag des Bodens statt. Es ist die erste politische Veranstaltung 
dieser Art unter den 40.000 Beduinen, die in Israel leben. Nach· 
dem letzu:n Sommer schon 220.000 dunum Land enteignet wur· 
den. um die Rüstungsfabrik Tlass im Negev anzusittlein, wird 
jetzt weiteres Land enteignet - für die israelischen MilitArba· 
sen, die bei Räumung des Sinai dorthin zurückverlegt wer· 
den. 

Das Aufbegehren der Beduinen 

go.OOO dunum Land seien dieser Tage beschlagnahmt worden, 
erkllrt Sheikh Al-Atawi von Beersheba, 580 Familien, d.h. 
5.000--6.000 Menschen seien in ihrer Existenz bedroht . Nur 
21/2070 der gesamten Flilche des Negev MUen die Beduinen 
heute noch, und ausgerechnet dort , behaupte die israelische Re­
gierung, mUsse man die StOtzpunkte einrichten. 
Die Beduinen sollen in "townships" (Stadtgemeinden, d.Red.) 
angesiedelt werden. Für 6.500 IL bekommen sie 1 dunum Land, 
und um sich ein Haus zu bauen einen Kredit von 120.000 IL 
Die Beduinen wehren sich dagegen, weil sie zum einen befOrch­
ten, daß sie durch eine städtische Ansiedlung ihren Anspruch 
auf die 600.000 dunum Land verl ieren. die sie im Negev noch 
haben und zum anderen, weil die meisten von ihnen auf dem 
Lande leben und arbeiten wollen. 
Das Konzept der israelischen Behörden erinnert an Südafrika. 
Schlafstädte fü r die arabische Bevölkerung, die in den jüdi. 
schen Zentren zwar arbei ten, aber nicht wohnen darf. Die HAlf­
te aller Araber in Israel arbeitet inzwischen außerhalb des 
Wohnorts. 
Um Gelände für die townships zu bekommen, wird den Bedui­
nen zunächst einmal Land genommen. So in der Nähe des Kib­
butz Lahav bei Bersheba, wo 3.000 dunum der Familie Abu­
Keren enteignet wurden, um das township Ghaya zu bauen. Die 
Familie klagte dagegen. Obwohl die Angelegenheit vor dem 
Obers ten Gerichtshof noch nicht entschieden war, rückten am 
4. April Bautrupps mit schweren Baumaschinen an, um mit den 
Bauarbeiten zu beginnen. 
Die Beduinen empfingen sie mit Steinen, die Polizei SChlug zu­
rück. 10 Beduinen .. 'Urden verletzt, 14 inhaftiert. Inzwischen 
sind die Bauarbeiten ausgesetzt bis eine Gerichtsentscheidung 
gefallen ist. Ob die Beduinen gewinnen is t mehr als zwei felhaft. 
Auf der Pressekonferenz zum Tag des Bodens hatte ein israeli­
scher Journalist gefragt, warum sie nicht vor die Gerichte gin­
gen stau auf die Straße. Und Sheikh Atawi hatte geantwortet: 
"Es sind ja die Gesetze, die gegen uns sind, wie sollen wir da 
vor Gericht unser Recht bekommen?" 
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Jemen 

Abdel Fattah Ismail Im Meer der 
Revolution geboren 

Die Vofksdemokralische Republik Jemen (VDR}), einer der Ini­
tiatoren der Arabischen Standhajtigkeits!ronf, machleseit Juni 
/978 wiederholt I'on sich reden. Einem damals gescheiterten 
Pulschversuch (siehe dazu eingehend AlB /0/1978) jOfgten 
zweimal kriegerische Verwicklungen mit dem nordjemeniti­
sehen Nachbarstaal, bevor nun überraschend ein Wiederverei­
nigungsprozeß in Gang kam. Doch das wohl bedeulendste Er­
eignis war die Oründung einer revolutionlJren Avantgardepar­
tei, der lemenitischen Sozialistischen Par/ei fJSP), im Oktober 
1978. Ihre für den arabischen Raum beispielhafte Programma­
tik und Praxis //lachen das aktuelle Interview mit Abdel Fauoh 
Ismail, Genera/sekretlif der JSP und Vorsitzender des PrlJsidi­
ums des Obersten Volksrates der VDRJ, und Ausschnifle aus 
dem JSP-Programm deutlich. 

FRAGE: Seit der Gründung der Jemenitischen Sozialistischen 
Partei und ihrem hislOrischen I. Kongreß ist ein halbes Jahr ver­
gangen. Wie schätzen Sie die gesellschaftl iche und politische 
Entwicklung ein, die in der Volksdemokratischen Republik Je­
men (VDRJ) in diesem Zeitraum vor sich gegangen ist? 
F. ISMAIL: ( ... ) Wir können sagen, daß sich die Revolution 
jetzt durch die Schaffung der Partei, die sich auf die revolutio­
näre Theorie der Arbeiterklasse stützt, ihren Entwicklungsweg 
gesichert hat. Wenn wir den Gefühlen der Freude über die Ge­
burt der Jemenitischen Sozialistischen Partei freien Lauf lassen 
und sie als gewaltigste Errungenschaft des Kampfes der jemeni­
tischen Revolutionäre ansehen, dann deshalb, weil diese Partei 
im Meer der Revolution geboren worden ist, wir für sie Jahre 
hindurch einen aufreibenden und harten Kampf geführt und ge­
waltige Opfer gebracht haben, viele Helden unterwegs gefallen 
sind, bevor sie die avantgardistische Partei sehen konnten. 

PUlsehversuch am Vorabend der Parleigründung 

Denn etwa drei Monate vor der Einberufung unseres Parteikon­
gresses hatte die opport unistische Linke offen zu erkennen ge­
geben, daß sie nur heuchlerisch behauptete, vom revolutionä­
ren Gedankengut liberzeugt zu sein . Sie leistete der Schaffung 
der Partei mit allen Mitteln Widerstand. Als die Zeil fOr die 
Gründung der Partei gekommen war und die Objektiven und 
subjektiven Bedingungen hierfür gerangerei ft waren, zögerte 
die opportunist ische Linke nicht, vor der Partei die Waffen 
blank zu ziehen und sogar einen Putschversuch (im Juni 1978, 
vgl. AlB 9/ 1978 ; d. Red.) gegen die Revolution und ihre Errun­
genschaften zu unternehmen, um diese an die Kreise des Impe­
rial ismus und der Reaktion auszuliefern . 
In der zurüCkliegenden Periode sind Arbeitspläne für das Zen­
tralkomitee, das Politbü ro und das Sekretariat des Zentralko­
mitees unserer Partei und für die Parteiorganisationen in den 
Gouvernoraten' und bewaffneten Organen erarbeitet worden. 
Entsprechendes gilt fOr den Obersten Volksrat, dessen Präsidi­
um und den Ministerra t. Auf der Ebene der Massenarbeit sind 
Arbeitspläne für die Massenorganisationen aufgestellt worden, 
und ein P lan zur ErfOlIung der Vorhaben des ersten Jahres im 
11 . Ftl nfjahrplan liegt vor. Wie Sie bemerken können, wird die 
Erfüllung dieser Pläne von der Partei kont rolliert, denn wir se­
hen darin einen wichtigen Faktor für die weitere politiSChe und 
gesellschaft liche Entwicklung. 
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Vor vier Monaten haben die werktätigen Massen unseres Lan­
des zum ersten Mal auf freier und direkter Grundlage ihre Ab­
geordneten in den Obersten Volksrat gewählt. Durch die Abge­
ordneten des Obersten Volksrates üben die werktätigen Massen 
ihr politisches und demokratisches Recht bei der Leitung der 
Staatsmacht und der Kontrolle ihrer verschiedenen Organe aus. 
Dies stellt eine Seile der politischen Entwicklung in unserem 
Lande dar. Dieser kurze Zeitraum war auch Zeuge politischer 
Aktivitäten des Jugendverbandes und der Frauenorganisation, 
der Gewerkschaften und des Bauernverbandes: Diese Organisa­
tionen hielten ihre Kongresse ab, um neue Leitungen zu wählen. 
(. .) 

FRAGE: In der Eröffnungsrede des Kongresses haben Sie die 
Jemenitische Sozialistische Partei als Partei der Arbeiterk lasse 
und ihrer Verbündeten bezeichnet, die es sich zum Ziel setzl, 
den Einfluß der Arbeiterklasse zu erhöhen. Wie soll das gesche­
hen? 
F. ISMAIL: Unsere Partei ist in der Tat die Partei der Arbeiter­
klasse, und ihre I deolo~ie ist die Theorie des wissenschafllichen 
Sozialismus. Denn die Arbeiterklasse ist die einzige revolutionä­
re Klasse, die historisch dazu berufen iSI, die Gesellschaft mit 
ihrer revolutionären Partei zu führen und die übrigen Klassen 
zum Aufbau der sozialistischen GesellschafI, zur Beseitigung 
der Ausbeutung und des sozialen Elends in der Gesellschaft mit­
zuziehen. 

Der Partei Arbeilercharakter verleihen 

Die Jemenitische Sozialistische Partei hat bei der ganz entschie­
denen Wahl dieses Weges nichts anderes getan, als den revolu­
tionären Prozeß unseres jemenitischen Volkes auf feSle Fliße zu 
stellen, d. h. sie vertritt die materiellen und geistigen Interessen 
der Arbeiterk lasse als Erbauerin des Sozialismus und in Anbe­
tracht dessen, daß diese Epoche ihre Epoche, die Epoche ihrer 
sozialistischen Revolution im wehweiten Maßstab ist. Die jeme­
nistische Arbeiterklasse ist auf Grund der industriellen und 
ökonomischen Basis im Lande zahlenmäßig klein. Doch die 
Existenz unserer Partei, die mit der revolutionären Theorie und 



dem prol~tari$Ch~n I nt~rnationalismus ausgertlst~t, mit den so­
zia lis tiseh~n Ländern und ih r~n avantgardistischen Paneien mit 
der SowjelUnion an der Spitze verknüpfl ist. kompensiert die­
~n Mangel. Das schafft fOr unsere Arbeiterklasse geeignete Be­
di ngu ngen, zahlenmäßig zu wach~n und sich qualitativ 'lU ent­
wicklen. 
GestUIZI auf den proletarischen Klassenstandpunkt und die re­
vo lutionär~ ideologische Einstellung, richtet unsere Panei grn. 
Be Anstrengungen darauf, ihre klassenmäßige Zusammenset­
zung zu verbessern und sich durch Gewinnung der besten Ar­
beiter ro r die Parteiarbeit Arbeitercharakter zu v~rleihen. 

Durch diese Anstrengungen hat sich die Zahl der Arbeit~r und 
Angestellten als Mitglieder und Kandidaten in der Panei und 
ihren FOhrungsgremi~n , dem Zentralkomitee, den Paneiorga­
nisationen, in den Gouvernoraten und den Arbeitsstätten er­
höht: Ihr Anteil beläuft sich gegenwltrl ig auf etwa 58 07. der Ge­
samtmitgliedschart . 
Der Einnuß der Arbeiterklasse nimmt durch die Beteiligung der 
Arbeiter an der l eitUllg der Organe der Staatsmacht, insbeson­
dere des Obersten Volksrales und der Volk srItte in den Gou\'er­
noraten, und ihre Einbeziehung in die l ei tung und Planung der 
Volkswinschaft zu. Die Arbeitergewerkschaften spielen in un­
serem Land eine wiChtige Rolle. Ober sie Obt die Partei ihre p0-

litische Tätigkeit und ihr~ Führungsaktivität aus und gewährlei· 
stet den wachsenden politischen, ideologischen und ökonomi­
schen Einfluß der Arbeiterklasse. 

FRAGE: Welche Maßnahmen ergreift die Partei zur Verbesse-

,------Chronologie'-----, 
des Befreiungskampfes 
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19jO Antibritische Aufstände. die in den Folgejahren zunehmen 
19j6 Grtlndung des Adener Gewerkschaftskongresscs (TUe). der 

zum Organisator und Trtger des Bdreiunpkampfes wird 
196J Zusammenschluß der Nationalen Front far die Befreiung des 

besetzten Südjemen (NLF) am 14. Oktober aus verschiedenen 
politischen Gruppen und Richtungen. Sie- beginnt den bcwafr· 
neten Befreiungskampf 

1967 Niederlage der bri ti schen Kolonialtruppen und Proklamation 
der Volkssrepublik SlIdjc:men am JO. November unter Führung 
der NLF 

1968 Umsturzversuchc konserva tiver Offiziere und Stammesführer. 
Rechte NLF·Kräfte gelangen an die Macht 

1969 .. Korrekwrbc:wegung": Am 22. Juni übernimmt die linke FLN· 
Fllhrung unter Abdc:l Fauah lsmail die Regic:runpgewalt 

1970 Proklamation der Verfassung. Umbc:nennung in Volksde-mo­
kratische Republik Jemen (VDRJ) und der NLF in Nationale 
Politische Organisation (NFPQ) 

1972 Die NFPO beschließt ein Programm nationaldc:mokr.l.tischer 
Umgestaltungen 

1915 Vereinigung der NFPO, der Avantgardistischen Volkspartei 
und der Demokratischen Volksunion zur Verei nigten Polit l· 
schen Organisation Nationale Front (UNFPO) 

1978 Putschversuch unter E)(·Staatschef Robaya Ali mißlingt. GrUn· 
dungsp3rteitag der Jemenitischen Sozialistischen Partei (JSP) 
vom 11.-13. Oktober. Annahme des Paneiprogramms. Sta· 
tutS und der Direktiven zum 11. Fünfjahresplan sowie Wahlen 
zum JSP·Zc:ntralkomitc:c: und Politbüro 

runs der Arbeits- und LebenSbedingungen der Werktä tigen und 
zur Entwicklung des geistig-kulturellen lebens, eines wichligen 
Teils der Bewußt~insbildung'? Welche grundlegenden Aufga­
ben erfüllt die Partei gegenWärtig auf dem Gebiet der Festigung 
der ökonomischen Basis der VDRJ? 
F. ISMA IL: Die Partei betrachtet die Arbeit als grundlegende 
Quelle für die Entwicklung der Volkswirtschaft und die Verbes­
serung des Lebensniveaus des Volkes. So heißt es in der Verfas­
sung, daß "die Ar beit das Recht eines jeden Bürgers und eine 
Pflicht eines jeden Arbeir.sfä higen entsprechend seinen fähig­
kei ten, seiner Qualifikation und entsprechend dem gesellschaft· 
lichen Interesse ist" . Ferner gewäh rleistet die Verfassung die 
Gleichheit von Mann und Frau in den Rechten und Pflichten, 
im Recht auf Erholung und bei der Schaffung der Vorausset­
zu ngen zur Verwirklichung des bestmOglichen Lebens und Le­
bensniveaus. 
Nach der Verabschiedung des Arbeitsgesetzes orientiert unsere 
Partei die Regierung und die Leitungsorgane der Produktions­
und Dienstlcistung~inrichlUngen darauf, weitere Schrille zu 
unternehmen , um die ArbeitSbedingungen anhand dieses Gesct· 
zes zu verbessern . Dies dient der Steigerung der Arbeitsproduk. 
tivität und damit im Ergebnis der Erhöhung des Lebensniveaus 
der Menschen. In der zurück liegenden Zeit ist eine Reihe "on 
Maßnahmen ergriffen worden. um das Leben der Menschen zu 
verbessern. Zu den bedeutendsten gehören die Verstärkung des 
Arbeitsschutzes, die EinfOhrung moderner technischer Millel 
anstelle der alten Methoden, die Alphab~tisierung der Arbeiter 
und Angestellten, die Ausbildung \'on Facharbeitern, die För· 
derung von Arbeitsversorgungseinrichtungen und weiterer 
Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeit und Erhö hung der 
Arbeitsprodu ktivität. Im gleichen Maße, wie wir uns bemüht 
haben, einen relativen Fortschritt auf dem Gebiet der Arbeits· 
bedingungen zu erreichen, haben wir konkrete Maßnahmen zur 
Verbesserung des L~bens der Mensch~n ergriffen. Das belrifft 
z. B. die Versorgung der Bürger mit Konsumgütern zu mög· 
liehst niedrigen Preisen. Der Preisausgl~ichsfonds, der dem 
Slaat untersIeht, nägt dazu bei , die Konsumgüt~r allen Bürgern 
zugllnglich zu machen. Der Staat bietet jedem Bürger kostenlos 
ärzt liche Betreuung und Bildung. Die Mieten in unserem Land 
sind sehr niedrig, sie belaufen sich rur mittlere bis große Woh· 
nungen auf 10 bis 15 US·Dollar (etwa 3-5 Jenemitische Dinar: 
d. Red.). Vor der Unabhängigkeit lagen sie dagegen bei 
200-300 Dollar pro Wohnung. 

Das Abkommen yon Kuweit 

FRAGE: In den Beschlüssen des I. Kongresses ist di~ Rede von 
der Notwendigkeit, die jemenitiSChe Einheit mit fortschriu li· 
ehern, nationalem und demokratischem Inhalt zu verwirkli· 
ehen. Wie schälzen Sie die kürzlich in Kuweit abgeschlossenen 
diesbezüglichen Abkommen (zwischen den Staatsoberhäuptern 
des VDRJ und der ARJ von Ende März 1979: d. Red .) ein'? 
F. ISMA IL: Die letzte Erklärung von Kuweit ist als ein wichli· 
ger Schritt für beide Teile des J emen anzusehen, um unter fried· 
lich~n und demokratischen Bedingungen für die Lösung der 
Fragen des jemenitischen Volkes zu wirken und dessen souv~rIt· 
ne und politische Einheit unter dem Aspekt des Einheitsabkom· 
mens von Kairo 1972 (vgl. AlB 6/ 1974; d. Red.) und der ErkJa· 
rung von Tripolis zu verwirk lichen. Für un~re Panei gehört die 
Einheit zu den herausrag~nd~n Zielen. rur deren Verwirkl i­
chung sie kämpft, um ein dnheitliches demokratisches Jemen 
mit fortschrittlichem nationaldemokratischem Charakter zu 
schaffen. 
Die Einheit des jemenitischen Volkes haI große Anziehungs­
kraft rur den Kampf aller Patrioten und Revolutionäre, seit die 
Revolutionen vom 26. September und 14. Oktober (von 1962 
bzw. 1963; d. Red.) über das absolutistische Imamat und die 
Kolonialherrschaft gesiegt haben. Sie stieg jedoch sländig auf 
den Widerstand der imperialistischen Kräfte, die diese Einheit 
aurgrund der strategischen Lage des Jemen und der hier vor-
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handenen menschlichen Potenzen und natUrlichen Ressourcen 
fürchten, die sich dann in der Hand einer einheitlichen Ord­
nung befinden würden. 
In den letzten 12 Jahren arbeiteten Imperia lismus und Reaktion 
vorsätzlich auf die Vertiefung der Spaltung zwischen beiden 
Teilstaaten hin. Dabei benutzen sie die Mittel des Komplotts, 
um die Spannungen in den Beziehungen zwischen beiden Teilen 
anzuheizen und zum Krieg zu treiben. Dabei verfolgten sie das 
Ziel, die Kluft zwischen beiden zu veniefen und jede nationale 
und auf die Einheit orientierte Amulherung zu verhindern . Auf­
grund dieser Politik brachen innerhalb von 7 Jahren auf dem je­
menitischen Schauplatz 2 Kriege aus, der erste 1972 und der 
zweite 1979. Mit derselben Politik stemmten sich Imperialismus 
und Reaktion gegen die friedliche Verwirklichung des Einheits­
abkommens von Kairo. 

Separatabkommen - Auftakt zum Krieg 

Trotz der Hindernisse und Schwierigkeiten, die der Einheit un­
seres jemenitischen Volkes entgegenstehen, trotZ der Machen­
schaften der ausländischen Feinde gegen die Einheit fa nd die 
friedliebende Politik unserer Partei im Zusammenhang mit der 
Ein heitsprOblematik bei den Massen unseres jemenitischen Vol­
kes mit den nationalen und demokratischen Kräften an der 
Spitze ständig Resonanz und Unterstützung. Das Treffen von 
Kuweit ist als Ergebnis unserer prinzipiellen Polit ik zu betrach­
ten. Gegenwärtig erfolgt die Kontrolle der Erfüllung der Erklä­
rung von Kuweit in Abstimmung mit Oberstleutnant Ali Abdal­
lah Saleh, dem Präsidenten des nördlichen Teilstaates. Die Ver­
fassungskommission arbeitet derzeit das Verfassungsprojekt 
fÜr den Einheitsstaat aus und wird diesen Entwurf den verfas­
sungsmäß igen Institutionen in beiden Teilstaaten zur Bestäti­
gu ng vorlegen. Anschließend soll hicrzu eine Volksabstimmung 
stall finden. Unterdessen schließen die übrigen Kommissionen 
die ihnen übertragenen Aktivitäten ab. 
Die Dinge gehen gut voran, nachdem die friedlichen Bedingun­
gen für die Einheit geschaffen und zum Ausgangspunkt rur dcn 
Weg des politischen und demokrat ischen Kampfes gemacht 
worden sind. D. h. allerdings nicht, daß sich der Einheit keine 
Gefahren und Komplotte, ja sogar obstruktive Aktionen gegcn 
das Einheitsabkommen seitens ihrer Gegner in den Weg stellen 
werden. Damit der friedliche Weg zur Einheit erfolgreich ge-­
gangen werden kann, müssen ihre Gegner ausgeschaltet und die 
Einwirkung der imperialistischen und reaktionären Krä fte ver-

hindert werden, die gegenwärtig all ihre Kräfte einsetzen, um 
die Verwirk lichung der Einheit auf die von mir dargestell te Wei· 
se zu verhindern. 
FRAGE: Wie schätzen Sie die gegenwärtige Lage im arabischen 
Raum ein, nachdem das Schah- Regime hin weggefegt und das 
sog. Friedensabkommen zwischen Ägypten und Israel abge-­
sch lossen worden ist? 
F. ISMA IL: Ohne Zweifel hat die Beseitigung des diktatori­
schen Schah-Regimes das Kräfteverhältnis im Nahen Osten 
nach dem separaten Friedensabkommen wgunsten der revolu­
t ionären und fortschrittlichen antiimperialislischen Bewegung 
verä ndert. Sie bedeutet für den amerikanischen Imperialismus, 
Israel, die rassistische Ordnung Südafrika und die stockreakti0-
nären arabischen Kräfte den Verlust einer wichtigen Bastion, 
die zur Bedrohung und Aggression gegen die Völker unseres 
Raumes eingesetzt wurde. 
Hingegen ist das Friedensabkommen , dieses separate Abkom­
men der Kapitulation , das der ägyptische Herrscher Anwar al· 
Sadat mit dem zionistischen Rcgime unter Beteilung des ameri­
kanischen Imperialismus abgeschlossen hat, in seinen Bestim· 
mungen und mit seinen Zielen als Gefahr zu betrachten, die die 
Völker unseres Raumes, ihren Frieden und Fortschrilt bedroht. 
Er eröffnet MögliChkeiten für kriegerische Auseinandersetzun­
gen und nicht für den Frieden, wie diejenigen behaupten, die es 
unterzeichnet haben. Denn der Frieden im nahöstlichen Raum 
kann nur stabil isiert werden, wenn die zionist ischen Okkupan­
ten vollständig aus den arabischen Gebieten abziehen und das 
Recht des paläst inensischen Volkes auf Selbstbestimmung und 
Aufbau seines souveränen unabhängigen Staates unter Führung 
der Befreiungsorganisation anerk annt wird. 
Wenn auch die Lage im a rabischen Raum und im angrenzenden 
Gebiet sehr gefährlich ist, gibt es doch andererseits Siege der de­
mokratischen und revolutionären Kräfte. So beweisen die Siege 
dieser Kräfte im Iran, Afghanistan, Äthiopien und hier in der 
VDRJ nach der Ausschaltung der opportunistischen Linken, 
daß das lager der Befreiung und des Fortschritts, das gegen den 
Einfluß des Imperialismus kämpft, brei ter wird. Wir müssen 
das fo rtgesetzte Anwachsen der Massenbewegung in zahlrei­
chen Ländern dieses Raumes ins Auge fassen. 
Dies ist eine Angelegenheit, die erneut unterstreicht, daß die 
Zukunft überraschungen mit sich bringt, die die Hoffnungen 
des Weltimperialismus schwinden lassen, der annimmt, seinen 
Einfluß nach dem separaten Friedensabkommen zwischen Is­
rael und Ägypten gefestigt zu haben. C • •• ) 

(Quclle: Horizont, Berlin, NT. 23/1979) 

,--------Standort im Nahostkonßikt---------, 
Die sIldjemenitische Befreiungsbewegung und ein FlOgel des palasti­
nensischen Wider$tandes gingen beide in den 60er Jahren aus der pa­
narabischen Bewegung Arabischer Nationalisten (ANM, gegründet 
1948) hervor. Beide führten zu jener Zeit einen bc>waffneten Berrei­
ungskampf - im SOdjemen ~it 1963, in Palästina seit t96S - gegen 
die Okkupationsmli~hte Großbritannien bzw. IsraeL Der Sieg der 
südjemenitischen Bcrreiungsorganisation NLF im Jahr 1967 gab ne­
ben Algerien, das für den Aurschwung des palästinensischen Wider­
stands einscheidenste arabiscbe Beispiel ab. Wie die im West jordan­
gebiet lind Gau. 1973 konstitutierte Nationale Front der besetzen Ge­
biete in ihrem Gründungsmanirest hervorhob, sicht die pallstinensi­
sche Berreiungsbc>wegung im Sieg der Völker Algeriens und des SlId­
jemen ein Gu[[eil ihrer Siegeszuversichl. 

Andererseits stellt die von Anbeginn verfolgte antiimperialistische 
Außenpolitik der VDRJ die Unterstützung der palästinensischcn Wi­
derstandsbc>wegung und die Festigung der arabischen Solidarität -
s-o z. B. im Grondungskongreß der Vereinigten Politischen Organi.s.a­
tion Nationale Front (UNFPO) 1975 rormuliert - in den Vorder­
grund. 

Im Gegensatz zu Olreichen Ländern wie Libyen ist es der VDRJ aller­
dings nicht mOglich gewesen, dem pallistinensischen Widerstand be­
deutende materielle Hilfe zu leisten. Die Hauptkraft ihrer materiellen 
Solidarität galt der eerreiungsbc>wegung im benachbarten Oman. 
Konsequent gegen saudiarabische Bestechungsversuche (Yerspre-
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cbung von Milliardenkrediten bei Einstellung der jemenitischen Un­
terstützung) hat sich die VDRJ als zuverlässiger Bllndnisparlner und 
Hintcrla nd der Volksfront zur Berreiung des Oman (PFLO) erwiesen. 
Mit gkicher Konsequenz hat die VORJ eine demokratiKhe Lösung 
des Nahostkonmkts uQd des Palästinaproblems angcstrebl. Inner­
halb der Palästinensischen Befreiungsorganis.ation (PLO) ist sie der 
marxistisch orientierten Demokratischen Front unter Najef Hawat­
meh am engsten ,·crbunden. 
Als Repräsemant des radikal·amiimperialistischen FlIlgel! umer den 
arabischen Uindern zählte die VDRJ schließlich zu den MilinitiatQ­
ren der Arabischen Front der Standhaftigkeit (im Dezember 1977) ge­
gen die ägyptisch·israelischen Separat verhandlungen und gegen die 
Liquidierungsversuche an der palästinensischen Befrciungsbewe­
gung. Laut dem Programm der JemenitiKhen Sozialistischen Partei 
(JSP) zielt die Außenpolitik des Landes auf "die Festigung der kämp­
ferischen Solidarität mit der revolutionären Bewegung der arabischen 
Völker im Kampf gegen Im perialismllS, Zionismus und Reaktion, rOr 
nationale Berreiung und gesellschartlichen Fortschritt. ( ... ) Die JSP 
als avamgardistische Abteilung in der arabischen nationalen Befrei­
ungsbe .... egung wird mit noch größerer A ll~auer und KonliCquenz tll­
lig sein, um eine wirkliche Aktionseinheit zwischen allen revolutionä· 
ren arabischen Kraften bei der Konrromation mit den Plänen des Im­
perialismus, des Zionismus und der Reaktion zu erreichen. Um zu 
dieser Einheit zu gelangcn, bedarf es der Anstrengung aller arabi­
schen progressiven und revolutionären Krafte.'· 



Programm der Jemenitischen 
Sozialistischen Partei 

Die Jemenitische Sozialistische: Partei (JSP) ist die Avamgard$ der je­
menitischen Arbthcrldasse im Bündnis mit den Bauern, den anderen 
werkt:!tiaen Schichten des VolkC'$ und der rc:volulionllrC'ß Intelligenz. 
Sie: ist der lebendige: Ausdrucl.: des Bewußtseins dieser Klasse filr ihre 
wirklichen Interessen, ihre Zukunft und ihre historische Rolle. 
Die Emslchuna der PartC"i ist or,anisch mit dem klimpfcrischcß Erbe 
unseres Volkes verbunden. Sie UlßI sich von allem Fortschrittlichen und 
Rcvol'lllionarc:n im nationalen Erbe unseres jemenitischen Volkes leiten 
und entwickelt es; sie ist die Vollendenn aller Klimpfe dieses Volkes. 
Das Ziel der Partei besteht darin, die Gesellschaft zur Vollendung der 
nalionaldcmokralischCt\ Revolution rc'·olution!r umzugestalten und 
den Übergarlg zum Aufbau des So~ialismus ~u voJlzieherl. Sie laßt sich 
bei der DurchsetZUrlll diesel hohen Zides VOrl der Theorie des wisserl­
schaftlichcrl Sozialismu~ UUler Berücksichtigung der Besonderheiten 
des Wachstums und der Entwicklurlg der nationaldemokratischen Re­
,·olution in uRserem Larlde leiten. 
Die Jemerlitische Sozialistische Partei acht in ihrem Programm. in ihrer 
Politik urld bei allen theoretischen und praktischen Aktivitäten von der 
richtiaen Einschillung d~ Charakters und des We5t'1I$ der gegenwärti­
gen Etappe der historischen Ent"'·icklung, des re,·olution3ren Wehpro­
zesses, der Hauptrichtungen seiner Entwicklung und vom Charakter 
der Ausdrlandersetzung zwischen der rlatiOllalen Befr~ung -:wegung 
der arabischen VOlker als Bestandteil der rc-volution3ren lel tbewe­
gung auf der eirlen urld dem Imperialismus, dem Zionismus und der 
Reaktion auf der anderen Seite aus. 
Unsc:re Partei, die sich vom wis$t"n'll;haftlichen Sozialismus Idten Iltßt. 
wird erltschlossen derl Kampf gegen den Imperialismus und seine ag­
gressi"en Pläne sowie gegen den Neokolonialismus fortsctzerl. Als eine 
Einheit berachtet die Partei dabei so",ohl die Wahrung der nationalen 
Interessen des jemenitischerl Volkes als auch ihre Aufgaben, die sie als 
untrennbarer Bestandteil deI internationalen revolution3ren Krafte zu 
erfüllen hat, deren Ringen für uns nationale Befreiung, gese llschaft li· 
cherl Fortschritt, Sozialismus und Frieden bedeUten und die gegen Im­
perial ismus, Reaktiorl Imd Krieg kllmpfen , 
Eine Hauptaufgabc sieht die Partei in der st!lndigerl Fcstigurlg der 
Kampfbarlde mit der sozialistischen Staatengemeirlschaft urlter Füh­
rung der Sowjetunion. Sie führt darllber hinaus einen beharrlicherl und 
kompromißloserl Kampf gegen alle Versuche, den wisserlschaftlichen 
Sozialismus zu emstellen, gcgcn aUc rechten und lirlkeu Abweichungen 
urld gegen Hetzaktiorlen, die auf das sozialistische Weltsystem oder auf 
die Spaltung der Einheit der drei revolutionllren HaupstrOmungen un­
serer Epoche gerichtet sind. Unsere Partei ist sich daruber im klaren, 
daß der Imperialismus unter dem Dl;t:kmantel des Antikommurlismus 
und Antisowjetismus die re"olutionllre Be""egURg der Völker schwa­
chen, ihren Fortschrin behindern und die Herrschaft des Imperialismus 
und Ncokolonialismus ",·iedererrichten will. 
Die gefestigten Posilionen des re,·olutionlren Kurses in Kuba. der hi­
storische Siq des Volkes \'on Vietnam und die Erfolge der VOlker VOrl 
Angola, M~ambique. Guinea-Binau, Äthiopien. Afghanistan undan­
derer Under Asiens urld Afrikas sIelIen ein fortgeschrittenes und 
avantgardistisches Beispiel der rlatiorlalen Befreiungsbe",'egung und ei­
nen entscheidenden Wendepunkt in der Entwicklung der Bewegung 
dar. 
Mit diesem ProzcB urlmittelbar verbunden ist auch der historische Sieg, 
der in unserem Lande errungeR wurde. Unsc:rc Partei ist der Meinung, 
daß die nationale Befrciungsrevolution - um alle ihre Aufgaben zu lO­
sen - den Weg tiefgreifender wirtschaftlicher, ge5t'llschartlicher und 
politischer Verärlderunllen kOrlstquerlt und ohne LU zögern auf der 
Grundlage einer wissenschaftlichen Ideologie und von einer klaren 
Klassenposition aus fortsetzerl muß. 
Die' Jemenitische Sozialisti sche Partei ist der Auffassung, daß die Ent­
stehurIg der arabischen WiderstandsfrOrlt in ihrer angestrebten Rolle 
nur erfolgen kann, wenn die Einheit der arabischen fonschriftlichen 
URd nationalen Kräfte vcr ... irklicht und das Kampfbllndnis zwischen 
der arabischen nationalen ßefreiungsbewegurlg Md der sozia listischen 
Gemeinschaft mit der Sowjetunion an der Spitze als Hauptstlltze der 
Bestrebungen der arabischen Völker gefestigt wird. 
Die arabische Einheit ist eines der hervorst~hendsten und höchsten 

Ziele URserer arabischen Masscn. Das findet seinen Ausdruck in dem 
legitimen Streben Rach der Beseitigung der politischen Teilung, die der 
Kolonialismus in unserem arabischen Vaterland geschaffen hat, und 
zur Unterstützung des arabischen revolutiorlllren Kampfes unter Ein­
satl aller verfügbarerl malerielltn urld menschlichen Potenzen. Die ara­
bische Einheit hat in unserer Epoche - der Epoche des Übergangs der 
Menschheit vom Kapitalismus zum Sozialismus - einerl fortschrittli· 
chen Inhalt bekommen, der mit den grundlegenden Interessen der ara­
bischen ""erktatigerl Massen übereinstimmt. Daher ist die Schaffung 
dieser Einheit auf der Grundlage der Befreiung. der Demokratie und 
des S01.ialismus der richtige Weg um das Ziel, um das wir konsc:quem 
mit allerl arabischeu re\'olutionären uud fortschriulichen Kr!lften 
kampfen. 

I. Die j emenitische nalionale Frage 

Die Rtvolution ,'om 26. September 1962 (im Nordjemen; d. Red.) war 
eirl logisches Ergebnis der Emwicklung des Volkskampfes und der na­
lionalen Bewegung im Jemen im allgemeinen. 
Im südlichen Teil des Jemen setlte unser Volk SC'inen Kampf gegen den 
britischen Kolonialismus und dessen Marionetten - die mit ihm pak­
tierenderl reaktiorlllren und feudaltn Krllfte und Eltmeme - fort, Die 
Re~olutioR vom 26. September war die Vorbereitung auf die Revolu­
tion vom 14. Oktober 1963 unter Führung der Politischen OrganisatiOrl 
Nationale Front. Die ruhmreiche Revolution ,'om 14. Oktober war das 
Ergebnis einer Ratürlichen Entwicklung der nationalen Bewegung im 
SOden, die konsequente Weiterführung der Revolu tion vom 26. Sep­
tember und Bestandteil der arabi5Chen und der Welt revolution gegen 
die Kräfte des Imperialismus. Kolonialismus. Zionismus urld der Reak­
tion. 
Die Strategie der jemenitischen Reyolution ist organisch und untrenn­
bar mit der Einheit der Revolution vom 26. September und der Revolu­
tioJl vom 14. Oktober "erknüpft. 
Die Jemenitische S07.ial istische Partei seht in ihrer nationalen Politik 
von der Tatsache aus, daß der richtigen LOsung der nationalen Frage 
für die re"olutionilre Bewegung der Volksrnassen bei ihrer nationalen 
und sozialen Befreiung große Bedeutung zukommt. Die Partei bringt 
das Ratllrliche Bestreben der jemenitischen Volksmassc:n nach einer 
Einheit zum Ausdruck, auf deren Grurldlage alle materiellerl urld 
menschlichen Ressourcen und Potenzen rur die Durchsetzung des ge­
sellschaftlichen Fortschritts Urld den Aufbau der neuen Gesellschaft 
mobilisiert ""erden kOrlnen, 
Die Jemenitische Sozialistische Partd lehnt die Minel des Krieges und 
der Aggreuion zur LOsurIg der jemenitischen nationalen Frage und alle 
Versuche des Imperialismus und der Reaktion ab. unSC'rem Volk ihren 
Willen aurzuz .... ingen. \\;eiterhin .... ·endet sie sich erlergisch gegen jene 
Methoden, die zur StarkUrIg der PositiofiCrI der reaktionären Kräfte auf 
Kosten des jemenitischeR Volkes und seiner Errungenschaften fUhren. 
Die Partei ist der Auffassung, daß der Weg zur jemenitischen Einheit in 
den ehrlichen Bemühungen der jemenitischen Volksmassen sowie der 
jemerlitischerl demokrati5Chen nationalen BewegulII und aller Masse­
RorganisatiOrlen zu finden ist. Angesichts desseR bilden die Erfolge und 
Errurlgenschaften der VDRJ beim Aufbau des neuen Lebens ein poshi­
,es Beispiel und eirlen unterstlltzenden Faktor bei der Verwirklichung 
die5t'r Aufgaben im DierIste der materiellen und geistigen Inleressen des 
gesamterl Volkes. 

11. Die Polilik der J SP bei der Festigung der 
Slaatsmach( und der Demokralie 

Die Politik der Partei geht von der Theorie des wissenschaftlicherl So­
zialismus aus, dessen Inhal t darin besteht, daß die Staatsmacht dilS zen­
trale Glied der Revolution bildet und eines der wichtigsten Mittel zur 
Verwirklichung der gruRdlegenden wirtschaftlichen. gesellschaftlichen, 
politiKhen und kulturellen Veränderungen darstellt. 
Die rlatiQ.Jlaldemokratische Rc-volu tion zerschlug konsequent die alte 
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Slaatsmacht und ver.'lnderte die Gesetze und O rgane, die AllSdruck der 
Interessen der ausillndischen Monopolc, des Feudalismus, des Halbfeu· 
dalismus und des Kompradorentums sowie ein Inst rumcnt zur Unter· 
drückuna und Knechtuna der wcrktltigen Massen im Landc waren. Die 
Revolu tion errichtete auf den Trtlmmern der Macht der Ausbeuter eine 
rcvolutionärdcmokratisdle Ordnuna, die sich auf das BOndn i~ der ge.­
sellschaftlichen und politiscltcn Kräfte mit gemeinsamen InterC$:;en im 
Kampf gegen Fcudalismus, Halbfeudalismus und Kompradorentum 
und deren imperfalistische, kolonialistische und reak tionäre Verbunde­
te stllllt. 
In dem Maße, wie sich die Revolution verstlrk! und kontinuierlich ent· 
wickelt sowie die gescllschaftlichcn, winschaftlichen und pol itischen 
Veränderungen-verwirklicht werden, verlIndert sich das Kräfteverhllt· 
nis der Klauenkräfte untereinander und folglich auch der Charakter 
der Macht, deren Klasseninhah und volksdemokratisches Wesen sich 
vertiefen. Die Vollendung der Etappe der na tionaldemokratischen Re­
volu tion und die Schaffuna der materiell-technischen, wi rtschaftlichen 
und gesellschafllichen VoraUßetwngen fO hren ~u einer Ver.'lnderung 
der Macht, ~u einer Form der Volksdemokratie, die mit den Funktio­
nen der Dik!atur des Proletariats auf dem Weg des Aufbaus des So~ia· 
lismus entstehen wi rd . 
Die Massenoraanisationcn tragen auf a llen Gebieten des revolutionären 
Pro~esses - auf wi ruchafllichcrn, politischem, gesellschaftlichem und 
kulturellem Gebiet - und bei der Entwicklung der Demokratie eine ho­
he Verantwortung. Sir: bilden bei deI Durch5et~ung der Partei· und 
Staatspolitik einen untrennbaren Bestandteil des gesamten Staatss}'· 
sterns. Die Massenorganisationen leisten unter FOhrung unserer Partei 
einen beträchtlichen Beitrag, die Produktion LU erhöhen, in5bcsondere 
die Positionen des staatlichen und genonenschaftlichen Sektors ~u fe· 
stigen, die Arbeitsprodukt ivi tät t U ~teiilern, die Manen zu organisieren 
und zu erziehen, ihr KlassenbC'wuDtsein ~u entwickcln und die Verbun· 
denheit ~wischen Panei und Volk zu festigen. 

111. Die Wirtscha(tllpo lilik der JSP 

Oie programmatischen Ziele der Jem~nitischen Sozialistischen Panei 
im wirtschaf"ich~n Bereich bestehen darin. die Lebcnsinteressen und 
·bedOrfni~ der Arbciterklas5('. Bauern und Fischer und der übrigen 
" 'erktätigen Massen durch di~ optimale Ausnutzung aller inneren und 
außeren Ressourctn des Landts 1." sich~rn und durch~USCIlelJ sowi~ ei· 
ne moderne, produktiv~ WirtSChaft aur~ubauen, di~ mit den in der 
VDRJ vorhandenen objektiven Möglichkeiten im Einklang steht. Die 
Jemenitische So~ialist isch e Partei ,eht bei ihrer Wirtscha ftSPQliti k von 
der Notwendigkeit aus, die materiell·technische Basis der na tionalen 
Wirtschaft ~u stärken und einen stabilen, planmäßigen Fortschri ll auf 
diesem Gebiet zu sichern. Das ist ein Hauptziel der Tätigke!! de r Partei· 
komitees und Parteiorganisationen, der Staa1Sorgane und Massenorga· 
nisationen als Grundlage ru r die kontinuierliche Verbesserung und Er· 
höhung des LebenS5.andards und des geistigen Ni~eaus de!l Volkes. 
Die Panei und der Staat legen ~ugrunde, daß der demokrutische Zen· 
tral ismus das P rinzip der Leitung der Wirtschaft ist. Das bedeutet, die 
übereinstimmung der zentralen staal lichen Leitung der Wirtschaftst:!· 
tigkcit mit den schöpferischen Ini tiativen der örtlichen Staatsorgane, 
ProduktionsStällen, StaatsgOter und aller Werktätigen zu er~iclen. 
Die JSP betrachtet die StarkulJg und Entwicklu", des staatlichen Sek· 
tors in dei Industrie. im Transport·, Verkehrs- und Nachriehtenl'o'esen 
abi eine grundsätzliche Aufgabe, wcil die sozia1Okonomischen Verände­
rungen SOlide das qualitative und quantitative Wachstum der Arbeiter· 
klasse in der Gesellschaft in hohem Maße mit der erfolgreichen Verwirk· 
lichung dieser Aufpbe verknOpft sind . 
Unter den gegenwärtigen Bedingungen der VDRJ kon~entriert sich die 
InduslrialisiefllßiI cks Landes hauptsächlich darauf, die "orhandenen 
Produktionskapazitäten tu e""'eitern und ~u entwickeln sowie intensiv 
~u nutzen. 
Die Partei o rientiert gemäß den ihrer Wirtschaftspolitik zugrunde lie­
genden Prinzipien auch konftig auf einen Kurs, auf dem der priwlltc 
~klor darur gewonnen wird, die produktive nationale Wirtschaft un· 
ter Führung und Kontrolle des staatlichen Sektors zu stärken und zu 
em wickeln. 
Eine Form, die sich auf diesem Gebiet bewähr! hat, besteht darin, das 
nat ionale Kapital ru r inves titionen im ,emischten Sektor ~u gewinnen. 
Deshalb werden Partei und Staat diesen Sektor weiler unlerslützen , in· 
dem sie best im mte Er leichterungen gewähren. 
Der Staat garantiert den Schu t~ der Industrieprojekte, an denen der 
private Sektor durch gemi$ehte und prh'ate In"estit iont'fl beteiligt iSI, 
unter der Bedillj,ung, daß sie zu den bestätigten Plänen der sozialök0-
nomischen Entwicklung gehören und unter der Leitung des staatlichen 
Sektors entspre<:hend den einschlägigen Gesetzen slehen. Die Panei 
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widmet der kontinuierlichen Entwicklung der Land- und Viehwin­
schaft sowie dem Fischereiwesc:n große Aufmerksamkei t, da diese 
WirtschafUibereiche cine bedeutende Rolle in der nationalen Wirtschaft 
spielen - insbesondere bei der Versorgung der Bevölkerung mit Le­
bensmiueln und bei der Belieferung der einheimischen Industrie mit 
Rohstoffen. Dartlber hinaus sind sie ein wichtiger Faktor des nationa· 
len E ... poru. 
Das Hauptbindeglied der Politik von Partei und Staat auf diesem Ge· 
biet besteht darin. den genossenschaftlichen und staatlichen Sektor in 
der Land· und Vichwirtschaft sowie im Fischereiwesen durch die Erhö­
hung der Investitionen kontinuierlich ~u festigen und optimal zu nutzen 
sowie die Produktion zu erweitern und die Lagerkapazitäten fOr land· 
wirtschaftliche Produkte, Fleisch und Eier zu erhöhen. 
In der Polilik aesenOber den Einulbaut m gehen die Panei und der 
Staat von der Tatsache aus. daß die Einzclbauern neben den landwirt· 
schaft lichen Genossenschaften und den Staatsgutern eine wichtige Rol· 
le bei der Produktion von landwirtschaftlichen Erzeugnisscn und der 
Versorgung der Bevölk.erung mit Lebensmitlein spielen. Dahcr streben 
die Parlei und der Staat danach, die Einzelbauern bei der Erhöhung ih· 
rer P roduktion an landwirtschaftlichen Erzeugnissen rur den einheimi· 
schen Markt zu unterstützen und arbeiten daran, sie von den Vor~ügen 
der genossenschaftl ichen Arbeit und landwinschafll ichen Produktions· 
aenossenschaften auf freiwill iger Grundlage ~u überzeugen. 

IV , Die Entwicklung der gellellschartlichen 
Klasstnslruklur und die Aurgaben der Partei 

Die politische, ökonomische und sm:iale Herrschaft von Feudalismus 
und halbfeudaler Gesellschaftsordnung ist liquidiert. Die Besit~tOmer 
der ausländischen Monopole und der mit ihnen verbundenen Kompra· 
dorenbourgeoisie sind nat ionalisiert bzw. verstaat licht worden. Das 
fOhrte ~u r Beseitigung der ökonomischen Basis und des polit ischen Ein· 
nusses dieser Schichten. 
Der leute Sthriu auf diesem Weg war die vollständige übernahme der 
Kontrolle Obe, einen Reihe von ausländischen ökonomischen Institu· 
tionen im Lande durch den Staat. Dadurch sind die ausländischen Mo­
nopole im Geaensatz zu fruher nicht mehr in der Lage, irgendwelchen 
Druck auf unser Land auszuüben. Durd! die völlige ~freiung der 
Volkswirtschaft von der ausländischen Herrschaft und ihre Uml'o'and· 
lung in kollektives Eigentum drr Werktätigen, das die grundlegenden 
Produktionsmittel umfaßt, wurden tiefgreifende Veränderungen im 
KrlllfteverhAltnis wgutls tcn der neuen revolutionären Kräftc wirksam. 
Im Zuge der ökonomisch~n, sozialen, politischen und ideologischen 
Veränderungen haben sich das Gewicht und die Rolle der Arbeiterklas· 
~e, der Bauern, der Intelligenz und der anderen m~ialcn Schichten der 
Werktätigen verä ndert. 
Die Partei wird in dieser und in der sich anschließenden Etappe dafOr 
eintr~ten, das BOndnis ~wischen der Arbeiterklasse, den Bauern und a l· 
len Werktätigen, in dem dic Arbeiterklasse eine fOhrende Rolle spielt , 
zu festigen. Die Parld sicht hierin eine der notwendigen Voraussetzun· 
gen rur den erfolgreichen Aufbau der neuen Gesellschaft in unserem 
Lande. 
Im Zuge der nationaldemokralischen Umgestaltungen auf ökonomi· 
scher und mzialer Ebene - in erster Linie durch die Nationalisierung 
der BesilZtlimer der ausllIndischen Monopole, durch die Inbetriebnah· 
me neuer Produktionsst:!tlcn, durth den Aufbau des staatlichen Sek· 
tors und eißC$ neuen SYSlems von Produktionsverhlltni~n - ,·erwan· 
delt sich die A rbtltt'fklU5t' kont inuierlich aus einer früher durch das 
Auslandskapital und die Kompradorenbourgeoisie unterdrtlckten und 
ausgebeuteten Klasse In eine Klasse, die das gemeinschaftliche Eigen· 
turn an Produktionsmitteln verkörpert und aktiv an der Führung der 
politischen Macht neben den anderen werktät igen Kla~n und Schich­
ten teilnimmt. Eine der wichtipten revolutionären Orientierungen ~ur 
Eml'okklung der Arbeiterklasse besteht unter den Bedingungen unserer 
demokratischen Ordnullg in ihrem ständigen quanti ta tiven Wachstum. 
El ergibt sich aus der Wirtschaftspolitik von Partei und Staal. die dar· 
auf abzielt, eine feste, sich kontinuierlich entwickelnde industrielle Ba· 
sis zu schaffen und den Staatlichen Sektor zu stärken. 
Die qualitat iven V~ränderung~n in der Entwicklung der Arbeiterklasse 
schufen ~ine Grundlage dafUr, ihr Organisationsniveau und den Grad 
ihrer politischen Akt ivi tät bei der ökonomischen und so~ialen Umge­
staltung sowie der Verteidigung der Errungenschaften der Revolution 
zu heben. Das wird ~ur wachsenden Bereitschaft der avantgardis tischen 
Arbeiter fOhren, sich den Reihen der Jemenitischen So~iali5tischen Par· 
tei anZUSChließen, so daß sich der Anteil der Arbeiter an dei Gesamt· 
mi.gliedsehaft erhöhen wird. 

(Quelle: Hori~ont. Berlin, Nr. 50-5111978) 



Ithiopien 

Gespräch mit Dawit Wolde Giorgis 

Die Massen politisieren 

Die tirhiopische Revolution hai sich gegen alle Angriffe sieg­
reich behaupten können. Doch die Des/obifisierungsversuche 
dauern an. Dies zeigen nichl nur soma/ische Obergriffe auf 
äthiopische Territorium und, wie die libanesische Zeitung AI­
Mousraqbal vom 15. 4. /979 meldete, lJgyptische Truppenverla­
gerungen mittels einer US-Luftbrücke an die sudanesich­
äthiopische Grenze. Zu diesen A nacken gehör! auch die propa­
gandistische Begleitmusik, Stichwort: Chrisrenw:rjolgung. 
In dieser Angelegenheit bereiste eine 6-k6pfige internationale 
Umersuchungskommission des WeltkirchenrQtes - von der 
westlichen Presse IOlgeschwiegen - im Januar/Februar d. J. 
drei Wochen lang das Land. Die zwei Vertreter des Ökumeni­
schen ROIes aus Genf und je ein Vetreter des Kirchlichen 
WefldiensteslNairobi, der Kirchen der Bundesrepublik, Kam(!+ 
runs sowie der Russisch-Orthodoxen Kirche fanden, so ihr B(!+ 
richt, "keine Beweise für eine systematische, von der Regierung 
gebilligle Verfolgung VQn Kirchen und Christen auf grund ihres 
Glaubens oder der Ausübung ihrer Religion" (Krilisches Chri­
stemum, Wien, Nr. 2811979, S. 8). Der sleffverlrelende Außen­
minister Athiopiens, Major Dawit Wolde Giorgis, nimmt zu 
diesen und anderen aktuellen Fragen im folgenden Interview 
mit Ver/retern des finnischen Friedenskomitees. Eino S. Repo 
und Mikko Lohikoski, Stellung. 

FRAGE: Wie begründet sind die Behauptungen Ober Christen­
verfolgungen in Äthiopien? 
D. W. GIORGIS; Wie Sie wissen, gibt es bei uns zwei große Re· 
ligionsgemeinschaften, die Christen, die etwa 45 "'~ der Bevöl­
kerung ausmachen und die Muslims, zu denen etwa 40"70 der 
Bevölkerung zählen. Was unsere RevolUlion betrifft, so hat sie 
sich gegenuber den Religionen sehr vorsichtig verhalten. Sie hat 
vermieden, die Kirchen anzugreifen. 
Im Programm der nationaldemokratischen Revolution (Wort­
laut in: AlB 11-12/1976; d. Red.) wird klar ausgesagt, daß die 

Religion oder jeder andere Glaube eine private Angelegenheit 
des Einzelnen ist, in die sich die Revolution nicht einmischt. Im 
Gegemeil, sie ist bestrebt, die Rechte der Menschen zu verteidi­
gen, das Recht auf Glauben mh eingeschlossen. 
Die nationaldemokralische Revolution hat den Staat von der 
Kirche getrenm. Früher war der Staat mit einer, der christlich­
orthodoxen, koptischen Kirche verbundet und die Staatsgewalt 
bevorzugte insbesondere diese Glaubensrichtung. Durch die 
Trennung von Staat und Kirche wollte die nationaldemokrat i­
sche Revolution allen Religionen eine gleichberechtigte Stellung 
zur freien Ausübung ihrer Aktivitäten in Äthiopien geben. 

Wahrung des Rechts auf G lauben 

Seit dem Beginn der Revolution haben wir danach gestrebt, den 
verschiedenen Religionen gerade die Freiheit zu gewähren, da­
mit sie ihren eigenen Tätigkeiten nachgehen und ihre Lehrsätze 
entwickeln können. 
In unserem Land hat man den Menschen das Recht zur Aus­
übung ihres Glaubens gesichert. Unsere Revolution zielt nicht 
auf eine Einschränkung dieses Rechts. Ein Eingreifen in die reli­
giösen Angelegenheiten der Menschen würde eine Kursände­
rung der Revolution bedeuten und das können wir auf keinen 
Fall zulassen, wir haben auch keinen Grund dazu. 
Wir können auf dem revolut ionären Weg voranSC'hreiten, ohne 
uns in kirchliche Angelegenheiten einzumischen und die Kir­
chen haben ihrerseits klargestellt, daß es keinen Widerspruch 
zwischen der Ausübung der Religion und der äthiopisChen Re­
volutiolJ. gibt. Ich möchte also sagen, daß eine solche Verfol­
gung nicht existiert . 
FRAGE: Würden Sie bine die Wirtschaffskampagne und ihre 
Ziele etwas näher erläuterrO 
D. W. GlORG1S: Die gesamte Revolution zielt darauf ab, den 
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Lebensstandard unseres Volkes zu heben, das Analphabeten­
tum und die Arbeitslosigkeit zu beseitigen sowie die Volkswirt­
schaft zu stärken. In den vergangenen vier Jahren war es uns je­
doch aufgrund innerer und äußerer Schwierigkeiten nicht mög­
lich, die Lösung dieser Probleme in Angriff zu nehmen. 
Wir halten die auswärtigen Schwierigkeiten: Wir mußten alt un­
sere Kräfte auf die Abwehr des somalischen Angriffs konzen­
trieren. Im Inneren gab es Widersacher, sowohl die von den re­
akt ionären arabischen Kräfte n und den Imperialisten unter­
stützte Sezessionistenbewegung in Eritrea als auch andere akt i­
ve reaktionäre Kräfte, gegen die wir in unserem Land kämpfen 
mußten. Somit mußten das Volk und die Regierung sich darauf 
konu-ntrieren, die Revolution zu sichern, die äußere Aggression 
und die innere Konterrevolution abzuwehren. 
Nach vier opferreichen und schweren Jahren hat unser Volk 
nun den Sieg errungen und es iSI uns gelungen, unsere Revolu­
lion zu festigen. Wir haben jetzt die zentrale Frage unserer Re­
volution, die Entwick.lungskampagne, in Angriff nehmen kön· 
nen. 
Im vergangenen Herbst verkü ndete unser Vorsitzender Mengi­
stu Haile-Mariam (Wortlaut in Auszügen in: AlB 2/ 1979: d. 
Red.), daß wir uns gegenwArtig in der zweiten Etappe unserer 
Revolution befinden. Sie zielt darauf ab, die Probleme, die un­
ser Land lange geplagt haben, wie die Prostitution, die Arbeits­
losigkeit und das Analphabetentum, zu beseitigen. die Produk­
tion in der Landwirtschaft sowie in verschiedenen Industrie­
zweigen zu forcieren und die Produktion mit Unterstlltzung 
ausländischer Hil fe in anderen Wirtschaftsbereichen zu erwei· 
terno Dies ist die Zielsetzung der Wirtschaftskampagne während 
den ersten zwei J ahre. 

Schlag gegen die eri treanischen Sezessio nisten 

FRAGE: Wie ist gegenWärtig die Lage in Eritrea? 
D. W. GIORGIS: Das Problem in Eritrea ist ein Teil des Klas­
senkampfes. den wir führen, und man kann es nicht losgelöst 
von unserem gesamten anderen Kampf betrachten. Wir möch­
ten, daß die Welt das Eritrea-Problem als einen Teil der Ge­
samt~ntwicklung, als Teil des Klassenkampfes unsers Landes 
betrachtet. 
Unser Ziel ist es, die Menschen im Norden unseres Landes ld. h. 
in Eritrea; d. Red .) zu politisieren. Gegen die unnachgiebigen 
Sezessionisten, die von der arabischen Reaktion finanziert wer­
den, muß man mit Waffengewalt vorgehen. Aber in Bezug auf 
die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung der Nordprovinz 
haben wir beschlossen, sie mit allen vorhandenen Mitteln zu p0-

litisieren. ihnen die grundslltzlichen Ziele unserer Revolution, 
die Menschenrechte, die wirtschaftliche Entwicklung usw. zu 
erklll.ren. 
Aufgru n~ der fortgesetzten Politisierungskampagne in der 
Nordprovinz sowie zum Teil aufgrund unserer militärischen 
Stärke ist es uns gelungen, die sezessionistischen Kräfte zu 
schlagen. Ich möchte betonen, daß unsere Erfolge und Siege im 
Norden zu einem größeren Teil aus der massiven Politisierungs· 
kampagne als aus militärischen Aktionen resultieren . Daß wir 
in die DOrfer gegangen sind, die Dorlbewohner unterrichtet ha­
ben. ihnen geholfen haben, ihr Leben zu ändern und wieder 
seßhaft zu werden. das war ~rfolgreicher als unser militärisches 
Programm. Die militärischen Aktionen di~nen lediglich zur Uno 
terstUtzung der IXllitischen Kampagne. 
Auf diese Weise ist es uns gelungen, 90"1. Eritreas. in der über 
90'7. der B~völkerung der Provinz leben, von der Sezessionsbe­
wegung zu befreien. Dies ist ein Sieg der äthiopiSChen Revolu· 
tion aber gleichzeitig, wenn man die Situation im Nahen Osten 
und am Roten Meer berocksichtigt, ist es auch ein Sieg im grO. 
ßeren Maßstab. Neben den Ereignissen im Iran und in Afghani. 
slan ist die Entwicklung in Eritrea ein neuer Sieg für die Völker 
dieser Region. 
Es ist uns gelungen, die reaktionären Kräfte, die auf die Zer­
trümmerung unserer Revolution und auf die Dcslabilisierung 
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der Lage in der ganzen Region abzielten, zu schlagen. 

FRAGE: Wie ist das Verhältnis Äthiopiens zu Somalia und wel­
chen Kurs fährt Siad Barre? 
D. W. GIORG IS: Siad Barre ist immer noch Siad Barre. In sei· 
nem Kopf hat sich nichts verändert. Er hält immer noch an der 
reaktionären Idee des Expansionislllus fest, die nicht isoliert 
von der hegemonistischen Li nie Chinas gesehen werden kann. 
Er hat eine eng~ tribalistische Sichtweise, die reakt ionär ist, und 
gegen das internationale Recht. gegen die Chan a der UNO und 
der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU), gegen alle in­
ternationalen Vereinbarungen und Prinzipien gerichtet ist. Er 
hat diese seine Haltung beibehalten. 
Das Volk und die Regieruna Äthiopiens wollen tatsachlich im 
Frieden leben. Wir erkennen Somalias territoriale Integritat an. 
wir wollen mit dem Volk Somalias in Frieden leben und hart für 
die Zukunft arbeiten, denn beide Völker sind arm und die Län· 
der ebenfalls. Wir wollen aUe Streitigkeiten zwischen unseren 
Völk~rn vermeiden, aber Tatsache ist, daß in Somalia die reak· 
tionäre Regierung Hindernisse für die Zusammenarbeit gelegt 
hat. Ich hoffe, daß die Regierung Somalias ihre Haltung ändert 
oder daß an ihre Stelle eine fortschrittliche Regierung tritt, die 
einen Frieden in der Region ermöglicht. So lange die somalische 
Führung nach Expansion strebt. werden die Probleme am Horn 
von Afrika weiter bestehen bleiben. 

FRAGE: UnterstütZ! Somalia noch "Oppositionskräfte" im 
Ogaden·Gebiet? 
D. W. GIORGIS: Sie unterstützen nicht solche Kräfte, sie sind 
selber diese Kräfte, es gibt dort keine anderen. 
Es sind somalische Soldaten die in Athiopisches Gebiet eindrin­
gen und ernsthafte Probleme verursachen. Sie entsenden immer 
noch ihre regulären Einheiten und zerstören Gebäude und Ein­
richtungen, töten Menschen und u-rstören Dörfer. Unser Vor­
sitzender Mengistu Haile-Mariam hat die somatische Regierung 
zum letzten Mal gewarnt: Wenn es so weitergeht, kann Älhio­
pien dies nicht mehr zulassen. Wir haben unser eigenes Pro­
gramm - die Entwick lungskampagne - und wir wollen sie 
friedlich entwickeln. 

Vorbereitung einer Avan tgardeparlei 

FRAGE: Wie ist der Stand bei der Grtlndung der Avantgarde­
partei? 
D. W .G IORGIS: Es ist notwendig, die Partei so bald wie mög­
lich zu gronden. Wir sind uns über diese Notwendigkeit im kla­
ren und haben dafür gearbeitet. Aber wenn die Menschen über 
die Partei sprechen, müssen sie auch die gesellschaftliche Situa­
tion in Äthiopien, ihren Hintergrund verstehen. 
Wir hätten vor drei, vier Jahren leicht die Gründung einer Ar· 
beiterpartei proklamieren können, wir hänen gesagt , daß wir 
nun eine Arbeiterpartei haben. Aber die Basisarbeit vor der 
Parteigrondung muß' gründlich ausgeführt werden. Ohne eine 
bewußte. ausgebildete und pOlitiSCh aufgeklärte Massenbasis 
wäre die Partei nur eine sehr formale Erscheinung. 
In den vergangenen vier Jahren haben wir darauf gezielt. die 
Menschen zu schulen, sie zu politisi~ren, sie in verschiedenen 
Massenorganisationen, den Frauenverbänden, dem Jugendver­
band, der Bauernorganisalion sowie den Ge ..... erkschaften, zu 
organisieren. Indem wir dies getan haben, versuchten wir die 
Menschen zur Unterstützung einer Linie zu gewinnen. 
Es hat verschiedene Ideen und Differenzen über die Organisa­
tionsfrage und die Ideologie der Partei gegeben. Ober Jahre 
hinweg ist dies Gegenstand der Diskussion gewesen. Ich kann 
nun sagen, daß in der Praxis alle grundsätzlichen Widersprüche 
gelöst sind. Massenorganisationen sind gegrondei worden, un­
ser Volk ist bewußt und politiSCh entwickelt. 
Ich kann Ihnen versichern. daß wir die Partei verhältnismäßig 
bald grtlnden werden. \Vir haben also vorerst noch gewartet, 
um in der Zukunft eine starke Partei mit einer geschulten und 
IXllitisch bewußten Massenbasis zu haben. 



Zimbabwe 
Jürgen Oslrowsky 

Flüchtlingslager in Sambia 
"Das erste Mal wurde das Lager am 2. November bombardiert, 
das letzte Mal am 10. April dieses Jahres", berichtet ein mit 
Maschinenpistole bewaffneter Kämpfer der Revolutionären 
Volksstreitkräfte Zimbabwes (ZIPRA), der zur Wachmann­
schaft des Lagers gehört. 
"Damals wurde das Dach des Wohnhauses zerstört. Diesmal 
waren die Schaden Qoch schwerer. Die Rhodesier nogen in 
mehreren Wellen Angriffe auf das Haus, die Fahrzeuge und an­
deren Ziele. Sie schossen aus Bordkanonen und warfen 
Napalm- und Splinerbomben ab". 
Er deutet auf die zahlreichen EinschUsse im Verputz des ein­
stöckigen Gebäudes; sehr viele liegen neben dem Eingang. Die 
rhodesischen Flugzeuge halten hinter den in Deckung flUchten­
den hergeschossen . 
Es ist das einzige feste Gebäude des kleinen Lagers, ein ehemali­
ges Farmhaus. Das Lager der Afrikanischen Volksunion von 
Zimbabwe (ZAPU) liegt in einem leicht hugeligen Gelände etwa 
20 km außerhalb der sambischen Hauptstadt Lusaka im Busch­
land: Schirmakazien, Gesträuch, Elefantengras bedecken den 
Boden - außer an den Stellen, die vom Napalm oder ausbren­
nenden Fahrzeugen schwarz eingefärbt sind. 

Verbeulte Na palm·Behäller 

Etwa 400 Männer, Mitglieder der ZAPU, arbeiten hier im 
"Works Camp". Es wird so genannt, weil hier ausschließlich 
handwerkliche Arbeiten, vor allem Reparaturen ausgeführt 
werden; alle Männer hier haben eine AUSbildung, z. B. als Me­
chani ker oder Tischler. Militärische Ausbildung für die bewaff­
neten Streitkräfte der ZAPU, die ZIPRA, findet hier nicht 
statL Die bei den zwei Angriffen rhodesischer Jäger getöteten 
sieben Männer waren Zivilisten. 
Verstreut Uber das Gelände liegen die Wracks bombardierter 
Fahrzeuge: Land Rover, Last wagen, Ambulanzfahrzeuge, 
Uberall durch die Explosionen herumgeschleuderte Wrackteile. 
Nur die Karosserien und Metalheile sind Ubrig, rostbraun ver­
brannt, durchlöchert wie Siebe von Einschüssen und Splittern. 

Von einem Lastwagen existiert nur noch ein Gerippe. Er stand 
auf einer Lich tung neben zwei Bäumen. Von ihnen sind nur 
noch verkohlte StUm pfe übrig, der Boden ist mit staubiger 
schwarzer Asche bedeckt; zwischen Metallteilen, verbranntem 
Gras und BaumstUmpfen ein verbeulter Napalm-Behälter - so 
habe ich von Fo!Os die Napalmkanister in Erinnerung, welche 
die US-Aggressoren über Vietnam abwarfen. 
Das Lager besaß ein Vorratsgebäude, in dem Nahrungsmittel 
aufbewahrt wurden. Nach der Bombardierung existieren nur 
noch die Grundmauern und der zementierte Boden. "Es brann­
te acht Tage lang" erzählte der Wachposten; "es wurde von 
Napalm-Bomben getroffen". 
Wenige Kilometer weiler entlang der gelbbraunen Schouerstra­
ße liegt Camp Victory. In ih m leben 12000 bis 13000 Frauen, 
Mädchen und Kinder - etwa 1/ 4 der Gesamtzahl von F1Ucht­
lingen aus Zimbabwe au f sambisehern GebieL Das Lager hat 
"Tradition": es diente schon vor Jahren als Zunuchl für viele, 
die vor dem barbarischen portugiesischen Kolonialkrieg aus 
Angola genohen waren. Seit 1977 ist es ein ZA PU-Lager. 
Die Unterbringungssituation ist bedrUckend: Neben einigen äl­
teren gemauerten Häusern dienen eine Vielzahl Zelte und sogar 
die Gehäuse ausgedienter Transportfahrzeuge als Unterkunft; 
in jüngerer Zeit wurden eine Reihe einfacher und zweckmäßiger 
längliCher Bungalows gebaut - sie dienen in erster Linie als 
SchlafMuser für die Kinder . J ugendliche und Kinder prägen 
das Bild des Lagers. Jungen MUttern und ihren Kindern stehen 
ein halbes Dutzend Schlafbungalows zur Verfugung, in denen 
sie mit bis zu 25 Personen, ihre Kleinkinder eingeschlossen, un­
tergebracht sind - gestaffelt nach dem Alter der Kinder. Die 
Einrichtung ist spartanisch: Matratzen, Wolldecken, keine 
Bettgestelle; an den Wänden aufgereiht Habseligkeiten wie Toi­
lettenartikel, KleidungsstUcke. 
Die meisten nohen in jungerer Zeit vor dem Terror der weißen 
Rassisten und ihrer schwarzen Handlanger, der berüchtigten 
Truppe der Selous Scouts. Die Schicksale gleichen einander: 
Die Dörfer, in denen sie lebten, wurden von rhodesischem Mili­
tär oder Scouts als "Schlupfwinkel für Guerilleros" Uberfallen 
und niedergebrannt, ihre Eltern ermordet. 
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Die Kinder versteckten sich , versuchten zur Grenze nach Sam­
bia zu fliehen; von Geschwistern, die zu zweit oder mehreren 
flohen, erreichten oft nur eins oder jedenfalls weniger als aufge­
brochen waren das jenseitige Gebiet. Ganze Schulklassen aus 
den Grenzgebieten setzten sich nachts Ober die Grenze ab. In 
der BRD-Presse wurden daraus Kidnapping-Akte von 
ZAPU-"Terroristen". 
Die Versorgungslage ist extrem schwierig. Zwar gibt es Grund­
wasserbohrungen, auch Elektrizität, aber die Ernährung ist 
mangelhaft. In der Regel gibt es nicht mehr als eine Mahlzeit 
am Tage - Shima, einen Maisbrei, der zentral zubereitet und 
disziplinen abgeholt wird. Er füllt zwar die Mägen, ist jedoch 
wenig nahrhaft. Es fehlt an eiweiß- und vitaminhaItiger Nah­
rung; Fleisch, Fisch oder GemOse sind selten. Die Folgen gerade 
fOr die große Zahl Heranwachsender oder fOr dk stillenden 
MOller liegen auf der Hand : drohende Fehlernährung und Feh­
lentwicklung, KIankheitsanfälligkeit . Die meisten Krankheits­
fälle sind Tbc, Infektionen und - trotz des auch nachts meist 
milden Klimas - Erkllltungen . 
Trotz der zahlreichen Mängel und Schwierigkeiten ist von der 
uthargie und Trostlosigkeit, die das Leben in Flüchtlingsla­
gern häufig prägen, kaum etwas zu spOren. Zum einen können 
die dringendsten Bedürfnisse einigermaßen erfüll t werden, zum 
anderen werden die Lagerinsassen nicht einfach ihrem Schicksal 
Oberlassen. Die ZAPU organisiert Schulunterricht, Berufsaus­
bildung, politisches und kulturelles uben. 
Völlige Untlltigkeit und apathisches Erwarten der Hilfsleistun­
gen führte zu unabsehbaren negativen Folgen . Die ZAPU ist 
bemOht, nach dem Vorbild aller revolutionären BefreiungSbe­
wegungen aus eigener Kraft und mit internationaler UnterstOt­
zung ein soziales Leben In Gang zu halten. 
Ein großer Teil der jungen Frauen erhalt eine berufliche Ausbil­
dung bzw . ist produktiv tätig. In geringem Um'fang wird Gemü­
seanbau versucht, Hauptprojekt ist jedoch der Betrieb einer 
kleinen TeXlilfabrik . In ihr werden auf aus Schweden oder der 
DDR gelieferten Webstühlen bzw. Nähmaschinen Wollsachen 
und Kleider hergestellt, was zugleich den Vorteil hat, daß der 
Eigenbedarf zu einem wachsenden Anteil gedeckt werden kann. 
Schwerpunkt der Berufsausbildung fOr Mädchen und Frauen, 
von denen die meisten nie eine Ausbildung erhalten hauen, ist 
ein mehrteiliger Kurs als Sekretärin. In ihm werden Kenntnisse 
in Maschinenschreiben und Ku rzschrift, Englisch und Buchhal­
tung vermittelt. 
Das Hauptaugenmerk der Befreiungsbewegung gilt den Kin­
dern . In seiner NeujahrSbotschaft fOhrt e ihr Präsident Joshua 
M. Nkomo aus: "Unser ganzer Kampf gilt eurem Wohl. Wir 
haben die Verpflichtung, Euch eine Zukunft zu gewährleisten, 
die frei ist von Massakern , Morden, Hunger, Krankheit, Uno 
wissenheit, Unterdrückung und Ausbeutung. Die ZAPU in der 
Patriotischen Front liebt Euch und wird alles in ihrer Macht ste-
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hende tun, Euch 1979, im Internationalen Jahr des Kindes, ge~ 
gen Smith und seine Marionetten zu verteidigen, die Kinder has­
sen. Wir treffen alle Maßnahmen, um jenen, die zu uns kom­
men, eine geeignete Ausbildung zu vermitteln". 
Im ViclOry-Camp wurden mehrere Gebäude errichtet, um den 
Kindern der unteren Jahrgangsstu fen Unterricht eTieHen zu 
können - bis vor kurzem mußte er im Freien erteilt werden, 
was bei Schlechtwetter zum Ausfall fuhm. Freiwillige überneh­
men den Unterricht in Fächern wie Englisch, Mathematik , Geo­
graphie und Geschichte - einer Geschichte aus der Sicht des 
um seine Befreiung kämpfenden afrikanischen Volkes, nicht 
derjenigen der rassistischen Eroberer und Kolonialherren, wie 
sie in den Schulen in Zimbabwe derzeit noch gelehrt wird. 

Kulturelle Impulse 

In enger Verbindung mit dem Geschichtsunterricht steht vor al­
lem der politische Unterricht, der an den Nachmittagen stattfin­
det. " Indoktrination"? Selbstverständlich, erklärt eine Genos­
sin der Lagerleitung. "Aber um aus den Kindern Persönlichkei­
ten zu formen, die den Aufgaben gewachsen sein werden, die 
der Befreiungskampf an sie stellt. Die dann gelernt haben , afri­
kanische Kultur und Geschichte als wertvoll und nicht - wie in 
den Schulen der Rassisten gelehrt wird - als minderwertig zu 
begreifen. Und die dann begriffen haben , was Rassismus und 
Kolonialismus sind". 
Kulturelle Betätigung bildet eine Ergänzung und füllt einen Teil 
der vielen freien Zeit aus. Sie gehorcht noch weitgehend indivi­
duellen Impulsen, aber es sind Bemohungen im Gange, gemein­
same kulturelle Beschäftigung zu fördern, zunächst vor allem 
Musik und Tanz. Im Bau ist eine große, lichte HaUe, die kOnftig 
sowohl Versammlungen als auch kulture llen Darbietungen die­
nen wird . Schon jetzt fi nden zei tweilig Aufführungen von The­
aterstOcken stall. die von den Jugendlichen selbst verfaßt und 
inszenieTi wurden . 
Die Bemühungen und ihre Erfolge, das Lagerleben menschen­
würdig zu gestalten, sind unverkennbar. Die Mitglieder der po­
litischen Leitung und das Lehrpersonal etwa geben sich zuver­
sichtlich. Die Erwartung des Sieges des Befreiungsbewegung ist 
der wichtigste moralische ROckhalt. Doch die Notwendigkeit 
der UnterstOtzung von außen ist nach wie vor Obergroß. Einige 
Regierungen, so die der skandinavischen Länder, die der sozia­
listischen Staaten, SolidaritlUsbewegungen. das flüchtlings­
und Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen leisten materielle 
Hilfe, doch angesichts der wachsenden AOchtlingszahlen wird 
noch ..... eit mehr gebraucht. 
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Südafrika 
Interview mit Eli Weinberg 

Afrikanische Arbeiter 
für radikalen Wandel 

Vor drei Jahren, wenige Wochen nach dem Massaker an aber 
1000 jugendlichen Afrikanerinnen und Afrikanern in Soweto, 
trat die Mehrheit der afrikanischen Arbeiterklasse in einen Pro­
fes/streik. Zu ihm hallen der Afrikanische Na/jona/kongre) 
StJdqfrikas (ANG) und der Südqfrikanische Ge ..... erkschajlskon­
greß (SACTUj aufgerufen. Die SACTU wurde im Mlirz 1955 
gegriindet als der einzige Gewerkschajtn'erband StJdajrikas, 
der allen Lohnabhlingigen, unabhangig von der HOUlfarlw, of­
jen stand. Die brutale Verfolgung durch das Rassistenregime 
zwang die SACTU. ihre Arbeit auch aus dem Ausland, vor af­
lern von London und Doressalam aus, jortzusetzen. 
Der AlB-Redaktion bOI sich Anfang Mai d. J. in Daressalam 
die Gelegenheit, mil EU Weinberg, OrganisationssekreUJr der 
SACTU. ein Gesprach zu jiihren. EI; Weinberg, der aus Lett­
land stammt und seit Ende der 2()er Jahre in der revolutionlJren 
Arbeiterbewegung Siidajrikas tätig ist, war longe Zeit in Siid­
afrika inhaftiert und lebt seil drei Jahren in Daressa/am. 

AlB: Vor kurzem hat die vom Rassisten-Regime installierte sog. 
Wiehahn-Kommission zur Untersuchung der Arbeitsbedingun­
gen in Südafrika ihren Bericht vorgelegt. Welc.hes sind nach 
dem bisherigen Informationsstand die Hauptvorschläge und­
empfehlungen dieses Berichts? 
E. WEINBERG: Man muß sehr vorsichtig sein, was die Ein­
schätzung selbst der Einzelheiten betrifft. die in verschiedenen 
Tageszeitungen berichtet wurden. Danach sieht es so aus, daß 
die Kommission die Abschaffung sowohl der Rassensch ranke 
wie der "job reservation" (Arbeitsplatzreservierung für Weiße) 
und der rassisch unterschiedlichen Behandlung im Industriebe­
reich empfiehlt. 
Sie spricht von der Anerkennung afrikanischer Gewerkschaften 
und von der Zahlung gleicher Löhne für gleiche Arbeit. Was 
hinter diesen Punkten im einzelnen steht , wissen wir noch nicht, 
und es wird notwendig sein, den Bericht sehr genau zu studie­
ren. Seine Vorschläge hören sich sehr progressiv an. 

Nationalpartei: Gewerkschaften unnötig 

Wir mUssen jedoch von den Grundlagen der Politik , der Pro­
grammatik der Regierungspartei in SUdafrika ausgehen. Die 
sIldafrikanische Regierung, die Nationalpartei, hat sich selbst 
vor vielen Jahren das Ziel gesetzt, die Macht der Gewerkschaf­
ten zu beseitigen. 
In ihrem Programm zu den Wahlen von 1948 erklärte sie: Wir 
brauchen keine Gewerkschaften. Wir richten einen zentralen 
Wirtschaftsrat ein und die Nationalpanei ist Sachwalterin aller 
sozialen Gruppen des Landes - eine ausgesprochen faschisti­
sche korporative Vorstellung, in der die Arbeiterinteressen ge· 
koppelt sind an diejenigen der Kapitalistenklasse. Mil dieser 
GrundeinsteIlung zu Gewerkschaften verbunden ist die Philoso­
phie des Rassismus der Nationalpartei, und dieser Rassismus 
beeinflußt vor allem die Einstellung der Partei afrikanischen 
Gewerkschaften gegenüber. 
Was die afrikanischen Gewerkschaften betrifft, so war es offe· 
ne Politik der Regierung, "die afrikanischen Gewerkschaften 

zu Tode zu bluten"; so formulierte es der Arbeitsminister 
Schoemann in den frühen 50er Jahren. Und es gibt keinen 
Grund für die Annahme, die Regierung hätte ihre Haltung ge­
ändert. 
Die Regierung der Nationalisten ist verantwortlich für die Auf­
s-plinerung der Gewerkschaften in rassische Gruppen. Mit dem 
Arbeitsschlichtungsgesetz ("lndustrial Conciliatin Act"), das 
in den 50er Jahren erlassen wurde, wurden die Gewerkschaften 
zersplittert in weiße, "farbige" und indische; die Aflrikaner 
wurden von diesem Gesetz ausgeschlossen. Dieselbe Regierung 
ist verantwortlich für das übel der Wanderarbeit, die gewerk­
schaftliche Organisierung verhindert oder zumindest sehr 
schwierig macht. Die Regierung trägt überdies die Verantwor­
tung dafür. Millionen Afrikanern eine ausländische Staatsbür­
gerschaft aufgezwungen zu haben. 
Und all dies wurde im Namen der christlichen Zivilisation voll­
bracht. Anzunehmen, daß diese Regierung plötZlich ihre Mei­
nung ändern würde, ist lächerlich. 
Es gibt natürlich gewisse ökonomische Zwänge. Die sUdafrika-
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nische Wirtschaft verfügt über zu wenige qualifizierte Arbeits­
kräfte. Es gab eine Zeit, da konnte Südafrika diese unter Wei­
ßen rekrutieren, die aus Europa kamen, aber diese Quelle ist 
versiegt; zum einen, weil die Bedingungen in SUdafrika nicht 
mehr viel besser sind als in den europäischen Ländern, zum 
zweiten wegen der politischen Unruhen der 70er Jahre, die SU­
dafrikas Attraktivität vermindert haben, und drittens, weil viele 
Arbeiter durch die Arbeit der Anti-Apartheid-Bewegung in al­
len Teilen der Welt den wahren Charakter des Regimes in Süda­
frika erkannt haben. 
Dies ist der Grund dafür, daß die Kapitalisten in Südafri ka Kla­
ge führen, die Rassenschranke zu beseitigen, afrikanische Ar­
beiter wenn nicht in qualifizierte, so wenigstens in halbqualifi­
zierte Berufe zu lassen. Es gibt natürlich noch einen anderen 
Trend in der Industrie, nämlich, daß die hohen Qualifikationen 
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weißer Arbeiter nicht mehr in dem Maße benOtigt werden: Die 
Facharbeiterberufe sind zerstückelt worden in kleine Operatio­
nen, die von Maschinen ausgeführt, von Maschinenfüh rern be­
dient werden können. 
Nehmen wir als Beispiel die Entwicklung in der Maschinenbau­
industrie Südafrikas. Bis zum 2. Weltkrieg war unsere Maschi­
nenbauindustrie weitgehend eine militärische Einrichtung; die 
Beschäftigten reparierten Maschinen, die importiert, nicht im 
Lande hergestellt wurden. Tm 2. Weltkrieg kam es jedoch auf­
grund der Isolierung durch den Kriegszustand und des Verlan­
gens der Kriegsindustrie zu einem Wachsen einer echten Ma­
schinenbauindustrie. Und heute produziert Südafrika hochent­
wickelte Maschinen. 
In der Zeit des entstehens dieser Industrie bestanden die im Ma­
schinenbau Beschäftigten aus rund SO 1170 Weißen und SO lITo 
Schwarzen; die Weißen waren allesamt hochqualifizierte Fa­
charbeiter, die Schwarzen alle einfache Arbeiter. Heute sieht 
die Verteilung in dieser Industrie anders aus. Nur mehr etwa 
20 1170 sind Weiße, 80 1170 dagegen Schwarze. Von diesen 20 1170 
weißer Arbeiter sind lediglich 9-10 OJo hochqualifiziene Fa­
charbeiter, die übrigen Maschinenführer. Von den schwarzen 
Arbeitern, die nun 801170 ausmachen, sind nach meiner Schät­
zung 60-70 sOfo Maschinenfüh rer, also keine ungelernten Ar­
beiter. Der gesamte Charakter dieser Branche hat sich also ge­
wandelt. 
Das ist ein Faktor. Die Industrie benötigt mehr und mehr zu­
mindest teilqualifizierte , angelernte Arbeiter, die sie heute nur 
aus den Reihen der Schwarzen rekrutieren können. Dies also ist 
ein ökonomischer Druckmechanismus für diesen Wandel. 
Meiner Ansicht nach ist jedoch die Einsetzung dieser Wiehahn­
Kommission weitestgehend ein Schauspiel fUr die internationale 
Öffentlichkeit; sie ist ein Versuch, der Nationalisten-Regierung 
Südafrikas ein progressives Image zu verleihen, dsas sie au f­
grund ihres Programms, ihrer Politik und Geschichte nicht be­
sitzt. Deshalb müssen wir äußerst vorsichtig sein. Schöne Wor­
te, schöne Vorschläge - aber was steckt dahinter? 
Ein weiterer Grund ist schließlich auch der massive internat io­
nale Druck, der vom ANC, der SACfU, der Anti-Apartheid­
Bewegung organisiert wurde. Hierzu muß selbst der Druck sei­
tens der westlichen kapitalistischen Länder gerechnet werden, 
die einige Änderungen verlangen, um ihre fongeselZte Kollabo­
ration rechtfertigen zu können. Es gibt auch kapitalistische 
Gruppierungen in Südafrika selbst, die bestimmte Änderungen 
fordern, Oppenheimer und andere. 

Das Tor zu r G leichheit ? 

Al B: Nun hat die südafrikanische Regierung erklärt, die Emp­
fehlungen in kurzer Zeit in Gesetzesform zu bringen. Kann man 
etwa am Beispiel des Vorschlags, jedermann ungeachtet seiner 
Hautfarbe, des Geschlechts usw. Zugang zu Gewerkschaften zu 
gewähren, zeigen, worauf sich die negativen Erwanungen grün­
den lassen? 
E. WE INBERG: Es ist selbstverständlich ohne genaue Lektüre 
des Berichts schwer, in Einzelheiten zu gehen. Man muß sehen, 
wie die einzelnen Vorschläge umschrieben werden, welche For­
mulierungen gebraucht werden. Die Formel "registrierte Ge­
werkschaften" zum Beispiel: Die Registrierung von Gewerk­
schaften ulller dem alten Arbeitsschlichtungsgesetz schwächte 
die Gewerkschaftsbewegung erheblich. Die Registrierungsbe­
hörde für Gewerkschaften übte Vollmachten aus, welche Sat­
zungen sie zu haben hätten, über die Finanzen der Gewerk­
schaften, selbst über die Wahlen von Funktionären. Wollen wir 
solch eine Art von Anerkennung? 
Wir müssen, gerade vor dem Hintergrund unserer Erfahrungen, 
sehr vorsichtig und wachsam sein. Auch die Menschen im Aus­
land - viele werden geneigt sein zu sagen: das sieht sehr gut 
aus, und deshalb fordern, den Druck auf Südafrika zu verrin­
gern , also genau das, was die Regierung anstrebt - müssen ih­
ren Druck aufrecht erhalten , ihre Forderungen nach Rückzug 
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der Investitionen, nach einem Stopp der Auswanderung nach 
Südafrika, nach einem Boykott Südafrikas. 
AlB: Es gab Berichte, nach denen Lucy Mvubelo, Präsidentin 
der Bekleidungsarbeitergewerkschaft, sich begeistert gezeigt ha­
be über die Ergebnisse der Kommission. Wie steht die SACfU 
dazu? 
E. WEINBERG: Lucy Mvubelo genießt den Ruf einer Emissä­
rin der slldafrikanischen Regierung; sie gehl häu fig auf Aus­
landsreisen und vertritt die Politik der südafrikanischen Regie­
rung. Wenn sie also jubelt, so ist dies durchaus fü r uns Grund 
genug, mißtrauisch zu sein . 
Um vom gegenWärtigen Stand auszugehen: Lucy Mvubelo und 
ihre Bek leidungsarbeitergewerkschaft haben soeben ein Tan­
fabkommen mit den UllIernehmern abgeschlossen und dabei ei ­
ne Erhöhung der Wochenlöhne um I Rand ( = 2,2 DM, Stand 
März 1979) vereinbart, auf eine Wochenlohnhöhe von 11-12 
Rand . Als sie gefragt wurde, wie sie diese Vereinbarung ein­
schätze, war sie enthusiastisch, aber wir sind ziemlich sicher, 
daß die Gewerkschafts mitglieder nicht enthusiastisch sind, weil 



dieser Lohn von ihnen bereits 30 Jahre zuvor verdient worden 
war. Eine Lohnerhöhung um I Rand ist keine in Anbetracht der 
enormen Steigerung der Lebenshaltungskosten seit dem letzten 
Abkommen. 
Aber ihren Enthusiasmus verdan kte sie noch einem anderen 
Grund: Sie behauptete, dieser Lohn sei bedeutsam, weil er nun­
mehr derselbe für Weiße wie für Schwarze sei. Das ist purer Un­
sinn. Denn die Weißen, d, h. weiße Frauen, arbeiten nicht mehr 
in Fabriken. Ihnen stehen andere Berufe offen wie im Ge· 
schäftsbereich, im Staatsdienst, in Berufen, in denen sie weit 
mehr verdienen. Sie wUrden fU r derartige Löhne nicht mehr ar· 
beiten. 
Daher ist Lucy Mvubelos Begeisterung darUber, hiermit sei das 
Tor zur Gleichheit in der Bezahlung geöffnet, unsinnig, zomal 
viele dieser Berufe Schwarzen gar nicht offen stehen, in denen 
Weiße das Mehrfache dessen verdienen, was in der Bekleidung­
sindustrie gezahlt wird. 
Al B: Sieht man einmal von den Einzelheiten des ReporlS ab, er­
öffnen seine Empfehhlflgen der SACTU möglicherweise den 
Weg, zu vollkommen legaler Arbeit zurückzukehren, nachdem 
die SACfU - ohne verboten zu sein - in den späten 60er Jah ­
ren in einen Status der Halblegalität gedrängt worden war? 
E. WEINBERG: In der Tat, die SACTU ist eine legale Organi­
sation. Theoretisch kann die SACfU offen arbeiten. Sie kann 
jederzeit in Johannesburg zum Beispiel ein Büro eröffnen. 
Aber: Jede Person, die im Namen der SACTU aktiv würde, be­
käme buchstäblich den Hals durchgeschnitten. Sie wUrde Re­
striktionen unterworfen, gebannt, inhaftiert, ohne Verfahren 
unbegrenzt eingesperrt oder in einer Polizeizelle ermordet. Das 
sind Dinge, die sämtlichen Mitgliedern des Nationalen Elleku­
tivkomitees in den 50er Jahren widerfahren sind und den mei­
sten SACTU-Funktionären in den 60er Jahren, als alle Mitglie­
der des Exekutivkomitees unter Bann gestellt und mit dem Ver­
bot belegt wurden, weiterhin Gewerkschaftsarbeit zu betreiben. 
Das BUro wurde von einer Schreibkraft offen gehalten, einem 
19 Jahre alten Mädchen, die das Büro aufrecht hielt , damit et­
wa die Beschwerden von Mitgliedern , die ins Büro kamen, bear­
beitet werden konnlen. Sie wurde für 5 Jahre unter Bann ge­
steilt und ihr wurde verboten, weiterhin gewerkschaftlich zu ar­
beiten, so daß das BUro geschlossen werden mußte, obwohl nur 
eine Sekretärin darin gewesen war! 

Grundübel: Feh len vo n Arbeiterrechten 

Sicher, die Regierung hat die SACTU nie verboten. Dafür gibt 
es einen Grund. Sie haben sie nicht verboten, weil aufgrund in· 
ternational anerkannter Konvent ionen und Grundsätze jede 
Regierung, die eine Gewerkschaft verböte, weltweit einen sehr 
schlechten Ruf bekäme; und die südafrikanische hat einen, der 
schlecht genug ist. Außerdem möchte sie eines Tages zurOck in 
die Internationale Arbeitsorganisation ( ILÜ), und deshalb hat 
sie dies offen gelassen, indem sie die SACTU nicht verbot. 
Der Grund aber dafür. daß SACTU-Aktivisten und SACTU· 
FÜhrungsmitglieder - und nicht nur diese, sondern auch aktive 
Gewerkschafter, die nicht SACTU-Mitglieder waren - ge· 
bannt, mit Restriktionen belegt und verfolgt wurden, liegt dar· 
in, daß sie eine kämpferische Haltung einnahmen gegen das ge­
samte Apartheidsystem und nicht nur bei alltäglichen gewerk­
schaftlichen Aufgaben. 
AlB: Können Sie diesen Punkt näher ausflIhren? 
E. WEINBERG: Der Punkt ist, daß es flIr die afrikanischen 
Arbeiter unmöglich ist irgendeine dauerhafte Vertiesserung ih­
rer Löhne, Arbeitsbedingungen oder Lebensverhältnisse zu er­
zielen ohne die Macht, die Gesetze des Landes zu beeinflussen. 
Und jeder Gewerkschafter in Südafrika, der diesen Namen ver­
dient, wird dies einsehen und wird ökonomische Forderungen 
mit der Forderung nach pOlitischen Rechten verbinden. 
Wir haben eine Regierung, die jetzt sagt, sie wolle afrikanische 
Gewerkschaften anerkennen. Morgen mag diese Regierung ihre 
Meinung ändern und aufhören, sie anzuerkennen, wie dies in 

der Vergangenheit geschehen ist. 
Welchen Einfluß kann die Masse der Arbeiter auf diese Regie· 
rung ausüben? Sie haben kein Stimmrecht, die Regierung 
braucht auf sie keine Rücksicht zu nehmen . Die Weißen haben 
das Stimmrecht, aber nicht die Schwan.c:n. Um aber Arbeitsge­
setzgebung. T ari fgesetze, Arbeitslosenversicherungsgesetze , 
Entschädigungszahlungen - alle Gesetzgebungsvorgänge, wel­
che Arbeiter betreffen, zu beeinflussen, mUssen die Arbeiter 
politische, demokratische Rechte haben. Das aber ist etwas, 
was die südafrikanische Regierung nicht hinnehmen wird. 
Es gibt in anderen Teilen der Welt eine ganze Reihe von Ge· 
werkschaftern, die uns erklären, politiSChe Fragen seien keine 
gewerkschaftlichen. Wir müßten uns auf gewerkschaftliche 
Fragen beschränken. Ich sage, daß es überall in der Welt Un­
sinn ist , derlei zu behaupten. In Südafrika aber, unter den Be­
dingungen in SUdafrika, ist es geradezu lächerlich. Man kann 
die Fragen besserer Arbeitsbedi ngungen oder höherer Löhne 
nicht von der Frage der demokratischen Rechte isolieren. Denn 
dies war die Tragödie der südafrikanischen Arbeiter, daß sie 
Apartheid, Wanderarbeitsgesetze, Diskrimi'nierung und Verfol­
gung in allen Bereichen hinnehmen mußten, weil sie keinerlei 
politische Rechte besitzen. 

Den Organisationsgrad a nheben 

AlB : Wie beurteilt die SACfU unter diesem Gesichtspunkt die 
Rolle der bestehenden afrikanischen Gewerkschaften, also z. B. 
auch derjenigen Lucy Mvubelos, in der - wie in manchen an­
deren - politische Fragen offiziell ausgeklammert sind? 
E. WEINBERG: Unsere Position ist folgende. Wir haben in 
SUdafrika etwa 8,5 Mio Arbeiter, davon 1,5 Mio Weiße, "Far­
bige" und Inder, 7 Mio Afrikaner. Ich schätze den Prozentsatz 
organisierter Arbeiter unter den Weißen, "Farbigen" und In ­
dern auf ungefäh r 20-25 O{o. Was aber die 7 Mio afrikanischen 
Arbeiter betrifft, so sind grob geschätzt I 0'/0 Mitglieder von Ge­
werkschaften! 
Die Position der SACTU ist die: Wir achten nicht darauf, wie, 
warum oder durch wen afrikanische Arbeiter in Gewerkschaf­
ten organisiert werden. Wir wollen, daß afrikanische Arbeiter 
in Gewerkschaften organisiert sind, und wir begrüßen jeden 
Versuch, sie zusammenzubringen, zu organisieren in Gewerk· 
schaften . Wir mögen sogar Differenzen zu manchen politischen 
Positionen haben, die dabei vertreten werden. aber das Ent­
scheidende ist, daß Arbeiter organisien sein müssen. 
Wenn wir sagen, wir differieren in den politischen Auffassun­
gen, so sagen wir gleichzeitig, daß wir der Ansicht sind, daß 
halbherzige Politik bei den Afrikanern heute nicht mehr ver­
fängt; sie sind mißtrauisch Methoden gewerkschaftlicher Orga. 
nisation gegenUber wie sie frUher vorkamen; sie sind mißtrau ­
isch Leuten gegenUber, die ihnen erklären, sie mUßten sich für 
irgendwelche begrenzten Minimalforderungen organisieren. 

Heute wollen die afrikanischen Arbeiter einen radikalen Wan­
del der GesellschaftsSlTuktur. Sie wollen eine neue Gesellschaft, 
und wenn sie sich heute organisieren, dann ist es dafOr. Sie wer­
den ihre Macht einsetzen, um höhere Löhne und bessere Ar­
beitsbedingungen zu erkämpfen, um ihre ökonomischen Forde­
rungen voranzubringen, aber zugleich kämpfen sie fOr eine bes­
sere Gesellschaft, ein Ziel, das allen Forderungen des afrikani­
schen Volkes und besonders der Arbeiter zugrundeliegt. 
Deshalb ist die Organisierung der afrikanischen Arbeiter in Ge­
werkschaften Bestandteil des Kampfes für die nationale Befrei­
ung. Ohne die Organisierung der afrikanischen Arbeiter ist die 
Befreiungsbewegung geschWächt. Daher begrUßen wir jeden 
Versuch der Organisierung, vorausgesetzt, sie folgt einer Poli­
tik, die die afrikanischen Arbeiter ermutigt, Gewerkschaftsmit· 
glieder zu werden. Wir vertreten auch den Standpunkt, daß es 
ftl r die bestehenden afrikanischen Gewerkschaften unerläßlich 
ist, ihre Kräfte zusammenzufassen, sich zusammenzuschließen, 
nicht um ihre jeweiligen engen Gruppeninteressen zu fördern, 
sondern um des Zieles willen, die Massen der unorganisierten 
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Arbeiter zu gewinnen; wir wollen eine Einheitsfront der afri ka­
nischen Gewerkschaften, um die afrikanischen Arbeiter zu or­
ganisieren , insbesondere in den Bereichen, in denen der Organi-
5ationsgrad faktisch gleich null ist, im Bergbau, auf den Groß­
farme n, im Transportsektor, den Hafenanlagen, Eisenbahnen, 
wo gewerkschaftliche Organisation unbedingt notwendig ist. 
Unsere Einstellung gegenüber den bestehenden afrikanischen 
Gewerkschaften ist, ihnen zu helfen stärker zu werden und sich 
zu entwickeln ; im Maschinenbausektor gibt es zwei, drei Ge­
werkschaftsgruppierungen der Afrikaner; wir meinen, daß sie 
sich zusammenschließen soll ten zu einer einzigen Gewerkschaft, 
um die Arbei ter dieser Branche zu organisieren . Ihr gegenwärti­
ger Gesamtmitgliederbesland ist verschwindend im Vergleich 
zur Arbeiterzahl in dieser Branche. 
Unsere GrundeinsteIlung zu bestim mten afrikanischen Gewerk­
schaften - wir erwähnten diejenige Lucy Mvubelos - ist, daß 
wir es für notwendig halten sie zu stärken, den n diese ist keine 
starke Gewerkschaft. Eine Gewerkschaft, die nicht mehr er­
reicht als einen Lohn von 11-12 Rand in der Woche, einen 
Lohn, der schon vor 30 Jahren bezahlt wurde, ist keine starke 
Gewerkschaft. 
Schon gar kein Grund ist es, enthusiastisch zu sein. Es ist viel­
mehr Beleg dafUr, daß Lucy Mvubel0 einer falschen Politik 
folgt, daß sie die Massen der Arbeiter nicht inspiriert. Wir glau­
ben, daß die Arbeiter in der Bekleidungsindustrie ihre Führung 
auswechseln sollten, aber das ist deren Sache. 

Mobilisierung für den Befreiungskampf 

Aber wir glauben , daß es unsere P flicht ist, die Arbeiter aller 
bestehenden Gewerkschaften zu vereinigen für die gemeinsame 
Aufgabe, erstens ihre eigenen Positionen zu stärken, zu konso­
lidieren, und zweitens für die Aufgabe, die Masse der Unorga­
nisierten zu organisieren. 

A I B: Welche Rolle spielt die SACTU innerhalb der Gesamtstra­
tegie des Befreiungskampfes in Sildafrika? 
E. WEINBERG: Nun, die SACTU ist Mitglied der Kongreßal­
lianz (Zusammenschluß der dem ANC verbundenen Organisa­
tionen der Inder, Afrikaner, Mischlinge usw.: d . Red.) und 
zwar vom Tage unserer Gründung an. Wir haben die Freiheits­
charta (ANC-Programm von 1955, Wortlaut in AlB-Sonder­
druck 1/ 1977; d. Red.) als die Grundforderung der Arbeiter in 
Südafrika akzeptiert. 
Unsere Aufgabe beSieht darin, die slldafrikanischen Arbeiter 
für den Befreiungskampf zu mobilisieren. Das ist unsere Haupt­
aufgabe. Zugleich ist es unsere Aufgabe, internationale Unter­
stützung für diesen Kampf zu mobilisieren, die Arbeiterklasse 
und die progressiven Kräfte in allen Teilen der Welt über die 
wahren Lebensbedingungen der südafri kanischen Arbeiter auf­
zuklären und ihre UnterstOtzung fOr die südafrikanische Arbei­
terklasse zu sichern. 
Unsere Hauptaufgabe liegt in Slldafrika: die Arbeiter zu orga­
nisieren, die Gewerkschaften aufzubauen, die Interessen der 
südafrikanischen Arbeiter zu fördern. 
Unsere internationale Politik basiert in erster Linie auf den In­
teressen der sildafri k.anisehen Arbeiter. Aber wir haben auch ei­
ne Verpflichtung gegenüber den Arbeitern der übrigen Welt. 
Wir milssen den Arbeitern überall klarmachen, daß die Apart­
heid nicht nur ein Feind der slldafrikan ischen Arbeiter ist - sie 
ist ein Feind der gesamten Arbeiterbewegung der Welt. 
Die Ideologie des Rassismus, die eine Ideologie des Faschismus 
ist, erhebt ihr Haupt in fast allen Teilen der Welt: in Großbri­
tannien, in den USA, in der Bu ndesrepublik. Der Rassismus 
wird zu einer Bedrohung der Arbeiter-, der Gewerkschaftsbe­
wegung, und es liegt im Interesse der Arbeiter llberall auf der 
Weh, daß diese Quelle des Rassismus, die Apartheid in SOdafri­
ka, vernichtet, ausgelöscht wird. Das ist nicht nur eine Frage 
unserer Interessen in Südafri ka, es ist eine Aufgabe der Ge­
werkschaftsbewegung in allen Teilen der Welt, weil der Rassis­
mus ein Feind der Arbeiter in aller Welt ist. 

Das luni-Heft " frontal" bringt unter anderem: 

• Zur Diskussion nach Harrisburg: Ist die atomare Katastro­
phe vemleldbar? 

• 30 Jahre NATO - 30 Jahre Aufrüstung. 

• Sonderteil Gewerkschaftsgeschichte. "frontal" durchbricht 
das Publikationsembargo gegen Fülberth/DeppelHarrer. In­
terview mit Georg Fülberth: "Man schlägt den Sack und meint 
den Esel." 

• Mechtild Jansen berichtet vom Juso-Bundeskongreß. 

• " Europawahlen und das Vormachtstreben der BRD" - ein 
Beitrag von H.-J. Axt und F. Deppe. 
Außerdem: Berichte und Analysen aus Hochschule und Ge­
sellschaft. Großer Kulturteil. 

---------------~ 
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BRO -Neokolonialismus 
Seit Beginn der 70er Jahre ist die Bonner Ajrikapo!irik immer stUfker ins Kreuifeuer der internationalen Kritik geraten. Dies war uns 
Anlaß. die Beziehungen unseres Landes turn afrikanischen Kontinent im Rahmen unserer Serie BRD-Neokolonia/ismu$ (erCi/fnel in 
A lB 7-8//978) einer eingehenden Untersuchung zu unlerziehen. Der Bonner Aj rikapolitik stehen mehrere Instrumente zur Ver/U·· 
gung. Anhand der Handelsbeziehungen, der privaten Kapitalexporte und der sog. En/Wicklungspolilik gibl R. Falk einen Obe,bfick 
tiber den derzeitigen Stand der neokolonialen Ajrikaexponsion der BRD. Von großer Bedeutung JiJr den Ausbau bundesdeutscher Po­
sitionen in Afrika sind Instrumente kollektiver imperialistischer MochtausiJbung, voran die NA TO und die EWG­
Asso:<.iierungspolitik. Seide Wirkungsbereiche werden in gesonderten Beitragen der Mitarbeiter des Berliner Instituts/ür Internationa­
le Politik und Wirtschaft: A. Babing und E. Czaya analysiert. A. Babing behandelt die milittirische Komponente des westdeutschen 
Neokolonialismus im einzelnen. E. Czaya schließlich weist nach, daß sich die meisten der Ho//nungen. die die Enlwicklungsftinderan 
das 1975 mit der EWG geschlossene Lome-Abkommen geknüpft hallen, bis heUle nicht er/ol/ten. 

Rainer Falk Bonner Afrikapolitik 
der 70er Jahre 

Z .. ·ej .. Jc .... "r. .. Sei' cn de r Bon"", Afrihpoli,,~ "><k ....... s.ln ""~ im tIonn- lle>ucb.k> oudafn ' om,d><" Ra-.<i>' clKhd. Vo,.' . , Mi" . 1976 (I.) und de, Sambr.· '1"101 '" von Bu"dc.k'r"lZk, Schmid, 
MiucI978(, .) 

Seit dem Zusammenbruch des portugiesischen Kolonialsystems 
1974/75 hat Afrika in der Bonner Außenpolitik einen neuen 
Stellenwert gewonnen. Vergleicht man die Afrikapolitik der 
50er und 60er Jahre mit der der jüngsten Periode, so ergibt sich: 
Nicht nur das relative Gewicht Afrikas hat sich erhöht, auch 
konzeptionell ist ein Wandel eingetreten. Man versucht, die po­
litische Veränderungen auf dem Kontinent in Rechnung zu stei­
len, freilich ohne sich dabei von den übergeordneten Prämissen 
und Zielsetzungen radikal zu lösen. Daraus ergibt sich notwen­
digerweise eine tiefe Widersprüchlichkeit der westdeutschen 
Afrikapolitik. 
Die aggrevsiv-expansionistische Linie der Afrikapolitik der 
BRD ist in den beiden Jahrzehnten nach dem 2. Weltkrieg off 
Oberdeckt worden infolge der nach der Niederlage des deut­
schen Faschismus - die auch ein Scheitern deutscher Kolonial­
plane gegenober Afrika bedeutete - eingetretenen generellen 
Schwachung der Position des deutschen Imperialismus. Bereits 
nach dem I. Weltkrieg waren die kolonialistischen Positionen 
Deutschlands in Afrika, vornehmlich in Nambia und Ostafrika, 
liquidiert worden. Das Kolonialmonopol der Kon kurrenzmach­
te - voran Großbri tanniens und Frankreichs, mit Abstrichen 
Belgiens - verschloß der Bu ndesrepublik nicht nur den Weg 

zur Wiedererrichtung traditioneller politischer Einflußspharen; 
es wirkle auch hemmend auf die Eroberung neuer Mlirkle und 
Kapitalanlagesphä ren bis in die 60er Jahre hinein. Ausgenom­
men blieb Südafrika, mit dem Bonn bereits Ende der 40er Jahre 
wieder enge pOlitische und ö konomische Kontakte etablierte. 
Im Kontext der bewußt vorgenommenen Westintegration der 
BRD hielt es Bonn in den 50er Jahren fü r angebracht, die Kolo­
nialpolitik Großbri tanniens und Frankreichs (z. B. im Algerien­
krieg) zu unterstützen. Portugal erhielt als NATO-Partner gar 
o ffen militärische Beihilfe in seinen Kolonialkriegen. Verbale 
Bekenntnisse zum "Selbstbestimmungsrecht der Nationen" 
schienen hingegen nur dann oppoTlun, wenn damit aus dem 
Unabhängigkeitswillen der Völker Afrikas politisches Kapital in 
der Systemauseinandersetzung mit der sozialistischen DDR ge­
schlagen werden konnIe. 
Gleichwohl galt Afrika in der amtlichen Zieldefinition der weSI­
deUischen Außenpolitik sehr bald wieder als " natürlichstes Feld 
deutscher und europäischer Interessen." I Die EWG-Integra­
tion fungierte dabei für die BRD nicht nur als Instrument zur 
Wiedererlangung hegemonialer Positionen in Wcsteuropa. Mit 
der Gründung der EWG bekam Bonn auch einen Hebel in die 
Hand, der bei der Einflußausweitung in den afrikanischen Ko-
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lonialgebieten etwa Frankreichs und Belgiens, später dann 
Großbritanniens, nützlich war. Von Anfang an drängte die 
Bundesrepublik in der westeurOpäisch-afrikanischen Assoziie­
rungspolitik auf den Abbau der aus der Kolonialzeit herriIhren­
den Sonderbindungen Afrikas an die Konkurrenzmächte. 
Die Mult ilateralisierung der Abhängigkeit Afrikas stellt sich so 
als Voraussetzung und Ausgangspunkt zu r Erneuerung aggres­
siv.expansionistischer Anspruche des deutschen Imperialismus 
dar. Als Zuspätgekommener bei der Neugruppierung westlicher 
Einflußzonen in Afrika mußte Bonn ferner ein besonders Maß 
an Flexibilität bei der Verfolgung seiner Ziele entwickeln. Bis 
zum Beginn der 70er Jahre versuchte es vor allem aus der Tatsa­
ehe Nutzen zu ziehen, daß Deutschland seit 1918 keine Kolo­
nialmacht mehr war. 
Genau dieses "positive Bild" der Westdeutschen in Afrika ist 
freilich in dem Maße korrigien worden, wie die Bonner Posi­
lion in Afrika an Gewicht hinzugewonnen hat und wie die Kon­
linuitätslinie traditioneller Expansionsanspruche wieder deutli­
cher hervorgetreten ist. Die weltpolitische Rolle, die auf der 
Grundlage seiner ökonomischen Potenz seit Beginn der 70er 
Jahre zugefallen ist, hat auch in Afrika zu Belastungen gefUhrt. 
Dies Betrifft nicht nur die Konsequenzen aus der mi litärisch­
atomaren Zusammenarbeit mit dem südafrikanischen Rassi­
stenregime und der Bekämpfu ng der sozialrevolutionären Ent­
wicklungen in Angola, Mocambique u. a. Ländern des Konti­
nents. Bonns Einbeziehung bzw. aktive Einschaltung in das in­
ternationale konterrevolutionäre Krisenmanagement (u. a. sei­
ne Teilnahme an den Nambia-Gesprächen, seine UntftstOtzung 
der angloamerikanischen Positionen in Zimbabwe), seine Zu­
sammenarbeit mit Zaire im Zuge der OTRAG-Affäre, die Par­
teinahme für die somalische Regierung bei ihrer Aggression ge­
gen Äthiopien, die Unterstiilzung fOr das französisch-belgische 
Interventionsabenteuer in Shaba - alles dies sind neuralgische 
Punkte der Bonner Afrikapolitik geworden. Sie zeigen mehr 
noch als die Unterstützung der portugiesischen Kolonialpolitik 
in den 60er Jahren, daß die BRD heute wieder - jenseits des 
stereotyp wiederholten Anspruchs, in Afrika nicht nach Ein· 
nußsphären zu streben - eine rigorose Expansionspolitik be­
treibt. Die dabei errungenen Positionen sollen im folgenden bi­
lanziert werden, um auf dieser Grundlage einen Überblick über 
die aktuellen Probleme der westdeutschen Afrikapolitik zu ver­
mitteln. 
Die biSherigen AusfOhrungen zeigen, daß es verfehlt wäre, die 
Bedeutung Afrikas fOr die Bundesrepublik und die westdeut­
schen Konzerne allein am Volumen der Handels- und Kapital­
beziehungen messen zu wollen. Gleichwohl bilden diese Formen 
der ö konomischen Durchdringung die neokoloniale Basis der 
Beziehungen der BRD zum afrikanischen Kontinent. 

Durchbruch des BRD·Afrikahandels 

Die Bedeutung Afrikas als Handelspartner der zweitgrößten 
Exportnation der Welt, der Bundesrepublik, erscheint zunächst 
vergleichsweise gering: Nur 7,6'1/0 aller westdeutschen Importe 
kamen 1977 aus Afrika, während lediglich 5,8 '1/0 der westdeut­
schen Exporte auf Afrika entfielen. ~ Auch innerhalb der sog. 
Dritten Welt rangiert Afrika sowohl als Abnehmer westdeut­
scher Waren als· auch als Absatzmarkt der BRD- Industrie kei­
neswegs an der Spitze: 1977 vereinigte es 25,2070 alter Dritte­
Welt-Impone auf sich (zum Vergleich: Asien 45,7 0J0, Lateina­
Illcrika 27,6 %l, während es 26,8 070 aller westdeutschen Exporte 
in EntwiCklungsländer aufnahm (Asien 52,0070, Lateinamerika 
21070).J 
Dieses Bild wird freilich korrigiert, wenn man die Warenmuk­
tur des westdeutschen Afrikahandels genauer betrachtet. Dabei 
fä llt auf, daß 34,4 0J0 aller von der Bundesrepublik imponierten 
Rohstoffe 1977 aus Afrika kamen. 4 Von herausragender Be­
deutung sind hier die Imporle aus Libyien, Algerien und Nige­
ria, aus denen etwa 2/3 aller westdeutschen Ölimporte kom­
men. Was für den Energieträger Öl Nordafrika und Nigeria, ist 
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für die Rohstoffzu fuhr der westdeutschen Kernindustrie Süda­
frika: Die R$A deckt etwa 40% des BRD-Bedarfs an nu klearen 
Brennsloffen. s Von einiger Wichtigkeit insbesondere für die 
Erzzufuhr der BRD sind neben Südafrika vor allem Sambia, li­
beria, Gabun, Guinea und Zaire. 6 

Die Rolle Afrikas für den westdeutschen Außenhandel ist also 
differenziert zu sehen. Bei Afrika-Importen dominieren eindeu­
tig Rohstoffe, die größtenteilS von erheblicher strategischer Be­
deutung fü r die BRD-Wirtschaft sind. Bei den Ausfuhren der 
BRD nach Afrika sind Fertigwaren, vor allem hochwertige In­
vesti tionsgüter tonangebend, wobei beachtet werden muß, daß 
der afrikanische Markt gegenwärtig ( 1977) nur 6,11170 der ge­
samten westdeutschen Fertigwarenexporte aufnimmt. 7 

Hierin spiegelt sich einerseits sicher das llber lange Jahre hinweg 
festgeschriebene und aus dem KOlonialsystem überkommene 
traditionelle Muster der Arbeitsteilung zwischen entwickelten 
kapitalist ischen Staaten und Entwicklungsländern wider, das 
le tztere zum Rohstoffanhängsel der imperialiSlischen Zentren 
machte. Andererseits jedoch ist das - im Vergleich zu Asien 
und Latcinam.erika - unterrepräsentierte Gewicht des Afrika­
handels der BRD auf das spezi fi sche Entwicklungsniveau dieses 
Kontinents und die lange koloniale Abschirmung durch Groß­
britannien, Frankreich oder Belgien zurllckzufOhren. Der Zu­
sammenhang von Entwicklungsniveau und Attraktivitä.t des je­
weiligen Marktes für den BRD-Außenhandel Iä.ßt sich sehr 
deutlich an der regionalen Konzentration des westdeutschen 
Afrikahandels ablesen, woruber Tabelle I Auskunft gibt. 

Tabel le I 
Mrikahandel der BRD 1973- 1977 (in Mio DM) 

t973 t974 197~ 1976 ]977 

IMPORT 9306 t6246 t4 3,8 ]6968 17924 
davon: Libyen 2222 4248 3448 5273 '027 
Algerien 1409 2827 B27 2881 2729 
Nigeria 1074 2836 2376 2454 H53 
SIldafrika 1434 I'" 2179 2254 B55 
ÄgYPlen 148 165 128 I" 193 

EXPORT 76t 6 11284 124H 14264 tH77 
davon: Nigeria '" 890 16t9 217S 2990 
Algerien '" 1242 1503 1858 2502 
Südafrika 2372 3641 3390 3 ]49 "" Libyen ,'" 1035 ] 321 13]~ 1508 
Ägypten J29 "0 1044 1471 1364 
(Q ... II<: S"1iOliotl><!. Jahrt>u<h fQ, dir O"Dd$tPUblik !k\J'><hland. Stuttpf1_Mai", 19"11. 
S. 1~1: WiS,a 11/19111. 

Für lange.Zeit war die Republik SUdafrika der attraktivste Ab­
satzmarkt der westdeutschen Konzerne auf dem afrikanischen 
Kontinent. Dies ändert sich erst im Gefolge des Ölbooms 1973, 
der den Ländern Nigeria, Algerien und Libyen das für Investi­
tionsgüter notwendige Devisenpolster verschaffte. 1977 gingen 
allein 58, 1 0J0 der westdeutschen Afrikaexporte in vier L!1nder, 
die entweder ein gewisses kapitalistisches Entwicklungsniveau, 
verbunden mit einem attraktiven Markt des "gehobenen Be­
darfs", bereits erreicht hatten (RSA), oder die - wie Nigeria, 
Algerien und libyen - mit Hilfe der Ölmilliarden in die Lage 
kamen , forcierte Indusuialisierungsprozesse in Gang zu setzen. 
Dies hat sogar dazu geführt, daß Südafrika seine Rolle als be­
deutendster Exportmarkt fUr die westdeutsche Industrie zwi­
schenzeitlich an Nigeria und Algerien abtrat. Insgesamt - SO 

kann geschluß folgert werden - ist also von einer wachsenden 
Bedeutung sowohl des su bsaharischen Afrika wie der nordafri­
kanische Ölstaaten als Absatzmärk te der BRD auszugehen . 1 

Während die absolute Bedeutung des Afrikahandels für die 
BRD anstieg, wuchs umgekehrt der Stellenwert der BRD­
Beziehungen rur die afrikanischen Länder. In fast allen Interes­
sensphären der traditionellen Kolonialmächte, deren Außen· 
handel vormals einseitig auf die jeweilige Metropole ausgerich· 
tet war, sind den westdeutschen Exportkonzernen in den letzten 
10-15 Jahren teilweise erhebliche Markteinbrüche gelungen. 
Für viele dieser Länder is t die BRD heute zum zweit- oder dritt-



T.bdle 2 
Region.lst ruktur der westdeutschen Direktin\'estit ionen 

" 
Afrika 

1970-1976 (in Mio DM und Prozent) 

1970 1972 1974 1976 

Afrika 1190 1768 '247 2836 
davon; SUdafrika 188 270 41 29 '76 

IS,S .,. 1:5,3 'it 18.6"'. W.3 .... 
Libyen 43. 4S7 J20 l14 

36,9~. 25.S "" 14,2 ~. 1 1 ,8~. 

Nigeria JO 71 147 182 
2,' ~. 4,0'10 6, 5 ~. 6.4 '/0 

Aigerien ]2 I 17 ISS 
4,4 "- 0,0 '" 0,7'" 5,6 '" 

Liberia 1]2 162 137 1<0 
12,8 .,. 9, I .,. 6.1 .... 4,9 '1. 

Kanarische 1 ~ln 97 46' 76. 88' 
8. 1 t;. 26, 1"'. 34,2 .... 29,1 ~'. 

tQuotl lt, MundCflall AuIlrn .. imchal'., 1'1 •• 2111971 and 1111977. m: 1Iu~, KOI", 10. 
4. 197) und 26. 4. 1977: <i_ 11«""""."..", 

wich tigsten Hand~l$panner avanci~rt . 

Zusamm~n mit hpan - rur das historisch Ähnliches wie ror 
die BRD gilt - hatte die Bundesrepublik bis Mille der 70er Jah­
re bereits Großbritannien auf Platz vier der HaupthandeIpart­
ner Afrikas verdrängt, während Frankreich weiterhin an der 
Spilze dcr Lieferanten lag. 9 

Ähnliche Merkmale weist die Bedcutung Afrikas als Feld des 
privaten Kapitalexports au f, wobei die gleichen FaklOren als 
aUSSChlaggebend angesehn werden müssen. 
Auch hier scheint Afrika mit nur 5.9 'i. (1977) aller wesldeut­
schen Direklinvestilionen im Ausland von untergeordneler Be­
deutu ng zu sein, 10 An den bis Ende 1977 in der Dritten Wdt 
vorgenommenen Direktinvestitionen, entfielen auf Afrika 
24,8070 gegenüber 59,4'1. in Lateinamerika und 15,71170 in 
Asien, Bemerkenswert ist auch hier vor allem die innerkonli­
nentale Streuung der Investi tionen, wobd Tabelle 2 sdt Beginn 
der 70er Jahre signifikante Verschiebungen ausweist. 

Das Dilemma der Bo nner Arrikasl ralegen 

Wenngleich die hier wiedergegebenen Werte der amtlichen Sla­
tis tik das tatsächliche Volumen der westdeUischen Afrikainvc­
stitionen slark unterbewerten dürften", vermineln sie dennoch 
ei nen Eindruck von der Enlwicklungsdynamik und den Schwer­
punkten der wesldeutsch~n Kapitalexpansion. Während Libyen 
und Algerien als Zielpunkte der westdeutschen Konzernexpan­
sion langfristig in ihrer Bedeutung abgenommen haben, hat Ni­
geria in den 70er J ahren als AnlagesphAre westdeutscher Kon­
zerne in Afrika an Bedeutung gewonnen. Die Kanarischen ln­
scln, auf die dcr größte Anteil der westdeutschen Afrikainvesti­
tonen erfltllt, stellen einen gewissen Sonderfall dar, weil die In­
vestitionen hier einseitig und ausschließlich auf den Slark ex­
pandierenden Tourismussektor konzentriert sind, 
Vor allem jedoch hat sich Südafrika in den letzten zehn Jahren 
zum Investitonsschwerpunkt der ..... estdeutschen Kapitale ent­
wickelt. Nach einer Schätzung des Geschäftsführers des Bun­
desverbands der Deulschen Industrie (BDI) Wolfgang Seelig 
aus dem Jahre 1978 haben die BRD-Konzerne hier in 300 Nie­
derlassungen oder Beteiligungen bereits 6 Mrd. DM investiert. 
Sie liegen damit hinter Großbritannien und gleiChauf mit den 
USA auf Platz zwei aller ausUlndischen Investoren in der RSA. 
Den überWältigenden Teil seiner Südafrikainvestitionen hat das 
westdeutsche Kapital nach der Rezession 1966/67, insbesondere 
seit Bestehen der sozialliberalen Koalition in Bonn, vorgenom· 
men. 
Die Erweiterung der ö konomischen Positionen der BRD in 
Afrika hat filr die Formulierung polit iSCher Strategien Bonns 
auf dem Kontinent betrlchtliche Konsequenzen, Wird - wie 
bei Bonner Politikern üblich - die Konzipierung von Außen­
politik unter dem Vorrang ö konomischer Interessensicherung 

vorgenommen. so muß diese bertlcksichligen. daß bei starken 
Kapitalpositionen in SIldafrika dennoch die Wirtschaftsbezie­
hungen zum "restlichen" Afrika nicht vernachlässigt werden 
dürfen. Denn sie haben gerade in den letzten Jahren tendenziell 
an Bedeutung zugenommen. 
Argumentationen wie sie in jüngster Zeit des orteren vorget ra­
gen werden, daß nämlich die Wirtschaftsbeziehungen zu 
Schwarzafrika pOIemieIl für die BRD wesent lich wiChtiger sind 
als die Zusammenarbeit mit Südafrika, übersehen allerdings ge­
rade das zentrale Dilemma der offiziellen westdeutschen AfTi­
kasnategie. Dies besteht darin, daß einerseits ein Ausbau der 
ökonomisch-politischen Durchdringung Schwarz- und Norda­
frikas angstrebt wird, während andererseits die Positionen des 
westdeutschen Monopolkapitals in Südafrika aufrechterhalten 
und möglichst noch ausgebaut werden sollen. 
Die Widersprtlchlichkeil und tendenzielle Unvereinbarkeit bei­
der Zielsetzungen ergibt sich vor allem daraus, daß die ungelö­
ste nationale Frage im Südlichen Afrika kein Problem ist . das 
auf diese Region begrenzt werden könnt e, Vielmehr betrachten 
die Staat en der Organisation für Afrikanische Einheit (OAU) 
die Beseitigung der kolonialen und quasi kolonialen Verhältnis­
se im Süden des Kontinents als Tagesaufgabe. die den kominen­
talen Emkolonialisierungsprozeß seit 1960 abschließen und krö· 
nen soll, Die Frontstellung gegen den Kolonialismus wirkt hier 
immer noch als der entscheidende Integrationsfaktor, der die 
OAU-Mitgliedsstaaten auch angesichts fortschreitender Diffe­
renzieru ngen der gesellschaftlichen Orientierungen und Systeme 
zusammenhält. 
Da die OAU-Mitglieder fast durchgängig davon ausgehen, daß 
die politischen, wirtschaft lichen, kulturellen und auch militäri­
schen Beziehungen der Bundesrepublik zur RSA letztlich ei nen 
Beitrag zur Stabilisierung der Apartheidsystems darstellen, sind 
derart ige Beziehungen geeignet, die Expansionschancen auf 
dem ubrigen Kontinent enzuschränken. Wie weit dies mögli· 
cherweise gehen kann, ist bislang am deutlichsten auf der UN-
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Weltkonferenz für Aktionen zum Kampf gegen die Apanheid 
geworden, die vom 22.- 26. 8. 1977 in Lagos stall fand : Ange­
sichts der permanenten Blockierung des seit langem in der UNO 
mehrheitlich gefordenen bindenden ökonomischen Embargos 
gegen Südafrika kündigte die nigerianische Regierung an, nun­
mehr selbst "Schwarze Listen" zu initiieren, auf die jene Kon­
zerne der kapitalistischen Industrienationen gesetzt werden sol­
len, die Investitions- und Handelsbeziehungen zum Apartheid­
system unterhalten. 

Warum Schwerp unkt der Entwicklungshilfe? 

Auf dem Hinlergrund dieses Dilemmas gewinnt die staat liche 
Bonner Entwicklungspolitik in Afrika zweifellos eine spezifi­
sche Bedeutung. Sie schafft Bindungen und Abhängigkeiten, 
die auf den ersten Blick nicht unbedingt als solche erkannt wer­
den und vor allem geeignet sind, den prinzipiellen Imeressenwi­
derspruch zwischen Bonn und Afrika in der Südafrikafrage zu 
überdecken. Nicht zuletzt aufgrund der politischen Brisanz der 
Lage auf dem Kontinent ist Afrika in den letzten Jahren zum 
eindeutigen Schwerpunkt der sog. Entwicklungshilfe aufge­
rückt. Während im Zeitraum 1950--1973 lediglich 22 0-;0 der bi­
lateralen Millel nach Afrika flossen, waren es 1974 33 O'Jo, 1975 

39 O'Jo und 1976 bereils 49 O'JO.11 
FOr diese Schwerpunktsetzung sind noch weitere Gesichtspunk­
te als ausschlaggebend anzusehen: 
Erstens konzentriert sich Bonn in seiner Miuelvergabe zuse­
hends auf die 28 ärmsten Entwicklungsländer (L LDCs). Davon 
liegen allein 18 in Afrika. Explizit hat Entwicklungsminister E. 
Bahr diese Schwerpunktsetzung auf die LLDCs so begründet: 
"Entwicklungshilfe, die vor allem Infrastrukturvorhaben mil 
wenig Amortisationschancen (!) förden , ist hier ein Millel, ei­
nen Markt überhaupt erst entstehen zu lassen. Öffent liche Ent­
wicklungshilfe spielt hier auch die Rolle eines Vorläufers für 
private Investit ionen." 11 

Zweitens zeitigte die kapitiliistische Weltwirtschaftskrise seit 
1973/74 gerade in Afrika besonders prekäre Auswirk ungen, die 
geeignet waren, zu ernsthaften Störungen in den Ware-Gcld­
Bezieh ungen mit der BRD zu fOhren. Zwischen 1970 und 1975 
hat die Auslandsverschuldung Afrikas von knapp 10 Mrd Dol­
lar auf fast 27 Mrd Dollar zugenommen. 14 Besonders stark sind 
die LLDCs vom Terms-of-Trade-Verfall betroffen worden: Die 
28 am wenigsten entwickelten Entwicklungsländer mußten zwi­
schen 1970 und 1975 einen Verfall ihrer relativen Exportwerte 
von 100 unter70 Punkte hinnehmen . IS Hier galt es, Uber staatli­
che Entwicklungshilfe Exponmärkte fUr die westdeutsche Indu­
strie zu sichern. 
Selbst das von dem seit 1978 im Amt befindlichen Entwick­
lungsminister Offergeid auf der Jahrestagung des Internationa-

60 

len Währungsfonds (IMF) und der Weil bank Ende September 
1978 verkündete Teilzugeständnis an die Forderung nach einem 
generellen Schuldenerlaß, wonach die Bundesregierung den 
LLDCs auf Antrag die Schulden erlassen und auch künftig nur 
noch (nicht rtIckzahlbare) Zuschüsse gewähren will, muß als 
Ausdruck eines ku rzfristigen staatlichen Krisenmanagemems 
gesehen werden. Es folgt darüber hinaus der resignativen Er­
kenntnis, daß die ärmsten Entwicklungsländer auf Dauer inter­
nationaler Subventionen bedU rfen, wenn es nicht zu uner­
wünschten Eruptionen im System der weltwirlschafliichen Be­
ziehungen kommen soll: "FUr die ärmeren Entwicklungslän­
der", schreibt ein Mitarbeiter des BMZ-Planungsreferats, 
"wird die Imegration in die Weltwirtschaft oft noch nicht in 
dem Maße möglich sein und die Rolle spielen wie bei den fo rtge­
schritteneren Ländern . Sie sind stärker auf öffent liche Hilfe der 
Industrieländer zu günstigen Bedingungen angewiesen. Das Ziel 
der Bekämpfung der absoluten Armut kommt in diesen Län­
dern naturgemäß besonders zum Tragen." 16 

Wenngleich die Länder Afrika einen legitimen Anspruch auf 
Enlschädigungsleistungen für aus der Kolonialzeit rührende 
ökonomische und soziale Schäden haben, versetzt sie eine sol­
che Position, - sofern sie nicht gleichlaufend die neokolonia­
len Bedingungen ihrer Integration in die kapitalistische Welt­
wirtschaft radikal verändern - auf Dauer in den Status von AI-

mosenempfängern, die den polit ischen und ökonomischen In­
teressen und Bedingungen der entwickelten kapitalistischen 
Staaten wehrlos ausgeliefert si nd. 
Oriuens verweist die regionale Verteilung der Emwicklungshilfe 
innerhalb Afrikas auf die spezifischen politischen Absichten, 
die mit der westdeutschen Vergabepraxis verbunden sind. Die 
aktuellen Präferenzen der BRD sind in Tabelle 3 ausgewiesen. 
Die Spitzenstellu ng Ägyptens ist hierbei nicht verwunderlich. 

Liebeswerben im Süden Afrikas 

Paral1el zur prokapitalistischen Öffnungspolit ik Sadats ist 
Ägypten zum bevorzugten Empfänger westdeutscher Entwick· 
lungshilfe aufgertlckt - ein eindeutiger Beitrag zum konzert ier­
ten westlichen Stabilierungsplan, der die Separ3l fri edenspoliti k 
mit Israel materiel1 untermauern soll. 
Die Konzentration der Bonner Entwicklungshilfe auf die Mit· 
telmeeranrainer muß darüber hinaus als interessenspezifischer 
BRD-Beitrag zur Stabilisierung der EG-Südflanke angesehen 
werden. Billiglohnländer wie Tunesien oder Maro kko sind gera­
de wegen ihrer innenpolitischen Krisen (Tunesien: Massen­
st reiks, Marokko: Kampf gegen die Frente POLISARIO) auf 
finanzielle StOtzen aus dem Westen angewiesen, um ihre Rolle 
als attraktive Investilionsstandorte westdeutscher und westeu­
rOpäischer Konzerne weiterspielen zu können. 



Tabelle J 
Bilacerale Encwi,khlllgshilfezusagen der BRD in den Jahren 1976 und 

1917 (in Mio DM, an die zehn wkhcigscen Under) 

Land Krtdice "',. ZuschUsse 

Ägypten ,., Tansania 61 
Sudan '" Ag)'pcen '" Tuncsien '" Sudan " Tansania '00 Mali 47 
Kamerun " Kenia .. 
Kenia 90 Ghana " Zaire " Ruanda J9 
Togo 84 Obervolla 36 
Ghana 81 Kamerun J4 
Sambia 81 Zaire " 
Afrika insges. 2 113 8" 
(Q\><II<, 11M .......... """ ..arll: H. a..,., a . TtllJaff (H, ... I. Afri~a IInci 8onn. V ...... "'ni ... 
IInci Z.""" ~ll<htf Aftlh· I'Dlill~. Rrinbtk bri lIa"'bu'. I91S. S. l'l) 

Auch der Umstand, daß von wirlSchaftlichen Krisenerscheinun· 
gen geplagte Länder wie Kenia und Zaire zu den bevorzuglen 
Empfängern westdeutscher Entwicklungshilfe gehören, bedarf 
kaum einer gesondenen Erklärung. Bei Zaire kommt hinzu, 
daß seine strategisch bedeutsame Stellung im Zentrum Afrikas 
im letzten Jahr deutlich untemrichen worden ist. Es wurde be· 
kannt, daß der BRD-Konzern OTRAG dort auf einem Gebiet, 
das elwa der GrOße der DDR entspricht, ein Raketenexperi. 
mentiergelande zu quasikolonialislischen Bedingungen pachl· 
weise erworben hat, gegen dessen mililärischen Mißbrauch es 
keinerlei Garantien gibt und dessen Projekte von der Bundesre­
gierung teilweise vorfinanziert wurden. 17 

WAhrend die Bundesregierung hier einerseits durchaus in ein 
Projekt. dessen militärstrategische Implikationen von den uno 
abhängigen Staaten Afrikas als Bedrohung aufgefaßt ..... erden, 
v(:I"Strickt ist, setzte sie andererseiu - ..... enngleich sie die Militär· 
intervention Frankreichs und Belgiens politisch deckte - im 
Sommer 1978 eher auf die ökonomische Stabilisierung der von 
Korruptions· und Vetternwirtschaft erschütterten Position Mo­
bUIUS, um der Aufstandsbewegung im Süden Zaires den Nähr· 
boden zu entziehen. II 

Eine besondere Posi tion in der westdeutschen Entwicklungspo­
lit ik hat schließlich Tansania, dessen Konzeption eines "afrika· 
nischen Sozialismus" Bezugspunkte zur Ideologie des "demo­
kratischen Sozialismus" der S P D aufweist und deshalb seit je­
her rur das sozialdemokratisch gefUhne Bundesministerium fUr 
wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) verheißungsvolle An· 
knllpfungspunkte bei der Anwendung sozialdemokratischer In· 
tegrationscrfahrungen auf die Entwicklungspolitik bot. Gleich· 
wohl gibt es erhebliche politische Differenzen zwischen Bonn 
und Daressalam, die am schärfsten in der Frage des Südlichen 
Afrika aufbrechen. 
Das gewachsene politiSChe Gewicht Tansanias wie der gesamten 
Frontstaatengruppe hat zu einer gewissen finanziellen Konzen· 
tration Bonns namentlich auf Tansania, Sambia und BOlSwana 
gefUhrt, das sich in den bislang zur Verfügung stehenden Zah~ 
len erst teilweise niedergeschlagen haI. Dieses Engagement trägt 
widersprüchliche Zuge: Einerseits sind die Frontstaaten als Op­
fer der Aggressionen Salisburys und Pretorias und Hinterland 
des BefreiungSkampfes in Zimbabwe, Namibia und Südafrika 
auf den Zufluß materieller Ressourcen angewiesen, um die Ko­
sten ihrer praktischen Unterstützung der Befreiungsbewegun· 
gen auszugleichen. 
Andererseits erfolgt die .. H ilfe" Banns nicht aus Selbstlosigkeit 
oder bedingungsloser U nterstlltzung des Befreiungskampfs, 
sondern bildet einen wichtigen Strang in seiner Diversionstak tik 
gegen die Befreiungsbewegungen. Die neu entdeckte Liebe für 
d ie Frontstaaten, insbesondere die, die als "gemäßigt" gelten, 
begründete Exentwicklungsminis terin Marie Schlei damit, dort 
"wolle sie sich einschalten und versuchen, die Krafte zu stär· 
ken, die für gewaltlose Lösungen sind." 19 

In Angola und Moc;ambique 5t06en solche Versuche allerdings 

auf den entsChiedensten Widerstand: Während zu Angola bis 
heute nicht einmal forma le amtliche und d iplomatische Bezie­
hungen existieren. scheiterten Entwicklungshilfevenrli.ge mit 
Moc;ambique Anfang 1978, weil die Regierung in Maputo nicht 
gewillt war, die in allen derartigen Verträgen enthaltene "Berlin· 
Klausel" zu unterzeichnen. Mit diesem aus der Zeit des Kalten 
Krieges erhalten gebliebenen Instrument versucht die Bundesre­
gierung - ähnlich wie mit der Hallstein·Doktrin in den Sekr 
und 60et Jahren, die einen Abbruch aller Beziehungen zum be­
treffenden Staat nach sich zog, wenn dieser die DD R völker· 
rechtlich anerkannte - für ihre Position in der Westberlinfrage 
möglichst viele Verbllndete in der Dritten Welt "einzukaufen". 
Insgesamt kann auch für die westdeutsche Entwicklungspolitik 
in Afrika gesagt werden: Vorrangig bei ihrer Konzipierung sind 
überlegungen poli tiSCher Zweckmäßigkeit im Rahmen der Bon­
ner Außenpolitik und zur Absicherung ökonomischer Eigenin· 
te ressen . Von besonderer BedeulUng ist in Afrika die neokolo­
nialistische Zielsetzung. elementare Voraussetzungen für die 
p riv8tmonopolistische Expansion der westdeutschen Konzerne 
zu schaffen. H inzu kommt die spezifiSChe Sit uation im Südli· 
chen A frika. Vor dem H intergrund der don angesammelten 
und auf den gesamten Kontinent ausstrahlenden sozialen 
Sprengkraft erlangt der Beitrag, den die Bonner Entwicklungs· 
hilfe zur antirevolutionären S)'stemstabi lisierung und ·erhal· 
tuns leisten soll, zweifellos ein besonderes Gewicht. 
Immer stärker jedOCh wird die mit der staallichen Entwicklungs­
politik angestrebte lang frist ige und kooperative Durchsetzung 
von a\1gemeinen Systeminteressen durch aktuelle politische 
Herausforderungen durchkreuz!. Insbesondere der Auf· 
schwung revolutionärer Krafte auf dem Kontinent ist ein Ga· 
rant dafür, daß neokolonialislische Zielsetzungen in Afrika 
heute nicht mehr widerspruchsfrei durchsetzbar sind. Aufgabe 
fortschrittlicher Politik in der Bundesrepublik muß es auch in 
d~r Zukunft sein, den not ..... endigen Druck zu entwickeln, der 
die elementaren Wünsche und Interessen Afrikas stärker zur 
Geltung bringt. 
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AHred Babing "Erweiterte Südflanke " 
von NATO und BHO 

In der neokolonialistischen Expansionsstrategie des BRD­
Imperialismus haI die militärisch-strategische Komponenlc stets 
eine große RoUe gespielt. Analog weisen die großen Aktivitä­
ten, die die imperialistischen Staaten etwa im Zeitraum der letz­
ten Jahre unternommen haben - sowohl als Einzelmächte als 
auch im Rahmen der NATO - eindeut ig darauf hin, daß der 
Imperialismus zu einer umfangreichen Gegenoffensive gegen 
den Vormarsch der nationalen Befreiungsbewegung und aller 
anderen progressiven Kräfte übergegangen ist. 
Dabei tritt der BRD- Imperialismus zwar an der Seite des US­
Imperialismus, aber doch mit deuliichen eigenen Expansionsan­
sprüchen hervor. Die ökonomisch zweitstärkstc Machl des im­
perialismus strebt danach, sowohl mit Hilfe d~r NATO als auch 
durch g~zi~lt~ ~ig~n~ Anstr~ngung~n politiSChen Machtzuwaehs 
zu g~winnen. Dies vollzieht sich unt~r B~ingungen, die gerade 
für den Imperialismus und seine neokolonialistische Poli tik 
deutlich erkennbare Niederlagen gebracht haben. 

Gegenzug gegen Befreiungsrevolutionen 

Die Siege der VOlker Indochinas über den US-Imperialismus 
und den von ihm aufgebauten Mythos der Unschlagbark~it ha­
ben Entwicklungen eingeleitet, die sich über ganze Kontineme 
zogen. Aus aklUeller Sicht sind dazu die Volksrevolutionen in 
Afghanistan und dem Iran zu nennen . 
Desweiteren g~hOr~n in diese Bilanz d~r Sturz d~r faschistischen 
Diktatur in Portugal, die Zerschlagung des ponugiesischen Ko­
lonialsystems, der Aufbau anliimperialistischer Regimes in sol­
chen Staaten wie Angola, Mcx;:ambique, Guinea-Bissau, den 
Kapverden und Sao Tome und Principe, in Äthiopien und Ma-
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dagaskar sowi~ ausgeprägte ZUge antiimperialislischer Entwick­
lung in anderen afrikanischen Staaten. 

Eine Folgeerscheinung dieser Emwieklung ist die Entstehungei. 
n~r grundlegend neuen s trategisch~n Lage im Südlichen A frika, 
die von tiefen Krisenerscheinungen der rassistischen Regimes 
gekennzeich net ist und die fUr die progressiven Kräfte vor allem 
für die nationalen Befreiungsbewegungen in den Utndern des 
Südlichen A frika gOnstigere Kampfbedingungen geschaffen ha­
ben. 
Der Imperialismus wie überhaupt alle reaktionären Kräfte sind 
alarmiert Uber diese Emwicklung, und die hektische, mit for­
eierter amikommuinistischer Propaganda begleitete Reaktion 
der NATO beweist dies ebenfalls. Führende Kräfte des BRO­
I mperialismus spielen dabei eine wichtige Rolle. 

Der Imperialismus nutzt u. a. auf raffinierte Weise seine rU­
stu ngstcchnische überlegenheit gegenüber den Emwicklungs­
IIlndern, um don seinen Einfluß auszubauen. Deutlichster Aus­
druck dafilr dUrften die BeschlUsse der NATO-Gipfelkonferenz 
vom Mai 1978 über das neue LangzeitrUstungsprogramm der 
NATO sein. In ihm wird die militärstrategische Vorber~itung 
auf mögliche Konflikte im Bereich der Entwicklungsländer zu 
einem Schwerpunkt deklariert. Iknn es heißt don: Die Teilneh­
mer "billigen Programme, die die Bewegung von bedeutenden 
VecslärkungslTUppen zum Vorfeld in Krisenzeiten beschleuni­
gen sollen, wobei die Einbeziehung von zivilen Luft-, See-, 
Land- und nationalen InfrastruklUrressourcen geplant wird." I 
Die NATO-Ratstagung fand vor dem Hintergrund der kollekti­
ven imperialistiSChen Invasion der USA, der BRD, Großbritan­
niens, Frankreichs und Belgiens in der rohstoffreiehen zairi­
schen Provinz Shaba statt. In jener Zeit entstand auch bei den 



NATO-Strategen die Idee von einer mobilen Eingreiftruppt un­
ter NATO-Kommando, die unter dem verschleienen Begriff 
" Interafrikanische Streit macht" in Szene gesetzt werden soll. 
Mit ihrem Aufbau sind die imperialislischen Mächte immer 
noch beschä ftigt. 
Die NATO-Aggression in Zaire ist auch unter ihrer eindeutigen 
antikommunistischen Stoßrichtung zu sehen, mit der der Impe­
rialismus heute vergeblich versucht, die solidarische Hilfe der 
UdSSR, Kubas und anderer sozialistischer Staaten fOr den na­
tionalen Befreiungskampf in Afrika zu diffamieren. 
Neben diesen gemeinsamen Zielen der NATO-Mitglieder gibt es 
natürlich besondere Einzelinteressen und gegenseit ig wider­
sprOchliche Positionen, die sich aus den jeweiligen Zielen und 
Potenzen der imperialist ischen Mächte ergeben. Für den BRD­
Imperialismus gi lt dabei, daß er seine "spezifischen Stanbedin­
gungen" , wie sie an anderer Stelle2 für den nahöstlichen Raum 
dargestellt wurden, zur Verwirklichung seiner gesamten Expan­
sionsziele zu nufzen versuchte. 
So war von regierungsamtlicher Seite im Jahre 1957 folgend es 
zu vernehmen: "Was in Afrika , auch in Zentralafrika, in den 
nachsten 20 Jahren geschieht , das geht eben nicht nur die Eng­
lander, Belgier, die Franzosen und die Ponugi~n, kurzum die 
seit herigen Kolonialmachte an, sondern es geht ganz gewiß Eu­
ropa und sicherlich auch uns Deutsche an." ) 
Zu jener Zeit wurde bereits in Bonner St rategiedenkmodellen 
die Idee vom großen "Eurafrika" geboren und der neuerste­
hcnde BRD-Imperialismus versuchte unter dem Deckmantel ei­
ner angeblich "unbelasteten" kolonialen Vergangenheit in die 
tradit ionellen Herrschaftsgebiete seiner imperialist iSChen Kon­
kurrenten einzudringen. Aber bis zum Beginn 'der 60er Jahre 
waren die Bestrebu ngen nur von geringem Erfolg. 
Der BRD-Imperialismus began n deshalb bereits in dieser frühen 
Phase seiner Nachkriegsexpansion nach geeigneten Bündnis­
partnern zu suchen. Dabei versuchten die herrschenden Kreise 
der BRD sowohl die Mechanismen und Institutionen der NA­
TO für ihre Interessen zu nutzen als auch in eigener Regie Ver­
bindungen zu knOpfen. Zu diesen Aktivitäten gehören bei­
spielsweise: 
• Der Abschluß von militärischen Geheimabkommen mit 
Portugal, Südafrika und Israel. 
• Die teils geheimen, teils offenen lieferungen von Waffen 
und militärischen Ausrüstungen an diese und andere reaktionä­
re Staaten wie etwa Rhodesien. 
• Die militärisch-atomare Zusammenarbeit mit derartigen Re-

gimes und damit die offenkundige Verletzung von UN­
Boykottbeschlüssen. 
Der BRD- Imperialismus beteiligte sich beispielsweise an zahlrei­
chen von NATO-Mächten inszenierten Kolonialkriegen, Inter­
ventionen und Blitzüberfälle n mit Söldnern oder an finanzieller 
bzw. militärischer Hilfe, so im Algerienkrieg (1954-62), in 
Vietnam (1950-75), im Kongo/ Zaire (1964 und 1978) , in Bia­
fra (1968-70) und anderswo. Auf der Grundlage des sog. Wie­
dergutmachungsabkommens 1952 unterslOtzte er von Anfang 
an die israelische Aggressionspolitik gegen die arabischen Vö l­
ker, insbesondere die Aggressionen 1956 und 1967. 
US-Politiker wie z.8. Ford und Kissinger konnten sich der 
BRD-Unterstützung völlig sicher sein, als sie im Jahre 1973 zum 
Ausbruch der kapitalistiSChen Erdöl- und Energiekrise die 
Bombardierung bzw. Besetzung der Erdölfelder des Nahen 
Ostens androhten. 
Neben der BOndnisstrategie mit reaktionären Regimes ent­
wickelte der BRD-Imperialismus auch gleichzeitig eine geziehe 
Poli ti k der Militärhilfe und militarischen Zusammenarbeit mit 
unabhängigen afrikanischen Staaten, auf die hier nur summa­
risch hingewiesen wird. ~ 

Teilhaber der Koloni alkriege 

Es ist unter diesem Blickfeld auch kein Zufa ll, daß der BRD­
Imperialismus mit dem portugiesischen Kolonialregime enge 
pOlitische, ökonomische und militärische Beziehungen ent­
wickelte, um über diesen Kanal in Afrika breiteren Wirkungs­
spielraum zu erlangen. 
Es gab damr mehrere Grunde: Portugal, selbst eines der a rm­
sten Länder Westeuropas, war dem expandierenden BRD­
Monopolkapital geöffnet und ermöglichte später den BRD­
Konzernen auch die Ausweitung ihrer Aktivitäten in seinen Ko­
lonien. So stiegen beispielsweise die BRD-Investitionen in Por­
tugal von 18,3 Mio (1963) auf 65,9 M io DM (1969). ' In Cassin­
ga (Angola) erschlossen sich die BRD-Konzerne unter der 
Hauptregie des Krupp-Konzerns die erste ROhslOffgewinnungs­
anlage nach dem 2. Weltkrieg in eigener Regie. Sie gewannen 
hochwertige Eisenerze (65 fi. Fe-Gehalt); und die Jahrespro­
duklion von 5 Mio t (1969) ging hauptsächlich in die BRD und 
nach Japan. 
BRD- Konzerne waren, u",crStützt von Kreditgarantien der 
Bonner Regierung, an den internationalen Konsortien maßgeb­
lich beteiligt, die die Hydroenergieprodukte bei Cabora Bassa 
(M<x;ambique) und Cunene (Angola) zur Stabilisierung des Ko­
lonialismus in diesen Ländern vorbereiteten. Diese beiden 
Großprojekte waren auch Bestandteil der gesamten Unterstüt­
zu ng des internationalen Monopolkapitals rur die rassistischen 
Regimes im Südlichen Afrika. 
Die BRD unterstützte den NATO-Plan, daß Portugal seine 
Truppen nahezu ausschließlich in seinen Kolonien einsetzen 
konnte, um den Kampf der Befreiungsbewegungen zu unter­
drücken. 
Aus der BRD kamen die Waffen und militll.rische Ausrüstungen 
fü r den portugiesischen Kolonialkrieg in Afrika. In Verletzung 
entsprechender UN-Resolutionen lieferte die BRD u. a.: 10000 
Maschinengewehre, Militärflugzeuge vom Typ DO 27, Düsen­
jäger vom Typ F 86 Sabre, Kampfflugzeuge vom Typ Fiat 0 91, 
Hubschtauber, TanUahrzeuge, LKWs, Funkgeräte und andere 
militärische Ausrtlstungen. 
Der Umfang der MiJitll.rhilfe wurde in zahlreichen Publikatio­
nen und auf internationalen Konferenzen wiederholt genannt. ' 
Führende politische Repräsentanten der BRD leugneten viele 
Jahre die Existenz derartiger geheimer Waffenlieferungen . Die 
Forderungen nach Aufklärung wurde durch die BRD­
Regierung nicht befolgt. Als schließ lich die Tatsachen der engen 
militärischen Zusamme.narbeit mit dem ponugiesischen Kolo­
nialregime nicht mehr zu ,"erschleiern war, rechtfenigten BRD­
Regierungskreise diese Politik mit höchst lächerlichen Argu­
menten. Die Waffenlieferungen seien - so hieß es - nur inner-
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halb der NATO erfolgt und Portugals Kolonien wurden als sog. 
überseeprovinzen zum NATO-Bereich gehören. In der BRD 
wu rden diese ManOver treffend so charakterisiert: .. Das Ergeb­
nis der Poli tik der Bundesregierung gegenüber Portugal und sei· 
nen Kolonien ist ein Trümmerhaufen." ? 
Vor diesem historischen Hintergrund des poli tischen. ökonomi­
schen und militärischen Engagements der BRD für die älteste 
Kolonialmacht erkJan sich auch die Haltung Bonns zur Söldner­
invasion gegen die junge Volksrepublik A ngola im November 
1975. Wie andere NATO·Staaten duldete und förderte auch die 
BRD den Einsatz von Söldnern, von denen nicht ..... enige BRD· 
Pässe trugen. 

NATO-Südfla nkenstrategie 

Es war dne eindeUlig abgestimmte Aktion mit den NATO· 
FllhrungsStäben, daß zur gleichen Zeit das sIldafrikanische Ras­
Sistenregime von Namibia aus seine Aggressionstruppcn in 
Marsch setzte, um die MPLA-Regierung unter Präsident Ago­
st inho Neto militärisch zu zerschlagen und in Angola ein proim. 
~rialistisches Marionettenregime an die Macht zu bringen. 
Doch alle diese Pläne schlugen bekanntlich fehl. Selbst der 
Wirtschafts· und Finanzboykott der EWG . für den die herr­
schenden Kreise der BRD ebenfalls mit verant ..... ortlich sind, 
vermochte nicht zu verhindern, daß Angola frei wurde. 
Dieses Problem berührt ganz offensichtlich die grundlegenden 
Positionen der NATO-Mächte wie des BRD· lmperialismus zum 
Sild lichen Afrika, vor allem zur Existenz und zur Verteidiung 
der rassistischen Regimes. Es geht dabei um den gesamten 
afrikanisch-arabischen Raum und die angrenzenden Meere. die 
in den bürgerlichen Publikationen umer dem Stichwort Stä r­
kung der Südnanke der NATO dngeordnet sind. 
Ein wichtiger Eckpfeiler der aggressiven NATO· Politik ist ihre 
sog. Flankemheorie. Im BrUsseler Hauptquartier der NATO ist 
dies zu einem festen Begriff jegliCher militärischer Planung ge­
worden. 
Aus den Trup~naufstellungen im Gefecht abgeleitet (Flanken· 
angriff bzw. Sicherung), versucht die NATO-Generalität die 
Flankenstrategie zu einem permanenten festen Bestandteil ihrer 
kurz- und langfris tigen militärischen Planung zu machen und 
demzufolge auch schon vor eventuellen militärischen Auseinan· 
dersetzu ngen politisch wirksam werden zu lassen. 
In der Praxis bedeutet dies: Schaffung von solchen Regimes in 
den regionalen Bereichen der anvisierten Flanken , die entweder 
direkt Mitglied des militärischen NATO-Systems sind oder 
durch Ergänzungspakte gebunden werden, oder die, als letzte 
Möglichkeit, zumindest in irgendeiner Weise "prowestlich" 
sind. 
Seit ihrer Gründung \'or 30 Jahren hat die NATO vor allem 
zwei Regionen zu Aankenoperationsbereichen ausgewählt. Das 
sind die Nordnanke (Nordeuropa mit dem dazugehörigen See­
und Luftgebiet) sowie die Südnanke, wozu im weitesten Sinne 
des Wortes der Mi((elm~rraum einschließlich der Anrainer­
staaten gehört. 
Im Rahmen der vom US· lm~rialismus verfolgten Globalstrate· 
gie waren diese Flanken wie Zangenschenkel zur militärischen 
Einkreisung der sozialistischen Staaten vorgesehen. Dazu ka­
men noch die anderen vom Imperialismus kontrollierten Mili· 
tlrpaktsysteme im Nahen Osten und in SOdostasien, die die 
Umklammerung fortsetzten. 
Die SOdnanke war ruT viele Jahre eine relativ sichere Position 
der NATO. Dort operierte als ständiges S~insatzkommando 
seit dem 2. Weltkrieg die 6. US-Flotte. Dazu kam ein außeror­
dentlich enges System imperialistischer Luft· und Seestützpunk­
te an der Nord· wie auch an der Südküste des Mittelmeeres. 
Noch im Jahre 1968 schrieb Die Welt: "Das Mittelmeer gehörte 
der amerikanischen sechsten Flotte." Doch diese Situation än­
derte sich grundlegend. Wenn auch die 6. US·Aotte nach wie 
vor auf Aggressionskurs im Mittelmeer kreuzt. so haben sich 
doch die politischen Verhältnisse in dieser Region so deutlich 
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erkennbar geändert. wie in keinem anderen strategischen B~ 
reich der NATO. Dazu gehören vor allem drei wiChtige Fakto­
ren: 
J. Die Beseitigung bzw. der Verlust der überwiegenden Mehr· 
heit der imperialistischen Stützpunkte an der Nord- und Slldkü· 
ste des Millelmeere.s (z. B. in Ägypten, Libyen. Malta, Marok· 
ko und Aigerien). 
2. Der Verlust der direkten Kontrolle ober den Suezkanal. 
3. Die Entstehung pOlitisch unabhängiger Staaten im arabisch· 
afrikanischen Raum des Millelmeeres, die wie z. B. Algerien 
und Libyen der NATO-Politik den Kampf ansagten. 
Aus all diesen Grunden wurde von NATO-Kreisen seit Ende der 
60er Jahre immer stärker die Theorie von der sog. erweiterten 
Südßanke vertreten. Damit ist vor allem die Ausdehnung des 
strategischen OperationsbereiChes der NATO Ilber den südli· 
ehen Wendekreis des Krebses hinaus bis zum Kap und den An­
rainermeeren gemeint. 
Der Silden Afrikas war das größte zusammenhängende Kolo­
nialgebiet auf der Erde, über das der Imperialismus Anfang der 
70er Jahre noch verfügtc. Aber auch nach dem Sturz des portu­
giesischen Kolonialregimes und der Entstehung politisch unab­
hängiger Staaten in Angola und M~ambique hielt der Imperia­
lismus an seinen Plänen fest, in Afrika um jeden Preis den Be­
freiungskampf aufzuhalten. 

An Siidafril.l ~I;'f."e UNIMOO. ~lIcn aI> b<""'''T>~<Kk Milillirlah,.. .... tu .. "NA·ro· "' .. 
Das Südliche Afrika ist dabei fUr ihn von besonderer Bedeu­
tung. Diese Region ist neben den reichen Erdölgebieten des Na· 
hen Ostens das wiChtigste überseeische Rohstoffreservoir fllr 
die im~rialislischen Ländern. 
Sie ist aber auch ein bedeutendes strategisches Hinterland, das 
der Imperialismus für seine PlIne zur Kont rolle der Kaproute 
als internationalen Schiffahrt sweg nutzen möchte. Die Kaprou· 
te wird heute als eine der wiChtigsten, wenn nicht überhaupt die 
wichtigste Schiffahrtsroute der Welt angesehen. Deshalb ist sie 
auch ror die NATO von einem solch außerordentlichen Intert'5-
se. Rund 24000 Schiffe passieren pro Jahr die SIldspitzt' Afri· 
kas; das sind durchschnittlich 70 am Tag. Die Ladekapazität 
dieser Schiffe beträgt im Tagesdurchschnitt I,S Mio Bruttoregi. 
stertonnen. Etwa 1/4 Mio Bruttoregistertonnen Öl wird jähr­
lich um das Kap verschifft. 
Diese wenigen Zahlen zeigen bereits die Schlüsselposition, die 
die rassistischen Regimes am Treffpunkt des Indischen und At· 
lantischen Ozean haben. Wenn man dazu noch in Rechnung 
stellt, daß im Indischen Ozean die 7. US-Flotte kreuzt und dort 
zahlreiche Stützpunkte von den imperialistischen Staaten unter­
halten werden. wie z. B. die US·See- und Luftlandebasis Diego 
Garcia, dann wird das Interesse des Inlperialismus für die Kap­
route noch deutlicher. Schließlich ist der rassistische Süden 
nach wie vor für die NATO eine wichtige Bastion zur Unter­
wanderung und Kontrolle des gesamten afrikanischen Konti· 
nents. 



Tlbd~ I 
Ausriis luftl dtr Lurut rritkrirlt Süd. frihs 

durch dlt NA.TQ-SIIIIU 
(üporle und Lizenzproduklion) 

Lieferstaat 

Frankrrich/ BRD 

Anzahl der 
Kriegsnugzeuge 

,,. 
Italien 160 
Großbritannien 80 
USA 80 
Luflwaffe SUdafrikas 
insgesamt 540 

Anteil an der 
l.uftwaffe SUdafrikas 
(in Prozent) 

40 ,. 
" " 

'Oll 
(0u<!Ic J. M ...... Dir NATO und da< _ ..... Af,,~ •• 8erlin 1911. S. 26) 

Die rassistischen Regimes bangen um ihre strategische Bedeu­
tung für die imperialistischen NATO-Verbündeten. Deshalb ha­
ben sie auch immer wieder auf direkte Bündnisbeziehungen ge­
drängt, um auf diese Weise die geballte Macht des internationa­
len Monopolkapitals und dessen aggressives Militärsystem ge­
gen die Befreiungsbewegung einsetzen zu können. 
Auch von Seiten des NATO-Hauptquartiers in Brtlssel gab es 
zahlreiche Versuche in dieser Richtung. So plante man ein mit 
der NATO verbundenes Militärpaktsystem im Südatlantik, die 
SUdatlantische Vertragsorganisation (SATO). Sowohl Austra­
lien und Neuseeland als auch verschiedene faschistische Dikta­
turen in Lateinamerika wie z. B. Brasilien, Chile und Argenti· 
nien halle man als potentielle Bündnispartner vorgesehen. 
Aber aus Furcht vor massiven internationalen Protesten und 
möglichen Rückschlägen des Imperialismus in unabhängigen 
afrikanischen Staaten hat man bisher von der Verwirklichung 
derartiger Pläne Abstand genommen. 
Sie sind jedoch keineswegs schon vollständig zu den Akten ge­
legt. So forderte zur Jahreswende 197717g US-G.eneral Haig, 
Oberbefehlshaber der NATO in Westeuropa, "regionale Inter­
ventionskräfte" überall don zum Einsatz zu bringen, wo "die 
Interessen der westlichen Welt" auf dem Spiel stünden. Haig 
bezeichnete es als sehr kurzsiChtig, wenn die Aufmerksamkeit 
der NATO "allein auf die Front in Mincleuropa" gerichtet sei. 
Diese Auffassung zur Erweiterung des Operationsbereichs der 
NATO auf den arabisch·afrikanischen Raum und Uberhaupt 
auf die Entwicklungsländer wiederholte Haig im April 1979 
nachdrtlcklich, als er die "Stärkung der Süd flanke der NATO" 
zu den dringenden Aufgaben der NATO zahlte.-

Das direkte Zusammenspiel zwischen den rassistischen Regimes 
und der NATO zeigt sich anschaulich an der Militarisierung 
und atomaren Aufrtlstung SUdafrikas. Eine Hauptrolle spielt 
dabei der BRD·lmperialismus. 
Zu den Waffen und militärischen Ausrtlstungen, die aus der 
BRD in vorsätzlicher Verletzung der UN· Beschlüsse geliefert 
wurden, gehörten: Transallmilitärmaschinen, Airbussc, 
Schnellboote, Raketen, Militärfahrzeuge und Militärelektr0-
nik. Das Radar·Luft- und Verkehrsüberwachungssystem Advo­
kaat in den atombombensicheren Bunkern von Silvermine wur· 
de vorwiegend von BRD-Firmen technisch ausgertlstet und 
überwacht. Dieses System dient der Kontrolle des gesamten 
Flugzeug- und Schiffsverkehrs der sOdlichen Hemisphäre. Es 
wird mit Dateninformationen aus NA TO-Speichern versorgt 
und erhält auch von dOr! entspr«hende Angaben. So sind für 
den Fall, daß der Südatlantikpakt eines Tages zustande kommt, 
schon heute die Voraussetzungen für die Informationsverzah­
nung heider Militärsysleme geschaffen. 
Die BRD ist auch haupt verantwortlich ror die militärisch­
atomare Zusammenarbeit mit den Rassisten. Der gegenseitige 
Austausch von Wissenschaftlern und T«hnikern bildete die er­
ste Phase, die Bereitstellung des westdeutschen TrenndUscnver­
fahrens für die sUdafrikanische Atomindustrie die zweite Phase 
der Kooperation. Aufgrund dieser Hilfe ist das Apartheidregi· 
me in der Lage, eine eigene Kernwaffenproduktion zu betrei· 
b<n. 
Alle Dementis, die die BRD-Regierunggegen die Beschuldigung 
Uber ihr Atomkomplott mit Pretoria bisher vorgebracht hat, 
wurden anhand zahlreicher Beweise sowohl der westdeutschen 
Anti.Apartheid- Bewegung als auch der sUdafrikanischen Be­
freiungsbewegung widerlegt .' 
Aber es wäre fa lsch, in den hektischen Aktivitäten der imperia· 
listischen Mächte, die sie in den letzten Monaten gegenüber 
Afrika entwickelten, nicht auch jene Ereignisse zu sehen, die 
Aufschluß über wachsende Widersprtlche zwischen ihnen ge­
ben. Am deutlichsten kam dies wohl auf der Konferenz der EG· 
Außenminister in Kopenhagen zum Ausdruck, wo erneut der 
"ergebliche Versuch zur Erarbeitung einer "gemeinsamen 
Afrika·Politik" unternommen wurde. Wie jedoch aus Berich­
ten über die Konferenz hervorgeht, sind "die Bemühungen zur 
Erarbeitung eines afrikapolitischen Konzepts der neun ... vor­
erst gescheitert." Es sei noch nicht einmal der Versuch unter­
nommen worden, "die Meinungsunterschiede zu einer einheitli· 
ehen EG-Position zusammenzuschweißen." 10 

Gegenspieler frankreich 

Doch die von eigenen, politischen. ökonomischen und militäri­
schen Zielen bestimmten Differenzen gehen noch weiter. ~r 
überstürzte Einsatz von fran?.ösichen Fremdenlegionären in 
Zaire hat, wie sich naChträglich herausstellte, keineswegs die 
ungeteilte Billigung der belgischen Regierung gefunden. Die 
von dieser angestrebten Verhandlungslösungen wurden da· 
durch jäh unterbrochen; und außerdem berorchteten die belgi­
sehen Monopolkreise nicht zuunr«ht, daß der französische Im· 
perialismus ihren traditionellen ökonomischen Einfluß vor al­
lem auf die Bergbauproduktion der ehemaligen Kolonie 
(Kongo/ Zaire) erbsthaft zu untergaben droht. 
Dazu kommt der außerordentlich starke militärische Einfluß 
des französischen Imperialismus in Afrika, der gerade im Zu· 
sammenhang mit den Zaire-Ereignissen besonders deutlich wur· 
deo Frankreich unterhält in Staaten Afrikas wie Tschad, Ga· 
bun, Elfenbeinküste und Djibouti Truppen in Stärke von insge­
samt 34000 Mann, kontrolliert mit etwa 70-80 Schiffen die in· 
ternationalen Verkehrsrouten im Indischen Ozean und baut 
dort ein neues StOtzpunktsyslem auf den Inseln Tromlin, Les 
Glorieuses, Juande Nova, Europa und Bassada India auL 
Von bundesdeutsChen Stimmen wird Ober die französischen 
Afrika·Aktivitäten wie folgt berichtet: "Die derzeit offen einge­
setzten französischen Truppen sind aber nur der sichtbare Teil 
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eines umfassenden Potentials, das sich vom Atlantik bis zum 
Indischen Ozean auf einen Großteil des schwarzen Kontinents 
erSlreckt mit sechs Ständigen Stützpunkten (Dakar, Abidjan, 
Libreville, Djibouti, Mayene und Reunion). " 11 

Der US-Imperialismus versucht hingegen, die von ihm bean­
spruchte Führungsposition durch die Einschaltung kollektiver 
Instrumente des NATO-Me<:hanismus abzusichern. Der BRD­
Imperialismus setzt auf seine wachsende ökonomische Stärke. 
Es wird sicher nur eine Frage der Zeit sein, bis man aus den Er­
gebnissen der sog. Sanierungsmaßnahmen für Zaire die neuero­
beTten Positionen der US- und BRD-Monopole erkennen kann. 
Die spezifischen militärischen Interessen, die der BRD­
Imperialismus in Afrika verfolgt, werden nicht zuletzt auch an 
dem Raketenversuchsgelände in Südzaire deutlich. Das Gebiet 
in der Größe von 100000 qkm wurde bekanntlich von der BRD­
Firma OTRAG (Orbital-Transport- und Raketen-AG) im Jahre 
1974 für insgesamt 800 Mio DM bis zum Jahre 2000 " gepach­
tet" . 

Stützpunkt OTRAG 

Die völlige Abtretung jeglicher Souveränitätsrechte an die 
durch den westdeutschen Slaat finanzierte Gesellschaft veran­
laßte die französische Le Monde vom 20. 5. 1978 zu der Fest­
stellung, der OTRAG-Vertrag stelle, ,eine unleugbare Preisgabe 
der Souveränität des zairischen Staates zugunsten privater In­
teressen dar." 
Aber es geht nicht "nur" um private Interessen. Mit der 
OTRAG ist das größte militärische Raketenversuchsgelände au­
ßerhalb des NATO-Bereiches geSchaffen worden und es stellt 
praktisch in seiner mil itärischen Bedeutung einen neuen Stütz· 
punkt der NATO in Afrika dar. 
Inzwischen ist der OTRAG-Venrag in Teilbereichen von Zaire 
aufgekündigt worden. Wie dazu verlautet, soll dies die Einstel­
lung weiterer Raketenversuche betreffen. Ganz offenkundig 
spielen dabei ebenfalls Rivalitätsinteressen der in Zaire enga­
gierten imperialistischen Mächte eine bestimmende RoUe. 
Desweiteren muß beachtet werden, daß der BRD-Imperialismus 
ungeachtet der Aufkündigung seine Posit ionen in Zaire auf­
rechterhalten konnte und daß Zaire durch die Beschlüsse der 
Brilsseler Konferenz vom 13.114.6. 1978 fest unter der Kon­
trolle des internationalen Monopolkapitals bleibt. Schließlich 
muß in Erinnerung bleiben, daß die NATO die von ihr kontrol· 
lierte Söldnenruppe, die sog. Interafrikanische Streitmacht 
trotz scharfer Kritik afrikanischer Politiker weiterhin aufbauen 
will. 
Das bedrohliche Zusammenspiel zwischen offener NATO­
Invasion, Installierung internationalisierter Söldnerverbände, 
Errichtung von wirtschaftspolitischen Protektoraten wie in Zai· 
re einerseits, der kollektiven Hil fe der imperialistischen Staaten 
für die rassistischen Regimes andererseits, sind somit verschie­
dene Seiten der jüngsten Offensive des Imperialismus in Afrika, 
an der die herrschenden Monopolkreise der BRD besonders in­
tensiv beteiligt sind. 
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1972 fr. 

7) H. Ble)'/ R. Tetzlaff( Hrsg.), Afrika und Bonn, Reinbek bei Harn· 
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10) Neue Zürcher Zeitung, Zürich, 14.6. 1978 
11) Vorwärts, Bonn, I. 6. 1978 
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Eberflard Czaya 

EWG-Abkommen von 
Lome: die Fesseln blieben 

Die mit dem EWLJ-Vertrag 1958 eingeleitete Politik der Assozi­
ierung der damaligen Kolonialgebietc der EWO-Mitgliedstaaten 
unterlag im Laufe der Jahre einem Prozeß des Wandels. Wich­
tige Zwischenglieder waren die Verträge \'00 Yaounde (Vcnrag 
I im Jahr 1963 und Vertrag 11 1969; d. Red.) mit den vorwie­
gend franrosischsprachigcn Staaten im subsaharischen Afrika. 
Mit dem im Februar 1975 unterzdchneten Vertrag von Lorne 
knUpfte die EWOI in entscheidenden Punkten an das frühere 
Assoziierungssyslem an. Sein Mechanismus und sein hegemoni­
stischer Inhalt widerspiegeln noch immer ein hohes Maß an 
Kontinuität. Den EWO·Staaten gehl es - wie schon seit 1958 
- darum, den neokolonialen Bilalcrialismus einzelner Mit­
gliedstaaten zu ihren jeweiligen ehemaligen Kolonialgebieten 
durch einen neokolonialen Multilaterialismus aller EWG­
Staaten zu ergänzen. Damit suchen sie in einer Zeit zunehmen· 
der historischer Schwächung imperialistischer Positionen in der 
Dritten Welt traditionelle Einnußsphären neu zu gruppieren, 
weiter in politischer und ökonomischer Abhängigkeit zu halten 
und insbesondere fest an das sich herausbildende westeuropäi. 
sche Zentrum zu binden. 
Die dabei sicher bemerkenswerteste Erscheinung an dem Ver­
tragssystem ist die Beteiligung der BRD, die selbst keine ihr zu­
vor vorbehaltenen Einnußgebiete eingebracht hat, nun aber ­
bei gleichzeitiger Übernahme gewisser materieller Lasten -
Teilhaber einer riesigen kollektiven Einflußsphare geworden ist. 
Zugldch sind mit dem Vertrag von Lorne neue Elemente zum 
Tragen gekommen. Diese betreffen erstens den Kreis der einbe­
zogenen LandeT: Dem Abkommen von Yaounde 11 gehönen 
zuletzt 19 afrikanische Staaten an. Von den Commonweallh­
Ländern hallen sich vor 1975 nur Mauritius (dem Abkommen 
von Yaounde 11 nachträglich beigetreten) sowie Kenia, Tansa· 
nia und Uganda (im Abkommen von Arusha aus dem Jahr 
1974) venrag1ich an die EWG der damals sechs westeuropäi· 
schen Staaten gebunden. 
Mit ihrer eigenen Erweiterung steUt die EWG aber auch die Ein­
beziehung eines Großteils der Commonwealth-Länder auf die 
Tagesordnung; die Assoziierten sahen sich nun dem auf neun 
Staaten vergrößerten Potential der EWG ausgesetzt. 
Allein schon die erstmalige Zusammenfassung einer Gruppe 
von damals 46 Entwicklungslandern in Afrika, in der Karibik 
und im Pazifik - die Zahl dieser sog. AKP-Staaten ist inzwi­
schen auf 56 angewachsen - bedeutete einen Erfolg für die 
EWG. 
Zweitens betreffen die neuen ZOge die inhahliche Gestaltung: 
Gerade zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses erreichten die 
Kampfmaßnahmen der Entwicklungsländer um Vertiefung ih· 
rcr politischen Unabhängigkeit sowie um Verbesserung ihrer 
Stellung in der internationalen kapitalistischen Arbeitsteilung 
einen markamen HÖhepunkt . Ausdruck der verllndenen imer­
nationalen Positionen der Emwicklungsländer waren die Aktio­
nen der Länder der OPEC (Organisation Erdölexponierender 
Lander) und die programmatischen Forderungen der Gesamt· 
heit der Entwicklungsländer für die Errichtung einer Neuen 
W eltwirtscha ftsordnung. 
Das Auftreten der Entwicklungsländer im allgemeinen und dar· 
unter der Venragspartner der EWG im besonderen ließ es den 
neun westeurOpäischen Staaten geraten erscheinen, von einigen 
ihrer ursprünglichen Forderungen für die Ausgestaltung des 
Abkommens von Lom~ abzugehen. In einer für die antiimpe--

rialistischen KrMte allgemein günstigen historischen Situatio.­
nen SChöpften die AKP·Staaten die damals erreichbaren MOg­
lichkeiten für eine Reform des bisherigen Assoziierungssystems 
weitgehend aus. 
Die wichtigsten inhaltlichen Abänderungen betreffen I. den 
Verzicht der EWO auf von ihr ursprünglich geforderte Gegen. 
präferenzen seitens ihrer Venragspanner - die AKP-Staaten 
sind also berechtigt, auch gegenüber der EWG Zölle zu erhe-­
ben: 2. die Einführung eines Systems zur Stabilisierung der Er­
löse für wichtige Exportgüter; 3. die AKP-Staaten brachten ei­
ne von der EWG gewunschte Klausel ober den Schutz von Pri­
valinvestitionen weitgehend zu Fa[\. 
Eine gewisse Kontinuität der traditionellen Assoziierung auch 
im Vertrag von Lome ist also mit einer betonten Elastizität ge­
paan. Diese ermoglichte es der EWG Oberhaupt erst, die Konti­
nuität und die Anpassung des übernommenen Systems an die 
ver3ndenen internationalen Bedingungen durchzusetzen. 
Die AKP-Staaten hallen dem Abkommen von Lom~ mit gro. 
Ben Erwartungen zugestimmt. Die EWG ihrerseits war bemüht, 
den AKP-Staaten Glauben zu machen, daß ihnen dieser Vertrag 
einen spürbaren Entwick lungsschub bringen würde. Gerade un­
ter diesen Vorauuctzungen hatten sich auch die Common· 
wealth-Länder in Afrika, in der Karibik und im Pazifik - trotz 
schwerwiegender Bedenken - entschlossen, eine solche - ror 
die meisten von ihnen neue - vertragliche Bindung mit dem 
westeuropäischen Wirtschaftsblock einzugehen. 
Inzwischen sind mehr als 4 Jahre vergangen. Da die GOIt.igkeit 
des Vertrages auf nur 5 Jahre begrenzt ist, haben die Vertrags­
partner am 24. J uli 1978 Verhandlungen darüber aufgenom· 
men, wie sich ihre Beziehungen über 1980 hinaus gestalten sol· 
ten. Die Beteiligten nahmen dies zum Anlaß, um eine Zwischen­
bilanzder Wirkungsweise des derzeit noch gUltigen Vertrages zu 
ziehen. l 



Wenn einige wenige AKP-Staaten in ihrer ökonomischen Ent­
wicklung relativ gut abgeschnitten haben, so ist dies keineswegs 
das Verdienst der EWG. Erwahnt sei als herausragendes Bei­
spiel Nigeria, dessen wirtschaftlicher Aufschwung untrennbar 
mit den erfolgreichen Kampfaklionen der OPEC verbunden ist. 
Die meisten AKP·Staaten sind jedoch in ihrer ökonomischen 
Entwicklung weiter relativ zurückgeblieben - nicht nur gegen­
über den kapitalistischen Industriestaaten, sondern auch gegen­
über den bereits wirtschaftlich fortgeschritteneren Entwick· 
lungsländern. Nach einer Liste der Vereinten Nationen von 
1975 zahlen von den 29 schwä.chstentwickellen Ländern (., Least 
developed Countries") 19 und von den 45 durch die Preis­
SChwankungen auf dem Weltmarkt am härtesten getroffenen 
Landern ("Most seriously affec1ed Countries") 26 zu den AKP­
Staaten. Sie gehören zu der großen Gruppe von Entwicklungs­
landern mit Einkommen von weniger als 250 Dollar pro Kopf 
und Jahr, in denen die durchschniUliche jahrliche Zuwachsrate 
des Bruttosozialprodukts pro Kopf der Bevölkerung -0,2 Of~ 
betrug ) und in denen die Nahrungsmitlelproduktion pro Kopf 
1974- 1976 um 4 OfG unter dem Durchsch nitt von 1965-1967 
lag 4 , d. h. in denen sich ein Prozeß absoluter Verelendung voll­
zogen hat. 
Der Vertrag von Lome erscheint in oberflächlicher BelTachtung 
als eine großzügige Handel~förderung. Den AKP-Staaten wird 
für ca. 94 '" ihrer Exportprodukte freier Zugang zum EWG· 
Markt gewährt. Aber sogar die EWG-Kommission muß zuge­
ben, daß sich die Außenhandelsposition der AKP-Staaten sehr 
ungünstig entwickelt hat. Im Zeitraum 1972-1975 sank der 
Anteil der AKP-Staaten am Export aller Entwicklungsländer 
von 1J,5 auf 10,5 070, darunter der Anteil der nichterdöleJ(por. 
tierenden AKP-Staaten am Expon aller nichterdOlcxportieren­
den Entwicklungsländer von 15,1 auf 11 ,5 OJo. 
Diese ungonstige Entwicklung ist insbesondere der EWG anzu­
lasten. Von einer Handelsförderung ihrerseits kann nicht die 
Rede sein, wie eine Analyse der EWG·lmporte beweist. Die 
Gruppe der Entwicklungslander, die nicht in das Abkommen 
von Lorne einbezogen ist, vermochte ihren Anteil am Handel 
der EWG beträchtlich auszubauen, wlI.hrend der Anteil der 
AKP-Staaten an den Imponen der EWG stagniene. Der Anteil 
a ller Entwicklungsländer an den EWG- Imponen st ieg im Zeit­
raum 1972-1977 von 37,3 auf 43,8 CIlo, der Anteil der AKP· 
Staaten aber war 1977 der gleiche wie 1972 und 1973. 

ElnseUige R o hsloHspezialis ierung 

Die AKP·Staaten schen die Hauptursache für die Verschlechte­
rung ihrer AußenhandeJsposition in der Aushöhlung ihrer be­
sonderen Präferenzen. Die EWG hat wiederholt ihre AußenzOl· 
le für tropische Produkte herabgesetzt; und bei Waren, die un­
ter das System Allgemeiner Präferenzen zugunsten alter Ent­
wicklungsländer fallen (vor allem rur Fertigwaren gültig), genie­
ßen die AKP·Staaten überhaupt keine Prä ferenz. Außerdem ist 
der Kreis der besonders Präferenzienen durch die Verträge der 
EWG mit den Südanrainern des Millelmeeres breiter gewor· 
den. 
Schließlich bekommen zahlreiche AKP·Staaten den diskrimie­
nierenden Agrarprotektionismus der EWG zu spUren. Auf die­
se Barriere stoßen insbesondere die Exponeure von Rindfleisch, 
Zucker, Rum, Tomaten usw. 

Insgesamt ist das Problem natürlich viel komplexer. Sein ei· 
gentlicher Kern besteht in der extrem einseitigen, weltmarkt­
orient ierten Wirtschaftsstruktur der AKP·Staaten. 
Die EWG degradiert die AKP-Staaten noch immer vorrangig zu 
Rohstofflieferanten. Von allen größeren Gruppen der Entwick· 
lungsländer weisen die AKP·St88ten noch 'immer die stärkste 
einseitige Spezialisierung ihrer Außenhandelswaren auf. Ihr Ex· 
pon bestand 1976 zu 95 CIl. aus Grundstoffen, woran wiederum 
Nahrungsmittel zu 43 11., Energieträger (hauptsllchlich Erdöl 
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aus Nigeria und Gabun) zu 33 11. und andere Rohstoffe zu 
28 11. Ameil hallen. Ihre aus der KOlonialperiode ererbte Ab­
hängigkeit vom Expon weniger Rohstoffe haben die AKP­
Staaten nicht nur nicht überwinden können, sie ist noch starker 
geworden. Die vier Hauptexportprodukte der AKP·Staaten -
Erdöl, Kaffee, Kupfer und Kakao - stellen 197344 07. a ller 
EWG·lmporte aus den AKP·Staaten, 1977 aber 62070. (Zu die­
ser Produktkonzentration trug auch die Erhöhung der Erdöl· 
preise bei.) 
Da Westeuropa hauptsächlich Industriewaren (etwa 85 070 des 
Exports in die AKP-Staaten) liefert, sind die AKP-Staaten -
außer bei Erdöl- besonders stark von der Preisschere im kapi. 
talistischen Welthandel betroffen. Leider enthalten die öffent· 
lieh zuganglichen Statistiken keine Angaben Ober die Terms of 
Trade der AKP-Staaten. FOr die Entwicklungsländer insgesamt 
(ohne Erdöl) betrugen sie «Indizes, 1970,=, 100): 1972 - 90; 
1973 ". 97; 1974 = 102; 197,5 .. 86; 1976 '='92.' D.h. die reale 
Kaufkraft der Entwicklungslander war in folge der preislichen 
Veränderungen auf dem kapitalistischen Weltmarkt im J ahre 
1976 um 8 OJG geringer als 1970. Man kann davon ausgehen, daß 
aufgrund der spezifiSChen Angebotsstruktur der entsprechende 
Verlust an Kaufkraft bei den AKP·Staaten allein wahrschein­
lich noch stärker ins Gewicht fiel. 
Der enge Zusammenhang zwischen Rohstoffspezialisierung und 
Verschlechterung der Außenhandelsposition der AKP-Slaaten 
unterstreicht Notwendigkeiten zweierlei An: I. Sicherung der 
Kaufkraft der Erlöse aus dem Rohstoffexport: 2. Überwin­
dung der einseitigen Rohstoffspezialisierung. 
Als Alternative zur imperialistischen Preispolitik auf den inter· 
nationalen Rohstoffmarkten schufen die Entwicklungsländer 
ihr Konzept für ein Integriertes RohsLOffprogramm, dessen 
Grundanliegen in einer Stabilisierung der Exportpreise besteht. 
Das in das Abkommen von Lome aufgenommene Stabex­
System (Stabex = Kurzformel für das System der Stabilisierung 
der Exporterlöse) kommt den Forderungen der AKP-Staaten 
nach Stabilisierung der Exporterlöse insofern entgegen, als es 
für sinkende Exportcinnahmen bei I1 landwinschaftlichen Pro­
dukten sowie Eise:nerz Ausgleichszahlungen vorsieht. Entgegen 
mancher BefO rchtungen hat es sich als ein praktikabler Mecha­
nismus erwiesen und wird daher von der EWG als Erfolg und 
Modell propagiert. 
Man kann jedOCh nicht Ubersehen: I nsgesamt sind die bereitge­
stellten Mittel gering. Mit 75 Mio Europäischen Rechnungsein. 
heiten (ERE) pro Jahr machen sie nicht mehr als 0,7 07, der Ge­
samtexporte der AKP-Staaten in die EWG aus. Stabex klam­
mert zahlreiche Exportprodukte aus, die ebenfalls starken 
Prei.sschwankungen unterliegen. Man denke an Kupfer, das ror 
Sambia und Zaire herausragende Bedeutung hat. Eine ErlOssta· 
bilisierung erfolgt grundsItzlich auch nur für jenen Teil der Ex­
porte, der in die EWG-Staaten geht. Obwohl Slabex besonders 
die armsten AKP·Staaten stOtzen soll, kam bisher die Elfen­
beinküste in den Genuß der höchsten Mittel je Land. Die Beihil­
fen der EWG sind zurUckzuzahlen; nur die ärmsten Staaten 
sind von dieser pnicht ausgenommen. 
Die Berechnungsmethode bcrtlcksichtigt nur die exportseitigen 
ErlOseinbußen, stellt aber keine Beziehungen zu den Verlusten 
her, die durch Ansteigen der Importpreise entstehen. Mit Sta­
bex bleibt die Preis bildung weiter dem" freien Spiel der Kräfte;' 
des kapitalistischen Weltmarktes ausgesetzt. D. h. die mit dem 
Integrierten Rohstoffprogramm angestrebte Stabilisierung der 
Preise wird umgangen, so daß sich die Multis weiter mittels der 
Preisschere bereichern können und zahlreichen AKP·Staaten 
1T0tZ Stabex bereits HandeJsbilanzdefizite entstanden s ind . 
Bei Stabex handelt es sich um eine "mäßige Einkommenssiche­
rung zugunsten der AKP.Regierungen", um eine Stabilisierung 
der Staatscinnahmen in konjunkturbedrohten Entwicklungs­
ländern und damit vielfach um eine Einkommenssicherung pri. 
vilegierter Eliten. Hingegen kommen die Mittel nicht den un­
mittelbaren Produzeßlen, den Bauern, zugute. ~ Der Einsatz der 
Mittel fOr Entwicklung SIeht fOr alle ehemaligen Kolonialländer 
aur der Tagesordnung. Die Kernfrage besteht heute darin, wel-



ehe ökonomische Orundstruktur die jungen Staaten entwik· 
kein, welche sozialökonomische Richtung sie einschlagen wer­
den. 
Eine von der EWO als wesentlich verfolgte Zielstellung des Ver­
trages von Lome ist es, solche Tendenzen und Effekte auszulö­
sen, welche eine vom Auslandskapital abhängige Entwicklung 
herbeiflIhren, ja diese Entwicklung unmittelbar dem Verwer· 
tungsinteresse des imperialistischen Kapitals unterzuordnen. 
Zwei Bereiche des Vertrages von Lomt bieten sich hierftir als 
Steueru ngsinstrumente besonders an: 
• die "industrielle Zusammenarbeit" - sie soll nach offiziel­
ler Terminologie den Technologietransfer. den Auf- und AU$­
bau der rur die industrielle Entwicklung erforderlichen Infra­
struktur, den Aufbau von Industrien für die Verarbeitung von 
Rohstoffen und die Herstellung von Halb- und Fertigwaren in 
den AKP-Staaten fördern; 
• sowie die finanzielle und technische Hilfe - im Rahmen des 

4. Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) stellt die EWG rund 
3,39 Mrd ERE, das sind ca. 10 Mrd DM, zur Verfügung; darin 
sind 375 Mio ERE roT Stabe" und 339 Mio ERE zur Förderung 
der regionalen Zusammenarbeit unter den AKP-Staaten enthal· 
ten. Neben der SChwerpunktförderung im Agrarbereich (36 0;0 

der Mittel des EEF) rangieren auch in diesem Bereich Industria­
lisierung und wirtschaftliche Infrastruktur (11,9 bzw. 27.2 0;0) 
an vorderer Stelle. 

AKP und Auslandskapilai 

Allein schon das System der Mittelvergabe aus dem EEF "läßt 
Zweifel daran aufkommen, ob in jedem Fall anhand der Priori­
taten des jeweiligen AKP·Staates entschieden wird. Obwohl je­
der Staat bei der Programmierung seine natürlichen Resourcen, 
Pläne und Projekte vor den Vert retern der EG-Kommission of­
fenlegen muß. erhält er keine verbindlichen Finanzierungszusa­
gen. So läßt sich vermuten. daß das Eigeninteresse der EWG an 
Informationen Ober Rohstoffe, MArkte und nicht zuletzt politi­
sche Zielsetzungen in den AKP-Staaten kein unwesentliches 
Die EWG·Kommission stellte im Januar 1978 in einer Minei­
lung an den Ministerrat eindeutig programmatisch fest: "Die 
Gemeinschaft braucht breitgestreute, umfangreiche Investitio­
nen in den einzelnen Wirtschaftsbereichen der Entwicklungs­
länder: 
• zur Diversifizierung und Absicherung ihrer Rohstoffversor­

gung, 
• zur Schaffung einer dauerhaften Grundlage rur den Ausbau 

der Wirtschaftsbeziehungen mit den Entwicklungsländern, 
• zur Erhaltu ng und Stärku ng der Pr.1senz der europäischen 
Industrie und des eurOpäischen Handels auf den Märkten der 
Entwicklungsländer gegenüber der internationalen Konkur-
renz. "9 

Was den Handel betrifft. SO kann die EWG sehr zufrieden sein. 
Obwohl die Gegenpr.1ferenzen der AKP-Staaten entfallen sind, 
war das System der allgemeinen Bindungen und Abhangigkei­
ten derart stark . daß es der EWG als Ganzes gelungen ist, ihren 
Marktanteil in den AKP·Staaten zwischen 1972 und 1977 von 
42 auf 48 '1. auszubauen. Hauptnutznießer war zweifelsohne 
die BRD, die in diesem Zeit raum ihren Exportanteil (Ausfuhr 
aller EWG·.5taaten in die AKP-Ulnder& 1(0) von 14 .3 auf 
20,2 0;. ausdehnte, wahrend er bei den Obrigen EWG-Staaten 
stagnierte (Frankreich) oder zurückging (bei Großbritannien s0-

gar erheblich). 
Unzufrieden ist die EWG mit dem Stand der Direktinvestiti0-
nen. Diese haben zwar in den letzten Jahren aus Uindern der 
EWG und den USA schnell zugenommen. Und einige EWG· 
Staaten waren bereits emsig, um das Klima ror solche Investitio­
nen zu verbessern. Die BRD hat z. B. mit einigen AKP-Staaten 
Investitionsförderungsvertrlige geschlossen, die auch wesentli· 
che Elemente gegen politiSChe Risiken enthalten. 
Die EWG macht jedoch deutlich. daß sie die Realisierung ent­
scheidender EntwiCklungsprojekte in den AKP-Staaten dem 

privatmonopolistischen Kapital ihrer Mitgliedstaaten überlas­
sen möchte; sie gibt unumWUnden zu verstehen, daß die AKP· 
Staaten insbesondere mit einer stärkeren Mitwirkung der EWG 
an der Industrialisierung erst rechnen könnten , wenn sich die 
AKP-Staaten zur Aufgabe ihrer ablehnenden Haltung gegen ein 
multilaterales System ror Kapitalschutz bereitfinden. 

Während bereits schlüssige Aussagen fiber die Wirkungsweise 
des laufenden Vertrages von Lome möglich sind, ist noch nicht 
voll absehbar, wie sich das künftige vertragliche Verhältnis zwi· 
schen der EWG und den AKP-Staaten gestalten wird. 
Die AKP-Staaten sind zwar grundsätzlich zum Abschluß eines 
neuen Abkommens bereit - sie sind ebenso auf die Markte wie 
auch auf die Hilfe der EWG angewiesen; sie wünschen aber er­
hebliche Veränderungen: einen wirklich ungehindenen Zugang 
zum EWG·Markt, d. h. Abbau alter noch ror bestimmte Pro­
dukte bestehenden Beschrä nkungen; stärkeren Technologie­
transfer; wesentlich höhere finanzielle Hilfe; Modifizieru ng des 
Stabex-Systems derart, daß die EWG Erlöseinbußen für die Ge­
samtheit der Export waren ausgleicht. 
Dem steht das unbedingte Interesse der EWG gegenüber, sich 
die Grundstruktur der Assoziierung als Mechanismus zur Siche­
rung von Macht und Einnuß in einer betr.1chtlichen Gruppe 
von Entwicklungsllindern zu erhalten und - den neokoloniali­
stischen Inhalt kaschierend - ein "Modell" von "Gleichbe­
rechtigung", "Interdependenz" und "Kooperation" vorzu· 
gaukeln. Um ihre Vorherrschaft zu konsolidieren, möchte sie 
ein Abkommen von längerer Dauer (möglichst 10-15 Jahre 
Laufzeit). Stärkere finanzielle und technische Hilfe will sie an 
eine Kapitalschutzklausel koppeln, um einer Nationalisierung 
investierten ausländischen Privatkapitals möglichst vorzubeu­
gen. 
Die "Industrieförderung" mOchte sie vorrangig zu einer Ange­
legenheit privater Unternehmer machen, um den Weg einer aus­
landsabhängigen priv8tkapitalistischen Industrialisierung zu sti­
mulieren. Um sich vor einer eventuell heranwachsenden Kon­
kurrenz der AKP-Staaten zu schOtzen. will die EWG über einen 
sog. Konsultationsmechanismus Schutzbestimmungen rur die 
eigene Industrie durchsetzen. Außerdem wird von der EWG die 
Frage der Menschenrechte hochgespielt. Die EWG möchte eine 
entsprechende Klausel verankert wissen. um den Vorwand zu 
erhalten, unter dem sie auf unliebsame Regierungen Druck aus­
üben kann. Um politiSch stärker auf die AK P-Staaten einwir­
ken zu können, will die EWG die gemeinsamen Institutionen 
möglichSt ausbauen. 
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Entwicklungsländer 

Michael Mohnke 

V. UNCTAD­
neue Sachlichkeit? 

Die V. Handels- und Entwicklungskonfcrcnz der Vereinten Na­
tionen vom 7. Mai bis 3. Juni d.J. in Manila/Philippinen ende­
te mit insgesamt dürftigen Ergebnissen. Zu diesem Schluß je­
denfalls muß man kommen, wenn man sich die Erwanungen 
noch einmal vergegenwärtigt, die insbesondere von Seiten der 
Entwicklungsländer in diese Konferenz gesetzt worden waren. 
UNCTAD V sollte Weichen stellen fOr die Auseinandersetzung 
um die Verwirklichung der seitlangcm gefordenen Neuen Welt­
wirlschaftsordnung(NIWQ) in den 8Ger Jahren. Nach Meinung 
des UNCTAD-Generalsekretärs Gamani Corea fiel ihr zudem 
die Vorformulierung einer für die im nächsten Jahr anstehende 
Formulierung einer Neueo Intcrantionalen EntwickJungsstrate­
gie der Vereinten Nationen zu (vgl. Kommcntar in AlB 6/ 1979). 

Auch nach Auffassung der kapitalist iSChen Industrieländer und 
ihrer Vertreter sollten in Manila Weichen gestellt werden. Für 
sie bestand das Hauptanliegen darin , eine Entscheidung herbei· 
zuführen, ob "Konfrontation oder Kooperation" zukOnftig 
das bestimmende Element im VerhandJungsprozeß mit der Dril­
ten Welt sein würde. Wenn hierzulande hervorgehoben wird, 

"daß UNCTAD V in einer guten und sachlichen Atmosphäre 
abgelaufen ist", (Erklärung Lambsdorffs zu den Ergebnissen 
\Ion UNCT AD V) so darf man vermuten, daß es gelungen iSI, 
den "Nord-SUd-Dialog" zumindest vorläufig in "gemäßigte 
Bahnen" zu lenken. In der Tat verlautet aus dem Bundesmini· 
sterium ror wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) sehr offen, 
daß die westlichen Industriellinder ihre Position haben bewah­
ren können. In einer IlM Z-Auswertung heißt es, die auf 
UNCTAD V gemachten Zugeständnisse "beruhTen nicht den 
Kern der bestehenden Wirtschaftsordnung". 
Dies ist das Resultat einer Verhandlungstaktik, die sich auf der 
westlichen Seite nach dcn schlechten Erfahrungen von 
UNCTAD IV in Nairobe 1976 (siehe AlB 6/ 1976) nach und 
nach durchgesetzt hat. Statt wie bisher rigoros alle Forderun­
gen aus der Dritten Welt abzuwehren , ist man dazu I1bergegan­
gen, diejenigen Forderungen aus der NIWO herauszulösen, die 
sich noch am ehesten systc~mimmanent verwirklichen lassen. In 
aJl jenen Fragen, die vom Standpunkt der Verfechter des beste­
henden Wirtschaftssystems "ordnungspolit ische Grundsatzfra­
fragen" sind, beharrte man nach wie vor auf dem Status quo. 

,----Stellungnahme von Otto Graf Lambsdorff-----, 
Die immense Bedeutung des Ressourcentransrers rar die Entwick­
lungsländer habe ich bereits unterStrichen. Ebenso wichtig sind aber 
der Weil handel und der Kampr gegen den Protektionismus. der 
Strukturwandel und die Privatinvest itionen. 
Es ist durchaus verständlich. wenn die Entwicklungsländer die Forde­
rung nach einer Umstrukturieruns der Weltwirtschaft erheben. wenn 
sie einen größeren Anteil an der industriellen Produktion und am 
Welthandel ,·erlangen. \Vir sind nicht nur bereit, diesen Prozcß hin­
zunehmen, wir wollen ihn auch aktiv fördern. Das angemessen!' Kon­
zept wäre nicht, Strukturwandel administrativ zu verordnen. In er­
ster Linie bleibt es eine wichtige Aurgabe der Unternehmen. den er­
forderlichen Strukturwandel zu bewältigen. Aufgabe des Staates 
kann es grundsätzlich nur sein. die Bereitschaft und Fähigkeit zur 
strukwrellen Anpassung durch Verbesserung der Rahmenbcdingun­
gen zu stärken. Andernralls wären schwerwiegende Fehlentwicklun­
gen nicht auszuschließen. 
Denn die Vielfalt ökonomischer Daten, die Ober freien Waren\'erkehr 
und freie IrlVestitionsentscheidungen leistungsfähige Strukturen er­
halten und scbwache verändern, kOnnen im Rahmen administrativer 
Maßnahmen nicht er raßt werden. Diese Form der Strukturpolitik wl­
re weltwirtschartlkh nicht weniger bedenldich als es der VCf$uch w:l­
re, überlebte Strukturen durch handelsbcschränkende und andere di­
rigistische Maßnahmen künstlich zu erhalten. 
Untrennbar verbunden mit einer marktwirl.schartlich orientierten 
Weltwirtschaftsordnung ist zweifellos auch die Freizllgigkeit der in­
ternationalen Kapitalbe .. ·egungen und damit die Möglichkeit zu Aus­
landsinvestitionen. Direktinvcstit!oncn im Ausland fIIhren per saldo 
zu einem verstärkten zwischenstaatlichen WIrtschartsverkehr. Diesen 
privaten Direktinyestitionen kommt daher vor allem bei der Intesra­
tion der Entwicklungslander in die Welt\\'inschaft eine ganz entschei· 
dende Funktion zu. Alle Pri\'lItinvcstitionen bedeuten lanSfrisliies 
Kapital fIIr Entwicklungsländer. sind mit der Obenragung von tech-
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nischem und unlernehmerischcm Know·how verbunden. beflügeln 
die Diversifizierung der Wirtschaftsst rukturen, stärken die Export· 
kraft des Gastlandes und schaffen über verbesserte Arbei ts- und Aus­
bildungsmöglichkeiten die Voraussetzungen rUr eine nachhaltige Ver­
besserung der Lebensbedingungen. 

Wir sehen Direktinves titionen im Ausland nicht unter dem Gesicht· 
spunkt "export of jobs" (ArbeinplatzCllport; d. Red.) und erfreuli­
cherweise teilen auch die deutschen Ge .... erkscharten diesen Stand­
punkt weitgehend. Es ist dabei ein unnachahmlicher Vorzug privater 
Im·estitionen. daß sich der Investor mit seinem ganzen unternehmeri­
schen Engagement ~inter den wirtschaftlichen Errols seines Vorha­
bens stellt. Das ist eine starke Triebfeder. die sich auch schon einiae 
EntwicklunSslander - wie die Erfahrung zeigt - zunutze gemacht 
haben. 
Eine unerlllßHche Voraussetzung ror das Engagement von Unterneh­
merkapitaJ und Technologie. das eine wachsende Zahl von Entwick­
lungsländern offensichtlich wünscht. ist ein gUtes Investilionsklima; 
letztlich haben es also allein die Entwickhongslll.nder in der Hand. ob 
und in welchem Umfantl ihr Land rof Privatinves titionen aUraktiv 
ist. Investitionsentscheidungen sind und bleiben freiwillige Entschei­
dungen der Unternehmen, nicht der Bundesregierung. Wir kOnnen 
nur Anreize rar ln"cstitionen in Entwicklungsländern geben. insbe­
sondere Steuererleichterungen und Garantien. \Vir wollen unserer­
seits dazu beitragen, Berllrchlungen der Entwicklungsländer vor Aus· 
landsinvcstitionen abzubauen. Wir wirken aktiv bei den Bemühungen 
mit, die Tätigkeit von transnationalen Unternehmen transparenter w 
machen und klare Verhahensregeln fUr die Tätigkeit dil$er Unterneh­
men sowie fUr die Heimat- und Gastländer der Investoren zu schaf­
ren. 

(Quelle: Bulletin des Presse- und Informationsamtcs der Bundesregie­
rung, Sonn, Nr. j6/10. j. t979. Auszua) 



Verallgemeinernd läßt sich diese - inbesondere von der Bun­
desregierung prakt izierte - Takt ik als Mischung zwischen se­
lektiver Konzessionsbereitschaft und prinzipieller Härte be­
schreiben. Während die USA in der Auseinandersetzung um die 
NIWO selbst minimale Zugeständnisse ablehnen, ha t insbeson­
dere d ie BRD einen Anteil an der a1lml1hlichen " Auflocke­
rung" der bislang re lativ einheitlichen Front der Interessenver­
trelUng der Dritten Welt . Gleichwohl spielen heide Führungs­
machte der kapital istischen Welt auf einer abgestimmten Parti­
tur. Die Konzessionsbereitschaft der BRD wirkt umso beein­
druckender je hartnäckiger sich die USA geben, wenngleich 
sich die westdeutsche Konzilianz auf Neben- und Untergeord­
Iletes beschränkt. 
Kurz vor UNCTAD V hat die Bundesregierung grünes Licht für 
die Errichtung eines Gemeinsamen Fonds im Rahmen des Inte­
grierten RohstOffprogramms gegeben. Ferner willigte sie in ei­
nen freiwilligen Beitrag zum sog. Zweiten Fenster ein - ein 
Fonds, mit dem industrielle Diversifizierungsmaßnahmen in 
den EntwiCKlungsländern gefö rdert werden sollen. Bereits auf 
der Weltbanktagung im letzten Jahr hat BMZ-Minister Rainer 
OffergeId eine Schuldenstreichung auf Antrag fü r die ärmsten 
Entwicklungsländer angekündigt. Darüber hinaus sollen diese 
Länder in der Zukunft nur noch (nicht rückzahlbare) Zuschüsse 
anstatt wie bisher Kredite erhalten. 
Während man so scheinbar flexibel Konzessionsbereitschaft in 
Nebenfragen signalisierte, hat man "keinen Zweifel daran ge­
lassen, daß öffentliche Entwicklungshilfe nur dann die ge­
wünschten Wirkungen ... erzielen wird, wenn sie durch pri­
vate Leistungen in Forn} von Investit ionen, Krediten und ver­
Stärktem Warenauslausch tatkräftig ergänzt wird." (Lambs­
dorft) Der Kern dessen, was man langfristig erreichen will, ist 
ein rechtsverbindlicher Schutz für die DirektinvestitOnen der 
westdeutschen Konzerne in den Entwicklungsländern. Sicher­
heit gegen Enteignungsbestrebungen und Sankt ionsinstrumente 
gegen diejenigen. die sich nicht daran hahet\,. Die Rede des bun­
desdeutschen Wirtschaftsministers G raf Lambsdorff in Manila 
(siehe Kasten) hat noch einmal in aller Deutlichkeit klarge­
macht , daß die Bundesregierung in dieser Frage nicht bereit ist, 
auch nur einen Fuß breit zurückzugehen. 

Diese Haltung·steht nun allerdings diametral dem entgegen, was 
d ie Entwicklungsländer mit ihrer Forderung nach eine NIWO 
auf d ie Tagesordnung gesetZt haben. 
In ihrem Programm von Arusha (Februar 1979) hatten sie ver­
sucht , Slrategische Schlüsselziele für UNCTAD V zu formulie­
ren. Diese betrafen u. a. die Errichtung eines Steuerungsmecha­
nismus zur Beteiligung der Dritten Weh am weltweiten Indu­
striepotent ia l. Dazu sollten die Kompetenzen der UNCfAD 
deutlich erweitert werden. Die Tätigkeit von Weltbank und In­
ternationalem Währungsfonds (lM.F) sollte stärker an den Be­
dürfnissen der EntwiCklungsländer ausgerichtet werden. Durch 
ein erhö htes institutionelles Mitspracherecht sollte zukü nftig 
verhindert werden, daß insbesondere der IMF als Einmischungs­
und ErpressungsinSlrument in die Weltwirtschaftspolitik der 
Entwicklungslander (siehe z.. B. Türkei-Kommentar in diesem 
Heft) fungiert. Weiterhin sollten die d rei wiChtigsten kapitalisti­
schen Länder - USA, BRD, J apan - konkret dazu aufgefor­
dert werden, ihre Entwicklungshilfe bis Anfang der 80er Jahre 
auf 0,7 OJG des Bruttosozialprodukts zu erhöhen . 
Im Mittelpunkt der Anstrengungen der Entwicklungsländer auf 
UNCfA D V stand der Versuch, eine Resolution zum Thema 
" Interdependenz" zu verabschieden. Darunter verstehen sie 
nicht wie die Vertreter der kapitalistischen Welt die angeblich 
symmetrische gegenseitige Abhängigkeit zwischen Industrie­
und Entwicklungsländern, sondern die wechselseitige Bedingt­
heit der einzelnen Bestandteile ihres Konzepts einer NIWO. 
Das Besueben, auf diese Weise eine Richtschnur fü r die 80er 
Jahre zu bekommen, die verhindert, daß der Verhandlungspro­
zeß mit den kapitalistischen Staaten auf Einzelfragen be­
schränkt bleibt. mußte auf erbitterten Widerstand stoßen. Die 
westliche Welt - darunter die Bundesrepublik - ist nicht be­
reit, die Forderung nach einer Neuen Wehwinschaftsordnung 
zu akzeptieren und darüber in einen Verhandlungsprozeß ein­
zutreten. Soll ten hierüber noch irgendweJche Illusionen bestan­
den haben. so sind diese durch UNCfA D V endgültig zerstört 
worden. Genau SO wenig ist der Westen bereit, an den Kompe­
tenzen der .. heiligen Kühe" Weltbank und IMF rtI ueln zu las­
sen. Die kapitalistischen Industrie länder stemmen sich ferner­
hin mit a ller Kraft gegen einen Ausbau der UNCTA D zum uni· 

.-------Stellungnahme von Horst Sölle------. 
Die Deutsche Demokratische Republik untcrstlltzt uneingeschränkt 
die Verwirklichung der gerechten Forderungen der Entwicklungslän­
der. wie sie in den ~rcit5 genannten Resolutionen fixiert sind. Die 
DDR ist - ebenso wie die anderen sozialistisch!'n Staaten - ent­
schiedener Verfechter einer demokratischen Umgestaltung der inter­
nationalen WirtschaflS~ziehungen. Das ist fO r sie keine Frage der 
Taktik. sondC"rn ergibt sich aus dem Wesen ihrer so.riali5tischen Ord· 
nung. Sie hat diese Haltung stets unter ßev,·eis gestellt. 
Die Deutsche Demokratische Republik teilt die Auffassung. daß die 
UNCTAD das derzei t uni~ersellste Organ im Rahmen des UN­
SyStems auf dem Gebiet von Handel und Entwicklung ist. Als eine 
Aufgabe von hohem Rang Cf',Oo'eist sich dabei die allseitige FOrderu", 
der Handelsbeziehungen zwischen Staaten unterschiedlicher Gesell­
schaftsordnung. Das ist ein auOC"rordentlich komple.xes Problem und 
schließt so .... ohl den Ost-West-Handel als auch die Okonomischen Be­
ziehungen zwischen sozialistischen und Entwicklungsländern ein. 
Die Handels- und Wirtschafts beziehungen mit den EntwicklungsUin­
dern nehmen einen bedeutenden Platz in der Außen- und Außenwirt­
schaftspolitik der DDR ein. Ihre Formen reichen vom herkömmli· 
chen Warenaustausch bis zur komple.xen. vielgestaltigen .... irtschaftli­
chen, industriellen und wissenschaftlich-technischen Zusammenar­
beit. Die Deutsche Demokratische Republik sieht einen kontinuierli­
chen Ausbau dieser Ikziehungen in quantitativer und qualitath·er 
Hinsieht vor. 
[n Auswirkung dessen konnte in den lellten Jahren der Warenaus­
tausch mi t Entwicklungsländern beträchtlich gesteigert werden. Al­
lein 1978 ~trug seine Zuwachsrate gegenüber dem Vorjahr 32 '7 •. Im 
Vergleich zum Handel mit Lindern anderer Regionen wurde gegcn­
Ober den Entwicklungslandern das hOchste Wachstumstempo er­
reicht. 
Es ist ein vorrangiges Anliegen der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, derartigen Ikziehungen einen komplexen Charakter zu verleihen 

und sie nicht nur auf den Warenaustausch zu ~schrlin k en. Sie stellt 
interessierten Partnern in diesen Ländern Maschinen. Ausrüstungen 
und komplcuc Anlagen sowie technologisches Wissen auf der Basis 
entsprechender zwischenstaatlicher Abkommen sowie kommerzieller 
Verträge zur Verfllgu",. 

Die Partner in den Entwicklungslandern ... ·erden so in ihrem Streben 
nach ökonomischer Unabhängigkeit und umfassenderer Nutzu", ih­
rer Ressourcen. insbesondere durch Verarbeitung von Rohstoffen im 
eigenen Lande. unterstUtzt. 
tn übereinstimmung mit den von der Deutschen Demokratischen Re­
publik hier~i angewandten Prinzipien gehen die errichteten Betriebe 
in das nationale Eigentum dieser L1nder ü~r . Es erfolgt deshalb kei­
nerlei Gewinntrander. 
Auf diese Weise tragen wir zur beschleunigten Okonomischen Ent­
wieklu", der Partnerlander im Rahmen unserer MOgliehkeiten bei 
und leisten damit einen unriiilleibaren Beitrag zu ihrer sozialen Ent­
wicklung. 
Es ha t sich erwiesen, daß besonders solche Beziehungen fOr aUe Betei­
ligten vorteilhaft sind, die sich auf der Grundlage langfristiger zwi­
schenstaatlicher Abkommen Ober den Handel. die industrielle. 
ökonomisch-technische, wissenschaft lich·technische und kulturell­
wissenschaftliche Zusammcnar~it vollziehen. Solche erprobten Me­
chanismen. wie z. B. aemeinsame Winschaftsausschnsse auf Regle­
rungsebtne. Oben einen fördernden Einnua aus. Die Gesamtzahl der 
Abkommen. die die DDR bisher mit 45 Entwicklungslandern abge­
schlossen hat, erhöhte sieh auf 79. Es versteht sich dabei von selbst. 
daß bei der Gestaltung dieser Handels- und Wirtschaftsbez.iehungen 
solche Kriterien, Millel und Methoden zur Anwendung kommen, wie 
sie zwischen Staaten unterschiedlicher GeselischaftsOrdnu", üblich 
und möglich sind. 

(Quelle: Horilont, Ikrlin .. Nr. 2311979. AUSlUg) 
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versellstenGremiumfür die Verhandlung von Entwicklungs-und 
Handelsfragen. 
Dies hat sich in den zentralen, auf UNCfA D V verabschiedeten 
Resolutionen niedergeschlagen. Insgesamt muß nüchtern fest­
gestell t werden, daß dort von den Forderungen des Arusha­
Programms lediglich unverbindliche und vage Formu lieru ngen 
übriggeblieben sind. In einer Resolution über Strukturanpas­
sung und Protektionismus bleibt es bei Absichtserklarungen. 
Die UNCTAD wird als .. ein" Instrument der "Nord-Süd· 
Verhandlungen" unler anderen definiert. Eine Resolution über 
den Ressourcentransfer ("Entwicklungshilfe") beläßt es bei un­
verbindlichen Aufforderungen. In Frage der " Inlerde~ndenz" 

der verschiedenen Bestandteile der NIWO und bei der Resolu­
tion über das Weltwährungssystem haben die kapitalistischen 
Industrieländer Veto eingelegt. Ei ne Reihe weiterer Resolutio­
nen - so ein Entwurf der sozialistischen Länder zur Rolle der 
internationalen Konzerne - ist erst gar nicht abgestimmt wor­
den, sondern wurde an UNCTAD-Unterausschüsse in Genf 
weitergeleitet. 
Nun wäre es den kapitalistischen Industrieländern sicher nicht 
gelungen, dies alles abzublocken, wenn die in der sog. "Gruppe 
der 77" zusammengeschlossenen Entwicklungsländer konse­
quent bei den in Arusha aUfgestellten Zielsetzungen geblieben 
wären. Zwei Problembereiche haben die Verhandlungstatik der 
Entwicklungsländer jedoch zusätzlich beiastei, einmal eine sich 
versärkende zentrifugale Tendenz innerhalb der Front der Drit­
len Welt, zum anderen Unklarheiten über die Rolle der soziali­
stischen Staaten in der Auseinandersetzung um die demokrati­
sche Neuordnung der Wirtschaft. Beides waren ideale Ansatz­
punkte ror die westliche Taktik, vorhandene Widersprüche zu 
fOrdern, existierende oder potentielle gemeinsame Positionen 
aufzuspalten und damit das Verhandlungspotential der Dillen 
Welt insgesamt zu schwächen . 

Manila-Resultate: Uo n rbind liches 

Zwar ist in Arusha der wachsende Differenzicrungsprozeß in­
nerhalb der Lä nder der Dritten Welt in verschiedene politische 
und gesellschaftliche Systeme usw. und die Gefahr, die dies an­
gesichts der westlichen Taktik von "Teile und Herrsche" be­
deutet, benannt worden. Jedoch zeigte sich in Manila ein Man­
gel an Zusammenhalt immer dann, wenn die Vertreter der west­
lichen Welt gezielt solche Fragen in die Debatte warfen, die 
Sonderinteressen einzelner Undergruppen betreffen. Beson­
ders deutlich wurde dies an der Problematik der Öl- und Ener­
giepreise. Hier ist den kapitalistischen Undern zeitweilig ein 
Zusammenspiel mit Vertretern aus der Gruppe der nichterdöl­
exportierenden Länder gelungen, was darauf hinauslief, daß 
das ökonomische und politische Potential der OPEC-Staaten 
nicht voll in die Waagschale geworfen werden konnte. 
Hemmend hat sich auch bemerkbar gemacht, daß viele Ent­
wicklungslander die sozialistischen Länder mit den kapita listi­
schen Staaten im Sinne einer pauschalen und klassenneuualen 
"Nord-Sild-These" auf die gleiche Stufe stellen. Dies ist nicht 
neu; jedOCh bildete es von vornherein einen festen Bestandteil 
der Takt ik der kapitalistiSchen Industrieländer, über den stän­
digen Hinwei.s auf die quantitative im Vergleich geringeren 
"Leistungen" der RGW-Staaten ein sie selbst entlastendes Ver­
wirrspiel zu betreiben. Geradezu genüßlich vermerkt Lambs­
dorff: "Ein bemerkenswertes Ergebnis von UNCfAD V ist 
auch die Tatsache, daß praktisch zum ersten Mal öffentlich die 
entwicklungspolitische Rolle der osteuropaischen Staatshan­
delsländer krit isch diskutiert worden ist. Die Versuche dieser 
Staaten, Entwicklungspolitik primär als eine Verpflichtung der 
Industrieländer des Westens zu interpretieren, sind während der 
Diskussion in Manila auf einhellige Ablehnung gestoßen. Es 
geht nicht um Bewllitigung von Vergangenheit, sondern um eine 
gemeinsame Zukunftsaufgabe. " 

Wenngleich es eine Übertreibung ist, von "einhelliger Ableh­
nung" zu sprechen, hat diese Haltung zweifellos das Verhand-
n 

lungspotential der Entwicklungsländer geschwächt. Die Vertre­
ter der kapitalistischen Industrieländer haben ihrerseits nichts 
unversucht gelassen, derartige Positionen gezielt zu rordern. 
Diese Taktik entspringt dem imperialistischen Dilemma, in der 
Auseinandersetzung um die NIWO bislang mit einer relativ ein­
heitlichen Front von Entwicklungsländern und sozialistischen 
Ländern konfrontiert gewesen zu sein, durch die es 1974 über­
haupt erst gelungen war, den sich in der NIWO widerspiegeln­
den Kampf um die Okonomische Unabhängigkeit auf die inter­
nationale Tagesordnung zu setzen. 

Entlastungsangriffe auf sozialistische Lä nder 

Angesichts dieser Konstellation gall es, wie ein bürgerliCher Idl»" 
loge 1977 im Europa-Archiv (Folge 10/ 1977, S. 300) formulier­
te, "eine in der Form behutsame, in der Zielsetzung deutliche 
Unterslilttung der Forderungen der Dritten Welt gegen die s0-

zialistischen Staaten Unler dem Gesichtspunkt der gemeinsamen 
Verantwortung aller leistungsfähigen Länder für den Weltent­
wicklungsprozeß" anzustreben. 
Freilich kann sich ein solches, ausschließlich taktisch mOlivier­
tes Parteiergreifen des Westens filr die Dritte Welt lediglich auf 
solche Elemente der NIWO beziehen, die rur den Bestand der 
kapi talist ischen Weltwirtschaft nicht systemgefährdend sind . 
Die sozialistischen Länder haben auf UNCfAD V gerade jene 
Forderungen der NIWO besonders unterStützt, die über das be­
stehende System der WirtSChaftsbeziehungen hinausweisen: 
Die Kontrolle der internationalen Konzerne, das Recht auf Sou­
veränität Ober die nationalen Ressourcen und die völkerrechtli­
che Legitimität \'on Enteignungsmaßnahmen gegenOber dem 
ausländischen Kapital. Ihre Vertreter wiesen in ihren Reden und 
Resolutionsvorsch lägen darauf hin, daß am Markt orientierte 
Regulierungsinstrumenle wie beispielsweise der Gemeinsame 
Fonds zwar als erste Sthritte sinnvoll sind, daß diese jedoch mit 
erweiterten Kontrollmechanismen gegen die inlernationaJen 
Konzerne gekoppelt werden müssen, wenn die Ursache der ru r 
die Entwicklu ngsländer schädlichen Preisschwank ungen auf 
dem Weltmarkt - die SpekUlation an den internationalen Wa· 
renmärklen - beseitigt werden soll. In der Frage des Ausbaus 
der UNCfAD zu dem universellen und wiChtigsten Verhand­
lungsgremium in Fragen der Durchsetzung der NIWO hallen 
die Entwicklungsländer in Manila die ungeteilte Unterstützung 
der sozialistischen Staaten, auf deren Initiative hin die UNe 
TAD 1964 gegrOndet worden war. 
Eine stärkere Koordinierung des Vorgehens von sozialistischen 
und Entwicklungsländern hätte somit zweifellos die Schlagkraft 
der Kräfte, die fOr die demok ratischen Umgestaltung der kapi­
talistischen WirtSChaftsordnung eintreten, beträchtlich erhOhen 
können. Vor allem aber könnte dies dazu beitragen. daß das 
NIWO-Konzept in sei.en antiimperialistischen Kernorientierun­
gen weit stärker als bisher profiliert wird. 
Dies scheint überhaupt eine Schlüssel frage für die weiteren Aus­
einandersetzungen zu sein. Denn die in den westlichen Massen­
medien zur Schau gestellte Genugtuung über die "neue Sach­
lichkeit" auf UNCTAD V zeigt letztlich nichts anderes an. als 
die Befriedigung darüber, daß Systemfragen weitgehend ausge­
klammert blieben ... Versachlichung" kann ror die Apologeten 
der Kapitalherrschaft im Zusammenhang der Auseinanderset­
zu ng über die Neuordnung der Weltwirtschafl immer nur hei· 
ßen, daß ihre eigenen Interessen gesichert bleiben. Es sind je­
doch gerade die aus diesen Interessen erwachsenden Mechanis­
men von Ausbeutung und Abhängigkeit, die flIr die Unterent­
wicklung hau pI verantwortlich sind. 
Ohne die Einschränkung und schließliche überwindung der 
Macht der internationalen Monopole und ohne übergang zu 
sozialrevolutionären Veränderungen innerhalb der Entwick­
lungsländer kann auf Dauer keine neue Weltwirtschaftsord­
nung verwirk licht werden, die ihren Namen verdient. Ob es in 
nächster Zeit zu einem Klärungsprozeß in dieser Richtung 
kommt, bleibt abzuwarten. 



Ein interessantes Buch für jeden neuen Abonnenten 

Abonnenten werben Abonnenten! 
Jedem AlU-Abonnenten, der einen neuen Abonnenten für unsere Zeit­
schrift wirbt. bieten wir ein interessantes Buch aus dem Themenbereich 
Drille Weil. Die einzigen Bedingungen: 
I. Der Werber muß selbst AlB-Abonnent sein . 
2. Der gewonnene Abonnent muß d~s Abo beza hlt haben. 

Für einen Abonnenten: 

-_ .... _ ... _ .... 

StrpO Rom" .. 

Eduardo Galeano 
Die oUenen Adern Lateinamerikas. 
Die Geschichte eines Kontinents 

31 1 Seiten, Peter Hammer Verlag 
1976 
Das Buch des uruguayischen Schrift­
stellers gilt als beste Darstellung der 
lateinamerikanischen Geschichte. 
Als Standardwerk gehö rt es in die 
BibliOlhek eines jeden, dem die Pro­
bleme dieses Kontinents nicht gleich. 
gOhig sind . 

\ '1'0 Sondl .... ! L.bon ud Tod d .. «>I,. lal.i ... _rik .... 
.. 10,... c: .... m .. r~b .... 
lj7 ~I~n. p.,tr Hanuntt V •• lal 1976 

11 11"1 I>lallo ... ·\kl 
Im.u cb .. C.Id" OriU, W.II . o •• ~ .. ,.nl om Il.tb!>ltl U .. >i· , .. 
216 Sflled. Pel ... Hamrnr. Vtr;q 1971 

Kay·MidlHl Sch,~; .... (H .... ) 
SU ••• 100 ritt ... UM. U"onIric.UI.1I<I \ \ 'idonio"" I ... 
Ilidlit_Mrih 
196 Sn,,,,. p.,,, Hanwnn v .... lal 197~ 

lurgen Ostrowsky/ Wolff Geisler 
Südarrika. Rassismus, Imperialis­
mus. ßdreiungskampf 
160 Seiten, Pahl. Rugenstein 1978 

Erste allgemeinverständliche Dar­
stellung des Konflikts im südlichen 
Afrika . Faktenreich werden die In­
teressen offengelegt , diedafürverant­
wort lich sind, daß im Süden Afrikas 
noch immer Rassendiskriminierung 
und Aparth~id den Alltag bestim­
men. 

GC'fha,d S.IIbJ/ E .. "h W"lff (H .... ) 
)Ii . ... bo .... \ 'orloaftdlult<ft,..... dlt " ._ ........ M;~"'t· 
JUI. h. C~1It 
263 So;lOn. Pah1-J1 ut<n,,';n V.tlag 1977 

D,tler 9ori.., r.,~. HINI 
",.., .. 11"10 ... Gt",~k hl •• nd polili..,b. G''''''''·''I 
209 5o; lon. Plh~RII • • n,,';n Vorlaj 1978 

WoIf .. nl Rilln 
IHr I ...... fr ... r Ui . .... , d~ SchJo. II ... hM< 
~ s.;!",. Vtfll. Ma"i!liooh< Bla uft 1919 

Der _.­
unddle ........... ..--

Wolfram BrOnner 
Der Na host-Konnikt und die 
Palästina.FnlIge 
318 Seiten, Verlag Marxistische 
Blätter 1979 
Monographische Untersuchung über 
Geschichte und aktuelle Probleme 
des Nahost-Konflikts. Besonderes 
Gewicht hat die Darstellung des pa­
täst inensischen B~fr~iungskampf~s. 

Mit einem umfassenden Dokumen­
t~nanhang. 

h 'lln Ljllbtlit 
CII." "'.bolltr I .. W~ .. d 
IlJ ~!CtI. V~tlal Ma .. iOl;Kh~ Blautr 19'18 

R.II I Vokln V;vo 
AI~loJIIl<ft _ 01 ... unbol<onnl' Ittvol"llo .. 
128 ~ICR. V •• lal Ma" ;01;",h. DI.'i" .. 1978 

Manr~ U .. b ...... 
t .... lw.nwrik • . SrloluplOl' ... oI.lloai .... Ki",pf, 
~ Snlf1l. V~rlal MaroOli..,h. BLlII~t 191$ 

EboThard HKk.,h.al 
.. .......... Ciolit. 0. ...... . .. ;..,100 .... .. _ . . ... 'f ........ 
... 10 _ P. , .. 10 .. OIil< 

192 5f1lm. U"IOn \ ' .... lal 1976 

Flirt NolVlfIIrld " ",r./Honl· Echn Cf"" 
u .", ... v."" .......... HUGO .. iIo_ltf d"",~ L.l ..... _ri~. 
170 SC"~n. WeU,." \'~rlq 1978 

Clln,h .. M.y. 
Un lO ... ,IOu "ild,n In Simibio . Siidofrih und 7.01 .. 
192 5o;I~n. W~II~ "" v~' laa 1978 

Für zwei Abonnenten: 

Hannes Stütz/Dieter Süverkrüp 
Kuba. Vom Zuckerrohr :tur Zukunrl 
144 Seiten, reich bebildert, Welt kreis Verlag 1978 
Bernd KObler (Hrsg.) 
Cuba Ubre 
160 Seiten, reich bebildert, .KObler Verlag 1971 

: Icb habe als neuen AIH-Abonnenl gewonnen: 

: Name: 

: Anschrift: 

: Meine Anschrift : 

: Mein Name: 

Buchwu nsch: 
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Rezensionen 
Sandino-die "Waffe voller Hoffnung" 

Der Befreiungskampf dC'S nikaragulnischcn Volkes g~en die Somota­
Diktatur haI eine: dramatische Zuspitzung erfahren. 
()cm Bqinn der Diktatur des Somoza-Clans im Jahr1: 1934 ging unmit­
telbar die heimtückische Ermordung des ersten lau~inamcrikanischcn 
Guerillaführers. Augusto Cesar Sandino. voraus. Er konnle zwar er­
mordet werden, jedoch nidll seine Vorstellußacn und Id«n, die mit der 
Gründu ng der Sandinist ischen Front der Nationalen Befreiung (FSLN) 
im J ahre 1961 eine Wiederbelebung erfuhren und heute ~timmend im 
Bdreiungskampf sind. 
Pablo Neruda nannte Sandino "die Warre voller Hoffnungen". Doch 
wer war nun eigentlich Augusto CCsar Sandino. dessen Tradition so le­
bendig im Hen:en der pratriOliSl:hen Nikara,uaner lebt? 

Einrn fundierten Einblick vermillell das Taschenbuch von 
Sel110 R.mlru, Viv. S.ndlno! Lebf-ß und Tod dn er.lIrn I.teinllmeri­
kII nlsoehrn Guerltl.fü hrr~, Pr ter ".mmer Verl.g, Wupperth.1 1916, 
1575., 16.- DM . 

Der Autor, selbst Nikarar;uantr und rIIhrender Kopf der "GrupPt der 
12", hat in diesem Buch Hinlergrundmaterial und Selbstttugnisse San· 
dinos zusammengestel". 
1895 in einem kldnm Dorf Nikaraguas als uneheliches Kind dnes 
Landbersiuers geboren. lernte Sandino f11lh das Elend stines Volkes 
kennen und es "reifte in seiner Kindheit die Frage nach der Gerechtig­
keit in ihm heran" (5. 2S). 
Von 1920-1926 .rbeitele er in den verschiedensten Berufen. z. B. als 
LagC1Verwalter, auf ErdOlfeldern, in Honduras, Guatemala und Mexi­
ko. ZUTÜckgekehn nach Nikaragua leistete er politische Aull:lIlrungs­
arbeit unter den BerglC"Uten, stellte eine kleine bewaffnete Armee auf 
und schloß sich mit stinen leuten der liberalen Panei an, die ei~n 
Krielgegen die damalige Regierung führte. Die Zielsetzung von Sandi­
no und seinen Leuten ging aber schon darüber hinaus. Sie verstanden 
ihren Kampf gleichzeitig als Parteinahme segen d ie ausländische Inter­
vention und gesen jesJiches AnnexionSbestrcbtn stitens der USA. So 
.... urde Nikaragua zu der Zeit "in den Atlanten als d n nordamerikani­
sches Protektorat beuichnet, galt also als eines .sciner kolonialen Be­
si tztümer" (5. 23). 1927 erkLlnen sich die Gentrllie den USA und der 
Regierung Nikaraauas ge&enOber zur K~pitulation btrdt. Alierdinas: 
Alle Generllle, bis auf einen - Sandino. 
Dies .... ar der Beginn der ersten Guerillaarmee L.teinamcrikas. Am 2. 9. 
1927 wurden "die Bauern, die sich in Waffen erhoben haben ... auf 
das Grllndungsdokument des ,Vertcidigu'ngshceres der Nationalen 
Souveränität von Nicaragua'" (5. 31) vereidigt. Unter der roten und 
der schwanen Fahne (rot: Freiheit, schwarz: Tod - Freiheit oder Tod) 
schlagen sich die Guerilleros mit ihrer neuen Taktik der "Oberm­
schungsangriffe aus dem Hinterhalt auf Kolonnen ... und Sturman­
&riffe auf Garnisonen in kleinen Dorfern" siegreich. Sandino versi-

74 

cherte tlglkh, daß der Krieg dn sofortiges Ende fände, .... enn "der leu­
te BesatzußiSsoldat Nikaragua verlaßtn habe" (5. 38). Er bemühte 
sich um internationale UnterstützUna fIIr das Anliegen stines Volkes, 
erhielt Sympathien. aber nur unverbindliche Zusagen: "Sandino war in 
seinem Kampf international isoliert" (5. 48) . 
Trou:dem konnten am I. I. 1933 Sllndino und seine Leute den langer­
sthnten Sieg feiern: Das letzte Kontingent der US-Marines verlidl das 
Land. Das Friedensabkommen wurde unterzeichnet. Daß die neusebil· 
dete Nationalgarde indessen die Rolle der alten Besatzul\&Smacht zu 
spielen begann, war Sandino nicht verborgen geblieben. Kurz bevor er 
auf Befehl des Führers der Nationalgarde - Somolll - ermordet wur· 
de, saste er: "Meine Politiker haben mich hintCl"$ Licht gerohTt" (5. 
48). Die Bedeutung GeneralSandinos besteht nach S. Ramirez weniger 
in seinem wissenschaftlich fundierten Denken, als in sein~m unbeirrten 
"Kampf auf Leben und Tod mit dem Imperialismus" (5. 47/4g). Die 
im Buch folgenden 63 Dokumente von und über Sandino zeigen, daß 
stine Mörder ,.nichts anderes (taten), als ein Samenkorn unter die Erde 
zu bringen" (5. 46). 

Wie die Saat Sandinos aufgegangen ist , wurde spätestens im Herbst 
1978 mit der Besetzung des Nationalpalutts der Hauptstadt und dem 
später folgenden landC:S"'eiten Generalmeik deutlich. AuS diesem ak­
tuellen Anlaß erschien: 
Info rmatIonsbüro NiCIIl'1lgu. (Hn,.). NI~ngu. _ ein Volk im Faml­
lie n bc5it~, Rowohlt Verlag, Reinbek bei H.mburg 1979. 161 S., S,IO 

"M. 
Anliegen der Autoren ist es. "die nicaraguanische Wirkl ichkeit. die 
vergangenen und künftigen Ereignisse besser zu verstehen" (5. 1.5) und 
"iJiesen Kampf nicht nur als Sache der Nicaraguaner aru:usehen, son­
dern von außen den Teil dazu beizutragen, den sie von uns erwarten: 
Solidarität durch konkrete Hilfe und Öffentlichkeit für ihre Probleme" 
(5. 14/1S f). 
Das Buch gliedert sich in sechs Abschnitte, in del\C1l in einprlgsamer 
Mischung aus Augeru:etlgenberichten, Gedichten, Fotos, Dokumenten 
und Interviews dem Leser die wichtigsten aktuellen Probleme des Vol­
kes nahegebracht werden. 
Im ersten Kapitel "Geschichte der Umerdrllckung" .... ird die Geschich­
te des Landes in knapPtr Form dargestellt. sowie die Frage der Men­
schenrechte und der Charakter der US-Militli rhilfe an den Somoza­
Clan untersucht. 
Informativ ist die Dal"$tellung der politischen Organisationen, die nur 
leider nicht aktuell genug gehalten ist und eine Charaklerisierung der 
Vereinigten Volks~'egung (MPU) "ermisstn laßt. 
Das zweite K.pitel hat die wirtschaftliche Situation, mit dem Schwer­
punkt Entwicklungshilfe. zum Gegenstand. Die Autoren Oben Kritik 
an der Entwicklunphilfepraxis der Bundesrepublik - dem mittlerweile 
driugr(lßten Handelspartner Nikaraguas -, da sie nicht nur weitge­
hend den bundesdeutschen Multis in Nikaragua zugute kommt, son­
dern auch über Organisationen abgewickelt wird, die "direkt von der 
Familie Somoza kontrolliert" (5. 82) .... ·erden. Die lanae Liste nur der 
wichtiJSten Firmen, die in SomOlllS Familienbesitz sind. zeigt dem Le­
str, daß der Titel des Buches seine Berechtigung hat. 
Zwei Dokumente zur Kirche in Nikaragua - im folgenden Kapitel ­
abgedruckt. dokumentieren die 'Breite des Widerstandes: ein Brief der 
Priester der Erzdiözese an J. Carter mit der Bitte, jegliche Unterstüt­
zung an Somoza einzusteJJen und ein Brief Erncsto Cardel1als an das 
Volk. Cardenal versteht den Kampf des Volkes hier als einen aufge­
zwungenen. das unterdrtlckte Volk veneidige sich nur (vsJ. S. 103) . 
Im vierten Kapitel " Widerstand" findet sich ein - spannend geschrie­
bener - Bericht des lateinamerikanischen Schriftstellers Gabriel Gar­
eia MlIrqun Ober die BescU:Unl des Nationalpalastes in Managua. s0-

wie andere Berichte aus einzelnen StAdten ..... lhrend des Generalstreiks 
im September 1978. 
Ein In terview mit Sergio Ramirez über die Rolle der "Gruppe der 12" 
und deren Vorstellungen Ilber das zukünftige Nikaragua schließt das 
Buch ab. 
Im Dokumenten- und Datenanhang sind die wichtigsten F.kten zum 
Land, zur Geschichte, sowie Bllcher zum Thema zusammengefaßt. 
Ebenso ist eine programmalische ErklAruna der FSl.N aufgenommen. 
Alles in allem: z ..... ei BIlcher. die sich gut er&lnzen. 8 . pnul 



Kurzinformationen 

Westsahara 
Nachdem das am 7./8. 4. 1979 neu gcbildclc Militllrlwrnitee für Natio­
nale Rcuung in Maurelanien am 23. April ein Abkommen mll der 
FreßTc POUSARIO in Tripolis zur Beilegung des WCSlSaharakonflikls 
umcncichnetc. schien die LOsung nAher gerückt. D<Kh Frankreich, das 
miuler.oo"c:ilc gez ..... ungenermaßen das Sclbslbcslimmungsrecht des sah­
raouischen Volkes - allerdings im Gt'gtnsau~ zu Spanien nicht die PO­
USAR IO' - ancrkanm hat, \"cranlaßtc die ökonomisch ruinierte mau­
Tetanische Führung zum ROchicher; laul einer POUSARIO­
Erkll1rung vom 31. Mai kehrte man zur alten "Politik des Zauderns 
und der Ausflüchu:" zurUck. Am J. Juni crklanc dann der bisherige 
Staatschef fo, ' auretanicßS, t-,.1. Duld Salek, seinen RUcktrin und legte 
den Vorsitz im Militllrkomitee nieder. Zllm Nachfolger in beiden Funk· 
tionen wllrde Oberstleutnant Mahmoud Ould Ahmed LOllly ernannt. 
Trotz der marokkanischen Trup~nprllsenz von 40000 Mann in der 
Westsahara orientiert die I'OUSA RIO darallf. "den "on mauretani· 
sehen Aggressorenkräften besetzten Teil der DARS auf dem friedlichen 
Wege wiederzuer langen", so das Kommunique der POUSA RIO­
Exekmivkomiteetagllng von Anfang Mai d. J. Ihre imernationalen Po­
sitionsge"'inne zeigt nicht nur die zunehmende Zahl ,'on - nunmehr 21 
- Anerkennungen der DARS, wleltt dllrch Vietnam und Äthiopien. 
Das illustriert allch die Tatsache, daß die Westsaharafrage .... ahrend des 
Nichtpaktgebundenen·Gipfels in Havanna, in der Herbst~ion der 
UN·Voll\'ersammlung (vgl. AlB 211979) so,,'ie in der Organisation für 
Afrikanische Einheit (OAU) erortert wird. 

Palästina 
Vom 4.-6 ..... Iai 1979 fand in Basel eine vom Weltfriedensrat einberu· 
fene Internationale Konferenz der Solidaril.lt mit dem palllstinensi· 
sehen Volk stan, auf der Reprllsentanten aus 60 Undern und von über 
100 Organisationen vertreten .... aren. Die Pal1stinensisehe Befreiungs­
organisation (PlO), die mit 4 to.litgliedern das Exekutivkomitees umer 
Leitung ihres Allßenministers Faruk Kadomi teilnahm, .... Ordigte das 
Treffen als bisher größte Solidaritlltsaktion dieser Art. Die Konferenz 
charakterisierte die Separatabkommen von Camp David/ WashinglOn 
"als schwerwiegendc Eskalation der imperialistischen Verschwörungen 
in diesem Gebiet"'. Ein Appell dcr Ober 200 Konferenzteilnehmer wen· 
det sich gegen "jegliche Versuche oder Vercinbarungen mit dem Ziel 
der Lösung des Nahostproblems außerhalb der Vereinten Nationen uno 
ter Mißachtung der UNO·Resolut ionenllnd in Abwesenheit der PLO". 
Er orientiert auf das Mobilisieren fOr die volle Verwirklichung der UNo 
Resoi ll tionen zur Paillstinafrage. Das Baselcr Treffcn diente a llch der 
Vorberei tung der für den 22.- 24. Oktober 1979 geplanten "Wcltkon· 
ferenz der Solidarität mit dem arabischen Volk - zentrales Thema: die 
Palästinafrase" in Lissabon. 

Ekuador 
Da die ekuadorianischen PrlIsidentschaftswahlen vom 16. 7. 1978 rur 
keinen der Be"'erber eine absolute Mehrheit brachte, wurde eine Stich· 
wahl zwischen den z .... ei aussichtsreichsten Kandidaten fOr den 29. 4. 
1979 angesetzt. Sie gewann der Kandidat der Sammlung der sozialde­
mokratisch orientierten Volkskrllfte (CFP), Jaime Roldos mit 62 ..-. der 
Stimmen. FoldO$ kündigte an, ein PrlIs ident der Armen sein zu .... ollen. 
Dies ist auch biuer nötig. Das Prokopfeinkommen Ekuadors liegt zwar 
bei 64{) Dollar. doch auf die mittellose indianische Landbevölkerung 
(40'7. der Bevölkerung) enrallenlediglich 60 Dollar im Jahr. Zu ihren 
GllnSten forden Roldo5 eine Agrarreform. Dartlber hinalls tritt er ((Ir 
eine. Steuer· und Bildungsreform ein. Dies heißt jedoch nicht, daß er, 
wie ih m seine Gegner aus dem Lager der Latifundisten und ausl!1ndi· 
sehen Konzerne vorwerfen, eine sor.ia listische Regierung etablieren 
wolle. Vielmehr hat er sich wiedertlolt fUr den Sc::hutz des Privateigen­
Illm$ und einen Allsgleich zwischen der ökonomischen Entwicklung 
und der sozialen Gereehtigkeit ausgesprochen. Es wi rd sich erweisen 
müssen, ob die Reaktion dun::h dieses Vesprechen berllhigt werden 
kann und ob die Militärs tatsächlich in die Kasernen zurückkehren, oh· 
ne sich vorher entscheidenden Einfluß gesichert zu haben . 

Mexiko-Kuba 
Der am 17.1 18. I\lai 1979 auf Einladllng des mexikanischen PrlIsiden· 
ten lose L6pcz Portillo erfolgte Besuch \'on Fidel Castro in Mexiko ...-ar 
mrhr als rin bloß formeller Slaauakt. Neben einrr Bilanzierung llnd 
Vertiefung der 1978 beschlossenen Programme über wissenschaftliche, 
ö konomische und kullll relle Zusammenarbeit beider Staaten. standen 
im Miuelpunkt der Gesprllche Themen ,,"ie Abrtlstung, Emkolonialisie­
rung, Zimbab...-c und Namibia, Nichtpaktgebundene SO"'ie internatio­
nale Rohstoff· und Energiepolitik (so das Gemeinsame Kommunique, 
in: Granma, Havanna, 27 . .s. 1979) . Insbesondere dem letzten Punkt 
kam insofern ein zentralcr Stellenwert zu, ab Mexiko durch die kürzli· 
che Entdeckung enormcr Ölvorkommen zum viengTößten Erdölprodll' 
zenten der Welt avancieren kann. Von daher konzentrierte sich jüngst 
das Imeresse der kapitalistischen Hauptländer auf dieses Land, symbo­
lisiert durch die "Good·will·Tour" Jimmy Carters nach Mexiko im Fe­
bruar d. J. Dessen Absichten, den USA unter für sie günstigsten Bedin­
gungen alternative ErdOIQuelien zu sichern. hatten freilich bei Portillo 
wellig Gegenliebe gefllnden. Dieses Auftreten gegenüber neokolonialen 
Vcreinnahmungs\'ersllchen unterstützend, betonte Fidel Castro: "Me­
xiko ... ird immer unsere bescheidene aber dennoch allfrichtige und zu· 
verl1ssige Unterstützung in se inem patriotischen Kampf haben, hier in 
dem erhabenen llnd großmütigen Gedanken ausgedrilckt, daß Energie· 
qllellen ein Erbgut der Mcnschheit seien" (ebenda). 

Nichtpaktgebundene 
Am 10. 6. 1979 ,ing in Colombo eine Außenministerberalllng des 
Koordinierungsbilros der Nichtpaktgebundenen zu Ende, Die 2S Büro­
Mitgl iedsstaaten einigten sich Ober die Tagesordnung und eine Reihe 
von Empfehlungen an die 6. Gipfelkonferenz, die im September d. J . in 
Havanna stattfinden wird. Die Entscheidung über die rechlmllßige Ver­
trelung Kampucheas und Ober den beantragten Ausschluß Ägyptens 
aus der Bewegung wurden bis zum Gipfeltreffen '·ertagt. Empfohlen 
wurde hingegen die Aufnahme des Iran, Grenadas, Boliviens, Sufi· 
nams und Pakistans in die Rcihen dcr Nichtpaktgebunden sowie die 
Veranstallung der 7. Gipfclkonferenz 1982 in Bagdad. Die Sc::hl llßer­
klämng von Colombo enthliit eine scharfe VerUrteilllng der Nahostpo­
litik der USA. die "das Thema Palistina zu liQllidieren" trachteten. 
Der isradisch-ägplische Separat vertrag stelle einen Bruch der Prinzi­
pien der UNO wie der Nichlpaktgebundenen dar und solle deshalb von 
den Mitgliedsstaaten nicht anerkannt werden . Das Treffen verllflei lte 
ferner die Aktivitäten zur Installierllng von Marioneuenregimes in 
Zimbab .... e und Namibia und bekrllftigle seine Solidarität mit dem 
Kampf der Völker Chi les und Nikaraguas. 

Afghanistan 
Die AuseinanderSC1Zllngen zwischen der afghanischen Re"olutionsrc-­
gicrung unter Nur Mohammed Taraki und vom Ausland llnterstOtzten 
konterre\'olutionllren Kräften haben seit Anfang Juni d. J. einen neuen 
HOhepunkt erreicht. In einigen Landcsteilen kam es Zll erbittenen 
Klmpfen, .... obei es den sog. Rebellen jedoch nicht gelang, grOßere 
Stlldte unter ihre Kontrolle Zll bekommen. In diesem Zusammenhang 
.... ardigte PrlIsident Taraki besonders die herausragende Rolle des Ko­
mitees zum Sc::hu tz der Revolution bei der Verteidigllng llnd Vertiefung 
der sozialen 't:rrungenschaflen. So konnte bis Anfang Juni im Rahmen 
der Bodenreform Land an 230000 Bauernfamilien obergeben werden 
(Kabul Times, 4. 6. 1979; siehe auch AlB 611979). Gegen diesen Kurs 
kämpfen vor allem die ultrarechte Islamische Partei Afghanistans, Zll 
der Kreise der Geistlichkeit zahlen, llnd eine sog. Nationale Befreiungs· 
front von Stammesführern und Großgrundbesitzern, die ihr Fußvolk 
aus Flüchtlingslagern in Pakistan rekrut iert. In den Ostprovinzen Nan· 
gahar llnd Pakh tia griffen pakistan ische Milizen in die Kämpfe ein. Fi· 
nanzen, Waffen und ihre Allsbildung erhalten diese KrlIfte dabei von 
Seiten der USA, Großbritanniens und der VR China; auch Saudi Ara· 
bien und der reehte FIUgel der Geistlichkeit im Iran versicherten ihre 
Unter~t{llzung . 
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,----------Retler der Türkei?,------
"Ein Mann rettet die Türkei," so wertete die Zeit vom 15. 6. 1979 die 
von Walther Leisler Kiep vermitteIle westliche Sonderhilfe für das 
wirtschaftlich bankrotte Land am Bosporus. Bei heute]9 Mrd Dollar 
Auslandsschulden ist die Eccvit- Regierung nicht in der Lage, die 
$ehuldenlilgung zu begleichen, und generell 7.ahhmgsunfJlhig. Eine 
Arbeilslosenziffcr von offiziell ZO '10 und eine Inflationsrate von 70 -,. 
zeugen von der Tiefe der IUrkischen Krise. Hierin auch liegt der 
Grund Für die in letzter Zeit außerordemliche Verschärfung der sozia­
len und poli tischen Auseinandersetzungen im Lande (siehe detailliert 
K. Sahin in AlB 6/ 1979, S. 4- 8). 
Und dies ausgerecht in einer Situation. da mit dem Sturz des Sehah­
Regimes im vorderen Orient ein strategischer Eckpfeiler der West­
mächte gegen das sozial istische Lager und die nationale Befreiungs­
bewegung gefallen ist. Mit dem Zerfall des anglo-amerikanisch diri ­
gierten CENTO-Pakts (1955 als Bagdad-Pakt gegründet. 1959 mit 
dem Austritt des Irak umbenarlllt) nämlich ist die strategische Bedeu­
tung der Türkei als eurasischer Vorposten der NATO noch beträcht­
lich gewachsen. Dic USA drängen nach dem Verlust ihrer Mili tllrba­
sen im Iran auf wsälzliche Stützpunkte in der Türkei. Das NATO­
Oberkommando agierte als Insirator einer konzertierten westl ichen 
Türkei-Hilfe. mit der der "kranke Mann am Bosporus" und mit ihm 
die "Südßanke" der NATO um jeden Preis stabil gemacht werden 
soll. Der scheidende NATO-Oberbefehtshaber für Europa, Us.. 
General Alexander Haig, brachte mi t einer persönlichen Init iat ive in 
Washington und Brüsscl das Projekt eines ,,~weiten Marsha ll-Plans 
für die Türkei" ins Rollen. Haig, der zuvor erfolglos im Iran :wgun­
sten einer Niederwerfung der revolutionären Volksbewegung interve­
niert hatte, vermeinte die Türkei mit einer westlichen Sonderhilfe von 
etwa 10 Mrd Dollar gegen derartige "Erschütterungen" immunisie­
ren zu können. 
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Anfang Januar d.1. llihlte bei dem Gipfeltreffen der Regierungschefs 
der USA. BRD, Frankreichs und Großbritanniens in Guadeloupe ein 
kollekt ives imperialistisehes Krisenmanagement in der TQrkeifrage zu 
den hervorstechenden Themen. Der Bundcrregierung, den USA und 
der Weltbank schob man die Hauptrollen bei der Organisierung dcr 
Soforthilfe zu. Eine historische Neuheit. denn erstmals gestand man 
in einem internationalen Hilfskonsortium Sonn die federführende 
Rolle bzw. das Auftreten als "Feuerwehrmann der Weltpolitik" (Der 
Spiegel, 21. 5. 1979) w. 
Zum persönlichen Beauftragten für die Reuet ·die-Türkei-Aktion er­
nannte Bundeskanzler Helmut Sehmidt im Einvernehmen mit Us.. 
Präsident J immy Cartcr das CDU-Präsidiumsmitglied und amtieren­
den niedersächsisehen l' inanzminister, Walther Leisler Kiep. Er ver­
millelte und knüpfte VerhandlungsfMen, bis am 30. Mai 1979 in Pa­
ris die Geberländer der Organisat ion für Wirtschaft liche Zusammen­
arbeit und Entwicklung (OECD) über Ausmaß und Zusammenset­
zung der westl ichen Finanzspritze entschie-den. 
Danach soll die Türkei fOr das Jahr 1979 insgesamt 1,45 Mrd Dollar 
erhalten. davon 906 als langfristiges Darlehen zur Importfinanzie­
rung. Die größten Posten wollen die USA mit 248 Mio Dollar, die 
BRD mi t 200, Belgien mit 7S, Frankreich mit 70, Ita lien mit 40. 
Österreich mit 35, Großbritannien, die Schweiz und Norwegen mit je 
30 Mio Dollar aufbringen. Hinzu kommen Kredite seitens der Welt­
bank. des Internationalen Wahrungsfonds (lMF), der Europäischen 
Gemeinschaft (EG) und von Privatbanken. 
Die Eccvit-Regierullg mußte sich jedoch erst den vom IMF ersonne­
nen erpressirischen Vorbedingungen der Finanziers beugen: drasti -
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sche Abwertung der türkischen Währung. Lohnstopp, lIIslitzliche 
Vergünstigungen für das Auslandskapital, Reduzierung des staatli· 
ehen WirtschaftsseklOrs u. a. m. 
Am 12. J uni trug die türkische Regierung der ersten Forderung mit ~ ­

ner Abwertung des Türkischen Pfundes um 43.5 117. Rechnung. Der 
zweiten Kernforderung, die auf weiteren Demokratieabbau und ins­
besondere die Ausschaltung der klassenbewußlen Gewerkschaften 
zie lt, ist die Ecevit-Regierung mit Ihrer Ausdehnung des Kriegsrechts 
von 13 auf 19 Provinzen und mit ihrer Verschärfung der Repression 
im Mai d. J. ein weiteres Stück nähergerückt. Das Verbot der 1. Mai­
Feiern. die Verhaftullg von rund 1500 Demokraten, darunter die 
Führer d~'S progressiven Gewerkschaftsbundes DISK. der Türkischen 
Arbeiterpartei (TlP) und der Türkischen Sozialistischen Arbeiterpar­
tei (TSI P). ve rdeutlichen den hiermit verbunden Rechtsdrift der Re­
gierung. 
Es versteht sich, daß damit die Träger der faschistischen Gefahr um 
Tütkes. und die ul trarCl.'hte Generalität nur weiter an Gewicht gewin­
nen. Und gerade auf ihnen ruhen im Ernstfall die Hoffnungen der 
NATO-Strategen. Insofern kann die westliche Hilfe mitnichten als 
ei n Damm gegen die drohende Faschisierung des Landes interpretiert. 
sondern eher als eine Ermunterung hierfü r gewertet werden. Die von 
den USA gewährte Gesamthilfe fü r die Türkei in Höhe von SOO Mio 
Dollar für 1979 ist der drittgTÖßte Auslandshi lfcp05ten nach Israel 
und Ägypten überhaupt. Washington intendiert damit vermehrte Ab­
hängigkeit und Interventionsrcchte, d ie beispielsweise im Fatte des 
Iran (1953), G riechenlands (1967) octt;r Chiles (1973) in faschi stische 
Militärputsche einmündeten. 
Auch die Stützungsrolle der Bundesrepubl ik ist hier im NATO­
Kontext mi t einzuordnen und verfolgt zudem handfeste wirtSC haftli­
che Eigeninteressen. Bundesdeutsche Konzerne rangieren heute auf 
Platz 2 der ausländischen Kapitalinvestoren hinter ihre Konkurrellz 
aus Fra llkreich und den USA. Und die BRD ist grOßter Waren- und 
Waffenexporteur in die Tilrkei. Nimmt mall die auffallende Duld­
samkeit bUlldesdeutscher Behörden gegenüber dem Treiben türki­
scher Faschisten in der URD hinzu (siehe AlB 6/ 1979). so hinterläßt 
die Rettet-die-Türkei-Ini tiative Bonns einen fahlen Nachge­
schmack. 




